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D I E  „ V E R L E G U N G “ D E S  B R Ü G G E S C H E N  K O N T O R S  

N A C H  A N T W E R P E N

von
K L A U S  F R I E D L A N D

Man könnte die Handelsgeschichte der Hanse nach drei großen Z eit­
abschnitten gliedern, in denen nacheinander die Handelsplätze, dann die 
gehandelten Güter und zuletzt die handeltreibenden Personen bestim­
mend w aren l. So wenig freilich überhaupt eine hansische Handelsge­
schichte für sich darstellbar wäre, so wenig ist es möglich, solche einzelnen 
Perioden aus ihrer ständigen Verflechtung mit städtischer Politik und 
Kultur zu lösen. Aber es lassen sich doch manche einschneidenden E r­
eignisse an den empfindlicheren Reaktionen im Wirtschaftssystem früher 
erkennen als in den Beschlüssen der eigentlichen Hansepolitik; und so ist 
es gerechtfertigt, die für die Kaufmanns- und besonders Fernhändler­
geschichte eigentümlichen Epochen besonders festzustellen.

Ganz ähnliche Wege sind ja  auch in der jüngeren Hanseforschung 
schon öfters begangen worden. Es ist z. B. hinlänglich bekannt, wie die 
ältesten Fernhändlergruppen für bestimmte auswärtige Handelsplätze 
Privilegien erwarben und der hansische Charakter dieser Kaufleute zu­
nächst nur dort wirksam und erkennbar wurde, wie sie sich dann nach 
ihren Herkunftsgebieten zusammenschlossen und wie schließlich Rechts­
schutz und Repräsentation dieser Gemeinschaften zu einer Sache ihrer 
Heimatstädte wurde. W ir wissen auch, daß die von diesen Heim atorten 
geplante Städtehanse sich im auswärtigen Handel nicht vollständig durch­
setzen konnte, vielmehr Ende des 14. Jahrhunderts das hansische Gut 
anstelle des hansischen Bürgers zum Leitbegriff und schließlich das Sv- 
stem der Stapelgüter anstelle einer kommunalpolitischen Organisation 
zur Struktur der Wirtschaftsgemeinschaft wurde.

Der Übergang von der Periode der gehandelten W aren zur letzten 
der handeltreibenden Personen ist hingegen längst nicht so gut bekannt, 
obwohl sich dafür ein nachgerade ideales Demonstrationsbeispiel anbie­
tet: die Aufgabe Brügges, des bedeutendsten Umschlagplatzes hansischer 
Stapelgüter, und der Bau des Hansehauses in Antwerpen, wo man die 
Hansekaufleute der Niederlande zusammenzubringen gedachte, die sich 
inzwischen aller hansisch-bürgerlichen Bindungen entledigt hatten. N ur 
ist bis heute unklar geblieben, wann dieser Umzug stattfand.

1 Belege h ierfür und zum folgenden bei Klaus Friedland, K aufleute und  Städte 
als G lieder der Flanse, in: H G bll. 76 (1958), 23, 28 ff., 35.

1 H  Gbl. 81



2 Klaus Friedland

Das liegt zunächst einmal daran, daß gar keine direkte Nachricht von 
diesem Vorgang überliefert ist. Sicher ist nur, daß ungefähr in der Mitte 
des Zeitraums zwischen 1516 und 1563, d. h. den ersten konkreten Ver­
einbarungen mit Antwerpen wegen einer Verlegung und dem endgül­
tigen Vertrag mit dieser S tad t2, der hansische Kaufmann Brügge end­
gültig verließ und seither die Verwaltungsarbeit in Antwerpen erledigt 
w urde3. Aber alle Begleitumstände sind sonderbar verworren. Nach den 
offiziellen Bezeichnungen für das Kontor scheint es, als ob sich in den 
fraglichen 50 Jahren nichts Wesentliches geändert hätte. Der Name 
„Brüggesches Kontor“ oder „Kontor zu Brügge“ w ird bis über die Jah r­
hundertmitte beibehalten; und wenn sich dabei der Zusatz „ ...  in A nt­
werpen“ findet4, so erweckt das den Eindruck, als habe die altbekannte 
Gemeinschaft hansischer Kaufleute ihren Sitz, wie schon öfters zuvor5, 
aus einem gegebenen Anlaß an einen anderen M arkt verlegt. Aber eben­
diese Gemeinschaft sucht man im Vertrag von 1563 vergebens: er ist 
weder von der Korporation zu Brügge noch für sie abgeschlossen, sondern 
von Gesandten des Hansetages, die nach neuartigen Grundsätzen fest­
zustellen hatten, wer zu den vry cooplieden van den gemeynen hanze- 
steden gehören sollte.

W enn man statt vom Personenkreis von der Institution ausgeht, ver­
liert man ebenso die Spur. Zunächst sieht es so aus, als sei der Sitz 
Brügge überhaupt niemals aufgegeben worden. Vom fertig ausgebildeten 
Kontor der hansischen Spätzeit, genauer Stapel, Kontor und Residenz, 
wurde durch den Vertrag mit Antwerpen 1563 allein die Residenz an 
die Schelde verlegt; im übrigen galt die Erklärung des Hansetages von 
1555, daß das Kontor sich nach wie vor in Brügge befinde und von Ver­

2 H R  III  6, n. 697; Kölner Inventar, bearb. von K onstantin  Höhlbaum  (Inven- 
tare hansischer Archive des 16. Jhs., Bde. 1—2), 2 Bde., Leipzig 1896/1903 
(weiterhin zitiert: KInv.), hier I, 520 ff. — Das in den H R  veröffentlichte, auch 
hier w ieder benutzte M aterial ha t J . H . A. Beuken, De H anze en Viaanderen, 
Diss. N ijm egen 1950, 156 ff., erschlossen und in einen gut überschaubaren 
Zusam m enhang gebracht; eine knappe D arstellung der H auptereignisse 1531 ff. 
— freilich ohne V erwendung des Kölner Inventars und  der N iederländischen 
Akten und U rkunden Häpkes — bildet den Abschluß der Arbeit. Sie wird 
im folgenden im einzelnen nicht immer zitiert. — Ausführlich, doch noch ohne 
K enntnis der H anseakten nach 1530, behandelt die V erlegungsfrage F. Prims, 
De vestiging van het H ansekantoor te A ntw erpen (B ijdragen tot de Geschie- 
denis X X IX  [1938], 163 ff.), wobei klargestellt w ird, daß die Zunahm e des 
H ansehandels und der K ontorverwaltungsakte in A ntw erpen noch nicht gleich­
bedeutend m it einer K ontorverlegung ist. An Prim s’ These, das K ontor sei 
1553 verlegt worden, ist jedenfalls richtig, daß es bis dahin  ein K ontor in 
A ntw erpen nicht gab.

3 W . Evers, Das hansische Kontor in A ntwerpen, Diss. Kiel 1915, 12, gibt als 
spätesten Z eitpunkt dafü r 1539 an; vgl. ebenda 11, Anm . 3.

4 Vgl. KInv. I, n. 2076 und 2079, fü r 1562.
5 W alther Vogel, Kurze Geschichte der Deutschen H anse (Pfingstblätter des 

Hansischen Geschichtsvereins X I), M ünchen-Leipzig 1915, 42 und  75; Prims, 
172 f., 181.



einbarungen mit Antwerpen nicht betroffen sein sollte6, und die Fest­
stellung vor den Ratssendeboten 1562, daß der Stapel in Brügge sei und 
bleibe, fand weder damals noch später W iderspruch7. Das Archiv des 
Kaufmanns zu Brügge befand sich mindestens bis 1555 noch am alten 
Platz, und Brügge blieb auch Erfüllungsort für die Schoßzahlung8. Aber 
die Folgerung, daß die meisten und wichtigsten Funktionen des Kontor­
betriebes niemals nach Antwerpen verlegt worden seien, wird vor der 
Masse von Schriftstücken zuschanden, die schon Jahrzehnte vor dem 
Residenzvertrag in Antwerpen vom Kontor ausgefertigt oder an das 
Kontor dorthin geschickt wurden, und wer noch augenfälligere Gegen­
beweise sucht, braucht nur einen Blick auf den Plan des österschen H au­
ses in Antwerpen zu werfen: da findet man außer Logierkammern für 
die residierenden Kaufleute einen Raum unter dem Namen „Neues Kon­
to r“, im gleichen vertrauten Gebäudeteil übrigens wie das alte einst im 
Hansehaus zu Brügge, dazu Keller sowie Packhäuser für ebendieselben 
W aren, die nach dem W illen der Ratsvertreter auf den Hansetagen zum 
Stapel in Brügge hätten geführt werden sollen9.

Natürlich lassen sich diese Unstimmigkeiten leicht als ein Neben­
einander von Formalien und Realien ordnen. Nur wäre es zwecklos, 
die erstarrte Brügger Tradition rückwärts zu verfolgen und zu suchen, 
wann sie in Brügge selbst noch das Leben hatte, das um die Jahrhundert­
mitte in Antwerpen pulste. Denn nicht die vielzitierte Beharrlichkeit der 
Hansen im Festhalten an alten Titeln hat zu solchen Widersprüchen ge­
führt, sondern diese wurden erst in den 50er Jahren durch eine ganz 
und gar gegen diese Beharrlichkeit gerichtete Politik des hansischen 
Syndikus Dr. Heinrich Suderman heraufbeschworen. Suderman plante 
für die Niederlande ein Hansekontor nach dem Muster des Londoner 
Stalhofs, dem er 1554 neue Statuten gegeben h a tte 10. Praktisch durch­
führbar war das nur in Antwerpen, wo zahlreiche Hansekaufleute sich 
als „Häuslinge“ niedergelassen hatten und in einem Hansehaus zusam­

6 KInv. I, 396. — Im V ertrag  m it Antw erpen kommt das W ort „K ontor“ nur
dreim al ganz beiläufig und ohne rechtliche Präzision vor (KInv. I, 521, 523,
526 § 21).

7 KInv. I, 509.
8 KInv. I, 509; Evers, 12.
9 P lan  „östersches Haus I I “ (A nlage zu Evers’ A rbeit); R udolf Häpke, D er

deutsche Kaufm ann in den N iederlanden (Pfingstblätter des Hansischen G e­
schichtsvereins V II), Leipzig 1911, 37. — Der Bau wurde zwar erst im Mai 
1564 begonnen, w ar aber schon vor dem Residenzvertrag geplan t (KInv. f, 
520, Anm. 2, vgl. ebenda A nhang 68). — Prims, 165, bezeichnet das Gebäude 
als „stapelhuis“ ; einen Stapel im Rechtssinn wie zu Brügge ha t es in A n tw er­
pen freilich niemals gegeben.

10 KInv. I, n. 978; Danziger Inventar, bearb. von Paul Simson (Inventare h an ­
sischer Archive des 16. Jhs., Bd. 3), München-Leipzig 1913 (w eiterhin zitiert: 
D Inv.), n. 2776; Klaus F riedland, D er Plan des Dr. H einrich Suderm an zur 
W iederherstellung der Hanse, in: Jb. des Kölnischen Geschichtsvereins 31/32 
(1956/57), 212; zum folgenden ebenda, 228 ff.

Die „Verlegung“ des Brüggeschen Kontors nach Antwerpen 3
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4 Klaus Friedland

mengebracht werden konnten; taktisch möglich wurden solche M aßnah­
men aber erst dann, wenn die zahllosen, einander entgegenstehenden 
und bis zum Überdruß wiederholten Bedenken der einzelnen Städte aus 
dem Wege geräumt waren. Da war die Sorge, man werde ewige Rechte 
zu Brügge für einen zeitbedingten Vertrag mit Antwerpen preisgeben 
und aus einem bekanntermaßen unabhängigen Gemeinwesen in eine 
neue Gaststadt ziehen, deren Behörden orer ßulvest nicht mechtich 
waren u ; sie legte sich, da Suderman geflissentlich nur von der Residenz 
zu Antwerpen sprach und so die Auffassung begünstigte, das Kontor sei 
nach wie vor in B rügge12. Da war die Furcht vor materieller Benach­
teiligung, die der Rat zu Brügge für den Fall angedroht hatte, daß der 
hansische Kaufmann seine Stadt verließe; sie wurde von Suderman be­
seitigt mit der Deutung, nur bei Verlegung des Stapels würden Brügges 
Forderungen rechtswirksam, und der bleibe ja  am alten P la tz13. Bei Ver­
legung allein der Residenz riskierte man hingegen nichts; denn daß die 
alte Gaststadt in diesem Fall die privilegierte Akzisefreiheit für die 
Tafel des Kaufmanns aufheben wollte, war in W irklichkeit kein Schaden. 
Dieses Vorrecht war schon 1516 bei den ersten Verhandlungen mit Ant­
werpen beschnitten worden; seither interessierte sich kaum noch jemand 
dafür, und überdies hatte man von Anfang an Hoffnung, daß Antwerpen 
dieselbe Freiheit gewähren w erde14. Es war für diese Politik ganz und 
gar kein Hinderungsgrund, daß Stapel und Kontor zu Brügge nur mehr 
ein Schattendasein führten; im Gegenteil: erst dadurch wurde sie mög­
lich. Lübecker Ratssendeboten führten damals aus, nur dorthin, wo der 
Kaufmann seine Residenz habe, könnten Stapelgüter gesandt w erden15; 
Suderman nutzte dieses sehr einleuchtende, aber historisierende Argu­
ment in dem zeitgemäßen Sinne, daß man das Stapelrecht sehr wohl an 
einem anderen als dem Residenzplatz formal aufrechterhalten konnte, 
da es tatsächlich schon in den 20er Jahren preisgegeben worden w a r18.

11 Rezeß 1535 § 405 (in der M aterialsam m lung fü r H R  IV/2, im folgenden 
„Slg. H R IV 2 “ zitiert); ähnlich schon 1518 (HR III  7, n. 142 §133) und noch 
1555 (KInv. I, 398).

12 1555 (KInv. I, Anh. 26, 396, 398 f.). Von da an  ist der Ausdruck „K ontor“ 
im rechtsverbindlichen Sinne erst wieder gebraucht w orden, als vollendete 
Tatsachen geschaffen w aren (1566: KInv. I, Anh. 85, 568 f.).

13 Brügges D rohungen: HR III 6, n. 696 § 67 (1516); Slg. H R  IV  2, n. 85 § 416 
(1535); vgl. H R III  4, n. 157, und Prims, 223; Suderm ans D eutung KInv. I, 
509. — Beuken, der Sudermans besondere Rolle nicht kennt, erklärt die han ­
sische T aktik  zu grob m it den W orten, die H anse sei h ier wie „steeds op 
eigen voordeel bedacht“ gewesen (174).

14 H R III  6, n. 696 § 54, 699 § 3; HR III 9, n. 591 § 13; 598 § 26; Slg. HR 
IV  2, n. 91 § 29 (1535).

15 KInv. I, 374.
16 H R III 7, n. 356 §§ 26—30 (1520). D er damals behandelte S tapelvertrag mit

Brügge (III 7, n. 357) wurde von den Städten 1530 nicht ratifiziert (III 9,
n. 591 § 12); definitiv aufgehoben (Beuken, 153) w urde der Stapelzwang aller­
dings auch von diesem H ansetag nicht. Soweit in den 20er Jah ren  das Stapel-



Der Syndikus dachte nicht im mindesten daran, verfallene Rechtstitel zu 
restaurieren. Als Danziger Sendeboten später einmal derartiges befürch­
teten, beruhigte er sie mit der Bemerkung, das Stapelrecht gehe über 
die alten Statuten nicht hinaus 17.

Daß an der Stelle dieses ironischen Verweises auf längst unwirksame 
Bestimmungen keine offenere Meinungsäußerung steht, hat seine guten 
Gründe. Denn die Städte waren sich darüber einig, daß der nieder­
ländische Stapel erhalten oder wiederhergestellt werden müsse, fast eben­
so einig, wie sie sich über der Frage zerstritten hatten, welche W aren als 
Stapelgüter gelten sollten. Schon 1535 hatte man dieses W ort aus dem 
damals beschlossenen Schoßbrief wieder streichen müssen, weil keine 
Übereinstimmung zu erzielen w a r18; trotzdem wurde der Punkt noch 
mehrmals — ebenso erfolglos — behandelt10. Niemand konnte mehr 
verkennen, daß mit den Diskussionen über die stapelpflichtigen Güter 
lediglich das Sonderinteresse der einzelnen Städte provoziert und die 
Einheit der Hanse gefährdet würde. — Suderman gelang es, diesen 
Konflikt zu lösen. Er machte die alten Rechte in Brügge zu ehrwürdigen 
Mumien und lenkte so den hansischen Konservativismus zum alten Platz 
der Kaufmannsniederlassung, statt ihn am neuen im Wege zu haben20.

Mit dieser Erweckung der Brügger Rechtstradition zu einer Schein­
existenz hat Suderman die Autorität der Städte für seine M aßnahmen 
in Antwerpen erkauft. Im Aufträge des Hansetages, den er sich beson­
ders ausbedang, richtete er 1555 ein neues, vom alten Brügger Kauf­
mannsrat wesentlich unterschiedenes Gremium ein, das zum Kern der 
Antwerpener Niederlassung geworden is t21. Zuvor hat es für die Dauer 
einer Generation in den Niederlanden keine hansische Institution ge­
geben, die als Trägerin des Überlieferten in Frage gekommen wäre, ja  
schließlich nicht einmal mehr einen einzelnen Kaufmann, der selbst die 
alte Kontorgemeinschaft noch erlebt und ihre Gepflogenheiten nach A nt­
werpen einzubringen gedacht hätte. Der Letzte, der sich wenigstens noch 
mit einer Amtsbezeichnung zum Kontor bekannte, starb 1554; und selbst 
wenn man einräumen wollte, dieser Oldermann und zu seiner Zeit einzige 
Kontorkaufmann habe die Kontinuität der brüggeschen Tradition über

recht gegenüber hansischen A ntw erpenkaufleuten — nicht gegenüber der Stadt 
Brügge — herausgestrichen wurde, w ar es m ehr ein D ruckm ittel, um A n t­
werpen gefügig zu machen, als eine für die D auer vorgesehene Befestigung 
des alten Kontors. Vgl. die D arstellung bei Beuken, 167 und besonders 169, 
sowie Prims, 201 ff.

17 KInv. I, 569 f. (1566).
18 Slg. HR IV  2; Entw. verz. KInv. I, n. 61.
19 KInv. I, 324, 363, 374, 396, 423 f.
20 Die Diskussionen um die S tapelgüter endeten 1556, kurz nachdem Suderm an 

seinen A uftrag  zur Regelung der A ntw erpener Sache übernommen hatte.
21 3 Olderleute und 4 Beisitzer (Evers, 18; ebenda auch die Nachweise betr. den 

letzten O lderm an); Unterschiede gegenüber dem Brügger K aufm annsrat: Evers, 
35 f., 38; Gebot der Städte: KInv. I, 399.
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die Jahrhundertm itte hinweggerettet, so brach sie doch mit seinem Tode 
endgültig ab, bis Suderman kurz danach von neuen Ansätzen her wieder­
begann.

Um herauszufinden, bis wann die hansische Niederlassung sich ta t­
sächlich noch in Brügge befand, muß man also vom anderen Ausgangs­
punkt, d. h. dem frühestmöglichen Jahr 1516, ausgehen. Allerdings sind 
die Schwierigkeiten dabei zunächst ganz ähnlich. Ebenso wie die formal 
richtige, aber sachlich unzutreffende Behauptung, Kontor und Stapel seien 
stets in Brügge geblieben, ließe sich nämlich die entgegengesetzte auf­
stellen, sie hätten schon um die Mitte des 15. Jahrhunderts nicht mehr 
existiert. Denn die Einheit von Ort und Handlung w ar schon spätestens 
1462 nicht mehr gewahrt. Zahlreiche Kaufleute aus Köln und anderen 
westhansischen Städten, vermutlich der größere Teil von ihnen, entrich­
teten damals das Schoß für englische Laken in Antwerpen, einige auch 
in Bergen op Zoom. Die Schoßliste, aus der wir das erfah ren22, gehört 
zu den Akten der Verhandlungen um eine Sonderregelung für Köln; seit 
1476 genoß dann die Rheinmetropole vor allen anderen Hansen das 
Recht, die Schoßpflichten aller ihrer Kaufleute durch eine Jahrespauschale 
von 100 Goldgulden abgelten zu können — es ist fast überflüssig zu 
sagen, daß sich künftig viele Kaufleute aus den Städten des rheinischen 
Drittels schlicht als Kölner bezeichneten23. Beides, die Schoßzahlung in 
Antwerpen oder Bergen wie auch die Schoßpauschale für Köln, bedeutete 
aber eine empfindliche Schädigung des Brügger Stapels. Es war zwar 
zulässig, die Jahrm ärkte in Antwerpen und Bergen zu besuchen, sofern 
die W aren von Brügge aus dorthin gebracht und Unverkauftes wieder 
zurückgeführt wurde. Aber die Sechswochenfrist dieser M ärkte wurde 
schon seit längerem von den Kaufleuten nicht innegehalten24; und vor 
allem verschleierte nun die Kölner Schoßpauschale vor dem Brügger 
Kontor den tatsächlichen Lhnsatz außerhalb seines Sitzes, folglich auch 
die Kontrolle darüber, inwieweit dieser Handelsverkehr noch über Brügge 
lief. Die Sendeboten eines Hansetages hatten sich sogar schon sechs Jahre 
vor dem Zugeständnis an die Kölner dazu bereitfinden müssen, W aren­
lieferungen aus hansischem Gebiet unmittelbar zu den beiden Jah r­
märkten sowie direkte Rücktransporte von diesen als mit dem Stapelrecht 
vereinbar zuzugestehen, hatten also die A ufsplitterung des Brügger 
Stapels legalisiert.

Diese grote re\ormacie von 1470 hat die Verlegungsfrage sozusagen 
aktenkundig gemacht; denn von nun an ging es nicht mehr um die 
Unterbindung, sondern um die administrative Bewältigung des selbstän­
digen Antwerpenhandels. Allerdings schien es zunächst so, als gelänge

22 Schoßliste 1462—69 (Hist. Arch. Köln, unverzeichnete H anseakten).
23 Vgl. W alther Stein, Die Hansestädte, in: H G bll. 1913, 248 f.
24 Beuken, 150.



das noch vom alten Platz der Niederlassung aus25. Man hatte sich dort 
jedenfalls ohne alle Abschiedsgedanken schon auf die neue Aufgabe ein­
gestellt. Das Schoß wurde, wie sich aus der Kölner Liste ergibt, schon 
seit dem 15. Jahrhundert auch in Antwerpen eingetrieben; 1480 und 1508 
schloß der Kaufmann zu Brügge Verträge mit der Stadt Antwerpen auf 
25 Jahre, wobei unter anderem festgelegt wurde, daß die an der Schelde 
handelnden Hansen frei von Haftung für fremde Schuld sein sollten26 — 
eine Formel, mit der sich hansische Niederlassungen sonst gegenüber ih­
rer Gaststadt sicherten; wiederum der Kaufmann zu Brügge besaß in 
Antwerpen das Haus de Clus, ganz offenkundig nicht nur der Sitz einer 
Geschäftsstelle während zweier befristeter Verlegungen der Kontoradmi­
nistration an die Schelde27, sondern auch eine ständige Filiale, durch 
die der Kaufmann zu Brügge den Antwerpenhandel überwachte und das 
Schoß eintrieb.

Es gab indessen Gefahren, die durch dieses System von Hauptstelle 
und Zweigniederlassung nicht gebannt werden konnten, ja  sogar in ihm 
bedrohlicher anwuchsen als zuvor. Da in Antwerpen keine Hansekauf­
leute residierten, sondern nur kurzfristig anwesend waren, ging der 
Güteraustausch meistens durch die Hände ortsansässiger, d. h. buten­
hansischer Händler, denen also auch ein Teil des Handelsgewinns zu­
floß; späterhin lösten sich sogar Hansen aus dem Rechts verband ihrer 
Heimatstädte, ließen sich an der Schelde als Bürger nieder und nahmen 
an diesem gewinnbringenden Zwischenhandel teil — zum Schaden ihrer 
ehemaligen Partner aus der Hanse, deren Geschäftsgeheimnisse sie an 
Fremde preisgaben. Ferner war der Kaufmann zu Brügge gegenüber der 
Stadt Antwerpen zu wenig gesichert, um das hansische Interesse durch­
setzen zu können; ging es hart auf hart, so wußte der Rat zu Antwerpen 
den Kontorkaufleuten durch Repressalien deutlich zu machen, daß sie 
gegen seine Macht keinerlei rechtlichen Rückhalt hatten 28.

Und wenn man schließlich die Brüggesche Niederlassung als eine 
nach ihren Rechten geprägte Kaufmannsgemeinschaft würdigt, so ist es 
nicht verwunderlich, daß solche Gefahren für die Rechte des Kontors 
gleichzeitig mit einer Existenzkrise der Korporation heraufzogen. Als

25 Ü ber die grote reformacie Beuken, 151, m it der Feststellung, durch sie sei es 
der H anse noch einmal geglückt, den H andel auf Brügge zu konzentrieren. 
D ort auch die Textstellen des Rezesses. — Als Kaufleute, die gleich den 
K ölnern Antw erpen bevorzugten und dabei Brügges Stapel mißachteten, w er­
den später D anziger und Braunschweiger genannt (HR III 6, n. 696 § 2). — 
Prim s, 170 (vgl. ebenda 189 f.), spricht zutreffend von einer neuen Periode 
der Kontorgeschichte, die m it diesen Ereignissen eingesetzt habe.

26 Beuken, 156; H ist. Arch. Köln E I, 16; vgl. H R III 6, n. 190 § 5.
27 1 4 68 von der Stadt Antw erpen geschenkt in der Hoffnung auf engere künftige 

Handelsgem einschaft in den vryen jaermercten alhier e n d e  o i c  d a i r  
b u y t e n  (Sperrung von mir). — Die term inierten Verlegungen 1485 und 
1488—93 bei Beuken, 155 f.

28 So 1511 (HR III  6, n. 190 § 4, n. 94).
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die Verhandlungen wegen der Kölner Schoßpauschale offenkundig ge­
macht hatten, daß das Stapelrecht nicht mehr uneingeschränkt in Brüg­
ge behauptet werden konnte, erwies sich auch, daß die Zahl der residie­
renden Kaufleute nicht mehr ausreichte, den Kaufmannsrat in alter Stärke 
zu besetzen; er mußte binnen 15 Jahren um die H älfte seiner Mitglieder 
verringert w erden29. 1506, zwanzig Jahre später, fanden sich in Brügge 
nicht einmal mehr die 12 für dieses verkleinerte Gremium nötigen H an­
sen. W eit mehr diese innere Krise der Gemeinschaft ist es gewesen, die 
zu einer Verlegung des Kontors drängte, als die Gefährdung seiner 
rechtlichen Integrität von außen her.

In dieser Zwangslage befand sich das Kontor, als sich 1516 eine recht 
günstige Ausgangssituation bot, das kleinere Übel zugleich mit dem 
größeren zu beseitigen. Nach längeren Feindseligkeiten zwischen den 
wendischen Städten und Antwerpen verhandelten die zerstrittenen Par­
teien wegen eines Vertrages. Die Städteboten berieten bei dieser Ge­
legenheit auch mit Vertretern des Kontors, stießen aber auf etliche Skru­
pel. Der Kontorsekretär Paul vam Velde meinte, wente dar enich radt 
oft middel dar to were edder weszen mochte, dat de copman wedderumme 
queme tor residentien to Brugge, so weret nicht geraden noch van noden, 
de voranderinge des cantors to geschende; ohne von den Regenten Ant­
werpens eine vollständige Zusicherung aller Kontorprivilegien in der 
Hand zu haben, dürfe man eine Übersiedlung nicht wagen. Dagegen 
setzten sich die Städteboten mit dem Argument durch, die Verlegung sei 
nicht etwa um der Einigung mit Antwerpen willen nötig — die käme 
auf jeden Fall zustande —, sondern weil die Kaufleute nicht mehr dazu 
gebracht werden könnten, in Brügge zu residieren30. Die Kontorvertreter 
konnten das nicht bestreiten; überdies sollten und mußten sie den H in­
weis der Ratssendeboten so verstehen, daß ein V ertrag zwischen den 
wendischen Städten und Antwerpen den geeigneten Rahmen böte, das 
Verhältnis zwischen dem Brügger Kontor und der Scheldestadt zu bes­
sern und rechtlich zu sichern. In der T at kamen die Städteboten zu ihrem 
Vertrag, in dem die Verlegung nach Antwerpen angekündigt wurde, und 
das Kontor erreichte jedenfalls soviel, daß ein Entwurf für die erwünsch­
ten Privilegien überreicht w urde31.

Trotzdem ist der Umzug damals unterblieben. Man meint, aus der 
W eigerung des Kaufmannsrates — dat se in dessen landen nergens sich 
vormoden vor de van Andtwerpen beschüttet to werden den allene in 
Flanderen32 — die Einwände der Kontorvertreter gegen die Pläne der

29 Bis 1472 24 Personen einschließlich 6 O lderleuten, bis 1486 18 Personen,
seither 12 einschließlich 3 O lderm ännern (HR I I I  5, n. 113 § 1; III  9, n. 598
§ 2).

30 HR III 6, n. 696 §§ 54 f.
31 H R  III 6, n. 697 f.
32 HR III 7, n. 142 § 133.
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Städteboten wieder herauszuhören; und es scheint fast, als ob Starrheit 
und Bequemlichkeit der Brügger Hansen das Mißlingen verursacht hät­
ten. Doch hinter den Redensarten vom lichten geiste der unzuverlässigen 
A ntw erpener38 und hinter der stereotypen Sorge um die Erhaltung alter 
Rechte stehen Bedenken, mit denen man am Kontor auf die Dauer recht 
behielt. In den flandrischen Städten konnte man viel eher als in denen 
Brabants erwarten, auf die gleichen Grundsätze städtischer Selbständig­
keitspolitik zu treffen, wie man sie vom heimischen Rat gewohnt war; 
man sprach gewissermaßen dieselbe Sprache, wenn des Kontors wegen 
verhandelt werden mußte. Die Stadt Antwerpen hingegen stand in un­
bedingter Ergebenheit unter ihrem kaiserlichen H errn; es war sicher, daß 
sie bei allen wichtigen politischen Angelegenheiten Partei nehmen und 
den Handel, sofern er einmal in ihren Mauern instituiert war, dabei 
schädigen würde. Der einzelne Kaufmann konnte sich rasch von dort 
zurückziehen, das Kontor aber nicht.

W as man 1516 nur befürchtet hatte, verdichtete sich 1518 zur akuten 
Gefahr, als die Streitigkeiten und Fehden der wendischen Städte um 
Dänemark das Verhältnis zur vorgesehenen Gaststadt rasch verschlechter­
te n 34. Die Antwerpener Behörden lehnten jegliche Erörterung der han­
sischen Residenz ab, solange kein Ersatz für die Schäden aus dem dä­
nischen Krieg geleistet w erde35; und als sie sogar Arrestbriefe gegen 
lübische und hamburgische W aren ausgaben, arrangierten sich die Kon­
torkaufleute wieder auf längere Zeit mit der alten G aststad t36. Brügge 
blieb Refugium für den hansischen Handel, es blieb auch der einzige 
Platz in den Niederlanden, wo eine — inzwischen recht zusammenge­
schmolzene — Kaufmannsgemeinschaft Residenz hielt und von wo aus 
der W arenverkehr im ganzen Lande, besonders aber in Antwerpen, 
kontrolliert und nach hansischem Privilegienrecht gelenkt wurde.

Es ist demnach sicher, daß auch nach dem Vertrag mit Antwerpen 
die hansische Niederlassung sich noch in Brügge befand. Verlegt war 
zwar der Schwerpunkt ihrer Aufgaben, aber nicht die Niederlassung 
selbst. Daß einige Hansen 1516 beim allgemeinen Auszug der Fremden 
Brügge verlassen haben37, ist nicht ausgeschlossen; viele können es aber 
keinesfalls gewesen sein, da schon Jahre vorher nur noch wenige — vor 
allem Lübecker — dort Residenz hielten38 und mindestens ein größerer

33 H R III  6, n. 696 § 54.
34 1516: H R  III 6, n. 696 § 3; 1518: II I  7, n. 142 §§ 24, 30 u. ö. Ausführliche

D arstellung bei Beuken, 159 ff.
35 HR III, 7, n. 142 §§ 91 ff.
36 A rrest Antwerpens 1520: H R III  8, n. 811 § 77; III  9, n. 139 § 5; V ertrag 

m it Brügge 1520: H R III 7, n. 356 f.
37 Vgl. G uicciardini bei J. J. A ltm eyer, Des causes de la  decadence du comptoir

hanseatique de Bruges, Brüssel 1843, 3; H äpke, D er deutsche K aufm ann in
den N iederlanden, 45.

38 H R  III 6, n. 696 § 55; nach Häpke, Der deutsche K aufm ann in den N ieder-
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Teil von diesen dann den Platz behauptete. — A ber das Kontor war 
weiterhin der Krise ausgesetzt, die von innen die Gemeinschaft aushöhlte 
und von außen ihre Rechte zersetzte.

W ie sich das auswirkte, geht aus der Entwicklung in den folgenden 
Jahren deutlich hervor. Der Gottesdienst zu Sluis wurde schon 1518 nicht 
mehr gehalten39. Seit der Mitte der 20er Jahre w ar die Güterzufuhr 
sehr gering; die Residenz beschränkte sich auf acht- bis zehntägige An­
wesenheit ganz weniger Personen40. 1530 waren für den Kaufmannsrat 
keine 12 Personen, so t’Andtwerpen, to Brugghe und in dessen landen 
ore residentie holden, mehr aufzutreiben, ganz zu schweigen davon, daß 
man sie allein am alten Niederlassungsort hätte finden können41. Und 
selbst von denen, ßo allumme in alle dussen landen erhe kopmanschup 
und residentie hebbcn, wurde es 1535 als Gefälligkeit hervorgehoben, 
daß sie sich für dieses Amt zur Verfügung stellten; es waren nur noch 
sechs Kaufleute, und sie unterhielten das Kontor mit eigenem Geld, da 
keinerlei Schoß mehr einging. Ihre Forderung an den Hansetag, er möge 
ihre Funktionen übernehmen, wurde nicht erfüllt; 1536 bildeten noch 
vier Personen „Älterleute und Kaufmann von der deutschen Hanse Brüg­
geschen Kontors“ 42. Allerdings hatte schon der Hansetag von 1535 den 
Versuch aufgegeben, in dieser Handvoll Unentwegter noch den alten, 
in sich gegliederten Vorstand der Niederlassung zu erblicken: einzig von 
olderluden war im damals beschlossenen Schoßbrief noch die Rede — 
die satzungsgemäßen drei ließen sich eben noch erstellen; im übrigen 
wurde jeder Hinweis auf den Kaufmannsrat und den Ort des Kontors 
sowie jede genauere Bezeichnung der schoßpflichtigen Güter getilg t43. 
Man gab die Möglichkeit, das Schoß einzutreiben, praktisch preis, um 
mit nicht einmal allen Stimmen der Ratssendeboten wenigstens den An­
spruch auf diese Abgabe aufrechtzuerhalten. Ganz übereinstimmend da­
mit, das heißt ebenso wirkungslos, gebot derselbe Hansetag die Schoß­
zahlung an „den Kaufmann des Kontors zu Brügge, Antwerpen, Bergen 
oder wo er zur Zeit residiert“ 44. Auf denselben Sachverhalt lief es hin­
aus, wenn Rigas Sendeboten klagten, dat im cuntor neyn regim ente . . .  
were und „die Olderlude nur ihren eigenen Vorteil suchten“ 45; denn das 
hieß ja  nur, daß auch die obersten Kontorvertreter ihren Geschäften in 
Antwerpen, Bergen oder anderswo im Lande nachgingen. Seit 1540 gab 
es überhaupt nur noch Älterleute, da nach dem Tode eines der Vier der

landen, 46, w aren schon 1511 nur noch etwa ein D utzend Pelz- und Tuch­
kaufleute, meist Lübecker, in Brügge.

39 HR III  7, n. 143 §§ 24 f.
40 HR III 9, n. 591 § 15.
41 H R III  9, n. 598 § 2.
42 Slg. HR IV  2, n. 91 § 2, n. 206.
43 Slg. H R IV  2, n. 99.
44 Slg. HR IV  2, n. 112, verz. DInv., n. 730.
45 Slg. H R IV 2, n. 85 §§ 161, 397.



letzte „Kaufmannsrat“ nachrückte und sich kein Ersatz für ihn fan d 46. 
1543 verminderte ein weiterer Todesfall die Zahl der Kontorrepräsen­
tanten auf zwei, von denen einer seinen Posten aufgab und der letzte, 
uns bereits bekannte Oldermann 1554 s ta rb 47.

Diese Daten aus der Kontorgeschichte zwischen 1516, als die N ieder­
lassung noch in Brügge existierte, und 1554, als sie ohne Zweifel sich 
nicht mehr dort befand, liefern zwar immer noch keinen direkten A n­
haltspunkt für die Verlegung, aber doch einige Hinweise auf sie. Da ist 
zunächst einmal ein merkwürdiger Bedeutungswandel beim Gebrauch 
des Wortes „Residenz“. In den Klagen von 1530 und 1535, man finde 
für den Kaufmannsrat nicht mehr genug Personen, die in Antwerpen, 
Brügge und allumme in alle dassen landen erhe. . .  residentie hebben, 
beschwört die Zusammenstellung der Begriffe „Residenz“ und „Kauf­
m annsrat“ noch die Vorstellung der ortsfesten, als Lebensgemeinschaft 
und Verwaltungseinrichtung gebundenen Korporation herauf; gemeint 
sind aber im Gegensatz dazu die verschiedenen Aufenthaltsorte einzelner 
Kaufleute. Daraus ergibt sich, daß der Zusatz „. . .  zu Brügge“ um diese 
Zeit nicht mehr Ortsangabe, sondern nur noch Kennzeichnung einer In­
stitution sein kan n 48. Und schließlich zeigt es sich, daß man bei der 
W ahl selbst der obersten Kontorrepräsentanten auf gnde gefellighe Per­
sonen angewiesen war, die wahrscheinlich nicht lange zuvor noch als 
Schädlinge für den hansischen Handel gegolten hätten.

Zu gleichartigen und auf dieselben Jahre weisenden Ergebnissen 
führt eine Überprüfung der Ortsangaben in Schriftstücken, die das Kon­
tor betreffen. Ihr Aussagewert für unsere Frage ist allerdings sehr ver­
schiedenartig. Hinweise auf Kontorbehörden zu Antwerpen oder auf dort 
stattgefundene Geschäftsvorgänge, z. B. daß der Kaufmannsrat 1523 dort 
tag te49, daß der Kontorsekretär 1528 sehr wahrscheinlich in Antwerpen 
von den Oldermännern instruiert w urde50, daß der 1520 noch in Brügge 
nachweisbare Oldermann Govart Lange 1532 als ung des principaulx 
oisterlins hantant pardeca in Antwerpen erscheint51, daß die Ä lterm än­
ner 1535 ebendort mit Gesandten aus Bergen o. Z. verhandelten52 und 
wenige Monate später am selben Platz ein Verzeichnis der Schoßverwei­
gerer zusammenstellen ließen53, — sie alle beweisen ja  zunächst nicht

46 Evers, 15.
47 Evers, 18; vgl. oben 5.
48 Evers, 12 m. Anm. 1, stellt fest, daß Namen, W appen und Siegel der alten 

N iederlassung auch in Antw erpen beibehalten wurden.
49 H R  III 8, n. 432.
50 HR III 9, n. 518.
51 Vorausgesetzt, daß es sich um ein und dieselbe Person handelt. H R II I  7, 

n. 356 § 67; Häpke, N iederländische Akten und U rkunden I, 60 § 5; Gottart 
Lange in H R III 6, n. 659 § 1 (und danach Prim s, 194) wohl ein Lesefehler.

52 Slg. HR IV 2, n. 91.
53 Slg. H R  IV 2, n. 189, m it eindeutigen Ortshinweisen im T ext, doch ohne 

Datum ; vgl. hierzu das Folgende.
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mehr als die uns schon bekannte Tatsache, daß es eine Nebenstelle in 
Antwerpen gab, die mit ihrer Aktivität den alten Stammsitz mehr und 
mehr überwucherte, darum aber doch noch nicht als die alte Einheit 
von ortsgebundener Gemeinschaft und das Handelsgebiet übergreifender 
Rechtspflege am neuen Ort erwiesen werden kann. — Nicht viel zu­
verlässiger und ebensowenig bündig ist die Ortsangabe „Antwerpen“ 
in Briefadressen, die von 1531 an feststellbar is t54; denn manche Stadt 
richtete ihre Schreiben aus praktischen Gründen dorthin, wo sie den 
Kontorssekretär oder einen bestimmten, für ihre Sache wichtigen Older­
mann vermutete oder wo die meisten ihrer Kaufleute Handel trieben, 
versuchte vielleicht auch, die schwebende Frage des Kontorsitzes in ihrem 
Sinne zu präjudizieren.

Aufschlußreicher sind die Datierungen in den Briefausgängen des 
Kontors. Sie konnten als urkundlicher Beweis für seinen Sitz gewertet 
werden und waren daher vom Sekretär mit entsprechendem Vorbedacht 
zu erwägen. M it „Antwerpen“ wurde erstmals 1531 im Juli und August 
d a tie rt55, dann erst wieder 1536, und zwar bereits mit der Verwendung 
des Zusatzes „. . .  Brügge“ als Institutions-, nicht mehr Ortsbezeichnung58. 
In Schriftstücken zwischen 1531 und 1536 ist jeder direkte Hinweis auf 
den Ort der Niederlassung vermieden oder verwischt; so heißt es in den 
clagte und gebreke des kopmans . . .  tho B r u g g e 57, die „wenigen jetzt 
Residierenden bleiben nie Jahr am O rt“, womit aber nach dem Inhalt 
des Stüdes nur A n t w e r p e n  gemeint sein kann; weder mit dem einen 
noch mit dem anderen ist es vereinbar, wenn dann die sechs Mitglieder 
des Kaufmannsrates als Leute bezeichnet werden, die in dessen landen 
und vornemptlick tho cunthore und tho A ndtw erpen . . .  er he residentie 
hebbeji; ähnlich unstimmig ist es, wenn in einem Absatz dieses Doku­
ments abgelehnt wird, eine Residenz in Antwerpen vor der Zusicherung 
kaiserlicher Privilegien auch nur zu erwägen, in einem anderen dagegen 
von dem zur Zeit in Antwerpen residierenden Kaufmann die Rede ist. — 
Freilich ist hier Rechtliches und Faktisches nebeneinandergestellt, aber 
auch in deutlicher Unsicherheit der Ortsbegriffe vermengt. Das alles paßt 
ganz zu der Redewendung vom „Kaufmann des Kontors zu Brügge, A nt­
werpen, Bergen oder wo er zur Zeit residiert“.

Bemerkenswert an diesen Widersprüchen ist, daß sie einen Zustand 
bei den Kontorinstanzen selber bezeichnen, wie er zuvor gerade für die 
kontorflüchtigen Kaufleute charakteristisch war. Äußerungen von Ham­
burger und Danziger Sendeboten auf dem Hansetag 1530 verdeutlichen

54 KInv. I, n. 9, 52.
65 KInv. I, n. 5, 8.
56 „Ä lterleute und Kaufm ann der N ation von der deutschen H anse Brüggeschen

Kontors in F lan d e rn “ an Lübeck, 1536 Dez. 31 (Slg. H R  IV  2, n. 206).
57 Slg. HR IV 2, n. 91 (1535 vor Ju li 17).



das: die Elbkaufleute, hieß es, seien nur westlich der Maas schoßpflichtig; 
Amsterdam hingegen — ein Haupthandelsplatz der Hamburger — sei 
eine fryge copstadt; dort wären sie nickt mer gefriet als andere, brukeden 
ock orer Privilegien nicht. Auch die Danziger hielten sich dem Kontor 
nicht verpflichtet, hießen es aber ausdrücklich gut, daß die Niederlassung 
im alten Brügge bleibe58. Meinungsverschiedenheiten wegen der Schoß­
pflicht waren nun damals ganz gewiß nichts Neues — Köln hatte, wie 
wir wissen, ja  längst seine eigene Meinung auf diesem Gebiet durch­
gesetzt; neu aber ist die Auffassung der Hamburger und Danziger, ein 
und derselbe Kaufmann könne sich bald hansischem Privilegienrecht ver­
bunden fühlen, bald ohne diese Bindung gleich jedem beliebigen Buten­
hansen seinen Geschäften nachgehen. Nicht viel anders kann man im 
Kaufmannsrat des Brügger Kontors gedacht haben, wenn es möglich 
schien, daß dessen Mitglieder nach wie vor als Vertreter einer orts­
gebundenen Korporation auftraten, während sie doch private Geschäfte 
allenthalben im Lande betrieben. Die Fronten im Kampf um das han­
sische Handelsrecht trennten nicht mehr verschiedene, mehr konservativ 
oder mehr individualistisch bestimmte Gruppen der hansischen Kauf­
mannschaft in den Niederlanden, sondern Hansebindung und H andels­
freiheit waren im Bewußtsein des einzelnen Kaufmanns schwankende, 
nach den Zufällen seiner Geschäfte beliebig anwendbare Begriffe ge­
worden.

Die bislang latente Krise hatte mehr und mehr Kaufleute von der 
Korporation abgespalten; jetzt ergriff sie, akut geworden, ihre M itglie­
der selbst. Der Zeitpunkt dafür läßt sich annähernd genau bestimmen. 
W ie der Kontorsekretär Olaf Roters dem Hansetag 1535 mitteilte, er­
hielt er damals seit drei Jahren kein Gehalt mehr, und seit drei Jahren 
war die Akzisefreiheit für des Kaufmanns Tafel zu Brügge gänzlich 
aufgehoben, wanth de natie aldar nicht en kumpth noch residerth 59. Ro­
ters’ weitere Erklärung, seit 1530 sei keinerlei Schoß mehr gezahlt wor­
den, ist ungenau; eine Erhebungsliste nennt 1531 als letztes Jah r von 
(braunschweigischen) Zahlungen60. Mit dieser Korrektur kommen alle 
Angaben des Kontorsekretärs mit unseren übrigen Feststellungen über­
ein: 1531 hörte das Brüggesche Kontor, d. h. die alte Einheit von ver­
waltenden und residierenden Kaufleuten, zu bestehen auf.

Ein Umzug der Kaufmannsgemeinschaft nach Antwerpen hat also 
niemals stattgefunden. „Verlegt“ wurde nur der Amtssitz eines ihrer 
Beauftragten, des Sekretärs, der aber ohnehin schon länger an der 
Schelde ebenso vertraut war wie am alten Niederlassungsort, dessen Amt 
dann allerdings auch ununterbrochen bis zu Sudermans Neugründung
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58 H R III 9, n. 588 §§ 105, 155, 243.
59 Slg. H R  IV 2, n. 91 §§ 11,28.
60 Ebenda n. 93; verzeidmet KInv. I, n. 14.
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nach der Jahrhundertm itte besetzt gewesen is t61. Der Kaufmannsrat hin­
gegen, personell die Substanz und der Rechtsträger des Kontors, ging 
in die Diaspora. Gewiß bildete sich in Antwerpen eine A rt Ersatz für 
ihn in den oldesten der nalie, einer offensichtlich gar nicht weiter be­
stimmten, von Fall zu Fall einberufenen Gruppe gerade erreichbarer 
K aufleute62; daß aber der Nachfolger Olaf Roters’, des letzten noch von 
einem regulären Kaufmannsrat eingesetzten Kontorsekretärs, im Jahre 
1543 nicht von Kontorkaufleuten, sondern von den Hansestädten mit 
seinem Amt beauftragt w urde68, weist deutlich genug darauf hin, daß 
es keine Korporation mehr gab, in deren A uftrag ein Sekretär hätte 
wirken sollen. Es wäre eine Überbewertung dieser Rudimente, von einem 
tatsächlich zu Antwerpen residierenden und nur rechtsformal noch nicht 
begründeten Kontor zu sprechen 64; und eine solche Überbewertung ist es 
gewesen, wenn die Hansen selber in diesen Jahren vom „Brüggeschen 
Kontor zu Antwerpen“ sprachen und so die T radition bis zur erhofften 
Reform weiterzuführen suchten. Es wäre aber andererseits zu wohlfeil, 
den letzten Hansen zu Brügge um 1530 oder den damaligen Hansetagen 
Mangel an Wagemut und Entschlußlosigkeit vorzuwerfen. Eine Über­
siedelung der Wenigen, die sich mitunter noch in Brügge zusammen­
gefunden hatten, wäre schon um diese Zeit kein geeignetes Mittel mehr 
gewesen, dem Kontor aufzuhelfen. Wesentlich war jetzt, daß der ein­
zelne Kaufmann zur persönlichen Entscheidung für oder gegen eine 
weitere Bindung an die Hanse gebracht und ihm eine geeignete Grund­
lage dafür geboten wurde.

Merkwürdigerweise ist aber derartiges ebenso unterblieben, obwohl 
doch das Ende in Brügge als letzte, dringendste M ahnung dazu hätte 
wirken müssen und obwohl die zahlreichen Hansekaufleute zu A nt­
werpen — 1540 fanden sich ihrer hundert bei einer Beerdigung zusam­
men 65 — geradezu herausforderten, aus ihrem Kreis neu zu errichten, 
was in Brügge zusammengebrochen war. Dagegen ist das schon 1531 
zutage liegende Problem in den Häuslingen zu Antwerpen, also den dort 
als Bürger wohnenden und aller Bindungen entledigten Hansen, von 
Jahr zu Jahr handgreiflicher geworden.

61 S. u. 15 ff.
62 Evers, 15, Anm. 2, und 18.
63 O laf Roters, Sekr. 1528 oder 1530 bis 1543 (H R III  9, n. 389 § 1, n. 518 

§ 51, n. 521 f., n. 588 § 141; KInv. I, n. 244, 290); über seinen Nachfolger 
Evers, 14.

64 So Häpke, D er deutsche Kaufmann in den N iederlanden, 47. Auch Evers’ 
Ausdruck „Selbstverlegung“ (16) sagt weniger als das, was schließlich geschah; 
genauso unterschätzten H am burger Ratssendeboten 1530 die beginnende A uf­
lösung (so men denne nicht xuolde, wurdet sich sulvest transferercn; H R  III  9, 
n. 588 § 81). Treffend Beuken, 172: „ . . .h e t  fe ite lijk  slechts nog in naam 
bestaande Brugse handelskantoor“.

65 Evers, 13.
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Aber auch für diese Unterlassungen ist nicht eigentlich ein Versiegen 
hansischer Kraftquellen die Ursache gewesen. Es hat an Fähigkeiten und 
Einsichten gleich denen Sudermans in jenen Jahren, als das Kontor 
noch zu retten war, nicht gefehlt. W arum dennoch die Verlegung immer 
wieder verschoben, dann versäumt und schließlich nicht einmal durch 
eine Neugründung ersetzt worden ist, geht am deutlichsten aus einer 
Überprüfung des Sekretäramtes hervor, dessen Einfluß auf die Kontor­
politik sich in demselben Maße vergrößerte, wie der Kaufmannsrat zu­
sammenschrumpfte, und das durch seine ununterbrochene Besetzung60 
eine Überbrückung von der Brügger Gemeinschaft zur Antwerpener 
Niederlassung möglich machte.

Bis Ende 1518 lassen sich Paul vam Velde, maßgebend Beteiligter 
an den ersten Verhandlungen mit Antwerpen 1516 sowie späterer Sekre­
tär Lübecks, und der nachmalige Hamburger Sekretär und Ratmann 
Joachim Sommerfeld in diesem Amt nachweisen67; nach ihnen ist je ­
doch bis zu Hinrick W itik — Mitte 1527 — kein Kontorsekretär offi­
ziell aufgetreten. Witiks Nachfolger Olaf Roters ist spätestens 1530, 
wohl schon 1528, eingeführt worden und bis 1543 Sekretär geblieben68; 
aber bis 1535 ist sein Name in den Hanseakten nicht zu finden. Die 
beiden Zeitabschnitte, während derer Kontorsekretäre so auffällig un­
bemerkbar geblieben sind, entsprechen den Jahren besonders gespannter 
Beziehungen zwischen den wendischen Städten und Antwerpen: 1518, als 
Sommerfeld zum letzten Male vor hansischen Sendeboten erschien, begann 
Antwerpen energisch seine Forderungen aus dem dänischen Kriege vor­
zubringen69; 1527, im ersten Jahre Witiks, stellten die Hansen Entschädi­
gungen sowie einen Frieden mit König Christian II. von Dänemark in 
Aussicht und begannen neue Residenzverhandlungen70; 1531 beschwor 
die neuerlich feindselige Haltung der wendischen Städte gegen Christian 
die vorige Krise wieder herauf, der Hansetag 1535 erzwang W ullen- 
wevers Rücktritt und damit das Ende seiner Politik gegen H olland und 
Brabant, die er im Kampf gegen Dänemark hatte durchsetzen wollen.

Die Lücke mangelnder Sekretärsaktivität in den 20er Jahren füllte 
ein Magister Everardus Koster. Er war 1521 Rechtsvertreter von Hanse­
kaufleuten vor den Schöffen zu Brügge, verhandelte 1523 in Antwerpen 
als Vertrauensmann des Kontors mit Lübecks Sekretär Paul vam  Velde

66 Vielleicht sind auch die m inder wichtigen Posten der K ontorschreiber (über 
diese H R  III 9, n. 518 § 6) und — sehr wahrscheinlich — des V erw alters der 
Brügger Liegenschaften durchgehend besetzt gewesen (vgl. Evers, 12. Anm. 3).

67 HR III  6, n. 696; III 7, n. 20, 39 § 9, 45 § 9, 143 §§ 89, 146; I I I  8, n. 646 
§ 2; IV  1, n. 437 § 4; Häpke, Niederländische Akten und U rkunden  I, n. 
411, 451.

68 S. o. Anm. 63. 69 S. o. 9.
70 H R III 9, n. 388—391, n. 444 §§ 5 ff., 27 ff., n. 452, n. 518 § 8. — Betr. das 

V erhältnis A ntw erpen — König Christian — W endische S tädte in diesen
Jah ren  vgl. Prim s, 215 ff.
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und befaßte sich offensichtlich auch in den folgenden Jahren mit der 
Residenzfrage71. Allerdings führte er dabei niemals die Amtsbezeich­
nung eines Kontorsekretärs oder einen anderen auf die Brügger Korpo­
ration hindeutenden T ite l72, vielmehr wird er etwas später pensionnaire 
d ’Anvers pour les affaires d ’Oistlande genannt. In  dieser Eigenschaft, 
als hoher Beamter der Antwerpener Stadtregierung, hat er 1532 für 
W aren aus Danzig, Bremen, Braunschweig, W estfalen und anderswoher 
bezeugt, daß ihre Eigentümer nichts mit der ligne de Oisterlins, ou les 
six villes zu tun hätten, als der kaiserliche Sekretär d ’Espleghem mit 
dem A uftrag nach Antwerpen kam, deren Besitztümer zu arrestieren73. 
D ’Espleghem vermochte nichts Rechtes auszurichten, obwohl er nach sei­
nem Bericht jeden nur etwas verdächtigen Raum in Antwerpen persön­
lich durchsuchte und sich in Bergen, Vere sowie Brügge genau infor­
mieren ließ; insbesondere ist er an keinem dieser Orte auf den Kontor­
sekretär, auf einen der damals noch amtierenden Oldermänner oder 
Kaufmannsräte, auch auf keinen der mit ihnen in Handelsverbindung 
stehenden Hansekaufleute gestoßen; nicht einmal den Hausbesitz des 
Kontors mit Lagerräumen, Archivbeständen und Gerätschaften in Brügge 
und Antwerpen hat er entdeckt74.

Die Beweggründe, aus denen Koster zu einem so glimpflichen Er­
gebnis der kaiserlichen Fahndung beitrug, kann m an aus etwas älteren 
Schriftstücken mit einiger Sicherheit erschließen. A uf Betreiben des Paul 
vam Velde war ihm in den 20er Jahren ein hansisches Jahresgehalt 
„im Interesse der Antwerper Sachen“ bewilligt worden. Ganz offiziell 
scheint der lübische Sekretär mit dem Rat seiner Heim atstadt diese An­
gelegenheit indessen nicht behandelt zu haben; sonst wäre es überflüssig 
gewesen, daß Olaf Roters 1528 diese Zuwendung vor den Lübecker 
Herren rechtfertigte75. Vielmehr deutet alles darauf hin, daß vam Velde 
durch Vermeidung unangebrachter Publizität und aufschlußreicher Amts­
bezeichnungen, vielleicht sogar durch Begünstigung der den Hansen sonst 
so ärgerlichen Verbindung mit der Stadt Antwerpen den rechten Ver­
treter hansischer Interessen an einem Platz fand, wo jeder Repräsentant 
der ligue de Oisterlins die Aufmerksamkeit der Behörden in einer ganz 
und gar unerwünschten Weise auf die Kaufleute und ihre Güter gelenkt 
hätte.

Jedenfalls entspricht die Politik vam Veldes diesen Zielen schon von 
der Zeit an, da er noch selber Sekretär des Kaufmanns zu Brügge war.

71 HR III 7, n. 356 § 93 m. Anm. 4; III  8, n. 432; III 9, n. 518 § 7.
72 N ur 1520 w ird er einm al olirn secretarius genannt (HR III  7, n. 342 § 13). 

Als H ansebevollm ächtigter betrieb er die V erlegung schon 1515 (Prims, 195).
73 Häpke, N iederländische Akten und U rkunden I, n. 58, zu Jun i 19, §§ 7, 24.
74 Häpke, D er deutsche Kaufm ann in den N iederlanden, 65, zieht den Schluß: 

„Das Kontor bei H ofe 1532 unbekannt“. — Vgl. un ten  S. 18 m. Anm. 87.
75 H R  III 9, n. 518 § 7.
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Er widersetzte sich der formellen Verlegung, solange der hansische A nt­
werpenhandel durch die Dänemarkpolitik der wendischen Städte gefähr­
det w a r76, betrieb aber mit aller gebotenen Vorsicht die tatsächliche 
Übersiedlung, bis die veränderte Situation es ihm gestattete, sie gegen 
Ende der 20er Jahre offen zu fordern77. Ein geheimdiplomatischer A l­
leingang gegen die Absichten der Hansetage ist das allerdings nicht ge­
wesen: Paul vam Velde wußte sich mit den Städten durchaus darin einer 
Meinung, daß die Verlegung unvormerket bei den Antwerpener Be­
hörden vorbereitet werden mußte, up dat se nicht gestyvet worden, har- 
der up tzise und andere Privilegien, so men van one begeret,. . .  to hol­
dende 78. Er hat nur die Verhandlungen verzögert, als zunächst politische 
Erwägungen der Städte allzu unvermittelt auf die wirtschaftlichen Inter­
essen ihrer Kaufleute einwirkten, und später die Verlegung vorangetrie­
ben, bis der glückliche Augenblick kam, wo Brüggesches Kontor und Stadt 
Antwerpen, Hansekaufmann und Hansestädte in der Handelspolitik zu­
sammenfanden. Dabei arbeitete er nicht nur mit Koster, sondern auch 
mit seinem Hamburger Amtsbruder und einstigen Nachfolger in Brügge, 
Sommerfeld, sowie mit Olaf Roters zusammen 79. W ie die Korrespondenz 
dieser M änner zeigt, strebten sie durchaus nicht eine bloße W iederher­
stellung alter Einrichtungen am neuen Platz an, sondern versuchten, 
genau wie später Suderman, die verlaufenen Hansen mit Unterstützung 
der Stadt Antwerpen und vor allem der Hansestädte räumlich und recht­
lich auf einen neuen M ittelpunkt zu ziehen. Man kann nachgerade da­
von sprechen, daß eine Politik der ehemaligen Kontorsekretäre das 
Schicksal der hansischen Niederlassung von den ersten Verhandlungen 
mit Antwerpen bis zum Ende der 20er Jahre lenkte.

Mit dem Tode Paul vam Veldes (2. August 1529)80 verlor diese 
Politik ihren kundigen Leiter, gerade zu der Zeit, da der hansische Kauf­
mann zu Brügge vor der letzten und schwersten Krise stand. Die Sende­
boten auf dem Hansetag von 1530, eigens des Kontors wegen zusammen­
gerufen, wurden der Schwierigkeiten nicht mehr Herr, ließen sich von 
fremden Einflüssen bestimmen und kamen zu keinen klaren Ergeb­
nissen 81. Zur schlimmsten Bedrohung für die Existenz des Kontors sind 
aber nicht der neue Krieg mit Dänemark geworden — eine solche Gefahr

76 Vgl. o. 9.
77 H R  III  9, 689.
78 H R III  6, n. 651 § 33; III 7, n. 108 § 223; vgl. Beuken, 157, 159 f.
79 H R III 9, n. 521 f.
60 Friedrich Bruns, Die Lübecker Syndiker und R atssekretäre bis zur V erfas­

sungsänderung von 1851, in: ZV LG A  29 (1938), 136.
81 Vgl. besonders die widerspruchsvollen V erhandlungen wegen des Schosses

H R  III 9, n. 588 §§ 145, 172, 185, und den Rückzieher in der V erlegungsfrage
unter Einfluß einer D elegation der Stadt Brügge § 230. D aß H am burg als 
einzige S tadt an der V erlegungsforderung festhielt (§ 89), ist vielleicht auf 
Sommerfelds Einfluß zurückzuführen.

2 H Gbl. 81
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hatte man ja  in den 20er Jahren schon einmal überstanden —, sondern 
die Ideen Jürgen Wullenwevers von künftiger lübischer Macht. In un­
bedachtem Verzicht auf die Vorbereitungen, die vam Velde für die offi­
zielle Übersiedlung nach Antwerpen getroffen hatte 82, ohne Acht darauf, 
daß das Stapelrecht des Brügger Kontors schon vor mehr als zehn Jahren 
stillschweigend preisgegeben worden w a r83, suchte er Lübeck zur H err­
scherin über ein Verkehrssystem zu machen, wie es selbst während der 
besten Zeit des Stapels im 15. Jahrhundert kaum durchführbar gewesen 
w äre84. Das alte Brügger Kontor, das doch aber seit mehr als einem 
Menschenalter nicht einmal mehr sich selbst aufrechterhalten konnte, 
mußte dabei tragender Pfeiler sein; für Antwerpen, wo niemand an die 
Errichtung eines Stapels dachte, vielmehr ganz andere wirtschaftspolitische 
Ziele verfolgt wurden, war in diesem Plan kein Platz. Die Verlegungs­
verhandlungen wurden eingestellt.

Wullenwevers Gegner, die von ihm vertriebenen Lübecker Rats­
herren, haben das Ihre getan, am Brüsseler H of seine Absichten zu 
hintertreiben85. Daß aber nicht allein das zunichte wurde, was der neue 
Bürgermeister für das Haupt der Hanse erhoffte, sondern auch alles, 
was ihre Glieder in den Niederlanden längst besaßen, hat er selbst 
verursacht, indem er Bedingungen und Möglichkeiten des hansischen 
Westhandels gründlich verkannte. Mag man den Versuch hinnehmen, 
durch politische Verordnungen den Handel in erwünschte Bahnen zu 
zwängen, so konnte es doch nur Verwirrung stiften, daß in der neuen 
Stapelgüterliste W arenarten aufgeführt wurden, die schon seit langem 
nicht mehr vom Produzenten gekauft, geschweige denn zum Stapel ge­
führt w urden86. Nachgerade vernichtend für den Namen der Hanse 
war es aber, darüber hinwegzugehen, wie sich ein verstärkter Druck der 
wendischen Städte auf die N iederländer erfahrungsgemäß auswirkte. 
W er seine W aren vor Repressalien durch das Gastland schützen wollte, 
stellte seinen Handel mit arrestgefährdeten Stapelgütern nach und von 
Osten auf Produkte um, die in Antwerpen Abnehmer fanden oder dort 
geliefert wurden, und mied jeden Verdacht, über das Kontor Handel zu 
treiben87. Im April 1532 brachte W ullenwever in Kopenhagen seine 
Stapelforderungen v o r88, im Juni desselben Jahres ließen sich die H an­

82 1528 sprachen die O lderm änner bereits von der angehaven residentie zu A nt­
werpen (HR III 9, n. 518 § 24); vgl. Prims, 218.

83 S. o. Anm. 16.
84 H R IV 1, n. 72 f.; vgl. Prims, 221. — Auch W ullenw evers Rückgriff auf 

veraltete, durch einen Hansetagsbeschluß überholte Schoßbestimmungen (HR 
IV  1, n. 173 § 109) ist wohl nicht nur ein sim pler Irrtum  gewesen.

85 Prims, 221.
86 Häpke, D er deutsdie Kaufm ann in den N iederlanden, 43, betr. Poperingische 

Laken.
87 Beispiele bei Klaus Friedland, H am burger E ng landfahrer, in: ZV H G  X LV I

(1960), 11. 88 HR IV  1, n. 72.



sen zu Antwerpen von Evert Koster verleugnen. Daß vollends Older­
leute und Kaufmannsräte keine Rolle mehr spielten, ist nach alledem 
nicht zu verwundern: sie waren Lübecker und hatten Brügge wie A nt­
werpen rechtzeitig verlassen, bevor die Generalstaaten im Juli 1533 für 
alle Kaufleute ihrer Stadt die Landesverweisung beschlossen 89.

Wullenwevers romantische Vorstellungen von alter Hansemacht in 
einer Gegenwart, die voller neuer Aufgaben war, beschworen für das 
Kontor auch die alten Probleme wieder herauf, für deren Bewältigung 
es längst keine Handhaben mehr gab. Die Kontorfrage wurde zurück­
geworfen auf den Stand des Jahrhundertbeginns, da man noch die Festi­
gung des Brügger Stapels für ein besseres Heilmittel als die Verlegung 
nach Antwerpen gehalten hatte. Aber der W eg des Kaufmanns zur 
Schelde war längst angetreten, ja  das Ziel eigentlich schon erreicht. Denn 
ohne die empfindliche Störung durch Wullenwevers Aktionen wäre die 
Aufgabe Brügges im Jahre 1531 geblieben, was sie zunächst war: die 
Endphase der von Paul vam Velde und Joachim Sommerfeld begon­
nenen Politik, welche beide seit 1516 die allmähliche Verlegung betrieben 
und, wo nötig, auch verborgen hatten. Daß man sich gerade damals 
wieder zurückziehen mußte, als Brügge bereits geräumt war, bedeutete 
noch nicht die endgültige Auflösung des Kontors. Erst die neuen lübischen 
Herren haben wertlos gemacht, was in Antwerpen vorbereitet war. So 
ist 1532 aus dem politisch bedingten Versteck die dauernde Zerstreuung 
der Kontorkaufleute, mehr noch, der Verlust jeglicher für eine Neu­
gründung geeigneter Ansatzpunkte geworden. Als Suderman sich über 
zwei Jahrzehnte später mit der Einrichtung der A ntwerpener N ieder­
lassung zu befassen begann, fand er keine dafür nutzbaren Reste der 
Brügger Korporation mehr vor. Und nochmals über ein Jahrzehnt war 
nötig, um die dringliche, aber durch die Häuslinge zu Antwerpen in­
zwischen beträchtlich komplizierte Frage nach Rechtsstellung und Per­
sonenstand der Hansekaufleute wieder aufzunehmen sowie die störenden 
Nachwirkungen des längst überständigen Stapelgütersystems zu neutra­
lisieren, was doch beides Lübecks Sekretär Paul vam Velde schon zu 
einem weit früheren und günstigeren Zeitpunkt betrieben hatte als nun 
der Hansesyndikus in den letzten Jahren der alten Gemeinschaft.

Die „Verlegung" des Brüggeschen Kontors nach Antwerpen 19

89 Prims, 221.
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D I E  L E I P Z I G E R  M E  S S E  U N D  D I E  N I E D E R L A N D E  

I M  16.  U N D  18.  J A H R H U N D E R T *

VON

M A N F R E D  U N G E R

In der Geschichte der Leipziger Messen sind das 16. Jahrhundert und 
die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts Perioden des Aufstiegs. Im glei­
chen Zusammenhang, in dem Brügge durch Antwerpen abgelöst wird, 
erreicht Leipzig um 1500 eine Vormachtstellung im Ost-W est-Handel 
des Binnenlandes gegenüber den benachbarten Jahrm ärkten von Erfurt, 
Naumburg, Halle und Magdeburg. Die Reihe der Messeprivilegien nach 
1458, kaiserliche Bestätigung und W iderruf, sind Ausdruck des Ringens, 
das seinen Höhepunkt findet, als 1507 M aximilian den von Leipzig be­
anspruchten Stapelbezirk von 15 Meilen, der die konkurrierenden Städte, 
das Erzgebirge und Mansfeld einschloß, bestätigt.

Für die Blütezeit Leipzigs im 16. Jahrhundert waren Faktoren be­
stimmend, die von der Ausdehnung des W eltmarktes und der Ver­
lagerung der Handelswege im Gefolge der geographischen Entdeckungen 
über die Verbindung zu Oberdeutschland und dem Zurücktreten der 
Hanse bis zum Rückhalt der Stadt in dem sächsischen Territorium mit 
seiner gewerblichen Produktion und seinem großen Bergsegen reichten.

Diese Phase ging um 1600 zu Ende. Im Zentrum des mitteldeutschen 
Straßennetzes gelegen und als reiche Handelsstadt war Leipzig nach 
1631 ein Anziehungspunkt der Heere. Aber mehr noch als Zerstörungen 
und Kontributionen hat sich die rückläufige Tendenz der W arenproduk­
tion auf die Messe ausgewirkt. Ende des 17. Jahrhunderts konnten die 
Rückschläge ausgeglichen werden, aber in der ersten H älfte des 18. Jah r­
hunderts wurde Leipzig im Nordischen Krieg, durch die Auseinander­
setzungen mit Preußen, im zweiten schlesischen Krieg und durch die 
lange preußische Besetzung erneut beeinträchtigt. Die Zeit des säch­
sischen Retablissement, Leipzigs Rolle als Stapelplatz englischer Waren 
auf dem Kontinent, vor allem der Aufschwung des Osthandels und der 
Absatz der sächsischen Manufakturerzeugnisse führten Ende des 18. Jah r­
hunderts zu einer neuen Blüte, die zwar äußerlich durch Kontinental­
sperre und napoleonische Kriege begrenzt ist, aber in das 19. Jahrhundert 
überleitet, in dem die Messe in den Dienst des nationalen Marktes und

* V ortrag, gehalten auf der Pfingsttagung des Hansischen Geschichtsvereins in 
Bremen am 13. Juni 1962, ergänzt durch Anm erkungen.
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seiner internationalen Verbindungen tritt und dabei die um 1500 aus­
geprägten feudalen Formen abstreift. Schon Jahrzehnte vorher hatte 
Leipzig auch den Vorrang gegenüber Frankfurt/M ain erreicht und stand 
damit an der Spitze der Warenmessen Deutschlands1.

Die niederländischen Beziehungen gehören zu den ältesten und be­
ständigsten der Leipziger Messe. Ihrem Anteil an den beiden Blüte­
perioden soll hier nachgegangen werden.

Führen wir zunächst einige Beispiele an. In den von J. Strieder 
edierten Antwerpener Notariatsarchiven 1525— 1550 sind nicht wenige 
Verbindungen mit Leipzig belegt: Im Notularium des Platea ist zum 
Jahre 1525 eine Schuldsache zwischen dem Antwerpener Kaufmann 
Bachrach und dem Leipziger Butzbach eingetragen. An der gleichen 
Stelle finden sich 1526 Rietwieser und Pruner, die ihre Brüder für Lissa­
bon bevollmächtigten. Der Gesellschaftsvertrag des Leipziger Kaufmanns 
Rietwieser mit dem Berliner Pruner von 1525 ist uns bekanntlich über­
liefert. Neben den finanziellen Verpflichtungen beider Seiten wird fixiert, 
daß Pruner die Gesellschaft in Antwerpen und Rietwieser ihre In ter­
essen in Leipzig vertritt. 1532 ist Rietwieser nach Antwerpen verzogen, 
wo er um 1550 zu den königlichen Kaufleuten zählte. Er schloß damals 
Gewürz- und Metallieferungskontrakte mit der Krone Portugals ab, wie 
schon 1525 von Leipzig aus Antwerpen der Umschlagplatz seiner Ver­
bindungen nach Lissabon gewesen ist.

Zum Jahre 1545 werden Kaufleute aus Antwerpen und Valenciennes 
erwähnt, die Frankfurt zur Mitfasten- und Leipzig zur Ostermesse be­
suchen. Zwei Jahre später ist im Notularium von H erthogen sen. der 
Leipziger Anton Lotter genannt, der von Antwerpener Kaufleuten zur 
Verwaltung ihres Bergwerksbesitzes in Sachsen und Böhmen bevollmäch­
tigt worden war. Zur gleichen Zeit erscheint in mehreren Eintragungen 
Heinrich Preußer aus Leipzig. Einmal bezeichnet er sich selbst als ehe­
maligen Faktor von Erasmus Schetz, was vor 18—20 Jahren, also um 
1525, gewesen sei. Und 1535 kommen die Straub vor, deren Handels­
gesellschaft in N ürnberg und Leipzig saß, 1532 vereinbaren Kaufleute

1 E. Hasse, Geschichte der Leipziger Messen, Leipzig 1885, 34 ff.; E. Kroker, 
Handelsgeschichte der S tadt Leipzig, Leipzig 1925, 71 ff.; H . v. W erveke, 
Brugge en A ntw erpen, in: N ederl. H istoriebl. 3 (1941), 207 ff.; A. Dietz, 
F rankfurter Handelsgeschichte, Bd. 1, F rankfurt/M . 1910, 236 ff., 294 ff.; 
L. Knabe, Die Messen zu F rankfurt an der O der und ihre B edeutung fü r den 
O st-W est-H andel, in: H eim atkunde und Landesgeschichte. Festschr. R. L eh­
m ann, hrsg. von F. Beck, W eim ar 1958, 204 ff.; H. Kellenbenz, U nternehm er­
kräfte im H am burger P ortugal- und Spanienhandel 1590— 1625, H am burg 
1954, 83 ff.; M. P. Lesnikov in: Geschichte des M ittelalters, Bd. 2, hrsg. v. 
S. D. Skaskin u. a., Berlin 1958, 53; M. Postan, The T rad e  of M edieval 
Europe, the N orth, in: T he Cam bridge Economic H istory  of Europe, ed. by 
M. Postan - E. E. Rieh, vol. II, Cam bridge 1952, 251 ff.; W . T reue, W ir t­
schafts- und  Sozialgeschichte vom 16.— 18. Jahrhundert, in: B. G ebhardt, 
Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. 2, S tu ttgart 1955, 389 ff., 431 ff.
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aus Antwerpen, Nürnberg und Arras, ihre Geschäfte zur Michaelismesse 
in Leipzig abzurechnen usw.2.

Naturgemäß erfahren wir hier wenig über die W aren, aber allein 
bei Namen wie Lotter und Straube, ebenso Rietwieser und Preußer, auf 
der einen und Schetz auf der anderen Seite wird deutlich, daß der 
Metallhandel im Vordergrund stand. U nd weiter läß t sich an den Bei­
spielen Pruner und Rietwieser ableiten, daß spätestens 1525 direkte 
Beziehungen zwischen der Leipziger Messe und Antwerpen bestanden. 
Sie werden sich nicht wesentlich früher gebildet haben, sie haben sich im 
Folgenden aber verstärkt, und die entscheidenden Faktoren dafür waren: 
der Metallexport aus den sächsischen Territorien nach den Niederlanden 
und eine kaufmännische Einwanderung von dort nach Leipzig.

Die ersten Belege für Handel zwischen dem meißnisch-sächsischen 
Territorium und den Niederlanden reichen bis in das 13. Jahrhundert 
zurück. In dem um 1300 entstandenen Freiberger Stadtrechtsbuch heißt 
es in Bestimmungen über die Kaufmannschaft, daß die oberen Kammern 
des Kaufhauses den Tuchen aus Gent, Ypern und Brüssel Vorbehalten 
seien. Die Magdeburger Schöppenchronik spricht 1293 von Silberexport 
nach Flandern, und schon 1265 wird Freiberger Silber auf den Messen 
der Champagne gehandelt. Aus einer Untersuchung von H. Ammann 
wissen wir, daß der Londoner Wechsel im 13. Jahrhundert über Flandern 
mit Silber beliefert wurde, und es ist zu vermuten, daß Freiberg daran 
mindestens beteiligt w a r3. Für das flandrische Städtewesen mit seinem 
dichten Netz an Münzstätten war der Silberimport für das Münzmetall 
als allgemeines Äquivalent in den aufblühenden Ware-Geld-Beziehungen 
ebenso wichtig wie der Import kostbarer Tuche in der reichen Bergstadt 
des Erzgebirges. W enn auch Freiberg damals Leipzig an Bedeutung bei 
weitem überwog, so können doch diese Belege im Handel Tuche/Silber 
mit den Niederlanden auch für die Messe als wahrscheinlich gelten, zu­
mal sie uns gerade 1268 in dem Privileg Dietrichs von Landsberg deut­
lich greifbar wird. Im Grunde bleibt dieses Verhältnis Tuche/Metall des 
13. Jahrhunderts auch für das 16. Jahrhundert bestimmend, nur daß die 
Ausfuhr des Wirtschaftsgebietes, dessen Vorort die Leipziger Messe

2 „W ir sehen, wie N ürnberg  in den 80er Jah ren  des 15. Jhs. neben Köln noch 
die H auptrolle spielt, wie freilich dann immer m ehr A ugsburg und auch 
Leipzig eine große Bedeutung erlangen .“ J. S trieder, Aus Antw erpener 
N otariatsarchiven. Q uellen zur deutschen W irtschaftsgeschichte des 16. J a h r­
hunderts, W iesbaden 1962, X X IX , 13, 35, 43, 176 f., 198, 204, 215, 219, 
413 ff. usw.

3 Das Freiberger Stadtrecht, hrsg. v. H. Ermisch, Leipzig 1889, Cap. X L V II 
§ 1; A. Schaube, Ein italienischer Coursbericht von der Messe von Troyes 
aus dem 13. Jh., in: Zs. f. Soz.- u. W irtschaftsgesch. 5 (1897), 290; Chroniken 
niedersächsisdier Städte, M agdeburg, 1. Bd., hrsg. v. C. Hegel, Leipzig 1869, 
174; H. Ammann, H uy an der Maas, in: Städtew esen und Bürgertum  als 
geschichtliche K räfte. Gedächtnissdhr. f. F. Rörig, hrsg. von A. v. B randt und 
W . Koppe, Lübeck 1953, 384.
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wird, dann hauptsächlich Kupfer bildet. Der M etallexport des Mansfeldi- 
schen und des Erzgebirges, ergänzt durch die W aren des Ostens, wie 
Pelze, Häute und Wadis, gegen die Erzeugnisse der niederländischen 
Textilmanufakturen und die aus den portugiesischen, auch hansischen 
Schiffsladungen stammenden W aren des Antwerpener W eltmarktes 
werden zum Rückgrat der niederländischen Beziehungen der Leipziger 
Messe.

Die Geschichte des mansfeldischen und des erzgebirgischen Berg­
wesens, insbesondere das Eindringen von Handelskapital und damit 
verbundenem Metallhandel, sind eingehend bearbeitet worden. Es sei 
hier nur auf W. Möllenberg, G. Fischer, Th. G. W erner und die vor 
kurzem für Mansfeld gegebene Analyse der Produktionsverhältnisse von 
E. Paterna verwiesen4.

Bereits in der zweiten H älfte des 14. Jahrhunderts war es zu einem 
Vordringen des örtlichen Handelskapitals im Bergbau und Hüttenwesen 
Freibergs gekommen. Aber während der Krise des Freiberger Berg­
wesens im 15. Jahrhundert zog es sich wieder zurück, so daß sich dieser 
Vorgang nach dem Fündigwerden von Schneeberg und Annaberg und dem 
Aufblühen Mansfelds wiederholen mußte. Und dann geschah es unter 
oberdeutschen Vorzeichen, da am Ende des 15. Jahrhunderts weder das 
Freiberger Kapital mehr, noch das Leipziger schon in der Lage war, den 
Kapitalbedarf des Erzkaufes und der kapitalistischen Grubenbetriebe zu 
befriedigen. W ie am Harz, in Tirol oder im Bergbau Spaniens und der 
spanischen Kolonien trat das oberdeutsche Handelskapital im Mans­
feldischen ein, und in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts wurden 
von Nürnberg und Augsburg aus die ersten Saigerhütten und Saiger­
handelsgesellschaften gegründet. Die Messen von Frankfurt/M ain bilde­
ten zunächst den Absatzmarkt. Erst 1510 folgen Leipziger K aufleute5.

Zur gleichen Zeit, als wir erste direkte Handelsbeziehungen zwischen 
Leipzig und Antwerpen belegen können, begegnet auch der nieder­
ländische Kupferkauf. Durch Hans Hausperck aus Antwerpen wird 1526 
die Abnahme von über 9000 Zentner Kupfer für die Schetz, das be­
deutendste niederländische Handelshaus im 16. Jahrhundert, vereinbart. 
Das dürften damals rund 50%  der jährlichen Kupferausbeute Mansfelds 
gewesen sein. In den Verträgen der Saigerhandelsgesellschaften tritt be­

4 W . M öllenberg, Die Eroberung des W eltm arktes durch das m ansfeldisdie 
Kupfer, G otha 1911, bes. 31 ff.; G. Fischer, Aus zwei Jah rh u n d erten  Leipziger 
Handelsgeschichte, 1470— 1650, Leipzig 1929, 33 ff., 192 ff.; Th. G. W erner, 
Das frem de K apital im A nnaberger Bergbau und M etallhandel des 16. J a h r ­
hunderts, in: Neues Archiv f. sächs. Gesch. 57 (1936), 158 ff.; E. P aterna, Da 
stunden die Bergkleute auff. Die Klassenkämpfe der m ansfeldischen Berg­
arbeiter im 16. und 17. Jah rh u n d ert und ihre ökonomischen und  sozialen 
Ursachen, Bd. 1, Berlin 1960, 44 ff.

5 M öllenberg, 3 ff.; R. Ehrenberg, Das Z eitalter der Fugger, Bd. 2, Jen a  1896, 
3 ff.; B. W illkofer, Leipzig und der M ansfelder Bergbau im 16. und  17. J a h r ­
hundert, masch.schr. phil. Diss. Leipzig 1922, 10 ff.
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sonders bei der Leutenberger Hütte die Verbindung zwischen Leipzig 
und Antwerpen entgegen. In dem genannten Lieferungsvertrag mit den 
Schetz werden die Leipziger Messen als Zahlungstermin genannt, und 
das Kontor der Gesellschaft befand sich in Leipzig, im Hause von Hein­
rich Scherl, der neben den Grafen von Mansfeld und den Welsern der 
stärkste Gesellschafter w a r6.

Das Vordringen Leipziger Handelskapitals gegenüber dem ober­
deutschen und die direkte Beziehung zu Antwerpen stehen in einem 
wechselseitigen Zusammenhang. Zusammen mit den Leipziger Bestre­
bungen führte die Handelspolitik der Fugger, die den Metallmarkt des 
Ostens beherrschten, zu einem Absinken der Kupferpreise. Leipzig wußte 
diesen Vorteil zu nutzen. Aber auf der Michaelismesse von 1527 gelang 
es, ein Abkommen zwischen den Grafen von M ansfeld und den Welsern 
zustande zu bringen, das gegen Leipzig gerichtet war. Die Straub und 
W iedemann sowie andere Leipziger Kupferkaufleute leisteten W ider­
stand, wobei sie die Territorialpolitik der sächsischen Herzöge gegen­
über den Grafen hinter sich hatten. Doch W iedemann, der damals zu­
gleich Bürgermeister war, konnte sich nicht durchsetzen. Diese Ausein­
andersetzungen waren bereits ein Symptom der Rivalität zwischen Leip­
zig und Nürnberg. Sie wirkten sich auch auf die niederländischen Be­
ziehungen aus. Das wurde besonders deutlich, als um 1530 Christoph 
Fürer von Nürnberg ein Monopolprojekt für den Kupferhandel betrieb, 
bei dessen Verwirklichung nur noch die H ütten A rnstadt und Leutenberg 
nach Antwerpen liefern sollten. Verbunden war damit der Versuch 
Fürers, die Schetz aus ihren Galmeigruben zu verdrängen. Schließlich 
erwog Fürer, den Schetz jährlich 4000 Zentner Kupfer für ihre Draht- 
und Messingmanufakturen gegen die entsprechenden Galmeilieferungen 
für das Nürnberger Messinggewerbe zuzusichern. Ebenso sollten die 
Lieferungen an hansische Kaufleute unterbunden werden. Straube und 
W iedemann widersetzten sich auch diesen Anforderungen, bis das N ürn­
berger Projekt überhaupt, und zwar an den W elsern, scheiterte.

Die oberdeutsche Vorherrschaft in M ansfeld ließ sich nicht aufrecht 
erhalten; der Leipziger Anteil wuchs, vor allem, als die W elser durch die 
Leipziger Rauscher und Lotter ersetzt wurden. Etwa die Hälfte des 
mansfeldischen Kupfers, darunter zwei Drittel allein der Leutenberger 
Produktion, gingen weiterhin nach Antwerpen.

Der Rückzug der Nürnberger nach 1537 wurde durch den Schmalkal- 
dischen Krieg beschleunigt, und seit 1554 w ar für einige Jahre kein 
N ürnberger mehr aktiv am Saigerhandel beteiligt. Zu den Leipzigern 
kamen u. a. Mertens aus Antwerpen, ursprünglich Faktor der Schetz, 
und ebenso Cramer von Clausbruch, der gleichfalls aus den Niederlanden

6 Fischer, 141 ff.; M öllenberg, 43; I. A. v. H outte in: A l^em ene Geschiedenis 
der N ederlanden, dl. IV, Utrecht u. a. 1952, 168, 194 ff.
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eingewandert war, hinzu. W enn auch am Ende des Jahrhunderts der 
oberdeutsche Anteil noch einmal steigt, so gipfelt die Eigenständigkeit 
des Leipziger Kupfermarktes gegenüber Oberdeutschland 1617 und 1619, 
als die Anteile der Nürnberger mit 300 000 Gulden ausgekauft werden 
und der Rat der Stadt Leipzig, gewissermaßen als die Zentrale des 
Leipziger Handelskapitals, vier Fünftel des Mansfelder Bergbaues in 
Besitz n im m t1.

Seit dem Ende des 15. Jahrhunderts kreuzten sich auf der Leipziger 
Messe auch die Verbindungen der Fugger von ihrem ungarischen Kupfer­
handel nach Hohenkirchen, über Frankfurt nach Antwerpen, nach 
Joachimsthal, Lübeck und Hamburg wie nach Augsburg. Im Jahre 1595 
hatten sie mit den Thurzo den ungarischen Handel begonnen, im gleichen 
Jahre entstand ihre Hütte in Hohenkirchen bei Georgenthal in Thüringen 
für das Saigern der ungarischen Schwarzkupfererze. Ab 1496 war ein 
Faktor der Fugger in Leipzig tätig. Abgesehen von ihrer Kupferausfuhr 
über Stettin oder Danzig nach Antwerpen — es sei hier auf die Arbeit 
von Probszt verwiesen —, wickelte die Leipziger Faktorei einen großen 
Teil des Fugger-Exportes nach dem Westen ab. Der Anteil des Leipziger 
Umschlagplatzes am ungarischen Kupferhandel belief sich von 1507 bis 
1526 mit rund 200 000 Zentnern auf durchschnittlich 40% , er betrug 
später über 54 %. Die Rücklieferungen bestanden aus Blei und Silber, 
levantinischen W aren und Barchent. Gleichzeitig wurden auf den Messen 
Bankgeschäfte abgewickelt, darunter auch die Abrechnung der A blaß­
gelder des Leipziger Dominikaners Tetzel über den Fugger-Faktor8.

Rund sieben Jahrzehnte bestand die Faktorei, für die 1515 die Kupfer­
waage im Ratskaufhaus erworben wurde, die später in die H ände des 
Schetz-Faktors A drian von Hilß aus Antwerpen kam. Die Vertretung 
der Fugger unterstreicht die Bedeutung Leipzigs auch im M etallhandel 
des Ostens nach den Niederlanden, selbst wenn die W are nicht eigentlich 
über den M arkt ging, sondern in den Händen der Fugger blieb.

Auch der erzgebirgische Bergbau war in den M etallexport einbezogen. 
H ier war Leipziger Handelskapital früher als in Mansfeld aufgetreten 
und konnte sich der oberdeutschen Konkurrenten mit Hilfe der Landes­
herrschaft besser erwehren als in Mansfeld. W ährend der Rat der Stadt 
in Mansfeld erst in der Endphase erscheint, war er im Erzgebirge von 
Anfang an tätig. Von 1472 bis 1535 war der Leipziger Rat an rund 
60 Bergwerken um Schneeberg beteiligt, er besaß von 1472 an Zinnkuxe 
in Graupen wie in Geising, nach 1498 in Schneeberg und danach in 
Joachimsthal. Alle namhaften Leipziger Kaufleute sind mit Kuxbesitz

7 Stadtarchiv Leipzig (w eiterhin zitiert: StA Leipzig), Tit. X X  N r. 45, 53, 59, 
89 vol. I; Urk.-K . 77 N r. 1—9.

8 B. Sommerlad, Die Faktorei der Fugger in Leipzig, in: Sehr. d. V ereins f. 
Gesch. Leipzigs, 22. Bd. (1938), 39 ff.; G. Probszt, A bsatzm ärkte und V er­
kehrswege der niederungarischen Bergstädte, in: ZfO 3 (1954), 537 ff.
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nachweisbar. Um nur zwei zu erwähnen: Der Ratsherr Ulrich Lintacher 
besaß bis 1525 u. a. eine Schmelzhütte in Annaberg, je  eine Silberhütte 
in Joachimsthal und Geyer, Kuxe in Schneeberg und Annaberg. Er war 
M etallhändler großen Stils, importierte für das Erzgebirge Blei und 
beteiligte sich an den großen Goslarer Bleikontrakten. Ulrich Mordeisen 
verfügt bei seinem Tode 1540 über nicht weniger als 67 Kuxe in Anna­
berg, 62 in Marienberg, 24 in Glashütte, weitere in Schneeberg und Frei­
berg. In Leipzig konzentrierte sich der Zinnhandel. Das landesherrliche 
Erzvorkaufsrecht begünstigte Monopolbestrebungen, wie sie Ende des
15. Jahrhunderts in der Gesellschaft des Zinnhandels oder 1527 in dem
Versuch zum Ausdruck kamen, von Leipzig aus die Bleiproduktion Gos­
lars sowie die erzgebirgische und böhmische Silber- und Zinnproduktion
zusammenzufassen, wie er von W iedemann und Straube, die mehrere
Jahre auch den Goslarer Bieikauf inne hatten, betrieben wurde. Einige
Jahre vorher, 1520, war eine neue Zinngesellschaft gebildet worden, der
die W elser mit ihrem Leipziger Mitgesellschafter Hieronymus W alther
sowie die Puffler und die Mordeisen angehörten. Und in diesem Zu­
sammenhang begegnen wir auch im Erzgebirge den niederländischen
Beziehungen, indem 1531 Herzog Georg und Michael Puffler mit Erasmus
Schetz wegen einer Beteiligung an einem Kontrakt mit den Altenberger
Zinngewerken beraten. W ir wissen nicht, zu welchem Ergebnis man ge­
kommen ist, aber der Sachverhalt zeigt, daß auch im Zinnhandel die
niederländischen Beziehungen eine bedeutende Rolle gespielt haben. Im
Gefolge der Puffler, Mordeisen und Schütz, Straube und Lotter sind
auch die eingewanderten niederländischen Kaufleute, u. a. Hilß, Breun,
Randerot und Mertens, belegt; allein drei davon waren Faktoren der
Schetz 9.

U nter den Leipziger kapitalistischen Gewerken in Joachimsthal ist 
Kilian Rietwieser hervorzuheben. Schon 1512 war er als Handlungs­
diener eines Leipziger Kaufmanns in Freiberg gewesen. Selbständig tritt 
er dann in Leipzig im Leinwand-, Barchent- und Viehhandel auf, zur 
Zeit seines Vertrages mit Pruner auch im Handel mit Gewürzen und 
Edelsteinen. 1521 hatte er eine Joachimsthaler Hüttengesellschaft ge­
gründet mit dem Zweck, Silbererze, die in den Gruben der Gesellschafter 
gewonnen wurden, im eigenen Betrieb zu schmelzen. Es ist anzunehmen, 
daß ein Teil des Silbers in Barrenform in den Handel gebracht wurde, 
und auch über den Absatzort dürfte kein Zweifel sein. Die Gesellschaft 
wurde aufgelöst, als sich Rietwieser, seinen W aren folgend, nach Ant­
werpen wandte.

9 W erner, Neues Archiv f. sächs. Gesch. 57 (1936), 158 ff.; ders., ebenda 58 
(1937), 40 f.; Fischer, 117, 148 ff.; F. Prims, Geschiedenis van Antwerpen, 
A ntw erpen 1927 ff., Bd. 7, T eil 2, 194 ff.; E. Sabbe, Anvers. M etropole de 
l ’occident (1492— 1566), in: N otre Passe, 1952, 57; über die Schetz vgl. auch
Th. G. W erner, Europäisches K apital in iberoam erikanischen M ontanunter­
nehm ungen des 16. Jahrhunderts, in: V SW G  48 (1961), 18 ff., 23, 48.
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Fast alle im M etallhandel namhaften Leipziger Kaufleute lassen sich 
auch im Tuchhandel, und zwar mit niederländischem Tuch, nachweisen. 
Das heißt: in solchen Fällen, wo sich der M etallexport nach Antwerpen 
mehr aus dem Zusammenhang ergibt, als daß er sich aus den Quellen 
wörtlich ablesen ließe, können wir auf dem Wege der Tuchbelege die 
Verbindung zu den N iederlanden feststellen. Das trifft beispielsweise zu 
für die Mordeisen, Lotter, natürlich für Glausbruch — wie wir noch 
sehen werden — oder für Wiedemann. Letzterer war uns als einer der 
ersten Leipziger Saigerhändler im Mansfeldischen begegnet. Veit W iede­
mann besaß aber daneben im Leipziger Rathaus noch eine Gewand­
kammer; er war also auch Gewandschneider. Daß sich niederländisches 
Tuch in der Gewandkammer befunden haben muß, ergibt sich — aus 
einem Kupferkaufkontrakt: In der Vereinbarung mit den Hüttenmeistern 
von Hettstedt aus dem Jahre 1514 verpflichtet sich W iedemann am 
Schluß, den Hüttenmeistern jährlich mehrere Stück Leidener Tuch zu 
liefern10.

Auch weniger bekannte Kauf leute kommen im Tuchhandel mit den 
Niederlanden vor: Beispielsweise ist der Leipziger Hans Trautm ann 1566 
im Tuchhandel mit den Antwerpenern Pels und Gubau bezeugt. Mehrere 
aus Jülich und Geldern nach Leipzig eingewanderte Kaufleute handeln 
englisches und niederländisches Tuch, darunter die Gnaspe aus Erkelenz, 
aus denen die Leipziger Tuchgesellschaft Schumart hervorging, die 
Zweiggeschäfte in Hamburg und Wien unterhielt. Tilemann Löwe, der 
aus Aachen nach Leipzig eingewandert war, kommt in Verbindung mit 
Clausbruch im M etallhandel vor. Daß er diesen ganz oder wenigstens 
teilweise in niederländischer Richtung trieb, ergibt neben seinem Ge­
sellschafterverhältnis zu Clausbruch sein Tuchhandel: Eine Stadtbuch­
eintragung von 1573 besagt, daß er damals über 2000 Gulden für flämi­
sches Tuch an Peter und Franz von Zürich in Antwerpen schuldete11.

Diese niederländischen Beziehungen werden maßgebenden Einfluß 
darauf gehabt haben, daß sich nach der Mitte des 16. Jahrhunderts in 
der Leipziger Kaufmannschaft eine Tuchhändler-Gruppe bildete, wäh­
rend bis dahin Tuchverkauf neben anderen Handelsgeschäften, vor allem 
dem Metallhandel, betrieben wurde. Neben diesen ausgesprochenen Tuch­
händlern blieb aber gerade bei den bedeutendsten Kaufleuten die Ver­
bindung Metalle/Tuch bestehen.

W ie bei den ersten Quellenzeugnissen aus dem Ende des 13. Ja h r­
hunderts für Freiberg, so bleibt der Import niederländischer Tuche im
16. Jahrhundert und danach nicht auf Leipzig beschränkt, sondern er­

10 W erner, Neues Archiv f. sädis. Gesch. 58 (1937), 42; Fischer, 135 ff.; 
W . Mück, D er M ansfelder Kupferschieferbergbau in seiner rechtsgeschicht­
lichen Entwicklung, Bd. 2, Eisleben 1910, 492.

11 StA Leipzig, Stadtgericht N r. 327, 394, 458; Kontraktenb. 1566 Bl. 3, 65, 
1573 Bl. 44; Ratsb. Bd. 16 Bl. 138; T it. X LV  G N r. 1.
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streckt sich von hier aus auf andere sächsische Städte, besonders die Berg­
bauorte, und geht weiter nach dem Osten.

Ähnlich verhält es sich mit dem Spezereihandel, der zusammen mit 
Tuch und seidener W are auftritt. Die Leipziger Messe wurde hier in 
erster Linie aus Augsburg, Nürnberg, Frankfurt und direkt aus den 
italienischen Städten versorgt. Eine beachtliche Anzahl italienischer Kauf­
leute unterhielt während des 16. Jahrhunderts ständige W arenlager in 
Leipzig. Daneben kommen auch in größerer Zahl Antwerpener vor. Bei­
spielsweise lieferten um 1560 Johann Beier, Hans Dissegang und Leon­
hard Paris Pfeffer, Lorbeer und Zucker. Sie werden gemeinsam mit den 
Leipzigern Gretfisch, Arper und Beyer genannt; letzterer war Gesell­
schafter von Paris, A rper der Leipziger Faktor von Dissegang usw. Und 
wiederum ist es so, daß von den namhafteren M etallhändlern nicht nur 
Tuch, sondern auch Spezerei gehandelt wurde, wie etwa bei Mertens und 
Glausbruch oder vorher bei Rietwieser12.

A uf der Grundlage dieses Handels vollzog sich von der ersten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts bis in das 17. Jahrhundert eine bemerkenswerte 
kaufmännische Einwanderung aus den N iederlanden nach Leipzig. Inner­
halb der Leipziger Kaufmannschaft lassen sich nach den Ergebnissen von 
G. Fischer13 für die Zeit von 1470 bis 1650 rund 650 eingewanderte
Familien feststellen. Mehr als die H älfte stammt aus oberdeutschen
Städten. Das erklärt sich für die erste Zeit aus den engen Beziehungen
Oberdeutschlands nach Leipzig, und in den späteren Jahrzehnten — das
Schwergewicht der Einwanderung liegt nach 1550 — erklärt es sich
daraus, daß Leipzig ein gutes Stück vom wirtschaftlichen Erbe der ober­
deutschen Handelsplätze antritt und daher eine große Zahl kaufmänni­
scher Familien aus diesem Gebiet anzieht. Im Vergleich zu dieser ober­
deutschen Einwanderung ist die niederländische zahlenmäßig gering. Sie
umfaßt von den zwanziger Jahren des 16. bis in die dreißiger des
17. Jahrhunderts nur 16 Kaufleute von den genannten rund 650. Audi
im Vergleich zu anderen deutschen Städten mit niederländischer Ein­
wanderung im 16. Jahrhundert ist diese Zahl nicht hoch14. Sie ist es für
Leipzig aber, wenn man andere Gebiete vergleicht (außer Oberdeutsch­
land). So stehen den sechs Niederländern aus der ersten Hälfte des
16. Jahrhunderts nur vier aus der Mark Brandenburg und drei aus
Norddeutschland, nämlich aus Lüneburg und Lübeck, gegenüber. Hinzu
kommt eine große Zahl rheinischer Kaufleute, z. B. aus Aachen, die in
diesen Zusammenhang gehören, 21 Kaufleute aus Jülich und Geldern,
die zwischen 1550 und 1650 in Leipzig Bürgerrecht erwarben, und eine
nicht geringe indirekte niederländische Einwanderung z. B. über Frankfurt.

12 StA Leipzig, Ratsb. Bd. 10 Bl. 319, 13 Bl. 172, 188; Kontraktenb. 1561
Bl. 42, 50; Fischer, 211 ff. 13 Fischer, 18ff., 171 ff.

14 Vgl. K. Pilz, N ürnberg  und die N iederlande, in: M itt. d. Ver. f. d. Gesch. 
d. S tadt N ürnberg  43 (1952), 53 ff.
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Von den 16 N iederländern stammen 8 aus Antwerpen, die anderen 
aus Amsterdam, Arras und Maastricht. Rechnen wir die aus Geldern 
hinzu, erhöht sich diese Zahl. Aber dieses Zahlenverhältnis sagt noch 
wenig über die historische Bedeutung dieser Einwanderung aus. Wich­
tiger ist, daß fünf davon in der Folge zur kaufmännischen Oberschicht 
Leipzigs zählen und der bedeutendste Großkaufmann der sächsischen 
Messestadt, Heinrich Cramer von Clausbruch, zu ihnen gehört.

Die Ursache der Einwanderung aus den Niederlanden ist an sich 
dieselbe wie bei der oberdeutschen. Die bekannten politischen Ereignisse 
unter Karl V. und Philipp II. erscheinen für Leipzig gegenüber dem 
Handel sekundär. W ir wissen zwar, daß sich in der Bibliothek Claus­
bruchs calvinistische Literatur befand und er mit Calvinisten befreundet 
war; andererseits kehrte er vorübergehend nach den N iederlanden zu­
rück. Die sogenannten Calvinistenunruhen in Leipzig am Ende des 
16. Jahrhunderts weisen keinen direkten Zusammenhang m it den aus
den Niederlanden stammenden Kaufleuten auf. Als Clausbruch Bürger
von Leipzig wurde, kam er als wohlhabender Kaufmann. Es bestätigt
sich auch hier, daß die ausgewanderten Kaufleute ihr Kapital und mehr
noch ihre Handelsbeziehungen behielten und erweiterten, auch zum Vor­
teil von Antwerpen. Sie waren die wichtigsten Träger des niederländi­
schen Handels der Leipziger Messe.

Abgesehen von Cornelius Pfau aus Antwerpen, der 1516 Mitglied 
der Leipziger Kramerinnung wurde, ist gleich der erste mit dem M etall­
handel verbunden. Es ist Hans Randerot aus Antwerpen, der erste Leip­
ziger Faktor von Erasmus Schetz; er kommt 1522. Das ist dasselbe Jahr, 
in das von Ehrenberg bis van Houtte der Beginn der Blüte dieses 
Handelshauses datiert wird. W ürde dieser Überlieferung nicht die Zu­
fälligkeit anhaften, so könnten wir daraus ablesen, daß die direkten 
Beziehungen zu Antwerpen nicht über Mansfeld nach Leipzig, sondern 
über Leipzig nach Mansfeld führten; denn dort sind die Schetz erst vier 
Jahre später greifbar. Randerot ist auch selbständig tätig gewesen, und 
wir finden ihn in den Rats- und Kontraktenbüchern m it Eintragungen 
vor gewant. Er bezieht Tuch von Hartm ann Schmalz aus Antwerpen, er 
ist in Geschäften mit Leder erwähnt, und 1527 findet er sich in Schnee­
berg als Verleger von Zwickauer Gewerken. Sein Nachfolger in der 
Schetz-Faktorei dürfte um 1525 der Leipziger Preußer gewesen sein. 
Danach kam wohl M artin Mertens aus Antwerpen, der 1535 Bürger 
wurde, dann A drian von Hilß. Dieser erwarb 1549 das Leipziger Bürger­
recht. Er war ein Vetter von Erasmus Schetz 15.

15 Johann  v. H ilß  w ar gleichzeitig der V ertreter der Schetz in Lissabon. W erner, 
VSW G 48 (1961), 23; I. A. v. H outte in: Algemene Geschiedenis der N eder- 
landen, dl. VI, 1954, 408 f.; H. Sproemberg, Beiträge zur belgisch-nieder- 
ländischen Geschichte, Berlin 1959, 320 ff.; StA Leipzig, Ratsb. Bd. 7 Bl. 8, 
Bd. 8 Bl. 16; K ontraktenb. 1513/17 Bl. 29 u. a.
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Mertens, der schon um 1520 auf der Frankfurter Messe vertreten war, 
hat zunächst wie Randerot in Leipzig Kupfer und Zinn für Antwerpen 
gekauft und niederländisches und englisches Tuch, Blei und Galmei ver­
kauft. Dabei blieb es auch, als er 1548 einen Gesellschaftshandel mit den 
Antwerpenern Breun begann und nadi rund 15jähriger Tätigkeit für 
Schetz durch Hilß ersetzt wurde. Die Handelsgesellschaft Mertens/Breun 
nahm eine ähnliche Stellung ein wie die von Rietwieser und Pruner 
einige Jahre vorher. Die Breun vertraten die Gesellschaft in Antwerpen; 
erst 1555 kam einer von ihnen nach Leipzig. Mertens versorgte das 
Leipziger Geschäft.

Nach der Mitte des Jahrhunderts gehörte Mertens zu den Leipzigern, 
die sich anstelle des zurückgehenden oberdeutschen Handelskapitals im 
Mansfeldischen beteiligten. 1552 war er Ratsherr geworden, und um 1560 
zählte er zu den reichsten Kaufleuten der Stadt. Die Gesellschaft er­
weiterte sich. 1561 übernahmen Mertens und Breun zusammen mit den 
Lindau von den Grafen den Kupferkauf für das sogenannte hinter- 
ortische Fünfteil mit der Hütte Leutenberg. Die Produktion an Roh­
kupfer sollte sich auf jährlich 4500 Zentner belaufen. Von dem ge­
wonnenen Silber durften die Gesellschafter 2000 M ark für den freien 
Verkauf verwenden, das übrige war an die Münze der Grafen abzu­
führen. Außerdem erhielten die G rafen ein Darlehen von 150 000 Gul­
den, das teilweise über den Kupferkauf zurückerstattet werden sollte. 
Zu ähnlichen Bedingungen kam ein Jah r danach noch eines der vorder- 
ortischen Fünfteile hinzu. Die Verpflichtungen der Gesellschaft waren 
aber durch das hohe Darlehen und einen für sie ungünstigen Kupferpreis 
überspannt, so daß Mertens bei seinem Tode zahlreiche Gläubiger hinter­
ließ. Die Gesellschaft wurde von seinem Bruder Markus, der 1559 
Leipziger Bürger geworden war, und den Breun fortgesetzt, geriet aber 
dann in Abhängigkeit von Clausbruch16.

Daß gerade die von Leipzig aus betriebene Leutenberger Hütte mit 
Antwerpen verbunden war, hatten wir schon für die erste Hälfte des 
Jahrhunderts gesehen. Um 1560 wird dieses Verhältnis durch die Gesell­
schaft Mertens-Breun und danach von Clausbruch weitergeführt. An­
stelle der Leipziger Saigerhändler wie Scherl, der zu den eingewanderten 
Kaufleuten aus Oberdeutschland zählt, treten die nach Leipzig eingewan­
derten Niederländer selbst. W er außerdem noch zu den niederländischen 
Partnern der Mertens und Breun gehört, erfahren w ir daraus, daß 1563 
Hilß der Hauptgläubiger der Gesellschaft ist und bei einer ähnlichen 
Gelegenheit 1571 mehrere Kaufleute aus Antwerpen genannt werden: 
die Dragnus, W arsat und Blum, dazu Vinzenz Robert in Ryssel.

Der Handel zwischen Leipzig und den N iederlanden ebenso wie die 
Einwanderung standen bis zur Mitte des Jahrhunderts im Zeichen der

16 M öllenberg, 35 ff.; Fischer, 374, 389 ff.
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Schetz-Faktoren. Leipzig erscheint gewissermaßen als Ableger A nt­
werpens. Aber im gleichen Maße wie die Oberdeutschen aus M ansfeld ver­
drängt werden und das Leipziger Handelskapital im Saigerhandel das 
Übergewicht erhält, sich der Leipziger Fernhandel überhaupt aus der Ver­
mittlung von Nürnberg und Augsburg löst, tritt auch das Verhältnis zu 
Antwerpen in ein weiteres Stadium. Clausbruch, der bedeutendste Ver­
treter der niederländischen Einwanderung, des Niederlandehandels und 
Kupferkaufs in der zweiten H älfte des Jahrhunderts, kommt nicht mehr 
als Faktor eines Antwerpener Hauses nach Leipzig, sondern umgekehrt, 
er besitzt von Leipzig aus eine Faktorei in Antwerpen.

Die Bürgermatrikel nennt Clausbruch 1556. Zwei Jahre später erwirbt 
er für 5000 Gulden eines der wertvollsten Grundstücke am Markt, auf 
dem sich der reich ausgestattete Wohnsitz — wie wir aus einem bei 
seinem Tode aufgestellten Inventar wissen —, Gewölbe für W aren, 
Stallungen usw. sowie die Schreibstube befanden. Dieses große Bürger­
haus war vorher im Besitz der im Zusammenhang mit Schetz genannten 
P reußer17.

In den ersten Jahren ist Clausbruch nicht im M etallhandel nachweis­
bar, aber aus den vorher genannten Gesichtspunkten ist seine Beteiligung 
am M etallhandel auch vor 1562 schon wahrscheinlich; denn er ist d e r  
Kaufmann mit niederländischem Tuch. Das werden wohl alle W aren 
gewesen sein, die in dem Handelsbuch von Lorenz Meder vom Jahre 
1558 unter dem Stichwort „Antorfer H andlung“ aufgeführt werden: 
Seidengewand, Samt, Damast, Atlas, Taft, Tuch von Löwen, Brügge, 
Mecheln, Flämische Tuche, Hagisch (Haager), Amsterdamer Tuch usw. 
Aber auch mit italienischen Samt- und Seidenwaren, die er wahrschein­
lich über Nürnberg bezog, hat Clausbruch gehandelt. W ie umfangreich 
der Handel gewesen sein mag, ergibt sich 1570, als er ihn — den nieder­
ländischen Handel — für 240 000 Gulden an seinen Vetter Georg Cramer 
und Konrad Kühlmann verkauft. Bei dieser Gelegenheit wird über­
liefert, daß er Faktoreien in Antwerpen und Köln unterhielt. Georg 
Kramer wohnte seitdem in Leipzig, im Hause Clausbruchs, während 
Kühlmann für Antwerpen und Köln zuständig war. Eigentlich handelt 
es sich um die Bildung einer Tochtergesellschaft; denn Clausbruch blieb 
stiller Teilhaber und hat noch zweimal mit Summen von 12 000 und 
16 000 Gulden dieses Unternehmen unterstützt18.

Zu gleicher Zeit war Clausbruch aber schon mit 125 000 Gulden am 
Mansfelder Saigerhandel beteiligt. Der Wunsch, dort im Gefolge der 
Mertens, Breun, Lindau stärker hervorzutreten, wird ihn veranlaßt haben, 
dem niederländischen Zweig eine eigene Form zu geben. Diese A btren­

17 E. Kroker, Heinrich C ram er von Clausbruch, in: Q uellen zur Geschichte 
Leipzigs, hrsg. v. G. W ustm ann, Leipzig 1895, 353 ff., 381 ff.; Fischer, 392 ff.

18 StA Leipzig, Stadtgericht N r. 326, 327, 376, 1441, 1449, 1461, 1464 Bl. 55 a, 
201 A, 211 A.
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nung hat Clausbruch aber nicht gehindert, teils selbständig, teils zusam­
men mit Kramer und Kühlmann oder mit Schellhammer weiter Handel 
mit den Niederlanden zu treiben.

Im Jahre 1562 scheint sich Clausbruch zum erstenmal an einem 
Kupferkontrakt beteiligt zu haben, und 1564 erw irbt er zusammen mit 
dem Leipziger Schellhammer ein halbes Fünfteil. A ußer dem sogenannten 
Haupthandelskupfer dieses Teiles erhielt seine Gesellschaft sämtliches 
Schlackenkupfer der drei vorderortischen Fünfteile zugesprochen. Hinzu 
kam die freie Verfügung über die Hälfte des gewonnenen Silbers. 
Gleichzeitig gingen die Saigerhütten Luderstadt und Steinach in ihren 
Besitz über, ein Jah r später baute Clausbruch die Hütte Wernigerode 
und erwarb schließlich noch die Leutenberger Hütte. Bald nach dem 
Vertrag von 1564 waren die Clausbruch auch in Geschäftsbeziehungen 
zu den Mertens-Breun-Lindau getreten, die zwischen 1567 und 1570 
über die H älfte ihres Kupfers an Clausbruch lieferten, der ihnen etwa 
250 000 Gulden vorstreckte. Schließlich übernahmen die Clausbruch den 
Verlag der beiden Fünfteile, so daß die H älfte des Mansfelder Kupfers 
durch ihre Hände ging. Die Einlagen Clausbruchs waren von 1565 bis 
1573 von 45 000 auf 330 000, der Gewinn — nach den Ergebnissen von 
Kroker, W illkofer und Fischer — von etwa 4500 innerhalb eines Jahres 
auf das Doppelte und bis 1569 auf 43 000 Gulden, auf das Zehnfache 
also, gestiegen.

Über anderthalb Jahrzehnte erstreckte sich die führende Beteiligung 
Clausbruchs im Mansfeldischen. Als er mit einem großen Teil 1580 aus­
schied, gelangten über die Meißner Gesellschaft viereinhalb Fünfteile an 
Nürnberger, darunter an die Imhoff und Welser, die sogenannte Gräfen- 
thaler Gesellschaft. Clausbruch behielt nur ein halbes Fünfteil. Über das 
erneute Vordringen der Fürer und das Leipziger Unternehmen hinweg 
blieben die Clausbruch bis 1621 in Mansfeld bete ilig t19.

Darüber hinaus finden wir Clausbruch in Beziehungen zum Harz, in 
Geschäften mit dem Herzog von Braunschweig. Aus Goslar erhielt er 
durch einen V ertrag von 1576 im Laufe von drei Jahren über 9000 
Zentner Blei gegen Pelzwerk und Kleinodien für den Braunschweiger 
Hof. Ebenfalls 1576 bezog er Blei aus Krakau. Um welche Mengen es 
ging, zeigt ein Angebot aus dem Jahre 1580 an den sächsischen Kur­
fürsten: Clausbruch stellte dem Kurfürsten 50—60 000 Zentner in jäh r­
lichen Lieferungen von 10 000 Zentnern in Aussicht.

Über die Einlösung von Schuldverschreibungen oder Darlehen, also 
über seine Bankgeschäfte, hatte Clausbruch einen weitverzweigten Kux­
besitz an sich gezogen. An reichen Gruben in A nnaberg oder St. Andreas­
berg im Oberharz, an Goldseifen bei Wolkenstein w ar er beteiligt und 
verlegte Kupferkieszechen bei Geyer. Unter anderem übernahm er von

19 StA Leipzig Tit. X X  N r. 45; B. W illkofer, 55 ff.
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den Schlick 1597 die Silberhütte Preßnitz. Seine Bergbauinteressen reich­
ten bis nach Steiermark und Kärnten und erstreckten sich außer auf 
Galmei auf Alaun und Salz, vor allem aber auf Kupfer und Silber.

Clausbruch hatte 1573/74 Handlungsdiener in Moskau, und in einer 
Streitsache mit einem konkurrierenden Leipziger Kaufmann ist von 500 
Zimmer Zobel, 2000 Zimmer M arder und Wachs die Rede. Seine Ge­
sellschaft handelte mit Frankfurt, Hamburg und Lübeck20. Bevor er den 
niederländischen Handel abtrat, schloß er mit Schellhammer neben dem 
Vertrag über den Saigerhandel 1564 einen anderen über W aid-Liefe­
rungen nach den Niederlanden. 1569 nahm er zusammen mit A nt­
werpener Kaufleuten, mit Koch, Gier, Ketwicht, an Kriegslieferungen an 
den Pfalzgrafen von Zweibrücken im W erte von über 50 000 Gulden 
teil, und noch 1580 standen Forderungen Clausbruchs an die Koch in 
Antwerpen offen, derentwegen ihr Vertreter nach Leipzig gekommen 
war und Alaun, Vitriol und Edelsteine zu liefern versprach.

Nach den Berechnungen E. Krokers wird sich das Vermögen Claus­
bruchs bei seinem Tode auf etwa 2 Millionen Gulden, das Doppelte der 
jährlichen Einkünfte des sächsischen Kurfürsten, belaufen haben. Er 
wurde geadelt, saß im Rat der Stadt, und wie Mertens und H ilß war er 
auch G rundherr21.

Von den anderen eingewanderten Kaufleuten der zweiten H älfte des 
16. Jahrhunderts sollen hier nur Sebastian van der Velde und die Cuve- 
lier aus Antwerpen erwähnt werden, die gleichfalls im H andel mit Tuch, 
seidener W are, Garn und W ein gegen Kupfer, W aid und Rauchwaren 
bezeugt s in d 22.

Die Beziehungen zu den Niederlanden bleiben in diesen Jahrzehnten 
aber nicht auf die Bergbauinteressen, den Metall- und Tuchhandel be­
schränkt. Es wurde vielmehr auch versucht, die niederländische Tuch­
herstellung nach Sachsen zu verpflanzen. Die Anfänge der Tuch-M anu­
fakturen sowie der Gold- und Silberdrahtzieherei gehen auf Clausbruch 
und den gleichfalls, und zwar aus Maastricht, eingewanderten Heinrich 
Ryssel zurück.

1578 hatte Clausbruch südlich von Leipzig das Rittergut Meuselwitz 
gekauft. Er holte niederländische Tuchmacher herbei, siedelte sie in etwa 
100 W eberhütten an, die er in Meuselwitz hatte bauen lassen, und be­
gann nach niederländischem Vorbild eine Manufaktur einzurichten, die 
mit Walkmühle und W irkerhaus ausgestattet war und die Produktion 
der beliebtesten niederländischen Stoffe, Harras, Hunskoth, Grobgrün 
usw., begann, auf die er sich 1587 ein Herstellungsmonopol gesichert 
hatte. Frei von Zunftschranken, die ihn in Leipzig behindert hätten, und 
mit von feudalen und zünftigen Bindungen freien Tuchmachermeistern

20 Fischer, 418.
21 E. Kroker, H einrich Cramer, 385 f.
22 Fischer, 376.

3 H Gbl. 81
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und Gesellen entstand in Meuselwitz eine der ältesten Werkstätten 
außerhalb des Bergbaues, deren Charakter als arbeitsteilige Kooperation 
feststeht und die jahrhundertelang bestehen blieb und ausstrahlte23.

Heinrich Ryssel, den das Bürgerbuch als Maler und Seidensticker be­
zeichnet, begründete die Leipziger Gold- und Silber-Manufakturen, als 
er 1588 das Verweben der kostbaren Edelmetallfäden in Seide einführte. 
Die Anlage von Ryssel hängt einmal mit dem Seiden- und zum anderen 
mit dem Edelmetallhandel zusammen. Für beides w ar Leipzig ein be­
deutender Handelsplatz, wenn wir z. B. an die Goldseifen, den Silber­
und Kleinodienhandel Clausbruchs denken. Aus dem Jahre 1575 wissen 
wir, daß Silber- und Golddrähte im W arenlager eines Leipziger Kauf­
manns vorhanden waren. Sie werden aus N ürnberg oder später auch 
aus Frankfurt eingeführt worden sein, aus Frankfurt, wo die D raht­
zieherei etwa zur gleichen Zeit wie in Leipzig, 1590, betrieben wurde.

Bevor Ryssel nach Leipzig übersiedelte, hatte er sich in Köln mit 
Seidenstickerei, Perlenheften und mit Juwelenhandel beschäftigt. Ob­
gleich die Leipziger Manufakturen bis auf den Buchdruck in Standort 
und Eigentumsverhältnissen sehr veränderlich waren, blieb seine Hand­
lung über mehrere Generationen bestehen. Seine Söhne konnten 1620 
vom Kurfürsten ein Privileg erlangen, wonach ihnen auf 10 Jahre das 
Monopol in der Produktion von Gold- und Silberdrähten und den ent­
sprechenden Seidenwaren zustand. In der Stellungnahme des Rates zum 
Gesuch der Ryssel wird erwähnt, daß deren Fabrikation von der Ein­
fuhr aus Frankreich und Italien unabhängig mache und deren Waren 
nach den N iederlanden und Polen ausgeführt werden. Die Manufaktur 
habe ferner die Gewerbe der Goldschmiede und Posamentierer geför­
dert. Gleichzeitig erfahren wir, daß Werkzeuge, Rohstoffe und auch die 
Arbeitsräume den Ryssel gehörten. Die Produktion war demnach völlig 
zentralisiert. Dieses Unternehmen hat bis zum A nfang des 18. Jah r­
hunderts bestanden24.

In beiden Fällen handelt es sich um Gründungen, die von einem be­
reits fortgeschrittenen Stadium der Manufakturentwicklung ausgingen, 
wie es im sächsisch-thüringischen Gebiet nur im Bergbau, in den 
Schmelzhütten im 16. Jahrhundert anzutreffen w a r25. Beide wurden von 
Niederländern, die Meuselwitzer sogar mit einer großen Zahl nieder­

23 R. Forberger, Die M anufaktur in Sachsen vom Ende des 16. bis zum Anfang 
des 19. Jahrhunderts, Berlin 1958, 20, 61, 155; Landesarchiv Altenburg, 
LR 7851; H. Patze, Recht und V erfassung thüringischer Städte, W eim ar 
1955, 155.

24 Landeshauptarchiv Dresden, Loc. 33 462 Nr. 52, 5325 N r. 34; Forberger, 
179, 306.

25 Ju. M. G rigo r’jan , Aus der Geschichte der Genesis der kapitalistischen Ver­
hältnisse in Deutschland. Der Bergbau am Ende des 15. Jahrhunderts  und 
im 16. Jah rh u n d ert, in: Z G W  Jg. V II (1959), 1743 ff.; F. Behrens, G rundriß 
der Geschichte der politischen Ökonomie, Bd. 1, Berlin 1962, 70.
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ländischer Arbeitskräfte, eingerichtet. Sie zeigen an, in welchem Maße 
die in Handel und Bergbau gebildeten Fonds des Handelskapitals indu­
striell verwertbar wurden. Mehr noch: der Relation Metalle/Tuch im 
Fernhandel entsprach — um es vereinfacht auszudrücken — eine ähn­
liche in der Manufakturenentwicklung. Antwerpen verdankt seinen A uf­
stieg zum stärksten Zentrum des W elthandels nicht nur den veränderten 
Handelsrouten, sondern auch dem Fortschritt seines ökonomischen H in­
terlandes, für das es der M ittelpunkt eines nicht mehr zunftgebundenen 
Handwerks w ar26.

Die Beziehungen und W irkungen zwischen dem niederländischen und 
dem sächsischen Handels- und Bankzentrum sind recht vielfältig gewesen, 
selbst wenn man nur die wirtschaftlichen im Auge hat und nicht weiter­
verfolgt, daß Caspar Schetz 1514 in Erfurt studierte und Leipziger 
Humanisten mit den Niederlanden in Verbindung standen27. Zusammen­
fassend wird man sagen können: Die niederländischen Beziehungen 
haben nächst den oberdeutschen die größte Bedeutung für die Blütezeit 
der Leipziger Messen im 16. Jahrhundert gehabt.

Trifft das auch für die Aufstiegsperiode der Messen am Ende des 
18. Jahrhunderts zu?

In seiner Arbeit über die Silberproduktion in Mitteleuropa von 1470 
bis 1618 gelangte J. U. Nef zu der Erkenntnis, daß dem Aufstieg bis 
in die dreißiger Jahre des 16. Jahrhunderts eine Stagnation und gegen 
Ende des Jahrhunderts ein Rüdegang folgte, so daß vor dem D reißig­
jährigen Krieg die gesamte Silberproduktion Mitteleuropas nur noch 
etwa einem Viertel der aus der Zeit um 1530 entsprach. Die Ausbeute 
der amerikanischen Lagerstätten und ihre Auswirkung auf den euro­
päischen M etallmarkt bei Stagnation und Rückläufigkeit der W aren­
produktion überhaupt führte auch zum Niedergang des erzgebirgischen 
und Mansfelder Bergwesens und traf Leipzigs Stellung im Metallhandel. 
Die Joachimsthaler Ausbeute sank — nach Nef — von 54 000 Mark 
jährlich um 1530 auf 3000 nach 1601. Annaberg und M arienberg hatten 
schon in den siebziger Jahren den größten Teil ihrer Ausbeute einge­
büßt, und der Mansfelder Kupferbergbau brach mit allen Folgen für 
Leipzig in den zwanziger Jahren des 17. Jahrhunderts zusammen. Und 
auf der anderen Seite: der Sturz Antwerpens 1585 28. Damit schwand

26 E. Sdiolliers, V rije  en onvrije  arbeiders, voornaam elijk  te A ntw erpen in de 
16e eeuw, in: BGN X I (1956), 285 ff.

27 H. v. W erveke, Brugge en A ntwerpen. Acht eeuwen Vlaamsche H andel, 
G ent 1941, 121 f.; F. Boenheim, Z ur Rektoratsrede des Petrus M osellanus, 
in: K arl-M arx-U niversität Leipzig 1409— 1959. Beiträge z. U niversitä ts­
geschichte, Bd. 1, Leipzig 1959, 68; über niederländischen Einfluß z. B. auf 
die Teppichweberei vgl. H. W ichmann, Altes K unsthandw erk in Leipzig, in: 
Leipziger Jahrbuch 1939, 64.

28 J. tJ. N ef, Silver Production in Central Europe, 1450— 1618, in: T he Journal 
of Pol. Economy, vol. X L IV  (1941), 575 ff.

3 *
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um 1600 das Verhältnis Tuche/Metall der Niederlande-Beziehungen der 
Leipziger Messe.

Der Niederlage der Revolution in den niederländischen Südprovin­
zen folgte der Niedergang der M anufakturen und des Handels in Flan­
dern und Brabant und die weitere Abwanderung der unternehmungs­
lustigen Teile der Bourgeoisie. Durch die Verschiebung des ökonomischen 
Schwergewichts, des Fortschritts kapitalistischer Produktionsverhältnisse 
nach Holland wird Amsterdam der Handelsmittelpunkt und Stapelmarkt 
Europas29. Der Wechsel von Antwerpen zu Amsterdam hat die Kon­
tinuität im Handel der Niederlande mit Leipzig nicht berührt. So lassen 
sich beispielsweise für die zweite H älfte des 17. Jahrhunderts nieder­
ländische Kaufleute nicht nur als Besucher der Messe, sondern auch im 
dauernden Besitz von Gewölben nachweisen. Im Jahre 1656 mietete 
Cornelius de Sitter aus Amsterdam ein Gewölbe unter dem Rathaus, das 
vorher in den H änden eines Braunschweigers gewesen war und nun über 
zwei Jahrzehnte niederländischen W aren diente. Aus den Händen von 
Sitters Gesellschafter Johann Keyßer übernahm es dann ein Hamburger 
Kaufmann. In ähnlicher Weise sind Johann van Vaels aus Maastricht 
und Heinrich Notte aus Haarlem neben einzelnen Kaufleuten aus Frank­
reich, aus Köln, Aachen und Nürnberg, vor allem aber aus Hamburg, 
in den rund 40 Gewölben des Rates am M arkt vertreten. 1662 trieb 
Nikolaus Le Bon aus Antwerpen in Leipzig Handel mit Polen, und 1682 
sind 44 Amsterdamer Kaufleute belegt, die zu einer Messe in Leipzig 
anwesend waren. Etwas später scheint Bräunigks H of ein Mittelpunkt 
niederländischer Kauf leute gewesen zu sein, wo zwischen 1700 und 1711 
auch der Amsterdamer Stecher Peter Schenk, der in Beziehung zu den 
Höfen in Dresden und Krakau stand, ausstellte. Leipzig war im 17. und 
18. Jahrhundert nicht nur ein Umschlagplatz für den Amsterdamer 
W eltmarkt, sondern ebenso wie früher auch ein Absatzmarkt für das 
niederländische Exportgewerbe. In Auerbachs Hof oder am Brühl wur­
den die Erzeugnisse der Leineweberei von Haarlem, der Eisenindustrie 
aus Lüttich, die Feintuche von Vervier und Eupen sowie Seide aus 
Amsterdam gehandelt.

Auch für die Bankverbindungen gilt diese Kontinuität. Sie erreichten 
sogar zu Anfang der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts einen Höhe­
punkt, als sich der Leipziger Rat genötigt sah, bei Johannes Menkema 
in Amsterdam 1766 eine Anleihe über 700 000 holländische Gulden auf-

29 E. Baasch, Holländische Wirtschaftsgeschichte, Jen a  1927, 252 ff.; V. Bar- 
bour, Capitalism  in Am sterdam  in the Seventeenth Century, Baltim ore 1949, 
11 ff.; L. Beutin, Nordw estdeutschland und die N iederlande seit dem D rei­
ß ig jährigen  Krieg, in: VSW G 32 (1939), 106 ff.; M. Barkhausen, Staatliche 
W irtschaftslenkung und  freies U nternehm ertum  im westdeutschen und  nord- 
und südniederländischen Raum bei der Entstehung der neuzeitlichen Industrie 
im 18. Jahrhundert, in: V SW G  45 (1958), 108.
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zunehmen, um die schweren preußischen Kontributionen abzufangen. 
Aber aus einer geschlossenen, über mehrere Messen nach 1772 laufenden 
Quellengruppe, die aus den Angaben der W aage hervorging, ergibt sich: 
Die Zahl der Kaufleute aus Amsterdam und der Umfang ihrer Geschäfte 
liegen zu dieser Zeit hinter Hamburg und Krakau, ja  sogar hinter 
Belgrad. Der Handel mit Kattun, Tabak, spanischem Rohr, Leinen, 
Kramwaren, Galanteriewaren und baumwollenen W aren fiel nicht aus 
dem Rahmen. Er lief in gleicher Weise mit Hamburg oder Brem en30.

Die Meßrelationen der Commerziendeputation bestätigen diese Fest­
stellung. Zur Ostermesse 1770 kamen von 4000—5000 auswärtigen Meß­
fieranten 53 aus Holland, aus Hamburg 133. Ostern 1775 und 1780 
waren es nur noch 29 bzw. 30 Holländer, während allein 57 griechische 
Kaufleute gezählt wurden. Um 1795 sind es nur noch acht Messe­
besucher aus Holland; außerdem werden meist drei bis sechs Lütticher 
Gewehrhändler aufgeführt. Die holländischen Käufer seien fast völlig 
ausgeblieben, heißt es im Bericht, oder sie hätten nur etwas baum­
wollene W are aus Chemnitz gekauft. Demgegenüber steigt im gleichen 
Zeitraum allein die polnische Beteiligung von 112 — etwa in derselben 
Stärke wie die Hamburgs — auf 388, während die französische mit durch­
schnittlich 40 zahlenmäßig ziemlich konstant bleibt. Die W irkung der 
politischen Ereignisse von 1795 ist unverkennbar. Die Deputation hält 
das auch fest, ohne zu übersehen, daß Hamburg den holländischen H an­
del an sich zieht. In dem Bericht heißt es, daß derjenige Teil des H an­
dels mit Manufakturwaren, der sonst Holland zugeeignet war, sich 
hauptsächlich nach Hamburg verlagere, „wie denn gegenwärtig dieser 
Platz die Hauptniederlage der westindischen Baumwolle, der spanischen 
Schafwolle und vieler sonst über Amsterdam gelieferter W aren gewor­
den ist“. Die Hamburger traten an die Stelle Amsterdamer Kauf leute, 
und der Bericht unterstreicht die ausgezeichneten Geschäfte mit ihnen31.

W ie H. Kellenbenz feststellt, wächst mit dem Aufstieg Amsterdams 
auch die Bedeutung Hamburgs, das am Anfang des 17. Jahrhunderts 
Interesse für mitteldeutsches Kupfer zeigt und nach der M itte dieses 
Jahrhunderts immer gewichtiger in Leipzig auftritt, bis es, auf einem 
Höhepunkt seiner eigenen Handelsentwicklung, die Verbindung Amster­
dam—Leipzig zu seinen Gunsten unterbricht32.

30 StA Leipzig, Stadtkassenrechn. 1656/57 Bl. 94; 1671/72 Bl. 88; 1694/95 
Bl. 113; 1695/96 Bl. 112; II. Sekt. N r. 922; H a VI N r. la  Bl. 60 f.; T it. X LV  
B 8a Bl. 66 ff.; T it. L X I N r. 12 b u. a.

31 Landeshauptarchiv Dresden, Loc. 11462, 11463, 11469 (1795 Bl. 47, 56 b. 
88 b, 94); Hasse, 2 30 ff.; H. Schlechte, Die S taatsreform  in Kursachen, Berlin 
1958, 87 ff.

32 H. Kellenbenz, 96; ders., Die unternehmerische Betätigung der verschiedenen 
Stände w ährend des Übergangs zur Neuzeit, in: VSW G 44 (1957), 16;
E. W iskem ann, H am burg und die W elthandelspolitik  von den A nfängen bis 
zur G egenw art, H am burg 1929, 132 ff.
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W ir müssen demnach das Ende des 18. Jahrhunderts, das für Leipzig 
im Zeichen der polnischen und russischen Kaufleute stand, dem 16. Jah r­
hundert gegenüberstellen, einem Jahrhundert, in dem zwei der ökono­
misch fortgeschrittensten Gebiete des nördlichen Europa, die Nieder­
lande und Sachsen, durch die Messe verbunden waren und Leipzig im 
Ost-W est-Handel zwischen Hanse und Oberdeutschland trat. Die nieder­
ländischen Beziehungen gehören daher in die Epoche der Handels­
geschichte, von der P. Jeannin in seiner Studie über die baltischen W irt­
schaftsbeziehungen Antwerpens in Anlehnung an F. Rörig und K. Nord­
mann sagt, daß sie die Epoche von Antwerpen, Augsburg und Leipzig 
ist, die der von Brügge, Frankfurt und Lübeck fo lg t33.

33 P. Jeannin , Les relations economiques de villes de la  B altique avec Anvers 
au X V Ie siecle, in: V SW G  43 (1956), 193 f.



D I E  P O L I T I S C H E N  U N D  D I P L O M A T I S C H E N  
B E Z I E H U N G E N  Z W I S C H E N  R U S S L A N D  
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I M  18.  U N D  F R Ü H E N  19. J A H R H U N D E R T *

VON

C H R I S T O P H  F R I E D R I C H  M E N K E

Die wirtschaftlichen Beziehungen, die die Hansestädte im 18. und 
frühen 19. Jahrhundert zu Rußland unterhielten, waren für beide Teile 
bedeutsam. Im 18. Jahrhundert wickelten die hanseatischen Kauf leute 
etwa zehn bis fünfzehn Prozent des russischen Außenhandels ab, ein 
Anteil, der nach 1814 sank, weil Rußland nun außer seinen Ostsee- und 
W eißmeerhäfen auch die Schwarzmeerhäfen und die Eisenbahnlinien 
zur Verfügung standen.

Die Holländer hatten die hansischen Kaufleute im 16. Jahrhundert 
aus dem Rußlandhandel verdrängt, und diese hatten im 18. Jahrhundert 
wiederum den Engländern weichen müssen, die damals nach A rt und 
Umfang das Rußlandgeschäft bestimmten.

Die Tatsache, daß sich die Hansestädte in der gleichen Zeit wieder 
stärker am Osthandel beteiligten, kam Rußland durchaus gelegen, da es 
so nicht von einem Partner abhängig wurde, sondern stets auf die neu­
tralen Stadtstaaten zurückgreifen konnte. Andererseits erzielten diese 
wiederum im W aren- und Geldverkehr mit Rußland beträchtliche Ge­
winne. Den Aufschwung, den vor allem Hamburg und Lübeck im
18. Jahrhundert nahmen, verdankten sie nämlich zum guten Teil ihrem 
Rußlandhandel.

Rußland führte vor allem Schiffsbaumaterialien und Getreide aus 
und Kolonialwaren sowie westeuropäische und deutsche M anufakturen 
ein. Der russische M arkt erschien vielen Lübeckern, Hamburgern und 
Bremern so gewinnbringend, daß sie sich für einige Jahre oder gar 
Jahrzehnte als Unternehmer in Rußland betätigten.

Diese Kaufleute berichteten ihren Verwandten oder Geschäfts­
partnern in den Heimatstädten, was in Rußland vor sich ging, welche 
handelspolitischen Maßnahmen zu erwarten waren, oder über das, was 
man bei Prozessen vor russischen Handelsgerichten beachten mußte.

Die hanseatisch-russischen Beziehungen gingen jedoch über das W irt­
schaftliche hinaus. Immer wieder erregten die Städte die wohlwollende

* T eil einer G öttinger philosophischen D issertation m it dem T ite l „Die w irt­
schaftlichen und politischen Beziehungen der H ansestädte zu R ußland  im 18. 
und frühen 19. Ja h rh u n d e rt“ (1959).
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oder feindselige Aufmerksamkeit russischer Minister, führender W irt­
schaftler oder gar der Zaren, und ihrerseits versuchten Hamburg, Lübedc 
und Bremen in Zeiten der Bedrängnis aus ihrem Rußlandhandel poli­
tisches Kapital zu schlagen, das Interesse, das man an der Neva für jene 
kleinen Handelsrepubliken empfand, wachzuhalten und politisch zu 
aktualisieren. Die freien Städte, bedeutend als Handelsorte, militärisch 
und politisch jedoch machtlos, im Guten wie im Bösen mehr Spielball als 
Mitspieler der europäischen Mächte, gerade sie boten in gewisser H in­
sicht einen Spiegel der großen Politik. Ihre Kaufleute wie ihre Diplo­
maten waren fortwährend gezwungen, die politischen und wirtschaft­
lichen Bewegungen zu beobachten, sich den Erfordernissen anzupassen, 
wenn sie die Freiheit von Handel und Schiffahrt sowie die der Städte 
selbst behaupten wollten. In ihrer Politik, ihren kaufmännischen U nter­
nehmungen und in ihrer Presse spiegeln sich Stürme und Unwetter 
der Zeit.

Im Gegensatz zu Frankreich, England-Hannover oder gar Preußen 
bot Rußland einen wichtigen Vorteil: es lag so weit entfernt, daß es un­
mittelbar nicht gefährlich werden konnte; zugleich aber war dieses Reich 
mächtig genug und am W ohlergehen der Hansestädte hinreichend in­
teressiert, um sich mit Erfolg für diese verwenden zu können. In diesem 
Sinne schrieb 1784 der Senat von Lübeck an den von Bremen: „Pland- 
lung und Schiffahrt sind der vornehmste Erwerb der drei verbundenen 
Städte und der einzige Grund ihres Wohlstands. Rußland, das an Macht 
und Umfang so sehr gewachsen ist und sich noch immer mehr aus­
breitet . . ., kann die Handlung und die Schiffahrt der Städte sehr be­
günstigen, aber auch nicht wenig einschränken und behindern. Unstreitig 
ist demnach den Städten daran gelegen, besonders wegen ihrer H and­
lung Rußlands Gunst und Beförderung zu gewinnen, wenngleich die 
eine oder andere wegen ihrer Lage davon mehreren Nutzen haben 
möchte“ *.

Es soll im folgenden gezeigt werden, wie die drei Städte teils ge­
meinsam, teils gesondert vorgingen, um die ihnen gemeinsamen Ziele zu 
erreichen.

1. D ie  E n t s e n d u n g  r u s s i s c h e r  D i p l o m a t e n
i n  d i e  H a n s e s t ä d t e  u n d  d e r e n  A u f g a b e n

Es ist aufschlußreich für die Beziehungen des russischen Hofes zu so 
ungleichen Partnern wie den drei Stadtrepubliken, daß er über 50 Jahre 
eine diplomatische Vertretung am Niedersächsischen Kreis, mithin auch 
bei den Städten unterhielt, bevor diese es für nötig erachteten, die Ein­
seitigkeit, die in dieser Beziehung lag, aufzuheben und ihrerseits fest be­
soldete ständige Diplomaten nach St. Petersburg zu senden.

1 Brief vom 19. Aug. 1784. Staatsarchiv ( =  StA) Bremen.
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1709 ernannte Peter I. Johann Friedrich Boettiger la zum Residenten 
am Niedersächsischen K reis2. Es ist dies vorwiegend als ein Interesse 
Rußlands an allem, was sich in Norddeutschland abspielte, zu werten. 
Auch die Tatsache, daß der Resident und die nachfolgenden von der 
russischen Regierung ernannten außerordentlichen G esandten3 in H am ­
burg residierten, sagt weder über eine etwaige handelspolitische Intention 
noch über ein völkerrechtliches und bei Gelegenheit von den Hanse­
städten politisch verwertbares Verhältnis Rußlands zu den Städten aus. 
Die Vermutung liegt vielmehr nahe, daß es dem Zaren zum mindesten 
ebenso wichtig schien, einen Beobachter in den freien Städten zu haben, 
wie den Flandel mit ihnen zu pflegen; denn als Boettiger im November 
1710 dem Hamburger Senat anzeigt, daß Handel und Schiffahrt auf 
Livland wieder möglich seien und „alle vorhin gehabten Freiheiten 
ferner gelassen werden sollten“, so geschah das mit dem Zusatz, „daß, 
wenn nur bekannt gemacht würde, was für W aren man dahin führen 
und wieder abholen wollte, er auch erbötig wäre, die Schilfe mit seinen 
Pässen zu versehen“ 4. Die Senate von Hamburg und Lübeck fanden es 
notwendig, dieses ihnen an sich vorteilhaft dünkende Angebot genau zu 
bedenken, da ihnen wohl die W iederaufnahme dieser für sie so bedeut­
samen Handelsbeziehungen — soweit der noch dauernde Krieg es zu­
ließ — lieb war, nicht aber die damit verbundene Auflage, sich in die 
Karten gucken oder gar kontrollieren zu lassen. Etwa achtzig Jahre 
später scheiterte an eben diesen Bedenken die Verhandlung über einen 
zu schließenden Handelsvertrag.

Es war darüber hinaus die Aufgabe des Residenten, darauf zu achten, 
daß die hamburgischen Zeitungen keine dem russischen Staatsoberhaupt 
und der russischen Nation mißliebigen Nachrichten brächten. Diese unter­
fingen sich nämlich — nachdem ein entsprechendes Verbot des Fürsten 
Mensikov bekannt gemacht worden war (November 1712) —, von den 
Russen als „Moscowitern“ zu schreiben. Der hamburgische Senat be­
schloß daher am 18. August 1713: „Es wird den Zeitungsdruckern hier­

la Johann  Friedrich Boettiger (Boetticher) w ar vom M ärz 1709 bis zum M ärz 
1731 Resident am Niedersächsischen Kreis. Vgl. Anm. 3.

2 D arstellungen zur Geschichte des Niedersächsischen Kreises in dieser Z eit gibt 
es nicht. R ußland ernannte G esandte bei dem kreisausschreibenden König in 
(von) P reußen und dem N. K. Die Diplom aten w aren akkred itiert beim N. K. 
und wiesen an den zuständigen H öfen und in den freien S täd ten  besondere 
Beglaubigungsschreiben vor. Das Repertorium  der dipl. V ertreter füh rt letztere
G esandte (Residenten) als in H am burg residierend auf; w iew eit sich ihre 
T ätigkeit nu r auf H am burg und die Schwesterstädte bezog, bleibt unklar. Ein 
Nachfolger von Boettiger, Friedrich von Groß, überreichte besondere Be­
glaubigungsschreiben den Herzögen von Mecklenburg-Schwerin und B raun­
schweig (J. E. G raf von Goertz, Historische und politische D enkw ürdig­
keiten I, 1827, 148). 3 Vgl. die B iographien am Schluß.

4 StA H am burg, CI. VI. Nr. 11. Vol. 1. Fase. 1 a. Vgl. Q uellen zur Geschichte 
von H am burgs H andel und Schiffahrt im 17., 18. und 19. Jah rh u n d ert, hrsg. 
von E. Baasch, 1910 ( =  Baasch, Quellen).
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mit befohlen, sich ins künftige statt der W ordter Moscau und Moscowiter 
Rußland und Russen in ihren Zeitungen zu bedienen“ 5. Der Senat ver­
stand sich zu diesem Schritt auf Wunsch der Russen und weil man — ein­
mal gebrannt — das Feuer scheute; denn zwei Monate zuvor hatte den 
Senat jenes Schreiben Mensikovs erreicht, in dem er 400 000 Reichstaler 
als Schadenersatz für alle die dem Zaren und seinen Untertanen im Ver­
lauf der letzten zehn Jahre zugefügten Unbilden forderte. Er konnte 
dies, da er mit einem bedeutenden Truppenkontingent im norddeutschen 
Raum manövrierte. Es sei übel, so lautete der Brief, daß „in der dama­
ligen hamburgischen Zeitung, welche aber besser ein Pasquil genannt 
werden kann, sehr sensible und unverschämte . . . entsetzliche Lügen . . . 
gedruckt würden. Begehrten dahero nur (sic!) die Extradierung des­
jenigen Pasquillanten und Erfinders der . . . fameusen Zeitung, ohn- 
geachtet ganz nicht unbekannt gewesen und noch ist, daß alle Zeitungen 
von einem aus dem Senat dazu Gesetzten zensiert und erst dann zum 
Druck befördert werden“ 6. Bei dieser für alle Beteiligten wenig schmei­
chelhaften Angelegenheit fällt auf, daß die Anschuldigungen, die die 
Erpressung rechtfertigen sollten, doch eine recht genaue Kenntnis der 
hamburgischen Verhältnisse verra ten7, die nur auf Grund der Informa­
tionen zu verstehen ist, die der Resident dem Zaren oder — wie in die­
sem Falle — dem russischen Befehlshaber zukommen ließ. Das war sein 
Amt, mochten die Städte nur immerhin Zusehen, daß ihnen ihr weiteres 
Verhalten derartige peinliche und kostspielige Situationen ersparte.

Bis ins 19. Jahrhundert hinein nahmen sich die Gesandten oder Kon­
suln im wesentlichen dieser beiden Aufgaben an: die Handelsbeziehungen

5 H. Doerries, Rußlands E indringen in Europa in der Epoche Peters des Großen, 
in: Osteur. Forsch. NF. 26 (1939), 114 Anm. Die Russen beschwerten sich 
schon seit 1701 über die Presse. Neue Anklagen w aren je tz t: Feindbegünsti­
gung (W affenlieferung an Schweden), M ißhandlung russischer U ntertanen.

6 StA H am burg, CI. IV. Fase. 1. Vol. 2. Vgl. F. de M artens, Recueil des Traites 
et Conventions conclus par la Russie avec les Puissances Etrangeres V, 76 ff.
H am burg lieferte den Drucker nicht aus, sondern zahlte nur. Am 11. Juni
versuchte Boettiger, Mensikov zu einer Erm äßigung der Summe zu bewegen; 
er bestand indessen auf 400 000 T lr., andernfalls w ürde er in hamburgisches 
G ebiet einmarschieren. Den B eauftragten des Senats gelang es später, die 
Summe auf 300 000 und dann auf 200 000 T lr. zu drücken. Vgl. A. W ohlwill, 
H am burg w ährend der Pestjahre  1712— 1714, in: Jb. ham b. wiss. A nstalten X  
(1892), 15—29. — Auch Lübeck m ußte seinen T ribu t (33 300 Reichstaler u. 
5000 Dukaten) zahlen, ferner hatte  es 30 Schiffe fü r die Ü berfahrt der 
russischen T ruppen nach Schonen (1716) zu stellen; von dem versprochenen 
Frachtgeld hatte die S tadt — trotz a ller hierbei aufgew andten Bemühungen, 
Unkosten und Reisen ihrer B eauftragten  bis nach Den H aag, Berlin und
St. Petersburg — auch 1786 noch keinen Pfennig gesehen.

7 O. Eichelmann gibt in seinem Aufsatz „Die Geschichte des diplomatischen 
Verkehrs in R ußland“ (Russ. Revue X I [1877], 537 ff.) an, daß der Zweck 
diplom atischer V ertretungen fü r die russische R egierung darin  bestanden 
habe, gegenseitige Beziehungen kontinuierlich zu pflegen und zugleich sich 
orientieren zu können. Rußland sah seine D iplom aten im A usland — ver­
ständlicherweise auch die frem den in R ußland — als eine A rt von Spionen an.
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zu pflegen, die inneren Verhältnisse der Städte, sofern sie nur irgendwie 
Rußland betrafen, aufmerksam zu beobachten und nötigenfalls in sie 
einzugreifen. Diesen Sachverhalt formuliert — übertreibend und ironisch 
zugespitzt — E. Beurmann 1836 so: „Herr von Schlözer8 . . . der russische 
Konsul mit dem Vladimirorden vierter Klasse hält in Lübeck den Kom­
paß in den Händen, dessen Nadel gen Norden zeigt auf den Thron des 
Hauses Romanov. Der russische Konsul durfte es . . . nicht erfahren, 
daß Börnes Briefe daselbst aufgelegt und gelesen wurden. Es hätte der 
Dampfschiffahrt Nachteil bringen können, wenn H err von Schlözer 
darüber nach St. Petersburg berichtet hätte“ 9. Es bedarf keiner langen 
Ausführungen, daß die auf ihre N eutralität bedachten Hansestädte, ins­
besondere das wichtige Hamburg, von den Großmächten aufmerksam 
beobachtet wurden. Vor allem in Kriegszeiten — bis hin zum Krim­
krieg — sahen die Vertreter Englands, Frankreichs und Rußlands zu, 
daß die Städte nicht den jeweiligen Feinden lieferten oder diesen gün­
stige Presseberichte erscheinen ließen.

2. D e r  B e g i n n  e i n e r  s t ä n d i g e n  d i p l o m a t i s c h e n  
V e r t r e t u n g  d e r  H a n s e s t ä d t e  a m  r u s s i s c h e n  H o f

Die diplomatische Vertretung der Hansestädte in Rußland gehört 
einer späteren Zeit an. Die ständige Gesandtschaft des Kurfürsten von 
Brandenburg und Königs von (bzw. in) Preußen als eines der beiden 
kreisausschreibenden Fürsten konnte kaum als Vertretung des N ieder­
sächsischen Kreises überhaupt oder gar der freien Städte angesehen wer­
den. H atten aber Lübeck, Hamburg und Bremen überhaupt ein Interesse 
daran, einen Diplomaten zu ernennen? In früheren Zeiten begnügte man 
sich damit, von Fall zu Fall Sondergesandtschaften nach Moskau zu 
schicken, um sich bestehende Privilegien bestätigen zu lassen oder um 
neue zu erhalten. Das war die Regel, und darin beruhte auch der Zweck 
der Gesandtschaft im Jahre 160310. W ir hörten, daß Peter I. den 
Hansestädten die „vorhin gehabten Freiheiten“ belassen wollte. W as 
sollte man noch erbitten? Mehr als die den übrigen handeltreibenden 
Mächten zugestandenen Privilegien ließ sich nicht erreichen, und an dem 
von Peter dem Großen noch verschärften System der staatlichen Handels­
monopole — den Kaufleuten ein Ärgernis — war nicht zu rü tte ln 11, es 
sei denn, die russische Regierung merkte selbst, daß ein solches System 
auch erhebliche Nachteile mit sich brachte. Andererseits wurde bei

8 Vgl. die Biographie am Schluß.
9 E. Beurmann, Skizzen aus den Hansestädten, 1836, 31.
10 Vgl. O. Blümcke, Berichte und  Akten der Hansischen G esandtschaft nach 

Moskau im Jah re  1603 (Hansische Geschichtsquellen Bd. 5), 1894.
11 M onopolwaren: H anf, Leinsaat, Talg, Wachs, Teer, Pottasche, Kaviar, 

R habarber usw. Lit. zum Problem  des M erkantilism us u n te r P eter I. s. 
R. W ittram , Peter der Große, 19.54, 146.
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Schwierigkeiten, in die hanseatische, am Rußlandhandel beteiligte Kauf­
leute gerieten — es handelte sich dabei zumeist um nicht eintreibbare 
Schulden —, entweder direkt an den Kaiser eine Bittschrift abgesandt12, 
oder, was häufiger der Fall war, man intervenierte über den russischen 
Vertreter in Hamburg oder Lübeck.

Eine ständige diplomatische Vertretung war mithin in der ersten 
H älfte des 18. Jahrhunderts nicht zweckmäßig. Man begnügte sich, von 
Archangel’sk, den est-, liv- und kurländischen Häfen und später auch 
in steigendem Umfang von St. Petersburg Schiffbaumaterialien, Ge­
treide, Felle, Tran, Leinsaat u. a. zu holen, W ein und Salz, Manufaktur- 
und Kolonialwaren dorthin zu bringen. Seit den dreißiger Jahren stie­
gen, nachdem die ärgsten Folgen des Nordischen Krieges überwunden 
waren, Schiffs- und Handelsverkehr langsam — wenn auch mit gelegent­
lichen Unterbrechungen — an. Bemerkenswertes in dem Verhältnis der 
Hansestädte zu Rußland geschah nicht, und die Senatsakten von Ham­
burg, Bremen und Lübeck, die Sitzungsprotokolle der Archangelfahrer in 
Hamburg und die der Novgorodfahrer in Lübeck verzeichnen für die 
Zeit von 1716 bis 1756 so gut wie nichts13.

Von den für Fremde unübersichtlichen, oftmals auch gefährlichen 
Verhältnissen am russischen Hofe mit seinen verschiedenen, oft wech­
selnden Parteien mochte genug durchgedrungen sein, um es ratsam er­
scheinen zu lassen, sich nach dem Bette zu strecken, nach alter Weise 
und unter Ausnutzung der zugestandenen Freiheiten seinen Handel zu 
treiben und nicht unnötig aufzufallen.

Dazu kommt, daß wenig oder nichts für eine Neigung der russischen 
Regierung, die Hansestädte bei sich vertreten zu sehen, spricht. Diese 
scheute sich keineswegs, Wünsche dieser A rt zu äußern und durch­
zudrücken, wie sie das 1777 tat, als sie gegen den W illen des Senats 
einen russischen Konsul in Hamburg ernannte14. Wichtiger aber noch: 
wer sollte die Agenten oder Residenten ernennen, wer die anfallenden 
Kosten tragen? Jede Stadt für sich oder alle gemeinsam? Das sind Pro­
bleme, die in der Korrespondenz der Städte untereinander im späten 18. 
und frühen 19. Jahrhundert ausgiebig diskutiert wurden.

Seit Ende des Jahres 1756 führte Lübeck Verhandlungen mit dem 
Petersburger Kaufmann Paustian. Die wenigen Aktenbelege über diese

12 Z. B. 1739, als Brem er Kaufleute ein Trangeschäft m it dem Vizekanzler 
Safirov abgeschlossen, auch erhebliche V orauszahlungen gegeben hatten, aber 
nach dem Tode des russischen Geschäftspartners die N ichterfüllung des Kon­
traktes befürchten mußten.

13 Vgl. E. H arder, Seehandel zwischen Lübeck und R ußland  im 17./18. Jh . nach 
Zollbüchern der N ovgorodfahrer, in: ZV LG A  41 (1961), 43— 114; 42 (1962), 
5—53. — Die H am burger R ußlandkaufleute kamen 1714— 1764 nicht zusammen.

14 Die Bemühungen der drei Senate und ihres B eauftragten W illebrandt in 
St. Petersburg fruchteten nichts; denn St. Paul w urde von Potem kin und 
K atharina II. protegiert.
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geplante, aber nicht eingerichtete Agentie lassen vermuten, daß ent­
weder Paustian sich selbst angeboten hatte, während die Stadt einer sol­
chen Vertretung zu dieser Zeit keine Bedeutung zumaß, oder daß man 
zwar an die Errichtung einer Agentie dachte und dann die Lust daran 
verlor, sei es, weil man berechtigte Zweifel in die Verwendbarkeit des 
H errn Paustian bekommen hatte, sei es, weil die Befürchtung, es könne 
zu einer baldigen Thronfolge des Großfürsten und Herzogs von Holstein- 
Gottorp Karl Peter Ulrich kommen, gegenstandslos geworden w a r15. 
Paustians erster Brief ist datiert vom 18. Januar 1757; er spricht in ihm 
davon, daß „die ausgesetzten 200 Rbl zu einer standesgemäßen A uf­
führung an diesem Ort nicht zur Hälfte reichen“ und daß er 400 Rubel 
benötige16. Paustian, dem offensichtlich sehr viel an der lübeckischen 
Beglaubigung lag, gedachte sich dadurch annehmlicher zu machen, daß 
er dem Senat von verlockenden Angeboten schrieb, die er nur ausge­
schlagen habe, „um W ort zu halten“ 17. In Lübeck ließ man sich indessen 
Zeit, und Paustian mußte sich über vier Monate gedulden, während man 
unter der Hand Erkundigungen über seine Person einzog. Verschnupft 
schrieb dieser am 26. März 1757 nach Lübeck, er habe „mit Befremden 
vernommen, daß das Groot & Blandowsche K ontor18 auf Verlangen von 
Lübeck sich vor 14 Tagen nach meiner Person, was ich für Connaissance 
an große Herren hätte, erkundigt hat. Was dieses Kontor, welches ich 
gar nicht kenne, von mir referieret hat, weiß ich nicht. Meine Bekannt­
schaft wird es nicht verraten haben. Dieses Wissen gehört für mich“ 19.

15 Gerüchte um die schwankende Gesundheit der K aiserin kursierten  seit 1756/7. 
E ine Ohnmacht oder gar ein Schlaganfall am 8. Sept. 1757 (es geschah in
aller Öffentlichkeit) machten Rußland und ganz Europa auf die Möglichkeit
einer baldigen Thronfolge aufmerksam. Vgl. B. Bilbassoff, K atharina II., 
1, 1891, 420 ff. A lle D aten sind, wenn nicht ein vetero stilo hinzugesetzt ist, 
nach dem gregorianischen K alender angegeben.

16 Am 29. A pril schickte er ein sehr m erkwürdiges Dem enti ab: „W as ich in 
einem m einer Schreiben von 400 Rbl. errechnet, solches habe auf Befehl eines 
großen H errn , welcher mich allh ier employieren will, in dessen G egenw art 
schreiben müssen.“ Vgl. die Ausführungen über die Kosten d er A gentie.

17 Brief Paustians nach Lübeck vom 25. April 1757.
18 Bedeutendes H andelshaus in St. Petersburg, das später bis 1774 die Bezahlung

der hanseatischen A genten besorgte. Ein B ernhard Lorenz G roo t (1717— 76) 
w ar 1743—56 in dem von seinem älteren  Bruder in St. P. gegründeten  G e­
schäft tä tig  (E. F. Fehling, Lübecker Ratslinie von den A nfängen  bis auf 
die G egenw art, 1925). Die Blandows kamen aus W olgast und w erden unter 
den Firm en Gebr. B. oder B. & Co. in der zweiten H ä lfte  des 19. Jhs. in 
St. Petersburg als bedeutendes H andelshaus erw ähnt. Vgl. E. Am burger, 
D er frem de U nternehm er in Rußland bis zur O ktoberrevolution im Jah re  1917, 
in: T rad itio n  2 (1957), 351. W ann  und wie sich Blandow und  G roo t zusam­
mengeschlossen haben, ist nicht erfindlich.

19 Stadtarchiv (StA) Lübeck, II. b. Vol. A. 1. Fase. 1: K orrespondenz m it Jakob 
Berens Paustian. Auch der folgenden D arstellung liegen — sofern  kein be­
sonderer V erm erk gemacht w ird — die Akten des Lübecker Archivs (Deposit. 
Zentralarchiv, Potsdam) zu Grunde. Die gesamten Acta R uthenica befinden 
sich je tz t in Potsdam .
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Gereizt und ungeschickt klingen auch die übrigen Briefe; der Mangel an 
diplomatischem Fingerspitzengefühl macht es schon verständlich, daß 
Lübeck es bei einer bloßen Erwägung beließ.

Im August 1761 besuchte Johann Nikolaus W illeb rand t20, der gerade 
von einer großen Reise zurückgekommen war, die ihn als Erzieher eines 
jungen A dligen21 die Schweiz, Frankreich und Holland hatte kennen­
lernen lassen, seinen als Rat am holsteinischen Oberappellationsgericht 
tätigen Bruder Joh. Peter W illebrandt22. In Lübeck erfuhr er „die Va- 
cance der lübeckischen Agentie in Petersburg“ 23, bewarb sich um sie und 
wurde kurz darauf zum „Stadtagenten beim allerhöchsten russisch kaiser­
lichen Hofe ernannt“ 24. Schon im September reiste er zu Schiff nach Riga, 
von dort über Pernau, Reval nach St. Petersburg25. Seinen Instruktionen 
gem äß26 soll er dort zunächst wie ein Fremder leben und nichts über 
seine lübeckischen Verbindungen zu erkennen geben, ferner „soll er 
durch die Freunde und bekannten Kanäle beim russisch kaiserl. Ministerie 
und Mitgliedern des dirigierenden Senats, hauptsächlich aber beim 
Reichskanzler Voroncov27, Geheimrat von Suvalov28, Kammerherrn von 
W olff29, großfürstl. Minister und Oberkammerherrn von Brockdorf30 
und anderen Herren, welche einen Einfluß in die holsteinische Affaires 
haben31, sich einen Zutritt zu verschaffen und sich bei selbigen nach 
seinem savoire faire zu insinuieren sorgfältig bemühet sein.“

20 Ü ber sein Leben s. u. im biographischen Anhang.
21 Des jungen  H errn  v. Blome, E rbherrn  auf H agen und D ctersdorf/H olstein.

W illeb rand ts eigenhändiger Lebenslauf.
22 U ber J. P. W illeb rand t vgl. Meusel, Lexikon der 1750— 1800 Verstorbenen, 

Bd. XV, 1816.
23 Joh. Nik. W illebrandt, Einige Anekdoten meines Lebens (StA Ham burg). Es 

ist bemerkenswert, daß W . die A gentie für vakant, d. h. fü r vorhanden hielt.
24 Daselbst. Bestallungsurkunde vom 12. Sept. 1761.
25 Von den drei Reiserouten — entw eder über Schweden— Finnland, über Königs­

berg—Memel oder über See — w ählte er die w enigst angenehme. Vgl. die
Schilderung von A. L. Schlözer, der von August bis N ovem ber 1761 auch von
Lübeck nach St. Petersburg reiste: öffentliches und Privatleben , Teilabdruck, 
in: „Deutsche L ite ra tu r“, Reihe Selbstzeugnisse, Bd. 8, 1934, 134— 141. Die 
Seereise wurde bevorzugt, weil sie sehr viel b illiger w ar.

26 Instruktion vom 12. Sept. 1761.
27 G raf Michail H. Voroncov (1714—67) w ar ein P rotege der Z arin  Elisabeth. 

1744 w urde er Reichsgraf und Vizekanzler, 1758 G roßkanzler.
28 G raf A leksandr Ivanovic Suvalov (1710— 71), später Generalfeldm arschall, 

zählte wie M. H. Voroncov zu den V ertrauten Z ar Peters III.
29 Georg C hristian von W olff wurde nach Bestuzevs Sturz (1758) holsteinischer 

M inister. Vgl. 0 . B randt, Caspar v. Saldern und die nordeuropäische Politik 
im Z eita lter K atharinas II., 1932, 62.

30 Vgl. das schlechte U rteil K atharinas II. über von Brockdorff bei O. Brandt, 
61; Bilbassoff, Bd. I, 365.

31 Dazu zählte sehr bald  auch der wichtigste M ann in dieser Frage, nämlich 
C aspar von Saldern. Vgl. Anm. 29.
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Im Februar 1762 wurde W illebrandt als Agent der Stadt Lübeck 
von Peter III. angenommen32. Seit November 1762 vertrat er Hamburg, 
seit Februar 1764 Bremen und seit 1773 D anzig33 am russischen Hof.

Die Tatsache, daß dieser Außenposten von Beginn an als eine stän­
dige Einrichtung aufgefaßt wurde, läßt auf das gestiegene und anhal­
tende Interesse der Stadt an der Pflege der Beziehungen zu Rußland 
schließen. Die Bedeutung, die Lübeck und die Schwesterstädte dieser 
Agentie beimaßen, drückte sich besonders auch in den für diesen Zweck 
aufgewandten M itteln aus. Die erforderlichen Aufwendungen waren er­
heblich, und immer wieder erklärte sich die Kaufmannschaft, die das 
Geld bewilligen und der der Zweck einer solchen ständigen Ausgabe als 
sinnvoll dargestellt werden mußte, wenn auch widerstrebend, bereit, die 
ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben zu tragen.

Was veranlaßte Lübeck, die diplomatischen Beziehungen in diesem 
Moment aufzunehmen? Fink meint, Lübeck „hatte um so mehr Anlaß, 
eine eigene Vertretung in St. Petersburg in Erwägung zu ziehen, als ihre 
russischen Handelbeziehungen bisweilen das Fehlen eines diplomatischen 
Geschäftsträgers fühlbar machten“ 34. Das liest sich überzeugend, ist in­
dessen irrig. Gewiß wirkte sich diese Vertretung auch — zum mindesten 
indirekt — positiv für die Handelsbeziehungen aus. D afür spricht schon 
die grundsätzliche Bereitschaft der Kaufmannschaft, einen großen Teil 
der damit verbundenen Ausgaben zu tragen; im Vordergrund der Über­
legungen standen aber vom Beginn bis zum Ende der V ertretung poli­
tische M otive35, die sich kurz in zwei Schlagworten zusammenfassen 
lassen: Sicherung der politischen N eutralität und Unabhängigkeit einer­
seits, Erhaltung der Freiheit für Handel und Schiffahrt andererseits. Es 
handelte sich um Ziele, die man ehestens durch die schützenden Für­
sprachen, wenn möglich Garantien einer Großmacht erreichen zu können 
glaubte, mochte das Rußland oder etwa Frankreich sein. Es ist bei alle­
dem selbstverständlich, daß die Anstrengungen, die unternommen w ur­
den, um N eutralität und Freiheit zu sichern, sich so gut auf die politische 
wie auf die wirtschaftliche Existenz der Hansestädte bezogen. Sie waren

32 Am 5. Febr. versuchte W . vergeblich, den Kanzler Voroncov zu sprechen. Am
8. Febr. 1762 übergab er sein Beglaubigungsschreiben dem ersten Sekretär 
des Reichskollegiums der Holsteinischen Angelegenheiten. Am 1. M ärz 1762 
w ar er akkreditiert.

33 W ir lassen D anzig aus unserer Betrachtung ganz heraus, weil verständlicher­
weise die diplomatischen wie die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen 
dieser Stadt zu R ußland ganz anders geartet waren.

34 Auch hier m ißverständlich: „G eschäftsträger“ ist ein term inus technicus der 
Diplomatensprache, und deshalb sollte man ihn vermeiden. Es könnte der 
Eindrude entstehen, die H ansestädte hätten außer Agenten und M inister- 
Residenten auch noch Geschäftsträger ernannt.

35 Gegen die M einung von Fink spricht, daß man eine Agentie und eben kein 
Konsulat, das H andelsinteressen wahrzunehmen gehabt hätte, einrichtete. 
Noch 1786 z. B. w andte sich W illebrandt dagegen, daß m an den St. Peters­
burger Posten m it einem Kaufm ann besetzte.
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Seehäfen und Handelsstädte; daher konnte es nicht ausbleiben, daß wirt­
schaftliche und politische Motive und Interessen eng miteinander ver­
flochten waren.

G alt dieses Nebeneinander wirtschaftlicher und politischer Über­
legungen, die die Agentie als sinnvoll erscheinen ließen, ganz allgemein, 
so galt es in besonderer Weise für den Zeitpunkt des Beginns. W ir hör­
ten, daß W illebrandt im August 1761 von diesem Plan vernahm. Aber 
erst fünf Monate nach seiner Ankunft in St. Petersburg überreichte er 
Voroncov sein Beglaubigungsschreiben36. Vom September bis zum Fe­
bruar hatte er sich — wie seine Instruktion es anordnete — nur als 
Fremder, als „Kaufmann“ aufgehalten und die Zeit benutzt, die nötigen 
Bekanntschaften zu schließen. Beim Regierungsantritt Peters III. hatte 
er auf diese Weise das politische Terrain abtasten, die rivalisierenden 
Gruppen und das Gewirr der verschiedenartigsten politischen Interessen, 
Wünsche und Intrigen besser kennenlernen können.

Mit welchen außenpolitischen Gegebenheiten und Möglichkeiten hat­
ten Lübeck und sein Beauftragter zu rechnen? Bekannt war der An­
spruch des Großfürsten auf seine holsteinischen Erblande und sein fester 
Wille, diesen Anspruch nötigenfalls mit W affengewalt gegen Dänemark 
durchzusetzen, während Dänemark, dessen Außenpolitik seit 1751 der 
ältere Bernstorff leitete, die Gottorper Frage durch den Austausch von 
Holstein-Gottorp gegen Oldenburg und Delmenhorst zu lösen suchte und 
1773 auch tatsächlich löste. Zunächst verfingen alle aufgewandten Be­
stechungssummen und alles diplomatische Geschick, um die Großfürstin 
und ihre Mutter, die Fürstin-W itwe von Anhalt-Zerbst, in diesem Sinne 
zu beeinflussen, weder bei den Fürstinnen noch bei den Vertretern der 
sogenannten „holsteinischen Partei“. Die Lage verschlimmerte sich noch, 
als Dänemark es 1760 ablehnte, der zwischen Rußland und Schweden 
am 20. März 1759 vereinbarten N eutralität „zur Sicherung der Freiheit 
des Handels und der Schiffahrt“ beizutreten. Doch die Stellung Däne­
marks inmitten der europäischen Großmächte, auf deren kaum entwirr­
bare Interessenverflechtung gerade in der G ottorper Frage 0 . Brandt 
mit Recht verw eist37, war zu schwach, als daß es mit Aussicht auf Erfolg 
hätte handeln können. Auch die Verhandlungen vom Frühjahr 1761 
führten zu keinem positiven Ergebnis. Das sehr bestimmte Auftreten 
des neuen dänischen Gesandten am russischen Hofe, des Grafen von

86 „Der Beginn der diplomatischen Mission und der dam it verbundenen Rechte 
und Privilegien rechnete vom M oment der erfo lg ten  Beglaubigung an, bis 
dahin w ar der fremdländische D iplom at nur ein im frem den S taat sich auf­
haltender A usländer.“ Es bestand ein Unterschied zwischen solchen, die sich 
p räsen tiert hatten, und denen, die akkred itiert w aren (Eichelmann, Russ. 
Revue X I [1877], 547). Über die Form  der Ü bergabe selbst, soweit es die 
größeren Mächte und die H ansestädte betraf, vgl. Eichelmann, 547. Schreiben 
Voroncovs an Lüb. 19. Febr.

37 Brandt, 25—28; vgl. auch Bilbassoff II, 1, 420 ff.
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Haxthausen, verstimmte Rußland vollends, und Bernstorff mußte seine 
Pläne in dieser Frage als gescheitert betrachten. In einer Note vom 
27. Juli 1761 verlangte der Großfürst kurz und bündig die Einkünfte aus 
dem früheren Gottorper Anteil von Schleswig, die der dänische König 
seit 1713 eingezogen hatte, für sich. Außer diesen 24 Millionen Reichs­
talern meldete er noch weitere Forderungen von 2,5 Millionen an und 
deutete darüber hinaus die Möglichkeit an, seine Ansprüche anders als 
auf dem Verhandlungswege durchzudrücken. Die dänische Regierung 
konnte nach alledem nicht mehr daran zweifeln, daß Karl Peter Ulrich 
als der Inhaber des großfürstlichen Anteils von Holstein jeglichen Aus­
gleich mit Dänemark ablehnte. Im Dezember 1761 starb die Kaiserin, 
und der neue Kaiser hieß Peter III. Für alle direkt oder indirekt in die 
Gottorper Frage verwickelten Mächte stand das Äußerste zu befürchten, 
aber Bernstorff blieb ruhig. Denn für Dänemark arbeitete seit einigen 
Monaten ein kluger und energischer Mann, der den Ausgleich wollte und 
zugleich der Vertraute des jungen Kaisers war: der Holsteiner Caspar 
von Saldern 38. Dieser war im Juni 1761 — also drei Monate vor W ille­
brandt — unter dem Decknamen eines Kaufmanns Friedrichsen nach 
St. Petersburg gereist. Daß die Gefahr eines Krieges — durch die Thron­
besteigung Karl Peter Ulrichs von Holstein-Gottorp nahegelegt — schon 
so bald akut werden würde, konnte man nicht wissen, wohl aber — be­
sonders seit der schweren Erkrankung der Kaiserin im September 1757, 
die nicht geheim gehalten werden konnte — ahnen, befürchten und in das 
politische Kalkül einbeziehen.

Das galt für Dänemark ebenso wie für Lübeck oder Hamburg; denn 
die Hansestädte und besonders Lübeck hatten bei einer kriegerischen 
Auseinandersetzung zwischen Rußland und Dänemark nur zu verlieren. 
Sie hatten allen Grund, sich um die W ahrung ihrer Sicherheit und N eu­
tralität zu sorgen, also rechtzeitig und möglichst wirksam Schutzmaß­
nahmen zu ergreifen. Die zu fürchtende Nähe oder Gegenwart russischer 
Truppen belebte die Erinnerungen von 1713 und 1716. Im Sommer 
1762 kam es zu dänischen N eutralitäts- und Hoheitsverletzungen des 
lübeckischen Staatsgebiets. So war es verständlich, daß man alles ver­
suchte, um eine Garantie zur W ahrung der N eutralität der Reichsstadt 
zu erhalten. Hierin dürfte ohne Zweifel das vorherrschende Motiv, das 
die Errichtung der Agentie in diesem Moment veranlaßte, gelegen sein; 
daß man sie darüber hinaus als eine ständige Vertretung plante, mochte 
seinen Grund darin haben, daß alle mit der Gottorper Frage zusammen­
hängenden Probleme so schwierig, von den unterschiedlichsten Interessen 
bestimmt und demnach nur mit einem erheblichen Aufwand an Zeit und 
Mitteln zu lösen waren, daß eine kurzfristige Gesandtschaft kaum sinn­
voll erscheinen konnte, zumal ein baldiger Thronwechsel zwar zu be­

38 Brandt, 30. 

4 H Gbl. 8
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fürchten war, aber gegen die Vermutung doch auf sich warten lassen 
konnte.

Lübeck erachtete es also für notwendig, diese Agentie zu errichten, 
um nach Möglichkeit zu seinen Gunsten auf die „holsteinischen Affaires“ 
einzuwirken. Es mußte dabei aber vorsichtig zu W erke gehen; denn es 
erkannte sehr wohl die Schwierigkeiten, in die m an — angesichts der 
Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit der Petersburger Verhältnisse — 
allzu leicht geraten konnte, falls der Beauftragte der freien Reichsstadt 
einen falschen Zungenschlag machen oder einfach über Dinge berichten 
sollte, deren Behandlung der russischen Regierung unlieb war. Daher 
sollte sich W illebrandt in seiner Korrespondenz „aller und jeder Be­
richte und Nachrichten, welche in publique und innerliche affaires des 
Reichs und des Hofes auch nur einigermaßen einschlagen, wenn sie auch 
gleichgültig angesehen werden könnten“, enthalten und nur das be­
richten, was die Stadt und ihren Handel betreffe39. Diese einschränkende 
Bestimmung ist aufschlußreich, wirft sie doch ein bezeichnendes Lidit auf 
die unterschiedliche Größenordnung der beiden Partner. Ganz anders 
lauteten die Instruktionen und Depeschen der englischen oder französi­
schen G esandten40. Und denkt man an die russischen Diplomaten in den 
Hansestädten, so liegt erst recht der Kommentar nahe: duo cum faciunt 
idem, non est idem. Die vorsichtige Haltung Lübecks hat für uns den 
betrüblichen Nachteil, daß W illebrandt vorwiegend über Hoffeste, neue 
Handelsverordnungen, die ohnehin gedruckt und übersetzt wurden, per­
sönliche Sorgen, Spesenrechnungen und Unterstützungen Lübecker Bür­
ger, Schiffer und Kaufleute berichtete. Stellungnahmen zu politischen 
Ereignissen, wirtschaftliche Fragen oder gar personelle Urteile sucht man 
vergebens. Das änderte sich erst ein wenig bei seinen Nachfolgern; doch 
deckten sich stets die Berichte über wichtige Ereignisse mit den offiziellen 
Verlautbarungen.

Lübeck kam es noch in einem zweiten Punkt auf die russische Für­
sprache an. Unter den Senatsakten befinden sich zahlreiche chiffrierte 
B riefe41, die zumeist des Dorf Moisling betreffen. W ir können uns da­

30 Instruktion vom 19. Sept. 1761, § 3.
40 Vgl. § 9 der Instruktion für Robert Keith vom 4. August 1762: You will be 

attentive to send ns constant advices in relation to the domestic affaires of the 
Court where you reside; of the state of the Empress and of Her forces both 
by land and sea, of Her policy, views and designs . . . (Sbornik, Im pera- 
torskago Russkago Istoricesko Obscestva X II  (1873), 20 f.). Ähnlich lautete die 
Instruktion für F itz-H erbert v. 20. August 1783 (abgedruckt in H. Valloton, 
C atherine II, 1955, 405).

41 „Es schreiben alle hier residierenden M inister, wenn es die N ot erfordert in 
Chiffres u n d  d a  e s  v i e l l e i c h t  n ö t i g  w e r d e n  k ö n n t e ,  daß ich mich 
auch darin  bedienen m üßte“, bat W illeb rand t um  eine Chiffre (Brief vom
9. A pril 1762). Das 24 Jah re  hindurch angew andte System kannte Zahlen von 
1 bis 270, jeder Buchstabe, dem verschiedene Z ah len  zugeordnet wurden, er­
schien dreim al (z. B. a =  13, 42, 15; b =  21, 5, 87), dazwischen lagen jeweils 
Leerzahlen. Höhere Zahlen (bis 1500) bedeuteten ganze W orte und W ort-
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mit begnügen, den strittigen Punkt — für unser Thema ohne Belang — 
kurz zu erläutern. Die Stadt Lübeck hatte 1761 durch vier Strohmänner 
das privatrechtliche Eigentum an dem Dorf erworben, und es w ar da­
durch die seit hundert Jahren mit Dänemark strittige Frage um die Ho­
heitsrechte wieder akut geworden, da Dänemark die Lübeck im Traven- 
daler Frieden gemachten Zusagen nicht eingehalten hatte 42.

Unklar ist indessen, was Brockdorff mit einer „B.-Sache“ gemeint 
haben konnte, auf die er im Gespräch mit W illebrandt anspielte. Es sei 
doch reichlich verwunderlich, daß Lübeck einen Beauftragten nach St. Pe­
tersburg gesandt habe, da doch erst diese Angelegenheit hätte bereinigt 
werden müssen. Es bieten sich zwei Erklärungsmöglichkeiten an. Einmal 
hatte die Stadt 1760 auf die Effekten eines Lübeckers, der den russischen 
Hofratstitel trug, wegen Wechselschulden und Fluchtverdacht Beschlag 
gelegt, und das hatte in St. Petersburg Ärger gegeben. Andererseits 
konnte damit vielleicht doch die Koadjutorwahl von 1756 gemeint sein. 
Nach einem Vergleich vom Jahre 1647 war nämlich das Lübecker Dom­
kapitel verpflichtet, die nächstfolgenden sechs Bischöfe aus dem Hause 
Holstein-Gottorp zu wählen. 1756 fand nun die W ahl eines Koadjutors 
(beim Domkapitel) als des zukünftigen siebten Bischofs des Bistums Lü­
beck statt. Das Domkapitel entschied sich, um die zugestandene W ahl­
freiheit einmal auszunutzen, für den Erbprinzen Friedrich von D äne­
mark. Der Großfürst und die holsteinische Partei in St. Petersburg, die 
noch am Tage vor der W ahl versucht hatten, eine ihnen günstige Ent­
scheidung zu erzwingen, zeigten sich höchst indigniert43. Staatsrechtlich 
hatte die Stadt Lübeck mit dem Domkapitel nichts zu tun, aber den 
Herren an der Neva war doch zuzutrauen, daß ihnen — in Unkenntnis 
juristischer Subtilitäten — Lübeck gleich Lübeck war und daß das ge­
trübte Verhältnis zum Domkapitel auch das zur Stadt Lübeck be­
schattete 44.

Bei der Errichtung der Agentie mag ferner der Gedanke an die Kon­
kurrenz und die zu vermutende Förderung Kiels eine Rolle gespielt

Verbindungen, die häufiger benutzt werden mußten. Daneben bediente man 
sich noch einer W arenchiffre, z. B. an =  Royalpapier, Pfeffer; S ibirien =  
Tigerdecken; Friede =  Lederhose usw. W illebrandts N achfolger W iggers 
(Agent von 1786— 1810) behielt beide Systeme — wenig abgew andelt — bei.

42 Ich verdanke diese Notiz einer brieflichen M itteilung von H errn  Prof. Dr.
A. von Brandt. Der S treit um die Hoheitsrechte auch anderer D örfer (M ois­
ling, N iendorf, Stockelsdorf, Mory, Eckhorst, G roßsteinrode, D unckelsdorf 
und T renthorst) flackerte 1773 w ieder auf. Lübeck drängte darauf, die H oheits­
rechte bestätigt zu erhalten. Es wollte notfalls entferntere gegen benachbarte 
D örfer tauschen. M ittelsm änner in St. Petersburg waren hierbei W illeb rand t 
und C. von Saldern. Lübeck bemühte sich in dieser A ngelegenheit besonders 
1772/3, als es fürchten mußte, ohne Rußlands H ilfe von D änem ark beim 
Tausch überfahren zu werden.

43 Bei dem Vergleich von 1773 resignierte der dänische P rinz zugunsten von 
Peter Friedrich W ilhelm  von PIolstein-Gottorp.

44 Vgl. J . R. Becker, Um ständliche Geschichte der . . . S tadt Lübeck, 3. Bd., 1805.
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haben. Im Dezember 1764 45 schrieb W illebrandt nach Lübeck: „Und 
es ist überhaupt nicht zu vermuten, daß allhie in dieser Sache ange­
wandte und noch am hiesigen Hofe anzuwendende Vorstellungen den 
Entschluß, den kiel’schen Transithandel in Aufnahme zu bringen, (etwas) 
ändern könnte, in dem es gar nicht zu pretendieren steht, daß ein Lan­
desherr aus Freundschaft für seine Nachbarn sein eigenes und seiner 
U ntertanen Interet aus den Augen setzen w erde“ 46. Für Lübeck war 
überdies erschwerend, daß Hamburg hier eine gute Gelegenheit bekam, 
Lübeck unter Druck zu setzen. Eine Konkurrenz der beiden Ostseehäfen 
konnte nur vorteilhafte Folgen für Hamburg haben47. Doch blieb es im 
Grunde bei den Befürchtungen Lübecker Kaufleute, deren Petition einen 
so schlechten Eindruck auf Voroncov gemacht hatte. W illebrandt argu­
mentierte mit dem wohlverstandenen Eigeninteresse, das die Kaiserin 
im Auge habe, aber das Argument traf nur bedingt zu; denn der Zwi­
schenhandel verlief in festen Bahnen. Die Außenhandelshäuser in Ham­
burg, Lübeck und St. Petersburg waren doch aufeinander eingespielt, 
und schließlich hatte die Lübecker Kaufmannschaft vor der Kieler etwas 
voraus, was mit Geld nicht aufzuwiegen, im Geschäftsleben aber unent­
behrlich ist: Erfahrung, Verbindungen und einen guten, bekannten 
Namen.

Die Gründe, die Hamburg im Spätherbst 1762 veranlaßten, W ille­
brandt auch mit der W ahrnehmung der hamburgischen Interessen zu be­
auftragen, waren vorwiegend wirtschaftlicher, handelspolitischer N a­

45 Es ist wohl wahrscheinlich, daß die Befürchtungen der lübeckischen Kaufleute 
auch schon 1761 existierten, da die Vorliebe des G roßfürsten  und nachmaligen 
Kaisers P eter III. fü r „seinen“ H afen sehr wohl bekannt war.

46 Eine A ntw ort auf diesen Brief w ar das Gutachten des Lübecker Kaufmanns
F. B. Rodde vom Jan . 1765: „. . . Die Pflicht und die V ernunft erfordern  es, 
daß m an bei einer drohenden G efahr zur A bw endung derselben das Seinige 
viel und so lange m an kann, allem al anwende und daß m an bei einer Sache, 
wo die Konkurrenz sta tt hat, sich nach Z eit und U m ständen richten muß, um 
den Vorzug zu behaupten. Nach aller W ahrscheinlichkeit w ird  dieser Zweck 
in Betreff der Sache . . . von Kiel verm ittelst M odernierung der hiesigen Zölle 
— zumal da hiesiger O rt H am burg so viel näher liegt und  daher die L and­
fracht h ier auch bisher noch fast w ohlfeiler“ gewesen ist — erreicht werden.

47 In  H am burg vertra ten  z. B. die M itglieder der Archangelfahrergesellschaft 
die M einung, m an solle Lübeck durch Kiel ersetzen. L au t Sitzungsprotokoll 
vom 13. Okt. 1764 w ar es bekannt, „wie Ihre Kais. M aj. den T ransport der 
G üter über Kiel auf alle mögliche A rt zu soulagieren suchten und  daher laut 
eingelieferter Paten te von dem geheimen Conseil zu Kiel der dortige Zoll 
großfürstlichen A nteils nebst dem L icent von allen  T ransitogü tern  zum Ver­
such nicht nur bereits aufgehoben, sondern auch die O rdre  zu Revidierung 
der Fuhrrolle  und Fortsetzung einer billigen Landfracht wirklich einzutreffen 
in der A rbeit w äre. Da nun diese ganze Einrichtung die Spesen ungemein 
erleichterten und m an anjetzo die G üter von St. Petersburg  vorte ilhafter über 
Kiel als über Lübeck transportieren könne“, sollte m an diese Route wählen. 
Es fä llt bezeichnenderweise kein W ort des Bedauerns, daß m an dadurch — 
nämlich den Gesetzen der Kaiserin und der Ratio der W irtschaft, die Ren­
tab ilitä t heißt, folgend — der Schwesterstadt schaden könnte. E rnsthaft 
wurde indessen die Konkurrenz des holst. H afens erst in der M itte des
19. Jhs. StA H am burg, CI. V III. Lit. K. c.
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tu r 48. Die neue Handelsverordnung, die Peter III. am 27. März e rließ49 
und die eine Erleichterung des Kornhandels sowie der Ausfuhr über 
Archangelsk verhieß, erst recht aber der Regierungsantritt Katharinas, 
der das Ende des hinderlichen Monopolsystems bedeutete, bewogen die 
Stadt, die sich damit eröffnenden Chancen zu nutzen; dazu kam, daß im 
Zuge der für die Hansestädte so günstigen Folgen des Siebenjährigen 
Krieges 1762 auffallend viele Schiffe aus Riga, Archangelsk und St. Pe­
tersburg im Hamburger H afen angekommen waren: dies war eine T a t­
sache, die nachdrücklich die steigende Bedeutung des nordisch-russischen 
Marktes erhellte. Neben der Einfuhr der üblichen russischen Export­
güter schenkte man in Hamburg der Getreideeinfuhr besondere A uf­
merksamkeit. Unter den W aren, die man nach Rußland sandte, stand 
der in Hamburg raffinierte Zucker an erster Stelle. Es galt, den wich­
tigen russischen Absatzmarkt zu sichern und zu verhindern, daß zu 
hohe Zollsätze dem hamburgischen Zuckerhandel unliebsame Grenzen 
setzten50. Hamburgische, überhaupt hanseatische Geschäftshäuser, die 
sich ständig in St. Petersburg oder anderen Städten etabliert hatten, und 
Kaufleute, die sich nur kurze Zeit dort aufhielten, hatten jederzeit G e­
legenheit, die Hilfe des Beauftragten zu beanspruchen, wobei es vorteil­
haft war, daß W illebrandt und (nach 1814) Sieveking juristisch vorge­
bildet waren.

Bremen kam zu seiner Beteiligung mehr gestoßen denn aus eigener 
Neigung. Man war in dieser Stadt der Meinung, daß die aufzuwenden­

48 M an h ielt es darüber hinaus fü r vorteilhaft, Ende M ai 1762 den Syndicus 
Dr. Faber und Senator A nderson nach St. Petersburg zu senden, um mög­
lichen K om plikationen in der holsteinischen A ngelegenheit beizeiten zu be­
gegnen. Die russische R egierung hatte  nämlich im Dezember 1761 den Tod 
der Kaiserin Elisabeth „unserer erbuntertänigen S tad t“ bekannt gemacht. Es 
w ar verständlich, daß H am burg in diesem entscheidenden Punkt au f K larheit 
drängen mußte. Gleichzeitig, seit Februar 1762, verhandelte m an m it Lübeck, 
ob W illeb rand t auch die hamburgischen Interessen vertre ten  könne. Die G e­
sandtschaft w ar schon in St. Petersburg, als die Nachrichten vom Sturze 
Peters III. und von den überaus freundlichen Gesinnungen der neuen Kaiserin 
in H am burg eintrafen. U n ter diesen Bedingungen gedachten die O beralten, 
von dem Plan, eine ständige V ertretung am russischen H ofe zu unterhalten , 
abzusehen; doch ließen sie sich, nachdem die Finanzierungsproblem e zu aller 
Z ufriedenheit gelöst w aren, von der handelspolitischen N ützlichkeit einer 
solchen V ertretung überzeugen (StA Hamburg, Senatsprotokolle). — Am 
10. Sept. 1762 teilte W illeb rand t dem lübeckischen Syndicus mit, daß H am ­
burg ihn beauftragt habe.

49 Abgedruckt im M agazin fü r die H istorie und G eographie der neueren Zeiten, 
1767 ff., III, 364—374.

50 Synd. Faber in H am burg an Synd. D reyer in Lübeck am 29. Nov. 1762: „Ich 
sollte nicht glauben, daß ein gemeinschaftlicher A gent . . . Ew. H erren  Oberen 
unangenehm , viel weniger anstößig sein könnte, da die löblichen Städte 
Lübeck und H am burg, G ott Lob! immer ein vorzügliches gutes V erhältnis 
unter einander zu beobachten und sonst an verschiedenen O rten eine öffent­
liche Person zu gleichen Dienstleistungen zu haben gewohnt sind .“ Ganz so 
harmonisch war das V erhältnis nun gerade nicht, man denke an die in
Anm. 47 zitierte M einung der hamburgischen Kaufleute.
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den Mittel in keinem rechten Verhältnis zu der Bedeutung, die die 
Agentie für Bremen haben könne, ständen. Politische Überlegungen 
spielten 1762 bzw. 1764 für Bremen nur eine untergeordnete Rolle, und 
der russische M arkt besaß für den bremischen H andel — gemessen an 
dem von Hamburg und Lübeck — nur geringe Bedeutung51.

Aber an der Neva saß inzwischen W illebrandt und drängte Hamburg 
und Lübeck, die Schwesterstadt zu veranlassen, sich ihrerseits an den 
Unkosten zu beteiligen; denn W illebrandt kam mit seinem Geld nicht 
aus und meinte, daß es das Einfachste und für Hamburg und Lübeck 
Billigste sei, Bremen zu diesem Schritt zu bewegen. Im übrigen mache es 
keinen guten Eindruck, wenn er von drei Hansestädten nur zwei vertrete. 
Damit nicht genug, setzte sich W illebrandt mit Bestuzev52 in Verbindung, 
der den Wunsch des Agenten an den russischen Residenten am Nieder­
sächsischen Kreis, Musin-Puskin, weiterleitete. Dieser gab einem Hohen 
Senat der freien Reichsstadt deutlich zu verstehen, daß mit W illebrandt 
auch der russische Hof eine bremische Beauftragung wünsche. Darüber 
verärgert, schrieb Bürgermeister D. Smidt im Januar 1764 nach Lübeck, 
man sei von dem Verhalten des russischen Geschäftsträgers wenig erbaut, 
„weil er es auf eine unanständige Weise treibet und es bis dahin wohl 
unerhört ist, daß ein auswärtiger Minister so auffalle t“ 53.

Doch Musin-Puskin reüssierte und mit ihm W illebrandt, der aber von 
der Stadt nur ein „fast schimpfliches Salair“ (100 Rubel) erhielt. Bremens 
Interesse an dieser Agentie blieb auch in der Folge gering, es kam zu 
Mißverständnissen und Vorwürfen auf beiden Seiten54, und bis zum Ende

51 „Ew. Hochwürden ist hinlänglich bekannt, daß die russische H andlung keine 
der beträchtlichsten Branchen des bremischen Commercii ausmache, daß wir 
nie einen A genten am russischen H of gehabt, noch auch dessen benötigt seien, 
weil w ir m it diesem entlegenen Hofe keine besondere Konnexion h a b e n . . .“ 
Bürgerm eister D. Sm idt an Synd. D reyer am 26. Jan . 1764.

52 W ohl der 1758 gestürzte Vizekanzler.
53 StA Lübeck, Brief D. Smidts an D reyer vom 26. Jan . 1764.
54 W . hatte es freilich zunächst dem bremischen Senat überlassen, ein Gehalt 

festzusetzen (StA Bremen, Brief W .s vom 14. Dez. 1763 an Senator M einerts- 
hagen). M usin-Puskin schlug im Nov. 1763 erst 800, dann  500—600 Mk. vor 
(StA Bremen, W ittheitsprotokolle v. 1763). Am 16. Ja n . 1798 schrieb W ig­
gers, seit 1786 N achfolger von W ., nach Lübeck: „Ich b itte  Ew. Hochwohlgeb. 
gehorsam st um gütige Beförderung des Einschlusses nach Bremen. Es ist eine 
A nregung, um die Bezahlung, welche diese S tad t m ir fü r mein G ehalt von 
1796 und 1797 schuldig ist. Der schlechten Begegnung des dortigen M agi­
strats von Herzen satt, würde ich meine von daher zu em pfangene Gage 
längst aufgegeben haben, sowie ich bereits vor 5 Jah ren  ein stipuliertes Ex- 
pensarium  aufgab, nur um m it der bremischen R egierung eine unangenehme 
Korrespondenz zu vermeiden, wenn man nicht in gewissen Lagen jed e  E n t­
behrung fühlte.“ Die Zahlungen erfolgten m it v ier- bis achtm onatiger V er­
spätung, „aber jedes M al m it den verbindlichsten D iensterbietungen des 
Barons von Eelking (Brem. Synd.). Aber ich bin der M einung, die richtige 
und ordentliche Bezahlung eines stipulierten G ehalts dürfe eben nicht von 
der freiherrlichen Protektion dieses Gönners abhängen“ (StA Lübeck, Brief 
W .s an Synd. Wilckens v. 24. Aug. 1800). E rstaunlich, wie sehr W iggers
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der Vertretung blieb diese Verstimmung, mochte sie nun einmal stärker 
hervortreten oder auch wieder fast verschwinden.

Die Männer, die die Hansestädte mit ihren Aufgaben betrauten, w id­
meten diesen Aufgaben den größten Teil ihres Lebens; W illebrandt und 
nach ihm Wiggers vertraten die Hansestädte etwa je 25 Jahre am rus­
sischen Hofe, W illebrandt von 1761 bis 1786 und Wiggers von 1786 bis 
1810, und auch darum schon mag von ihnen, die in der L iteratur — der 
zeitgenössischen wie der modernen — kaum 55 erwähnt werden, ge­
sprochen werden. Es bedarf hierbei noch einiger Vorbemerkungen. W ir 
haben von der einfachen Tatsache auszugehen, daß beide — und nach 
ihnen auch Karl Sieveking (1819— 1821) und Karl Godeffroy (1822— 
1832) — Lübeck, Hamburg und Bremen nur getrennt vertraten und eben 
als Vertreter der freien Reichsstädte nur schwer einzuordnen waren. Die 
Frage, die die Städte später so sehr beschäftigen sollte, ob die Agentie 
von den einzelnen Städten oder „in nomine hanseatico“ besetzt werden 
solle, war der russischen Regierung gleichgültig. Nach der Rangordnung, 
die bis 1762 galt und die Botschafter, Gesandte und M inister (mit den 
Zwischenstufen des ordentlichen und außerordentlichen Botschafters, Ge­
sandten usw.) kannte, aber allen anderen Agenten, Kommissaren und 
Konsuln den diplomatischen Rang aberkannte, und auch nach der neuen 
Ordnung von 1762 (nur Botschafter, Gesandte und bevollmächtigte M ini­
ster vorsehend) blieb eine sinnvolle Einordnung des Vertreters der 
Hansestädte so oder so ein heikles Problem 56. In der Praxis kümmerte 
man sich in St. Petersburg nicht allzu sehr darum, ließ vielmehr schon 
1762 — anläßlich der Krönungsfeierlichkeiten — dem lübeckischen Agen­
ten auf derselben Bank, auf der die V ertreter Schwedens, Dänemarks. 
Preußens, Spaniens, Hollands und Mecklenburgs saßen, einen Platz 
anweisen. In der Antrittsaudienz hatte W illebrandt den V ortritt vor den 
Vertretern des Herzogs von Mecklenburg-Schwerin und des Fürsten von 
A nhalt-Z erbst57.

Erschwerend kam hinzu, daß die Agenten als Akademiker und ohne 
eigenes Vermögen mit ihrem bescheidenen Gehalt unter den übrigen 
Gesandten — man denke an Schilderungen, die Rist von der prächtigen 
Hofhaltung des dänischen Gesandten g ib t58 —, den reichen und gesell­

gegenüber Lübeck auf den Brem er Senat schimpfen konnte; vielleicht ha t man 
solche Töne gegen die Schwesterstadt in Lübeck ganz gern  vernom m en; 
wenigstens wurde W iggers nicht gerügt.

55 Bei O. B randt, C aspar von Saldern, und bei P. E. Schramm, H am burger 
Kaufleute in der zweiten H älfte  des 18. Jahrhunderts, in: T rad itio n  2 (1957), 
329, wo W iggers als St. Petersburger G eschäftspartner von J. G. Schramm 
erw ähnt w ird. Einen Kaufm ann namens W iggers gab es dam als in Peters­
burg — soweit das zu übersehen ist — nicht, und der hanseatische A gent ha t 
gewiß keinen H andel getrieben.

50 Vgl. Eichelmann, Russ. Revue X I (1877).
57 S. StA Lübeck, Bericht W illebrandts über die Krönung.
58 Joh. Georg Rist, Lebenserinnerungen, 1. T ., 1884, 180— 183.

\
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schaftlich ungleich gewandteren Adligen und den wirtschaftlich unab­
hängigen führenden Kaufmannskreisen — vor allem den englischen und 
deutschen — keinen leichten Stand hatten. Die Gefahr, diese Nachteile zu 
kompensieren, muß wohl bestanden haben und zugleich die Notwendig­
keit, den gesellschaftlichen Verpflichtungen gerecht zu werden; denn 
W illebrandt meinte 1786: „Es wird hier sehr auf W eltkenntnis, Fertig­
keit der französischen Sprache und schickliche menschliche Figur gesehen. 
Alle pedantische Gelehrsamkeit wird hier verachtet und macht den, der 
sie besitzt, lächerlich“ 59.

Man wird nicht sagen können, daß W illebrandt und Wiggers beson­
ders gut für ihr Amt geeignet oder gar vorgebildet waren. Wiggers hatte 
zwar in den 70er Jahren eine Zeitlang als Gelehrter in Rußland ge­
wirkt, konnte wohl auch Russisch, aber es ist durchaus zweifelhaft, ob er 
von den politischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten sehr viel mehr 
als die Gesandten der Großmächte wußte und verstand. Vollends W ille­
brandt mußte, ohne es je gelernt zu haben, von heute auf morgen das 
diplomatische Geschäft betreiben. Für ihn besonders gilt der Satz, der 
sich in einem englischen Gesandtschaftsbericht findet: A  minister must be 
two or thrce years at Petersbourg before he is able to do His Majesty 
any service °°. Aber im Gegensatz zu ihren englischen Kollegen hatten 
sie erhebliche Vorteile: sie wurden gut instruiert, sie beherrschten die im 
damaligen Rußland wichtigsten Sprachen — Deutsch, Russisch und Fran­
zösisch (wahrscheinlich auch ausreichend Englisch) — und sie blieben 
Jahrzehnte in Rußland, während in der Zeit von 1762 bis 1803 sieben 
englische Gesandte kamen und gingen. Most of our ministers abroad 
have taken up that department occasionally, without having ever thought 
of foreign affairs before; many of ihcm speaking any foreign language 
and all of them, without the manners which are absolutely necessary 
towards beilig well received and making a figure at foreign courts. They 
do the business accordingly — that is, very ill. They never get into the 
secrets of those courts, for want of Insinuation and address; they do not 
guess the views, for want of knowing their interest31.

Offensichtlich glaubte England, sich den raschen Wechsel der nicht 
immer zu einem solchen Amt geschickten Diplomaten leisten zu können. 
Die Sorglosigkeit, die darin zum Ausdruck kam, zeigt zugleich, wie wenig 
Bedeutung man in London Rußland zumaß; für die Ffansestädte wäre 
ein solches Verhalten höchst unzweckmäßig gewesen. Schließlich lag es 
in ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse, sich der Möglichkeit, jederzeit 
auf die Bedeutung des Handels und der diesen ermöglichenden Neutrali-

59 Brief W illebrandts nach Lübeck vom 13. Juni n. st. 1786.
60 Zit. bei Ruffmann, Die diplomatische V ertretung G roßbritanniens am Z aren­

hof im 18. Jah rhundert, in: JbbG O E 2 (1954), S. 411.
91 Letters of Chesterfield, ed. Dobree, 3, 1932, 1175; zit. bei Ruffmann, JbbG O E 2 

(1954), 407.
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ta t und Unabhängigkeit der Städte gerade auch für Rußland hinweisen 
zu können, nicht durch Fehlbesetzungen zu begeben. Die M änner aber, 
die sich im Verlauf eines langjährigen Aufenthalts die Kenntnis der 
Verhältnisse und das Vertrauen der Regierung verschafft hatten, waren 
am ehesten geeignet, diese Chancen wahrzunehmen. Neben dem Interesse, 
das Rußland oder die am Außenhandel beteiligten Kreise selbst am 
hanseatischen Zwischenhandel zeigten, blieb es vorwiegend dem Geschick 
dieser Diplomaten Vorbehalten, die hanseatischen Belange stets mit Nach­
druck und Erfolg zu vertreten; dabei muß immer wieder betont werden, 
daß die Hansestädte — im Gegensatz zu England, Frankreich oder auch 
etwa Dänemark — keinerlei politisches Gewicht hatten; ihre Vertreter 
befanden sich in der peinlichen Lage eines Unterhändlers, der zwar 
etwas einzuhandeln wünscht, aber als Gegengabe nur gute W orte an­
bieten kann. W enn man ferner bedenkt, welche Summen — in Form von 
Anleihen jeglicher Art, Bestechungsgeldern, kostbaren Geschenken — 
durch die Hände der englischen Gesandten etwa gingen62, so wird ver­
ständlich, daß die Vertreter der Hansestädte, die zu keiner Zeit auch nur 
einen Pfennig zur Verfügung hatten, um auf dem Bestechungswege den 
Wünschen ihrer Auftraggeber besser nachkommen zu können, ausschließ­
lich durch ihr persönliches Geschick Erfolge zu erzielen imstande waren. 
Der Agent solle eben, wie es in einem Hamburger Gutachten von 1818 
h e iß t63, so sein, daß er „durch seine liebenswerten Eigenschaften das 
ersetzt, was sonst nur in Rußland durch Bestechungen zu erreichen ist“.

Selbstverständlich war es nicht, wenn die Agenten in reichem Maße 
Anerkennung fanden. Anerkennung lag in der Aufnahme W illebrandts 
in die „Freie ökonomische Gesellschaft in St. Petersburg“ 64; sie war

62 Vgl. Ruffmann, JbbG O E 2 (1954), dort H inweis auf Berichte, abgedr. in 
Sbornik Im peratorskago Russkago Istoricesko Obscestva 103 (1897), 23, 211. 
Ruffmann teilt auch die bezeichnende K apitelüberschrift m it: 11 est permis 
ä VAmbassadeur de corrompre les ministres de la Cour ou il negocie, in dem 
W erk  von W icquefort, L ’A m bassadeur et ses fonctions, A m sterdam  1730.

63 Gutachten W estphalen vom 6. M ärz 1818. StA H am burg, CI. V II, Lit. K. c. 
N r. 15, Vol. 2 a.

61 „Die freie ökonomische Gesellschaft in St. Petersburg zur A ufm unterung des 
Ackerbaus und der Hausw irtschaft in R ußland“ w urde 1765 gegründet. Ihre 
ersten M itglieder waren: G raf G. O rlov (1734— 73, G ünstling K atharinas II.), 
G raf I. Cernisev (1726—97, Offizier), A. Olsuviev (1721— 84, M itglied des 
Kollegiums der auswärtigen A ngelegenheiten), Baron Serkasov (M ediziner),
G. von Teplov (1711— 79, Privatsekretär K atharinas II.), E ta tsra t von T au- 
bert (1717— 71, Bibliothekar und M itglied d. Akademie d. W iss., Redakteur 
der Petersburger Z eitung von 1734—48, G önner A. L. Schlözers), Lehm ann 
(Chemiker), L. Euler (1707— 83, M athem atiker), A. Euler (1734— 1800, P hy­
siker), J . J . Sievers (Gouverneur von Novgorod) und andere mehr. Die G e­
sellschaft versam m elte sich jeden  Mittwoch von 16— 18 U hr. Bei einer A uf­
nahm e m ußten drei M itglieder schriftlich vorschlagen und nachweisen, daß 
der K andidat etwas Nützliches fü r Ackerbau und H andw erk getan  habe. 
A lle v ier M onate gab die Gesellschaft über diese Them en ihre A bhandlungen 
heraus, deren erste 11 T eile 1767— 1777 in der deutschen Ü bersetzung er­
schienen. Vgl. auch C. Schmidt, Beyträge zur Kenntnis . . . von R ußland, 
1772, 42 ff.
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ferner gegeben mit den Angeboten, für Mecklenburg-Schwerin die 
A gentie85 und für das Reich die Konsulargeschäfte68 zu übernehmen. 
Anerkennung wurde W illebrandt und Wiggers dadurch zuteil, daß ihnen 
Vergünstigungen eingeräumt wurden, die in der Regel nur Gesandten 
und Botschaftern zustanden. So wurden ihnen z. B. Audienzen am Hofe 
zur Übergabe ihrer Beglaubigungsschreiben gewährt, während die rang­
niederen Diplomaten das Schreiben gewöhnlich dem Kanzler zur W eiter­
leitung überreichten. Bei Hofe, in Regierungs- und Gesandtenkreisen 
waren sie häufig zu Gast, sie, die sich wegen ihrer beschränkten Geld- 
und W ohnverhältnisse nie recht revanchieren konnten. Bei seiner Ab­
berufung ließ Katharina dem hanseatischen Agenten 1000 holländische 
Dukaten zukommen, und der Vizekanzler Ostermann lud ihn damals für 
eine Woche auf sein Gut am Ladogasee ein.

3. D ie  K o s t e n  d e r  d i p l o m a t i s c h e n  V e r t r e t u n g

Die Kosten der Anreise — 1000 Mark — wurden von Lübeck getra­
gen. Als festes Gehalt bekam W illebrandt 1762 von Lübeck 600 Rubel 
(vorgesehen waren zunächst nur 500 Rubel, während Paustian 1756 mit 
200 Rubel zufrieden sein sollte), 1763 je 600 Rubel von Hamburg und 
Lübeck, so daß seine Minimalforderung vom 7. Februar 17626r, die auf 
1000 Rubel lautete, damit erfüllt war. 1764 erhöhte sich sein Gehalt auf 
1700 Rubel (Hamburg und Lübeck je 800 Rubel und Bremen 100 Rubel). 
Als Danzig ihn 1773 beauftragte, konnte der Agent über 2000 Rubel 
verfügen88. Hinzu kamen noch die Sonderausgaben, Spesen und Reise­
unkosten89. Bei Geburtstagen, Hochzeitsfesten hochgestellter Personen 
und ähnlichen Anlässen ließen sich mehr oder minder teure Geschenke

65 Von den H ansestädten wurde eine diesbezügliche A nfrage des Agenten ver­
neint, weil es zu Interessenkonflikten kommen w ürde und  müsse.

86 W illeb rand t lehnte das Angebot von sich aus ab.
67 W illeb rand t stellte in diesem Brief Lübeck vor die A lternative, entweder 

1000 Rubel zu zahlen oder die B eauftragung durch die Schwesterstädte zu 
besorgen. 1669 (letzter Hansetag) w urden U nkosten wie folgt verteilt: 
Lübeck 42 °/o, H am burg 33 °/o und Bremen 25 %>.

6S M an vgl. dam it das Gehalt, das J. G. Rist (Lebenserinnerungen I, 211 ff.) 
als dänischer Legationssekretär 1801 in St. Petersburg bekam. „Das ärmliche 
G ehalt von 800 T alern  . . . reichte kaum zur N o td u rft h in .“ In der zweiten 
H älfte des 18. Jhs. erhielt der hanseatische A gent in M adrid  1800 Mark 
(von H am burg allein  getragen).

89 Sonderausgaben entstanden durch Reisen nach Peterhof, O ranienburg, durch 
Trauerfeierlichkeiten u. a. m. Die Hochzeit Pauls I. kostete 700 Rubel (näm­
lich 200 für eine neue Karosse, 200 fü r Festkleider und 120 Rubel Illum ina­
tionskosten). Am kostspieligsten waren die Reisen nach M oskau, doch wurden 
W . die Kosten vergütet, und fü r die D auer seines A ufenthalts erhielt er eine 
G ehaltserhöhung. Für die Reise im Jah re  1774 w urden ihm  1025 Rubel ver­
gütet. Als aber Godeffroy 1826 zur Krönung nach Moskau fuhr, legte er eine 
Rechnung über 14 480 Rubel =  8145 M ark Banco vor (Reise: 2480, Q uartier: 
2500, Equipage: 2500, Verpflegung für sich und drei D iener in 64 Tagen 
3200, U niform : 1200 Rubel etc.).
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nicht vermeiden. Diese außerordentlichen Unkosten betrugen in den 
Jahren 1767 bis 1773 1512 Rubel und 76 Kopeken, mithin 216 Rubel im 
Durchschnitt70; es waren Ausgaben, die fast ausschließlich von Hamburg 
und Lübeck getragen werden m ußten71. Aber das Leben am Hofe

70 Die Sonderausgaben (Expensarien gen.) w urden von W illeb rand t bis 1773 
J a h r  fü r J a h r  abgerechnet, ab 1774 legte er die Spesen aus, um später bei 
der G eneralabrechnung auf diese W eise eine A ltersversorgung zu erhalten. 
1790 wurde über diese Frage viel gesprochen: denn man m einte in Lübeck, 
W illeb rand t habe entgegen seinen Instruktionen gehandelt, im übrigen so 
gut geheiratet und sei als A m tsverw alter ohne finanzielle Sorgen, daß er 
seinen Anspruch fallen lassen sollte. Am Ende zahlte m an ihm s ta tt der ihm 
zustehenden 2215 Rubel 1500 T a le r aus. Das w ar die letzte A ntw ort auf 
W .s Frage: „Ob aber in B etätigung des lehrreichen Ersparungsbeispiels der 
Ameise, die im W in te r zu darben fürchtet, bei m ir selbst versta tte te r A uf­
häufung dieser A uflagen der rechte W eg von m ir erw ählt w orden sei . . ., 
bleibt dem Senat anheim  gestellt.“ (StA Lübeck, Brief vom 4. Dez. 1791).

71 Um es etwas deutlicher zu machen, wo das Geld blieb, das die S tädte au f­
zubringen hatten, sollen h ier ein Voranschlag von 1762 und  eine Rechnung 
von 1771 stehen.

1 7 6 2
Für Stubenmiete beim engl. K aufm ann Dutz am G aleerenhof Rubel 150,— 
den W agen zu unterhalten  „ 10,—
für Pferdem iete m onatl. 20 macht „ 240,—
dem Bedienten und Kutscher „ 100,—
für Tisch und W ein „ 150,—
dem Peruquier „ 24,—
dem B arbier „ 12,—
für Kaffee, Tee und Zucker „ 30,—
für neue W äsdie, Kleider, Schuh und Strüm pfe „ 150,—
für Holz und Licht „ 30,—
E xtraord inaire  Ausgaben „ 100,—
Die Summe bei W illebrandt beträgt „ 1020,—

17 7 1
Als diplom atischer V ertreter konnte er keine öffentlichen Speisehäuser be­
suchen, da sie einem „Zusam m enlauf von A benteurern“ gleich kämen, ein 
eigener H aushalt aber sei — zumal bei seinen zahlreichen Verpflichtungen — 
teuer. Für die Hausmiete, für die die ausw ärtigen R esidenten 1500 bis 
2500 Rubel und die Geschäftsträger, K aufleute etc. 500—800 Rubel ausgäben, 
berechnete W illebrand t
Hausm iete Rubel 350,—
Essen, pro T ag  1 Rubel „ 365,—
Equipage (notwendig fü r ihn als D iplom aten und wegen des
Straßendrecks) kostete m it Kutscher und Livree, aber Kutscher
und Pferde müssen alle 5—6 Jah re  ersetzt w erden „ 300,—
Bier und W ein „ 100,—
Tee, Zucker, Kaffee, Limonade, Punsch u. T abak  „ 60,—
„der lange W in ter friß t viel Holz u. Licht“ „ 70,—
Domestique, der russisch spricht . . . dessen Überrock, L ivree „ 96,—
kann jährlich nicht unter 70 Rubel angeschafft werden. An
Fest- u. G alatagen muß man einen solchen Menschen um sich
haben „ 70,—
„deutsche Köchin, die kocht und wäscht, e rhä lt nach hiesigem
Gebrauch 5 R b l“ „ 60,—
russische M agd zum Scheuern u. W asserholen „ 24,—
„Kleider, Wäsche, die man täglich und besonders bei den häu-
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Katharinas II. wurde von Jahr zu Jahr teurer, und der Bemerkung eines 
englischen Gesandten, St. Petersburg sei the mosl extensive court of 
Europe12, ließen sich unendlich viele ähnlich klingende hinzufügen. W ille­
brandt — von Hause aus mittellos und allein auf sein bescheidenes 
Gehalt angewiesen — mußte zusehen, wie er auf diesem teuren Pflaster 
auskam und seine Repräsentationspflichten erfüllte. Das war in einer 
Stadt, wo Kleidung und Equipage allein schon soviel kosteten wie der 
gesamte Lebensunterhalt in London oder P aris73, gewiß nicht leicht. Er

figen Fest-, G ala- und Courtagen nicht entbehren kann, w orauf 
h ier besonders gesehen w ird und wonach, wie fast überhaupt 
nach den äußeren, der A usländer gerichtet w ird, deren A n­
schaffung h ier aber außerordentlich kostbar is t“, schätzte W . auf „ 400,—
„1. jäh rl. ein tuchenes Kleid m it Seidenfutter und K nöpfen „ 65,—
2. jäh rl. ein ordinaires tägl. tuch. Kleid „ 46,—
3. alle zwei Jah re  ein sammetes Kleid ä 150, — „ 75,—
4. alle zwei Jah re  ein Schlafrock ä 24,— „ 12,—
5. alle zwei Ja h re  ein Überrock ä 30,— „ 15,—
6. jäh rl. 6 P aar Strüm pfe, Seide „ 24,—
7. alle zwei Ja h re  Pelz und Muff ä 60,— „ 30,—
8. jäh rl. fü r Schuh, Stiefel und Pantoffel „ 15,—
9. Wäsche, O ber- u. U nterhem d, Spitzen, gestickte M an-

chetten, Bettlaken „ 80,—
10. jäh rl. Peruquen, H aarbeutel, H ü te .“ „ 12,—
Die von W . angegebene Gesamtsumme „ 1868,—
Die Lebensm ittelpreise waren in St. Petersburg um 1750 niedriger als in 
ändern  Residenzen, stiegen dann aber bis 1800 um 200—400% , B aum ateria­
lien sogar um 300— 700% . G eringer w ar die Preissteigerung bei Im port­
waren usw. Von 1770— 1790 stiegen Kaffee, Zucker, Reis, W ein  u. holländ. 
Käse um etw a 2 0 % . J. G. Georgi, Versuch einer Beschreibung der russisch­
kaiserlichen Residenzstadt St. Petersburg, 1790, 351. D ort auch H otel-, Re­
stauran t- u. M ietkutschenpreise, ferner über die gesellschaftlichen Verpflich­
tungen (Kleider, Kutschen, Sprachkenntnisse usw.) und die G efah r des „A lt­
fränkischen“.

72 Sbornik Im peratorskago Russkago Ist. Obscestva 99 (1897), 197, zit. bei Ruff­
m ann, JbbG O E 2 (1954), 412. In dem Aufsatz von Ruffm ann andere H in­
weise darauf, daß das teure Leben in St. Petersburg (und Moskau) in V er­
bindung m it der unzureichenden Besoldung oft zur Verschuldung der Ge­
sandten führte. Ruffmann verweist auf einen Aufsatz von D avid H orn, The 
Cost of the D iplom atie Service 1747—52, in: EH R 43 (1928), 606. Der preu­
ßische G esandte in St. Petersburg (1779/85), Eustach G ra f von Goertz, bezog 
ein G ehalt von 10 000 T alern  u. besaß jährliche E inkünfte von 5000 T alern
u. schrieb in seinen D enkwürdigkeiten (I, 107), daß e r nicht reich genug ge­
wesen sei, „um den Gesandtschaftsposten ohne Nachteil fü r sein Vermögen 
antreten  zu können“. „Diese M ittel (10 000 Taler) reichten schon damals zur 
Bestreitung eines anständigen Plaushalts für einen G esandten in  Petersburg 
bei weitem nicht aus“ (Joh. Georg Rist, Lebenserinnerungen I, 211 f.). C hri­
stian von Schlözer (ältester Sohn von A. L.), der als ju n g er M ann in St. Pe­
tersburg w ar, schrieb 1796 an seinen V ater: „Ich suche in diesem großen und 
teuren O rt alles so w ohlfeil wie möglich einzurichten, esse m ittags, wenn ich 
nicht in Gesellschaft bin, bei einem T raiteur, da in meinem Hause das M ittag­
essen 2V2 Rbl (W illebrandt rechnete 1762 noch m it 1 Rubel Verpflegung 
pro Tag) kostet“ etc. — Verschiedene Hinweise in P. Putnam , Seven Britons 
in Im perial Russia 1698— 1812, 1952.

73 So Rondeau: Sbornik Imp. Russk. Ist. Obsc. 76 (1891), 280, zit. bei Ruffmann, 
JbbG O E 2 (1954), 412.
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kam in finanzielle Not, mußte um Gehaltserhöhung b itten74 und 1771 
gar den Senaten mitteilen, daß er mit 5600 Rubel verschuldet se i7S. Nach 
der Spesen jägermoral unserer Zeit könnte man denken, der Agent über­
treibe und setze deshalb seine Ausgaben so hoch an, damit er von seinen 
Forderungen wenigstens einen Teil erhielte; aber eine solche Vermutung 
wäre unzutreffend und sie tut dem Menschen Unrecht, der bieder und 
bescheiden ein anspruchsloses Leben in Petersburg führte, aber darunter 
zu leiden hatte, daß sein Gehalt zwar, nicht aber die Kosten für den 
Lebensunterhalt gleich blieben. Das Leben wurde kostspieliger und die 
K aufkraft des Rubels immer geringer 76.

74 Verständlich, daß die zahlende Gegenseite davon nicht sonderlich erfreu t w ar 
und  ihrerseits nach G ründen sudite, um die sich steigernden Gehaltsansprüche 
des A genten zu erklären. W illeb rand t erhielt deshalb ein (am 16. Aug. 1767 
aufgesetzes) Schreiben des Inhalts: „Nun können w ir freilich nicht verbergen, 
daß w ider alle unsere E rw artung  die A gentie bei dortigem  H ofe von Zeit 
zu Z eit kostbarer geworden, w ir halten auch dafür, daß solches wohl anders 
sein könnte, wenn unser H err angefangen hätte, sich den G esandten hoher 
H öfe und Mächte weniger gleich zu stellen.“ D avon konnte nun gewiß keine 
Rede sein; denn die m it großen Unkosten verbundene Teilnahm e an H of­
festen w ar Pflicht. Vgl. Putnam , 186.

75 Von den Schulden deckten H am burg und Lübeck je  die H älfte . In  Lübeck 
w urden z. B. die 2800 Rubel z. T . von den N ovgorodfahrern, zu deren L a­
sten ohnehin die meisten der aus der Agentie sich ergebenden U nkosten g in ­
gen, übernommen, z. T . von ihnen vorgeschossen. Da die einzelnen F ah rer­
kom panien ihre H ilfe bei der Schuldentilgung verw eigerten, w urden die „Pia 
C orpora“, i. e. die Stifte, m it einem Schoß — pro H ufe der stiftseigenen 
G üter 10 Reichstaler — von insgesamt 2210 Reichstalern belegt. In  beiden 
S tädten w ar man sich darüber einig, daß die A ngaben von W illeb rand t 
keinen Zw eifel zuließen, daß die Verschuldung ihres diplom atischen V ertre ­
ters nicht tragbar sei und ein Ersatz für den tüchtigen M ann nicht leicht zu 
finden sein dürfe. Sir George M acartney hatte  nach zw eijährigem  (!) A uf­
en thalt in R ußland £  6000 Schulden. Putnam, 186.

7ß D er Rubel stand zur M ark lübisch: 1767 — 1:3,3; aber 1780 — 1:2,6, 1790 — 
1:1,8. Eine andere Angabe macht den erschreckenden K ursverfall gegen Ende 
der Regierung K atharinas II. deutlich: 1787 galt der Rubel noch 40—50 holl. 
Stüver, 1789 galt er nur noch 30 holl. Stüver. D ie G ründe h ierfü r w aren — 
ganz allgem ein und stichw ortartig angedeutet — der zunehm ende Luxus 
und der dam it verbundene Abfluß der harten  Münze ins A usland, d. h. 
vor allem  nach Frankreich, der Schmuggel, ferner die Kriege gegen die T ü r­
kei und Schweden. Das alles führte zu einer steigenden Belastung des S taats­
haushaltes —• „frisierte S taatsbilanzen“ verm ittelten  ein viel zu günstiges 
Bild — und m an griff, um dem Geldm angel abzuhelfen, zum „bew ährten“, 
letztlich verzweifelten M ittel der — sich von Ja h r  zu J a h r  steigernden und 
im m er weniger durch G old gedeckten — Ausgabe von Papiergeld. Die erste 
Emission von 40 M ill. Rubel im Jah re  1769 w ar durchaus vernünftig , weil 
der M arkt G eld brauchte, zw eifelhafter waren die 60 M ill. Rubel von 1787 
und verderblich wurde es, als man bis 1811 nach und nach 577 M ill. Rubel 
P ap ie r em ittierte. D er Kurs sank, je  mehr die Regierung em ittierte. D ie­
jenigen, die am meisten darun ter zu leiden hatten, w aren die Personen und 
Berufe, die ein festes G ehalt bezogen. Deshalb erklärten  sich in den 80er J a h ­
ren des 18. Jahrhunderts die Städte bereit, dem A genten das G ehalt in 
fester W ährung  zu bezahlen, d. h. man rechnete aus, was im Ja h re  1763 das 
in Rubel ausgezahlte G ehalt inM arkB anco  ausgemacht hatte und vollzog dann 
die Umrechnung nach dem jew eiligen Kurs des Rubels, wobei vorausgesetzt 
w urde, daß die hambg. Mk. Banco wirklich stabil w ar und blieb.
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Kosten und Kostenverteilung veränderten sich auch nach Abberufung 
W illebrandts nicht wesentlich, nur mußte ab 1793 der Beitrag, den Danzig 
bislang geleistet hatte, von den drei Städten übernommen w erden77. 1819 
erhielt der neu ernannte Ministerresident K. Sieveking von Hamburg 
6000 Mark Banco und von Lübeck 600 Reichstaler. W urden vor 1814 die 
Unkosten je zur H älfte von den beiden Städten gedeckt (der bremische 
Beitrag war und blieb geringfügig), so übernahm jetzt Hamburg etwa 
drei Viertel der anfallenden Kosten. W enn es dann gegenüber den 
Schwesterstädten Wünsche äußerte, die die gemeinsam unterhaltene 
Residentur betrafen, so stand dahinter das Gewicht des erheblich größeren 
Beitrags. Hamburg zahlte mehr, aber es forderte auch mehr. Mit den 
7000—8000 Mark konnte indessen Sieveking kaum auskommen, und nach 
dem Zusammenbruch der väterlichen Firma besaß er — ein junger 
Privatgelehrter — auch keinerlei nennenswertes eigenes Vermögen78. In 
einem seiner ersten Briefe aus St. Petersburg70 heißt es schon: „Und es 
sagen die Geschäftsträger, von Gesandten gar nicht zu reden, daß, um 
anständig zu leben, es unmöglich sei, mit weniger als 20 000 Rubel aus­
zukommen.“

Der letzte ständige diplomatische Vertreter der Hansestädte, Karl 
Godeffroy, war der einzige, der keinerlei finanzielle Sorgen kannte. Von 
Hause aus und als Schwiegersohn von J. M. Jenisch war er so vermögend 
und unabhängig, daß er auch ohne Gehalt hätte nach Petersburg gehen 
können.

Den späteren konsularischen Vertretungen wurden keine Gehälter ge­
zahlt, sondern nur die laufenden Unkosten ersetzt. Die zahlreichen Be­
werbungen für diese Posten in St. Petersburg, Riga, Archangelsk usw. 
beweisen aber deutlich genug, daß die Vorteile, die eine solche ehren­
amtliche Aufgabe mit sich brachte, weniger an einer möglichen Besoldung 
als vielmehr an den aus ihr sich ergebenden vermehrten Beziehungen und 
dem verstärkten Prestige gemessen wurden. Dazu kommt, daß in der 
Regel nur In- oder Teilhaber solider und angesehener Häuser mit der 
W ahrnehmung konsularischer Aufgaben betraut wurden.

77 H am burg und Lübeck übernahm en wirklich den Ausfall.
78 Joh. Smidt am 29. Sept. 1819 an den brem. Synd. H. G röning: „. . . wie aber 

Sieveking ohne alles Vermögen und bei großer Lust zu brillieren , in Peters­
burg fertig werden w ill, begreife ich nicht.“ (StA Bremen C. 8. d. 4. 3.)

79 Brief von M itte Dez. an seine M utter: „N ur schreckt mich die Kostbarkeit 
des Ortes. Ich habe m idi so klein wie möglich eingerichtet, führe aber doch 
einen ganz anständigen Lebenswandel. E in geräum iges Arbeitszim m er, worin 
ich zugleich Besuch empfange, daneben ein Schlafzimmer und im Vorzimmer 
ein Verschlag für den Bedienten; ich kann zu Hause essen, wozu es aber nur 
selten an Posttagen kommt, und fahre für gewöhnlich nur m it zwei P ferden .“ 
(P. Poel, Bilder aus vergangener Zeit, II, 1887, 13.)



4. H a n s e a t i s c h e  N e u t r a l i t ä t  u n d  r u s s i s c h e  P o l i t i k
v o n  1 7 8 0  b i s  1 8 1 0

Nachteile und Vorteile, die den Hansestädten aus den großen Land- 
und Seekriegen des 17. und 18. Jahrhunderts erwuchsen, wurzelten in 
ihrer militärisch-politischen Schwäche und der aus ihr folgenden Notlage, 
in den Auseinandersetzungen der großen Mächte nach Möglichkeit neu­
tral zu bleiben.

Der Versuch von Hamburg, Lübeck und Bremen, sich durch die unter 
erheblichen Kosten zu Beginn des 17. Jahrhunderts geschaffenen Befesti­
gungsanlagen, durch Söldnertruppen und starke Bürgerwehren zu 
schützen, hatte immerhin den Erfolg, daß sie in den Kriegen ihre Freiheit 
behaupten konnten. Doch waren sie nicht mächtig genug, Kontributionen 
und andere mehr oder minder ärgerliche Schikanen abzuwehren. Die 
benachbarten Staaten — vor allem Dänemark, Preußen und W olfen­
büttel — störten den freien Gang des Handels, indem sie Konkurrenz­
häfen förderten und Zölle erhoben.

Die wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit der freien Städte 
war eng verknüpft mit der so oft bedrohten Hoheit der Flüsse80, ihren 
Lebensadern. So richtete sich die Politik der Städte immer darauf, ent­
weder durch den Schutz einer der kriegführenden Mächte oder — was 
besonders für ihre Politik im 18. Jahrhundert galt — durch W ahrung 
strikter N eutralität aus den Kriegen der Großmächte Nutzen zu ziehen. 
Eine andere A rt der Verteidigung war unmöglich. Möglich und — bei 
gutem W illen der beteiligten Großmächte auch wirksam — blieb nur die 
Neutralitätspolitik.

N eutralität bedurfte der Anerkennung seitens der Großmächte, in 
deren Auseinandersetzungen sie nicht hineingezogen zu werden wünschten. 
Es bedurfte demnach bei diesen einer stillschweigenden Übereinkunft, die 
dem Wunsche der Hansestädte gerecht wurde. N eutralität hieß für die 
Städte: keinerlei Verletzung ihres Staatsgebietes, also keine Durch­
märsche und keine Einquartierungen, mithin keine Maßnahmen, die der 
anderen Partei Gelegenheit und Recht zu Gegenmaßnahmen irgend­
welcher A rt geben konnten. Dazu zählte auch, daß die Städte nach Mög­
lichkeit Leistungen an einen der Kriegführenden — Kontributionen oder 
Lieferungen von Konterbande — ablehnen mußten. N eutralität schloß 
schließlich das Recht und die Verpflichtung des freien Handels ein. 
Ungestört sollten auf ihren Schiffen alle W aren überall hin transportiert 
werden können: „Frei Gut, frei Schiff.“ Die Interessen der Mächte unter­
schieden und wandelten sich; zu einer allseits völkerrechtlich anerkannten 
ständigen N eutralität kam es nicht.

Eine weitere Schwierigkeit erwuchs den Hansestädten aus ihrer Z u­
gehörigkeit zum Reich. Sie waren in Reichskriegen verpflichtet, am
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80 Vgl. H. Reineke, Ham burg, ein A briß der Stadtgeschidite, 1925, 90 f.
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Krieg gegen den Reichsfeind teilzunehmen, d. h. entweder Truppen­
kontingente zu stellen oder ersatzweise Zahlungen zu leisten, ferner die 
kaiserlichen Avokatorien durchzuführen. Taten sie den kaiserlichen Ge­
boten Genüge, so war es nur folgerichtig, wenn der Reichsfeind sie feind­
lich behandelte, ihnen Schiffe fortnahm, Einquartierungen und Kontri­
butionen durchsetzte oder gar Freundschafts- und Handelsverträge für 
ungültig erklärte. Solche Maßnahmen erzeugten auch wieder Gegen­
maßnahmen. Die einzigen, die nicht Zurückschlagen konnten, waren die 
Betroffenen selbst. Versuchten sie, neutral zu bleiben, so wurden sie damit 
mit allen Konsequenzen zu Reichsfeinden; denn Mächte, die das „Reichs­
interesse“ ihnen gegenüber durchzusetzen willens und in der Lage waren, 
fanden sich schnell. Es blieb nur der Ausweg, die lästigen Anforderun­
gen, die die Reichsstandschaft mit sich brachte, so zu erfüllen, daß die 
Reichsfeinde — mochte es Frankreich oder Preußen sein — spürten, wie 
die Hansestädte es mit keiner Partei verderben wollten, vielmehr mit 
ihren eigenen Interessen auch denen der Kriegführenden gerecht zu 
werden wünschten.

Der Begriff der N eutralität als des (anerkannten) Anspruches einer 
dritten Macht, zwischen zwei oder mehreren kriegführenden Staaten 
unbeteiligt bleiben zu können, wurde erst gegen Ende des Mittelalters 
und zu Beginn der Neuzeit herausgebildet81. Die Gründe dafür waren: 
der souveräne Staat konnte und mußte seinem Wesen und seiner Selbst­
bestimmung nach neutral sein, d. h. aus eigenem Ermessen einen Krieg 
beginnen oder unterlassen können. Ferner machte die zunehmende wirt­
schaftliche Verflechtung und teilweise Abhängigkeit der Staaten die Neu­
tralität wenn schon nicht notwendig, so doch wünschenswert. Es lag in 
der N atur der Sache, daß die Kriegführenden die neutralen Mächte nur 
soweit respektierten, wie es in ihrem Interesse lag oder wieweit die neu­
trale Macht ihre beanspruchte N eutralität nötigenfalls mit Waffengewalt 
zu erhalten imstande war. Bis weit ins 19. Jahrhundert hinein war man 
von einer allgemeinen völkerrechtlich fundierten Anerkennung der Neu­
tralität weit entfernt, und so blieben Anspruch und Anerkennung eine 
Machtfrage. Prisenordnungen standen auf der einen, der Wunsch, unge­
stört von den Kriegführenden die Kriegskonjunktur ausnutzen zu können, 
auf der anderen Seite.

Nicht zufällig trafen beide Anschauungen gegen Ende des 18. Jah r­
hunderts hart aufeinander. Der Kampf um die Kolonien und Absatz­
märkte, um die Hegemonie in Europa einerseits und die zunehmende 
Notwendigkeit, sich mit Schiffbaumaterialien zu versorgen, die Produkte 
aus den eigenen Kolonien und die Manufakturen abzusetzen andererseits 
verlangten gebieterisch eine Lösung. Sie wurde gefunden in der sogenann­
ten „Bewaffneten N eutralität“.

81 Lit. bei J. Haase, Die W andlung  des N eutralitätsbegriffes, 1932.
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die Hansestädte sich einzeln oder gemeinsam darum bemühen sollten, in 
den künftigen Frieden mit eingeschlossen zu werden; allein Vergennes 
lehnte das eine wie das andere ab. Eine weitere Anfrage richteten H am ­
burg und Lübeck an die russische Regierung. Man wollte heraushören, 
ob diese plane, in dem Friedensschluß die Grundsätze der Bewaffneten 
N eutralität aufnehmen zu lassen. Falls ein solcher Plan bestünde und 
Aussicht auf Erfolg hätte, sollte die russische Regierung gebeten werden, 
diese Grundsätze auch auf die Hansestädte auszudehnen86. Jedoch in dem 
Frieden von Versailles (3. April 1783), geschlossen unter österreichischer 
und russischer Vermittlung, war nichts von diesen Grundsätzen zu lesen. 
„Es blieb auch ferner der bisherige schwankende Zustand, und bei jedem 
neuen Seekrieg hatte der freie Handel dieselbe Beeinträchtigung wie bis­
her zu erwarten“ 87.

Die unmittelbare Folge der Bewaffneten N eutralität war die größere 
Sicherheit vor englischen Kapern gewesen, von der auch die Hansestädte 
profitiert hatten; im übrigen stellte sie einen wichtigen Punkt in der 
Geschichte des Seekriegsrechts dar. Aufs Ganze gesehen haben jedoch die 
Bewaffnete N eutralität und ihre Erneuerung im Jah r 1800 nicht die in 
sie gesetzten Erwartungen erfüllt. Bis in die Gegenwart hinein blieb das 
Recht der Neutralen ein Anspruch, der selten von allen anerkannt, noch 
seltener von allen im Ernstfall respektiert wurde. Der Hauptgrund dafür 
war, daß schon in der napoleonischen Flpoche die beiden Gegner, England 
und Frankreich, einen Krieg führten, der seinem verwilderten und „tota­
len“ Charakter gemäß nicht nur nicht die neutralen Schiffe verschonte, 
sondern auch die neutralen Häfen blockierte und im Falle der Hanse­
städte auch die neutralen Mächte selbst annektierte. Dieser Charakter des 
modernen Krieges trat bis in die Zeit des Zweiten W eltkrieges hinein 
immer deutlicher zutage.

Eine neue Beunruhigung und Gefährdung des Handels brachte der 
schwedisch-russische Krieg von 1788/9. Rußland hielt sich an die acht 
Jahre zuvor verkündeten Grundsätze, allein Schweden brachte neutrale 
Schiffe, und unter ihnen auch lübeckische, a u f88. Einige von ihnen wurden 
„wieder freigelassen mit Versprechung auf künftige Schadloshaltung, 
andere ohne dieses Versprechen . . So ärgerlich auch diese Kriegs­

88 Lübecker Senat an W illeb rand t am 22. M ärz 1783. StA Lübeck, Ruth. II. b. 
Vol. A 3.

87 C. W . von Dohm, Denkw ürdigkeiten meiner Zeit IV, 1818, 150.
88 So ein lübeckisches Schiff, dessen Ladung, 10 000 A lbertstaler, fü r  K onter­

bande erklärt wurde.
89 StA Lübeck, Brief von W iggers an Lüb. Senat vom 4./15. Sept. 1789. Ein 

Jah r zuvor hatte  der Resident noch berichten können, daß beide Mächte sich 
an die N eutralitätsgrundsätze hielten, und Schweden hatte  darüber den V er­
tre tern  der neutralen  Mächte eine nochmalige und schriftliche Versicherung 
abgegeben. E indeutig  w ar bei alledem, daß neutrale Schiffe auch feindliches 
G ut transportieren  konnten, w ährend darüber noch U nklarheit bestand, wie 
es m it neutralem  G ut auf feindlichen Schiffen zu halten  sei. E ine P artie

5 *
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folgen waren, so wurden sie doch reichlich von den „aus der Neutralität 
ihrer Flagge entspringenden Vorteilen vergütet“ 90 — dies um so mehr, 
als ein im selben Jahre erlassener Ukas die Landeinfuhr aller W aren 
über die russische Westgrenze untersagte, was sich sehr zum Vorteil 
Lübecks und Hamburgs auswirkte.

In den Hansestädten tat man alles, sich den Verpflichtungen der Neu­
tralen gemäß zu verhalten und den Kriegführenden keinerlei Anlaß zur 
Klage zu geben91. W ie vorsichtig man darüber hinaus operierte, zeigt 
eine lübeckische Instruktion an Wiggers vom Herbst 1788. Er solle sich 
vorsichtig erkundigen, wie man sich während des Krieges zu verhalten 
habe, aber andererseits alle politischen Gespräche vermeiden und sich 
auch von den Konferenzen des Vizekanzlers Ostermann fernhalten92.

All dies schien nur ein Vorspiel gewesen zu sein, als die französische 
Revolution und in ihrem Gefolge die Koalitionskriege auch die Hanse­
städte stärker in Mitleidenschaft zogen. In jenen Jahren, da man sich 
dort mehr und mehr auf die kosmopolitische Bedeutung der freien H an­
delsrepubliken verstand und an die eigene pragmatisch-egoistische Ideo­
logie zu glauben begann, zwang die zunehmende Ideologisierung des 
Ringens der europäischen Großmächte eben diese Republiken zu keines­
wegs gewollten Stellungnahmen, und viele Maßnahmen, die man in Paris, 
London oder St. Petersburg ergriff und die einer vernünftigen oder von 
den Hansestädten erhofften Handelspolitik stracks zuwider liefen, wirk­
ten sich auch ungünstig für die Politik und W irtschaft der Hansestädte 
aus.

Das tat z. B. auch der Ukas, den K atharina im Frühjahr 1793 nach 
der Hinrichtung Louis XVI. erlassen hatte. Die Einfuhren von fran­
zösischen Gütern, gleichgültig auf welchen Schiffen verfrachtet, wurden 
verboten. Es war die Absicht der Kaiserin, so lange die Beziehungen zu 
Frankreidi abzubrechen, bis die alte Regierung wieder hergestellt wor­
den sei. Damit hoffte die Zarin das revolutionäre Frankreich zu bestrafen 
und der russischen Wirtschaft zu helfen. Gleichzeitig wurde auf alle 
Luxuswaren, ohne Rücksicht auf ihr H erkunftsland, ein hoher Zoll 
gelegt. Diese Maßnahmen stellten sich in Absicht und W irkung als ein 
Versuch dar, der wachsenden Finanznot und des Abflusses der Edel­

Eisen, die für portugiesische Rechnung auf schwedischen Schiffen verladen 
und von russischen Schiffen aufgebracht w orden w ar, w urde m it Erfolg von 
der portugiesischen Regierung reklam iert.

90 StA Lübeck, Lüb. R at an W iggers am 4. Dez. 1789.
91 So beschloß der Lübecker Senat im Ju li-A ugust 1788, „keine Schiffe, welche 

bei Ausbruch des Krieges mit russischer Flagge gefahren, m it Seebriefen und 
Pässen zu versehen.“ StA Lübeck, Ruth II. b. B. Fase. 2.

92 M it Recht lehnte W iggers das ab, weil er so auf eine seiner wichtigsten 
Inform ationsquellen hätte verzichten müssen und sein Fernbleiben auch un­
höflich aufgefallen wäre. M an müsse aber Bescheid wissen „in Absicht auf 
die Angelegenheiten Lübecks und Danzigs w eit m ehr als in Absicht auf H am ­
burg und Brem en“.
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metalle Herr zu werden, d. h. eine aktive Handelsbilanz wiederherzu­
stellen und die eigene Industrie zu fördern.

Für die Hansestädte, die den französischen Export nach Rußland 
vermittelten, waren diese Maßnahmen nicht so einschneidend, wie man 
es zunächst befürchtet hatte; denn die wichtigsten Exporte bildeten weni­
ger die Manufakturen, die überdies doch eingeführt w urden93, weil man 
sie in Rußland nicht herstellen konnte, wohl aber benötigte, wobei die 
höheren Zollspannen wie üblich den Verbrauchern aufgehalst wurden. 
Kolonialwaren und vor allem Zucker nahmen auch weiterhin den W eg 
über die Hansestädte. Der gefürchtete neue Zolltarif, der am 1. Januar 
1797 in Kraft treten sollte und der sich gerade für die hamburgischen 
und bremischen Zuckerbäckereien unheilvoll hätte auswirken müssen, 
wurde nach dem Tod Katharinas von Paul I. annulliert.

Die Politik, die Katharina seit 1793 verfolgte und die in dem Zoll­
tarif von 1796/7 gipfeln sollte, hatte ihr viele Feinde verschafft. Die gute 
Meinung, die man gerade in den Hansestädten über die Beschützerin der 
Neutralen gehegt hatte, war einer wachsenden Erbitterung über die den 
Hansestädten so ungünstige Handelspolitik gewichen04. Man atmete nach 
ihrem Tode auf, und der hamburgische Senat benutzte wiederum die 
Gelegenheit des Thronwechsels, um in St. Petersburg eine für Hamburg 
günstige Handels- und Zollpolitik zu bew irken95. In seinem Gutachten 
riet der Syndicus Doormann, entgegen der Meinung der kaufmännischen 
Sachverständigen und der Mehrheit des Senats, zum Abschluß eines 
Handelsvertrages, der jedoch keine Detailfragen behandeln, wohl aber 
Hamburgs Schiffahrt und Handel im allgemeinen und nach Rußland im 
besonderen das Maximum an Freiheit und Sicherheit in Friedens- und 
Kriegszeiten sichern solle. Doormann bezog sich dabei auf den Handels­
vertrag von 1716 mit Frankreich. Ihm war im Gegensatz zu den Rußland­
kaufleuten nicht nur die Aufrechterhaltung des status quo der Handels­
beziehungen wichtig, sondern mehr noch eine dauernde und allgemeine 
Garantie, die Rußland auf die N eutralität und Unmittelbarkeit H am ­
burgs geben und für die der Handelsvertrag eine Basis abgeben könne. 
Der Grundsatz „frei Schiff, frei G ut“ solle gelten, unter Konterbande 
wollte er nur Waffen im engeren Sinne verstanden wissen. Die aus der 
Reichsstandschaft Hamburgs (von den Schwesterstädten ist keine Rede)

93 Z. B. hochwertige T ex til- und Stahlwaren, M aschinen und Instrum ente 
jed e r A rt.

94 Ende Novem ber 1796 schrieb der hamburgische K aufm ann J. D. Rodde an 
seinen Freund, den Lübecker Kaufm ann J . M. Croll: „Ich fuhr am  Sonnabend 
M ittag  nach Friedrichsruhe, wie ich keine gewissen Nachrichten von dem 
Tode der K aiserin bekommen konnte. Es ist m ir lieb, daß ich nicht an der 
Börse gewesen, da ich manchem W ort über dieselbe gewiß sehr h a r t w ider­
sprochen h ä tte .“ StA Lübeck, Firmenarchiv Croll.

95 H am burg schickte 1762, 1797, 1801 und 1826 Sondergesandtschaften nach 
St. Petersburg zur B egrüßung der neuen Herrscher.
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folgenden Verpflichtungen sollten, wenn es je  zu einem Reichskrieg gegen 
Rußland käme, von Rußland als nicht geschehen betrachtet werden. Alles 
in allem ein großzügiges Programm! Es ist erstaunlich, weil auch Door­
mann selbst nicht die Schwierigkeiten übersah; „denn Hamburg vermag 
nicht, Rußland in einem solchen Traktat irgendein Äquivalent für das­
jenige anzubieten, was Rußland an Hamburg darin gewähren kann“ ". 
Letztlich vermochte nur der zwar berechtigte, aber strapazierte Hinweis 
auf die Bedeutung Hamburgs als Handels- und Zahlungsplatz Rußland 
dazu bestimmen, sich für die Elbstadt zu verwenden. Im Grunde wollte 
man zweierlei: die handelspolitische Meistbegünstigung, d. h. eine gün­
stige Lösung der mit dem Zoll und den in Rußland lebenden ham­
burgischen Kauf leuten zusammenhängenden Fragen, und zum ändern eine 
politische Garantie. Beide Punkte waren in dem Gutachten gekoppelt. 
Allein die ersten, mehr wirtschaftlichen Fragen gehörten in einen H an­
delsvertrag, den die Kaufleute in Hamburg mit Recht für unangebracht 
hielten, da der status quo günstig war. Dank der Bemühungen der 
Petersburger und Archangeler Korrespondenten bezahlte man den Zoll 
in Rubeln, und die hamburgischen Kaufleute, die in Rußland ihren Ge­
schäften nachgingen, hatten entweder die russische Staatsangehörigkeit 
erworben oder sich einer meistbegünstigten Nation angeschlossen. Ande­
rerseits, so argumentierten die Kaufleute, könne eine russische Handels­
politik, die darauf abziele, Einfuhren zu verhindern und die eigene 
Industrie (Zuckerraffinerien!) zu fördern, auch nicht durch einen Handels­
vertrag zugunsten der Hansestädte verändert werden; solch ein Handels­
vertrag hätte überdies Hamburg eindeutig vor anderen Nationen be­
vorrechtet.

Der andere Gedankengang, den Doormann entwickelte, war mehr 
politischer Natur. Er ging davon aus, daß die Reichsstandschaft der 
Hansestädte über kurz oder lang hinfällig oder doch sehr theoretischer 
Art werden könne. Doormann meinte, auch Frankreich habe sich in Jah r­
zehnten daran gewöhnt, auf Hamburg anders zu schauen als „auf den 
Prälaten von Ochsenhausen“, „an dem Frankreich beim besten W illen 
wahrlich kein anderes Interesse nehmen konnte, als weil es zum teutschen 
Reich gehörte und also allein nur wegen der Integrität des Reiches in 
Bemerkung kommen konnte. Mit einem W ort, man gewöhnte sich, auf 
Hamburg isoliert als auf einen Bundesgenossen zu sehen, an dessen 
isolierter Selbständigkeit und Erhaltung man ohne alle übrige Rücksicht 
ein privates eigenes Interesse habe“ 97. Und gerade ein Handelsvertrag 
sollte nach Doormanns Ansicht auch Rußland dazu bringen, daß es Ham ­
burg aus eigenem, wirtschaftlich einsichtigem Interesse heraus schütze. 
„W arum wollten wir uns in jedem Fall nicht bemühen, unsere Selb­

86 Gutachten des Syndicus Doorm ann vom 4. Mai 1797 bei Baasch, Quellen, 379.
97 Baasch, Quellen, 379.
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ständigkeit nicht auch noch auf etwas anderes zu gründen als auf dieser 
Reichs-Konstitution . .  .?“ 98

In St. Petersburg erhielt die Deputation die erhofften freundlichen 
Versprechungen. Über ihren W ert, mochten sie nun schriftlich oder münd­
lich gegeben sein, scheint man sich in den Hansestädten Illusionen ge­
macht zu haben. W as sollten denn die Regierungen in Paris, St. Peters­
burg oder London den bei allen möglichen Gelegenheiten antichambrie­
renden Senatoren schon anderes sagen als freundliche Unverbindlich­
keiten, die ihnen nichts kosteten, wohl aber den Städten. Die ersehnte, 
allgemein anerkannte Garantie, daß die Neutralität, Unabhängigkeit und 
Freiheit des Handels und der Städte selbst erhalten bleiben sollten, 
erhielten sie nirgends; denn keine der Großmächte konnte und wollte es, 
so nützlich ihnen auch diese Handelsplätze waren, um eben dieser 
Republiken wegen, mit den anderen Mächten verderben99. Die Abge­
sandten der Hansestädte kamen aber immer wieder, sie kamen auch nie 
mit leeren Händen, da die Eitelkeit und Gewinnsucht vieler Minister an 
den Höfen Europas einer liebevollen Pflege bedurften. Die Freundschaft 
der Großen wollte erkauft sein, andernfalls hätten die Städte vermutlich 
Mißfallen erregt.

W ieweit Paul I. in der Lage und willens war, für die Hansestädte 
einzutreten, sollte sich bald zeigen. Der russische Kaiser, der französischen 
Republik feindlich gesonnen, verlangte nämlich im Herbst 1798 kate­
gorisch die Ausweisung der in den Hansestädten und besonders in H am ­
burg sich aufhaltenden republikanischen Franzosen100. Es war dies ein 
Ansinnen, auf das man in den Hansestädten nicht eingehen konnte, 
wollte man die guten Beziehungen zu Frankreich nicht gefährden. Man 
versuchte daher, den Konflikt gütlich zu regeln und einen tragbaren 
Kompromiß zu finden. In Maxim von Alopäus, der sich schon ein Jahr 
zuvor freundlich und optimitisch über die Städte ausgesprochen hatte,

98 daselbst, 380.
99 Am meisten fand die hanseatische N eutralitätspolitik  A nerkennung in dem 

preußisch-französischen G eheim vertrag vom 5. Aug. 1796. D ort heiß t es im 
§ 4: S. M. le Roi de Pmsse s’engage ä concerner les villes de Hambourg, 
Bremen et Lübeck dans lenr integrite et leur independance actuelle. Der 
V ertrag  folgte dabei nur zum Teil dem französischen V ertragsentw urf, der 
deutlicher den Schutz der H ansestädte gegen England und H annover hervor­
hob. A. W ohlw ill, Die H ansestädte und der preuß.-russ. V ertrag  vom
5. Aug. 1796, in: H G bll. 1883, 171. — Becker m eint in seiner Geschichte 
Lübecks (III, 1805, 397), daß ein russisches Flottengeschwader (3 L in ien­
schiffe und eine Fregatte), das im Sommer 1798 in der Ostsee gekreuzt habe, 
sich für den A blauf des H andels sehr günstig ausgewirkt habe. D ieser Schutz 
w ar ein einmaliges Ereignis und ist auch nur am Rande zu erw ähnen, weil 
gerade in jenen M onaten weder dem H andel noch den russischen Kriegs­
schiffen G efahren drohten. Es w ar ein M anöver und nichts w eiter.

100 Es w urde gefordert, streng auf alle Frem den zu achten, revolutionär G e­
sinnte und vor allem  die „sogenannten gens sans aveu“ zu entfernen. StA 
Lübeck, Ruth. II. a. Vol. A. 1.
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fand man einen vernünftigen Gesprächspartner101. Im Hause von G. H. 
Sieveking trafen sich der Lübecker Senator Rodde, der Gastgeber und 
Alopäus am 23. Dezember. Dem russischen Gesandten leuchtete es ein, 
daß die Hansestädte die russische Forderung nicht rigoros durchführen 
konnten und „daß kleine handelnde Staaten jede große Macht, die ihrem 
Handelsinteresse nützlich oder gefährlich werden kann, auf alle tunliche 
Weise menagieren und kultivieren“ müssen 102. Man einigte sich darauf, 
in dem Kommunique und in den Schreiben nach St. Petersburg zu be­
tonen, daß man „mit gesetzes- und verfassungsmäßiger Strenge“ ver­
fahren werde und die gefährlichen und landstreichenden Elemente aus- 
weisen wolle. Allein der gute W ille fruchtete wenig. Die Hansestädte, 
Hamburg vor allem, blieben an der Neva in Ungnade, und ihre Schreiben 
wurden nicht angenommen. Ausgerechnet von dem Staat, mit dem man 
bislang im besten Einvernehmen gelebt hatte, in dem man eine Schutz- 
und Garantiemacht mit einigem Recht hatte erblicken können, kamen 
nun diese Schwierigkeiten. Zum Teil lagen sie in dem unberechenbaren 
Charakter Pauls I., dem vielleicht auch von „Freiheitsgesängen“ im 
Kreise von Georg Heinrich Sieveking in Hamburg berichtet worden sein 
mag, zum Teil aber auch in englischen Quertreibereien begründet. Der 
englische Gesandte in St. Petersburg unterrichtete im März 1799 etwas 
malitiös W iggers über die Meinung des russischen Hofes. „Dieser will 
nämlich die Verbindungen mit Hamburg auf den vorigen Fuß stellen, 
wenn der Senat dort eine sogenannte philanthropische Gesellschaft“ auf­
hebt und die irländischen Rebellen an England ausliefert103. Als dieser

101 M axim von A lopäus w ar russ. G esandter in Regensburg gewesen und wurde 
gleich nach R egierungsantritt Pauls I. im N ovem ber 1796 in das Kollegium 
für ausw ärtige A ngelegenheiten berufen. Im H erbst 1798 h ielt er sich in 
N orddeutschland auf und führte im kaiserlichen A uftrag  die H eiratsver­
handlungen m it dem Herzog von M ecklenburg-Schwerin.

102 StA Lübeck, Ruth. II. a. Vol. A. 1. Auf die russische In tervention ist auch 
das hamburgische M andat vom 15. M ai 1799 zurückzuführen, keine fremden 
Regierungen und M onarchen durch böswillige oder leichtfertige Presseberichte 
zu beleidigen. Es sei h ier an ähnliche V orgänge 1712/3 und nach 1819 er­
innert. Vgl. H am burg um die Jahrhundertw ende 1800, V erlag  der A.-G. 
Neue Börsenhalle 1900, 90.

im W iggers am 19 . M ärz 1799 nach Lübeck. Die Forderung, die irischen Re­
bellen auszuliefern, ging unzw eifelhaft auf eine englische In tervention  zu­
rück. D er irische A ufstand und die gefürchtete französische Invasion hatten 
nicht nur zu scharfen M aßnahm en gegen die Iren, sondern auch gegen eng­
lische Gesellschaften geführt, die m it den Ideen der französischen Revolution 
liebäugelten (so w urden im A pril 1798 die Papiere der Londoner Corres- 
ponding Society beschlagnahmt). Auch die N iederw erfung des Aufstandes 
und der napoleonische Ä gyptenfeldzug, der die französische F lotte im M ittel­
m eer band, scheinen Regierung und öffentliche M einung in England nicht 
beruhigt zu haben. Vgl. K. W . H arder, Die A uslieferung der v ier politischen 
Flüchtlinge N apper-T andy  etc. im Jah re  1799, 1857; Ä. W ohlw ill, Neuere 
Geschichte H am burgs 1789— 1815, 1914, 212—229. Zwei der „irischen Re­
b ellen“ w aren französische Offiziere, die nach dem Scheitern des Aufstandes 
in H am burg Schutz gesucht hatten  und dort auf V erlangen des englischen 
G esandten vom Senat verhaftet, jedoch — auf französischen Druck hin —



Bericht in Hamburg eintraf, waren schon alle Hamburger Reedern ge­
hörenden Schiffe in russischen Häfen beschlagnahmt (1. April), und da 
nach Meinung Pauls I. und der englischen Faktorei auch die Dänen mit 
den französischen und irischen Rebellen sympathisierten, verbot man 
auch diesen, russische Häfen anzulaufen104. Beide M aßnahmen wurden 
am 9. November desselben Jahres wieder aufgehoben. Für Hamburg 
kennen wir den Grund: Der Senat hatte schließlich dem englisch-rus­
sischen Druck nachgeben und am 1. Oktober 1799 die Iren bzw. Fran­
zosen ausliefern müssen. Sehr bald nach dem 18. Brumaire (9. Novem­
ber) zeichnete sich dann eine wachsende Annäherung Rußlands an Frank­
reich ab. Napoleon versuchte überdies, den Kaiser ganz auf seine Seite 
zu ziehen: Er bot ihm M alta an (jenen unhaltbaren und wenige Wochen 
nach dem Angebot an die Engländer verlorenen Platz), sandte ihm, gut 
verpflegt und in neuer Montur, 5000 russische Kriegsgefangene, und die 
gemeinsame, wiewohl aus sehr verschiedenen Motiven gespeiste Abnei­
gung gegen England trug ihre Früchte105. Im Herbst 1800 wurde auf 
200 englische, zumeist mit Weizen beladene Schiffe ein Embargo gelegt, 
der Handel mit englischen W aren verboten und „die hiesige (i. e. Peters­
burger) Faktorei dieser Nation zu einer Untätigkeit heruntergebracht, 
welche gewaltig mit der alles verschlingenden Geschäftigkeit kontrastiert, 
durch welche sie sich sonst auszeichnete“ 106. Die Maßnahme blieb kurz­
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nicht an die E ngländer ausgeliefert wurden. Als zu Beginn des Jah res 1799 
von Frankreich lancierte Gerüchte über eine französisch-batavische F lo tten ­
expedition gegen die Elbm ündung nicht nur Senat und Bürgerschaft von 
H am burg, sondern auch die europäischen Höfe erregten, p lan te d e r russische 
Kaiser, 5000 russische Soldaten nach H am burg zu werfen, um  die S tadt 
gegen den französischen Zugriff zu schützen und zugleich Jakob iner und 
Landstreicher zu vertreiben. England unterstützte den Plan, P reußen wollte 
selbst Schutzmacht spielen oder Dänem ark diese Rolle zugestehen.

104 W iggers sollte sogar ausgewiesen werden.
105 Am 13. Febr. 1801 schrieb der spätere bremische Senator (1802) Friedrich

H orn an seinen Freund J. Smidt, es sei eine unübersehbare Lage fü r die 
H ansestädte, „da es nicht bloß darauf ankommt, das w ahre Interesse der 
nordischen S taaten und die S innesart und bestimmten Leidenschaften der 
Personen . . .  zu erkennen, sondern auch auf die Launen eines M annes 
Rücksicht zu nehmen, der fast keine andere Konsequenz zu kennen scheint 
als die, ihnen blindlings zu folgen. Du siehst leicht, daß ich den Fürsten 
meine, vor dem sonst der Nam e eines Franzosen nicht ohne Verwünschung 
ausgesprochen w erden durfte  und der N apoleon neulich fü r den größten
M ann unserer Z eit anerkannt h a t.“ StA Bremen, Smidtarchiv G. IV. b. 1.

106 W iggers M itte N ovem ber 1800 an den lüb. Senat. Der ironische Kom m entar 
des Agenten schmeckte ein wenig nach dem bekannten „G ott strafe  das per­
fide A lbion“. O der machte W iggers nur getreulich alle fü r den aufm erk­
samen Zeitgenossen so schwer verständlichen Zick-Zack-Bewegungen der 
paulinischen A ußenpolitik  m it? „Ob die britische P o litik“, m eint er, „S taa­
ten zu beleidigen, in denen sie auf der einen Seite einen großen Absatz 
ih rer M anufakturen, auf der ändern  Seite aber die U nterhaltungsm itte l 
ih rer Seemacht fand, ob diese Politik die w ahre sei, das m ögen andere 
beurteilen . . . und das A usbleiben von 70 Schiffsladungen russischen W ei­
zens dürfte  auch nicht dazu beitragen, um unter den jetzigen U m ständen
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fristig und ohne Auswirkung auf den hanseatisch-russischen Handel, 
weil sie erst gegen Schluß der Schiffahrt kam und die neue Saison eine 
englandfreundliche Regierung unter A lexander I. sah. Rußland und 
Preußen gaben im Juni 1801 die Grundsätze der im Herbst 1800 von den 
Ostseestaaten erneuerten Bewaffneten N eutralität weitgehend auf, dar­
unter das Kernstück „Frei Schiff, frei G ut“. Man gestattete den Krieg- 
führenden ferner das uneingeschränkte Durchsuchungsrecht bei neutralen 
Schiffen. Das einzige, wozu England sich verstand, w ar eine Begrenzung 
des Konterbandebegriffs 107.

Für die Hansestädte boten die nun folgenden Jahre zwischen dem 
Frieden von Amiens und dem W iederbeginn des Krieges jene für N a­
poleon und die europäischen Mächte so entscheidende Ruhezeit, die ihnen 
zwar keine hohen Kriegsgewinne, wohl aber ein sicheres Einkommen 
verschaffte. Das läßt sich gut an den Erfolgen einer mittelgroßen 
lübeckischen Firma ablesen108.

Schon gleich nach Pauls I. Ermordung schlug der spätere bremische 
Senator H orn seinem Freund J. Smidt vor, daß er über den preußischen 
Gesandten Lecoque in St. Petersburg am dortigen Hofe für die Sache 
Bremens, d. h. zugleich auch für die der Hansestädte, intervenieren las­
sen wolle. Man hatte allen Grund, bei des Kaisers Tod aufzuatm en109; 
denn im März 1801 ließ Preußen Hannover und Bremen besetzen. Gleich­
zeitig rückten dänische Truppen in Lübeck und Hamburg ein. Das ge­
schah, bevor die Nachricht vom Thronwechsel in Rußland in Kopen­
hagen eingetroffen sein konnte.

den großen H aufen, der bloß m it dem M agen raisoniert, bei guter Laune zu 
e rha lten .“ Ü ber die zum T eil rein persönlichen M otive der russisch-eng­
lischen Verstim m ung vgl. 0 . B randt, England und die napoleonische W elt­
politik 1800— 1803 (1916 in 2. Aufl.), 24.

107 Vgl. R. Krauel, Beteiligung Preußens, 232 ff.
108 In dem geheimen Hauptbuch der Lübecker F irm a G ebrüder M üller lesen 

w ir in den Bilanzen: 1797: „Der unglückliche Krieg dauert immer noch fort. 
Die Franzosen treiben ihre Raubsucht durch K apereien und ganz ungerechte 
C ondem nationen so frech, daß m an fast allen U nternehm ungen entsagen 
muß. V iele G elder stocken durch die Ausflüchte der Assekuradeurs und so 
ist der H andel in diesem Ja h r  nicht blühend gew esen“ (Reingewinn 7000 
M ark). 1799 und 1800 erzielte jed e r Bruder G ew inne von 17 000 bzw. 
22 000 M ark und 1801 gar 300 000 M ark, da die Frieden von Luneville 
und Amiens „sehr vorteilhafte Geschäfte mancher A rt, besonders die A uf­
räum ung alter L ager“ ergeben hatten. 1802: „D er allgem eine Frieden hat 
zw ar manchen H andlungszweig für unseren O rt unterbrochen, auch ist auf 
einige W aren  durch den Preis der W aren  verloren w orden“ ; es ergab sich 
aber doch ein Gewinn von 220 000 M ark. 1803: „Die B enutzung der leider 
kurzen Zwischenzeit des erneuten Seekriegs, so wie die Sperrung der Elbe 
haben auf unsere H andlung einen so vorteilhaften  Einfluß gehabt“, daß 
sie einen 113 000-M ark-Gewinn erzielte (zuzüglich des Zinsgewinns und ab­
züglich der V erluste — darunter die bei französischen H äusern  in Höhe von 
45 000 M ark! — erhielt jeder Teilhaber 20 000 M ark G ew inn). StA Lübeck, 
Fam ilienarchiv M üller.

109 Brief vom 14. A pril 1801. StA Bremen, Smidtarchiv C. IV. b. 1.



Der G rund war, daß England den in der zweiten Bewaffneten Neu­
tralität zusammengeschlossenen Ostseestaaten den Krieg erklärt und auf 
deren Schiffe, soweit sie erreichbar waren, Beschlag gelegt hatte. Um zu 
verhindern, daß englische Schiffe Hamburg anliefen, und zugleich um 
Preußen zuvorzukommen, wurde Hamburg besetzt no.

Die Ermordung des russischen Kaisers wurde am 12. A pril in H am ­
burg bekannt, und schon zwei Tage später beschloß man, eine Delegation 
nach St. Petersburg zu senden. Da es eilte, wandte man sich nicht erst 
an Wiggers, sondern gleich an Herrn von Forsmann, der die Sonder­
gesandtschaften für gut hielt. Da Senator Hudtwalcker die Teilnahme 
ablehnte, reisten Mitte Mai die Senatoren Dr. Schulte und J. D. Koch 111 
über Berlin, Königsberg und Riga in die russische Residenz, wo sie sich 
vom 10. Juni bis zum 20. August aufhielten; über Kopenhagen reisten 
sie zurück.

Ihrer Instruktion nach sollten sie über die dänische Besetzung spre­
chen und versuchen, eine „Art von G arantie“ zu erreichen, dam it „der 
Kredit und die Sicherheit dieses Handelsplatzes zum allgemeinen Vorteil 
der Handlung, die mit diesem Handelsplatz in Verbindung steht, wieder 
hergestellt und weiteren Besorgnissen vorgebeugt werde“ 112.

Um den hamburgischen Wünschen genügend Nachdruck zu verleihen, 
bewilligten Gommerzdeputation und Adm iralität 40 000 M ark Banco 
für geheime Ausgaben, i. e. Bestechungsgelder. Die nötigen Argumente 
lieferte ihnen ein ausführliches Handelsgutachten113. Hamburg und die
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110 Der russische Kaiser hatte aber noch weitergehende Pläne: Entgegen den 
preußischen Entschädigungswünschen w ollte er Preußen m it H annover (d. h. 
der Feindschaft zu England), D änem ark m it H am burg und Schweden mit 
Lübeck befriedigen. Vgl. Lucchesinis Berichte vom 26. M ärz, 1. u. 5. A pril 
1801, in: L. H äusser, Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs des G roßen bis 
zur G ründung des Deutschen Bundes, 41869, II, 348. D er Sieg der englischen 
Flotte, die nach Rußland ausgelaufen war, über die dänische bei Kopen­
hagen fiel zeitlich m it der Besetzung Hamburgs zusammen (1. A pril). Die 
Besetzung H am burgs endete am 23. Mai 1801.

111 Senator J . D aniel Koch (1742— 1829) gehörte auch zu der hamburgischen 
Gesandtschaft, die 1813 ins H aup tquartier der V erbündeten reiste.

112 StA H am burg, Protokolle des H am burger Senats, die auch sonst der D ar­
stellung dieser Gesandtschaft zugrunde liegen. In Bremen dachte m an äh n ­
lich. „Mich soll es w undern, wie die durch Pauls Tod zerrissene Politik  sich 
wieder neu gestalten w ird. Je tz t ist der Augenblick, wo die zerstreuten 
Elemente sich w ieder zusammenfügen und darum  ist es doppelt wichtig, 
ihn früher zu benutzen, ehe sie w ieder eine feste Form angenom m en haben“ 
(Horn an Sm idt am 14. A pril 1801, StA Bremen). M an benutzte ihn: Bremen 
und Lübeck beauftrag ten  die hamburgische Deputation, ihre Sache in St. 
Petersburg m it zu vertreten.

113 Über die W ichtigkeit der S tadt H am burg und ihrer U nabhängigkeit fü r die 
russischen Staaten vgl. Gutachten der hamb. C om m erzdeputation in Baasch, 
Quellen, 392—400. Es w ird dort zu Recht auf die günstige w irtschafts­
geographische Lage Ham burgs, die niedrigen Zölle, den bedeutenden W aren ­
verkehr (vor allem  russische Produkte) nach H am burg oder au f Rechnung 
hamburgischer Kaufleute, die vorteilhaften  Zahlungsbedingungen, die Be­
deutung H am burgs als Zahlungs- und W echselplatz u. a. hingewiesen.
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Schwesterstädte beriefen sich auf die ausgedehnten Handelsbeziehungen 
und auf die Bank, mithin Tatsachen, die auch den kriegführenden Mäch­
ten einleuchten mußten. Rußland bot insofern ein gutes Feld, als auch 
dieser Staat neutral war und an einem möglichst reibungslosen Ablauf 
seines Außenhandels und des internationalen Zahlungsverkehrs interes­
siert sein mußte.

Am 10. Juni konnte Georg Gröning aus Paris melden, daß sich die 
preußischen, dänischen und russischen Gesandten für die freie Schiffahrt 
auf W eser und Elbe verwandt und daß sich Talleyrand und Napoleon 
positiv und aufgeschlossen geäußert hätten. Die hamburgische Dele­
gation, die am 15. Juni von Alexander empfangen wurde, erhielt vom 
Kaiser und einzelnen Regierungsvertretern „die für Hamburg und die 
Erhaltung der Unmittelbarkeit und Handlungsfreiheit beruhigendsten 
Zusicherungen“. Die Städte segelten mit dem W ind, doch neue Stürme 
standen bevor.

Nach den Frieden von Luneville (9. Febr. 1801) sowie Amiens (27. März 
1802), dem der Präliminarvertrag vom Oktober 1801 vorausgegangen 
war, und dem russisch-französischen Frieden vom 1. Oktober 1801 trat 
für alle Mächte eine Atempause ein, die England und Frankreich zu 
Rüstungen und Bündnisverhandlungen benutzten.

In Regensburg tagte seit dem 24. August die Reichsdeputation, die 
den französischen Entschädigungsplan für die an Frankreich abgetretenen 
linksrheinischen Gebiete gutheißen sollte oder auch — den Wünschen 
und Machtmitteln der vertretenen Staaten gemäß — geringfügig vari­
ieren durfte. Die Hansestädte, vertreten durch Syndicus Doormann 
(Hamburg), Senator M. Rodde (Lübeck) und Senator G. Gröning (Bre­
men), erreichten hier, was sie schon in Rastatt begonnen hatten: die 
Arrondierung ihrer Gebiete auf Kosten der mediatisierten Kirchengüter. 
Bei den Regensburger Verhandlungen betrieb Gröning überdies mit 
Nachdruck die Aufhebung des Elsflether Zolls weiter. Er hatte damit 
schon bei seinem Aufenthalt in Paris (1797) begonnen. Auch durch den 
W iderstand und die Bedenken einiger seiner Senatskollegen, die den 
schlechten Eindruck der französischen Vermittlung fürchteten, ließ sich 
Gröning in seinen Bemühungen nicht stören. Als ihm gar ein Protest 
des russischen Hofes zu Ohren kam n4, bat er darum, ihn mit solchen 
Quertreibereien zu verschonen. Er setzte — rebus sic stantibus — alles 
auf die französische Karte, und möglicherweise wäre den Hansestädten 
manches erspart geblieben, wenn sie rechtzeitig und konsequent seinen 
Gedanken gefolgt wären und nicht diese Politik des „wenn das ge­
schieht, so möchten wir es so, und ereignet sich jenes, so wollen wir es so

1X4 Vgi a  Kühtm ann, Die Aufhebung des Elsflether Zolls, in: B rem jb. 17 
(1895), 84 ff.; H. W iedem ann, Die A ußenpolitik  Bremens im Z eita lter der 
Französischen Revolution 1794— 1803 (Veröff. aus dem Staatsarchiv der 
Freien H ansestadt Bremen, 28), 1960.
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am liebsten“ betrieben h ä tten 115. Die Aufhebung des Zolls (ab 1813) 
wurde in den Reichsdeputationshauptschluß aufgenommen, ohne daß 
Rußland dagegen noch einmal protestiert h ä tte 116.

Wichtiger als die Aufhebung der Zölle waren in diesem Moment die 
den Hansestädten auf Betreiben Frankreichs und Rußlands garantierte 
Landeshoheit und Neutralität. Sie waren von allen Kriegsbeiträgen be­
freit und von allen Reichsberatungen über Krieg und Frieden entbun­
d e n 117. Der Hauptgegner Grönings auf dem Rastatter Kongreß, der 
preußische Vertreter Graf J. E. Goertz, fand, daß Augsburg und die 
Hansestädte beim Reichsdeputationshauptschluß zu gut abgeschnitten 
hätten, und brachte einen äußerst unangenehmen Plan in Anschlag, nach 
dem die Städte von der Million Gulden, die an den Kurfürsten von 
Mainz zu zahlen waren, 200 000 übernehmen sollten, und dies als jä h r­
liche Zahlung. Er begründete das mit den Vorteilen, die sich aus der 
N eutralität in Kriegs- und Friedenszeiten, der Aufhebung der Zölle und 
dem Gebietszuwachs ergäben. Sofort wandten die Senate sich mit Erfolg 
nach Paris und St. Petersburg, um diesen Plan zu vereiteln118. Viele

115 So H orn am 31. M ärz 1801 an J. Smidt (StA Bremen, Smidtarchiv). H orn 
griff m it dieser Ansicht freilich m ehr die großen Mächte an, deren  Politiker 
über dieser Schaukelpolitik vergessen zu haben schienen, „daß am  Ende doch 
die m eisten Begebenheiten durch K raft und K lugheit der Menschen hervor­
gebracht und verhütet w erden . . Fehlte es auch an m ilitärischer Macht in 
den H ansestädten, sprach doch vieles dafür, sich in dieser Stunde an den 
M ächtigsten, d. h. Frankreich, zu halten. In  Bremen stim m ten aber nicht alle 
mit G röning überein, und H am burg war in jen e r Z eit anglophil. W ie ge­
schickt G röning bremische Interessen mit französischen in Deckung zu bringen 
verstand, hatten  seine V erhandlungen von 1797 erwiesen. Den A nlaß zu 
dieser Reise hatten die französischen Klagen über die E m igranten  in den 
H ansestädten, Begünstigungen Englands etc. gegeben. Die H ansestädte, ein 
fü r sie vernichtendes französisches Embargo fürchtend, sahen sich gezwun-

Ben, die G nade zu erkaufen. G röning gelang es, die verlangte A nleihe in 
[öhe von 4 M illionen Livres in den A nkauf batavischer Reskriptionen 

(500 000 frcs.), die später m it erträglichem Verlust verkauft w erden konnten, 
um zuwandeln. Dieses Geschäft verknüpfte er m it der A ufhebung des Els­
flether Zolls, wobei er sidi geschickt der Fürsprache der von ihm  besuchten 
französischen H afenstädte bediente.

110 Bekanntlich wurde der Zoll erst 1823 aufgehoben. Schuld an dieser V er­
zögerung w aren neben den Kriegsereignissen und der h inhaltenden  Politik 
des Herzogs auch russische Interventionen nach 1814.

117 RDHS, § 27. A n dieser fü r die H ansestädte so günstigen Form el w ird 
G röning m itgew irkt haben. E r meinte damals, „daß niem and gezwungen 
werde, an Streitigkeiten T eil zu nehmen; diese Forderung scheint sich schon 
sehr von selbst zu verstehen, daß man es für höchst überflüssig halten 
möchte, sich dieses Rechtes erst durch T raktate  zu versichern, w enn nicht die 
trau rige  E rfahrung  lehrte, daß schwächere Staaten sich nur dann  dieses 
Rechts zu erfreuen haben, wenn die Stärkeren sich un tere inander verbinden, 
es ihnen zuzugestehen“. StA Bremen.

118 Besonders das in der T a t etwas m erkwürdige Argum ent, die H ansestädte 
profitierten in Friedenszeiten von ihrer N eu tralitä t, hatte  es G röning  ange­
tan. „In Friedenszeiten geht der H andel seinen natürlichen G ang, jedes 
Land, jed e  S tadt nimmt den A nteil an dem H andel, den ihnen ihre Lage, 
ihre V erhältnisse anweisen. H öhere Gewalt, Druck und Z w ang können
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haben den Hansestädten dieses Verhalten oft vorgehalten; sie betrieben 
aber nichts anderes, als was die übrigen Mächte — das auf seine Neu­
tralität so sorgsam bedachte Preußen inbegriffen — auch taten: nämlich 
aus der Ohnmacht des sich auflösenden Reichs einen möglichst großen 
Nutzen zu ziehen. Und der W eg zum Erfolg führte nun einmal in jenen 
Jahren über Paris und St. Petersburg. W er am geschicktesten zu anti­
chambrieren und seine Argumente zu vergolden verstand, gewann. Da­
bei durften die Hansestädte mit einem gewissen Recht hoffen, daß eini­
gen Mächten, in dieser Zeit vor allem Frankreich und Rußland, an der 
N eutralität der Hansestädte, d. h. an einem reibungslosen Handels­
verkehr, lag.

Zum Dank für die russischen Bemühungen sandten Hamburg im 
Sommer 1803 und Lübeck im Mai 1804 freundlich aufgenommene Ge­
sandtschaften (es waren die ersten seit 1603!) nach St. Petersburg119.

Was die N eutralitätsgarantie wert war, sollten die nächsten Monate 
zeigen. Anfang Mai begannen erneut die Feindseligkeiten zwischen 
England und Frankreich. Napoleon ließ Ende Mai Hannover, Cuxhaven 
und Ritzebüttel besetzen. Preußen, das schon lange vor diesem Schritt 
gewarnt worden war, hatte sich nicht entschließen können, den Fran­
zosen zuvorzukommen. Kurze Zeit danach sah man in Berlin, St. Peters­
burg und Paris ein, wie folgenreich und nutzlos diese auf die Spitze ge­
triebene neutrale Haltung Preußens sich auswirken mußte 12°. Die Be-

diesen A nteil wohl m indern, aber nie ganz zerstören, nie dem H andel einen 
G ang anweisen, der zu der Lage und zu den V erhältnissen des Landes nicht 
paß t . . . N eu tra litä t setzt K rieg voraus. N eu tra litä t ohne Krieg im Frieden 
ist ein U nding . . .  Im Frieden kann also die N eu tra litä t weder für noch 
w ider jem anden irgendeine W irkung haben, alle S taaten  ohne Unterschied 
führen ihren H andel zu W asser und zu Lande in ungestörter Ruhe.“ „Opfern 
(aber) die Fürsten Deutschlands die Ruhe ih rer S taaten  einem gut oder 
schlecht berechneten Staatsinteresse, so setzen sie den H andel ih rer U nter­
tanen allen G efahren des Krieges aus.“ Es sei deshalb ungerecht, den auf 
W ahrung  der N eu tra litä t bedachten H andelsrepubliken eben diese neutrale 
H altung  zum V orw urf zu machen, da die S tädte dabei nur ihrem Staats­
interesse folgten. Dieses ihnen zu bestreiten, hieße letztlich, ihre Staatlichkeit 
aufheben. Denkschrift G rönings gegen die preußischen Vorwürfe. StA 
Bremen, J. 5. c. 3.

119 D er Lübecker Senator Overbeck verhandelte m it Czartoryski über die A uf­
teilung des Fürstbistums Lübeck und über russische Schutzmaßnahmen für 
den lübeckischen H andel. In der Audienz, die ihm  A lexander gewährte, kam 
das Gespräch nur auf belanglose Dinge O. m einte in seinem Bericht lako­
nisch, der Kaiser habe offensichtlich wenig N eigung verspürt, schwierige 
D etailfragen zu besprechen, StA Lübeck. Vgl. dazu die Charakteristik 
A lexanders bei V. G iterm ann, Geschichte Rußlands II, 1945, und die dort 
zur E rgänzung abgedruckten zeitgenössischen Berichte.

120 Zu den V orgängen: G. Aengeneyndt, Die O kkupation des Kurfürstentums 
H annover durch die Franzosen im Jah re  1803. Diss. phil. G öttingen 1920; 
H. U lm ann, Russisch-preußische Politik unter A lexander I. und Friedrich 
W ilhelm  III. bis 1806, 1899; H äusser II, 440 ff. A uf R ußland hatte  H annover 
gesetzt, aber die Regierung in St. Petersburg verzögerte eine Stellungnahme, 
bis es zu spät war. Diese unentschlossene, das E ingreifen  preußischer T ruppen
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Setzung Cuxhavens führte am 25. Juni des Jahres zur englischen Blockade 
der Elbe und Weser. Bremen vermochte den Handel weitgehend über 
Emden und Varel aufrecht zu erhalten, Lübeck gewann ohnehin; am 
meisten hatte Hamburg zu leiden. Sein Hafen wurde jetzt Tönning, wo 
Hamburger Firmen Filialen und Agenturen einrichteten, um den ohne­
hin teuren und nicht ungefährlichen Transport auf Frachtwagen — so 
gut es ging — zu regeln. In den 2V2 Jahren, die die Blockade anhielt 
(Aufhebung am 9. Oktober 1805), fallierten allein in Hamburg 153, 
allerdings meist kleinere Firmen und Zuckerraffinerien.

Die Grönland- und Archangelfahrer mußten jedes Jah r nur mühsam 
zu erhaltende Genehmigungen für ihre Ausfahrten einholen. Die Folge 
war, daß von Hamburg 1803 nur noch 19 Schiffe (1802: 37) und von 
Bremen 2 (1802: 24) Schiffe nach Archangelsk ausliefen. In diesen Jah ­
ren schienen Frankreich und England die Hansestädte für wichtig genug 
zu halten, um durch ein Abreißen ihrer Handelsverbindungen den Geg­
ner zu schädigen. Der Berliner Hof wahrte seine N eutralität; Rußland, 
die Garantiemacht von 1803, übermittelte den Hansestädten liebens­
würdige Unverbindlichkeiten. „Der Wunsch des hiesigen Hofes aber 
ist . . . nie ein anderer gewesen, als der W elt endlich einen wahren 
Frieden, das ist einen Ruhezustand zu verschaffen, der weder durch 
gegenseitige Kränkungen geschmälert . . . den größten Staaten ihre 
W ürde, den kleinen ihre Habe sicher, und überhaupt das, was einst­
weilen seine Existenz durch unsere politische Sündflut hindurch gerettet 
hat . . . bestehen läß t“ m .

Fortgesetzt berichtete Wiggers von der für die Hansestädte günstigen 
Haltung der russischen Regierung: „Hinzu kommt bei seiner jetzt regie­
renden M ajestät noch der in dem Charakter des Monarchen herrschende 
Zug, der W elt Unterdrückung so viel als möglich zu verhindern“ m .

Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß Alexander I. und der 
russischen Regierung die Erhaltung und die N eutralität der Städte nicht 
gleichgültig waren. Schließlich waren sie nächst England die wichtigsten 
Handelspartner Rußlands. Aber wann und wie wurde diese Haltung 
politisch oder militärisch aktualisiert? Man kann auf die Rastatter und 
Regensburger Verhandlungen hinweisen. Aber sonst? Ein einziges Mal 
wurden militärische Sanktionen zugunsten der Hansestädte erwogen. Sie 
stammten von einem ihrer Freunde, Maxim von Alopäus. Bevor nämlich 
die Franzosen im Mai 1803 Hannover besetzten, verhandelte Alopäus

ablehnende H altung gab Besberodko ein J a h r  danach dem preußischen G e­
sandten als Fehler zu: „H ätte Ih r König trotz unserer V orstellungen H an ­
nover besetzt, so würde es heute ganz Deutschland ihm auf Knien danken“ 
(U lm ann, 70). Ja  selbst N apoleon meinte im Dezember 1805 zu Haugwitz: 
„Sie wollten sich der Odcupation m it bew affneter H and w idersetzen: ich 
mache ihnen darüber keinen V orw urf, Sie hatten  recht“ (H äusser II, 444).

121 W iggers am 25. M ärz 1805. StA Lübeck.
122 W iggers am 5 , August v. st. 1806, s. 0.
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mit Haugwitz, der den russischen Gesandten darauf hinwies, daß er, 
Haugwitz, mit der passiven Haltung seines Königs nicht übereinstimme, 
weil durch sie Hannover und vielleicht auch Hamburg mit seinen vielen 
englischen W arenlagern dem französischen Zugriff anheimfallen wür­
den. Alopäus berichtete darüber nach St. Petersburg und schlug eine 
schnelle Intervention zum Schutze Norddeutschlands, insbesondere der 
Hansestädte, vor. Anfang Juni, also kurz bevor die Nachrichten über 
die Besetzung Hannovers und Cuxhavens nach Rußland gedrungen 
waren, unterbreitete Alopäus seinem Kaiser den Plan, von Reval aus 
Truppen in die Hansestädte zu werfen. Alexander hieß den Plan grund­
sätzlich gut; auch Voroncov „leugnete nicht die Gefahr der Hansestädte, 
fürchtete aber, mit eigenem Einschreiten zu spät zu kommen". Vor der 
Aktion wollte er sich aber noch des unbedingten Beistandes der preu­
ßischen Regierung vergewissern. Das Projekt wurde gegenstandslos, da 
Napoleon ihnen zuvorkam 123.

Es ist sicher, daß die englandfreundliche P a rte i124 in Rußland durch 
die verschiedenen Gewaltakte Napoleons (Verhaftung des Herzogs von 
Enghien auf deutschem Boden und seine Hinrichtung, die Besetzung 
Hannovers, die Verschleppung Rumbolds, des englischen Geschäftsträgers 
am Niedersächsischen Kreis, aus Hamburg usw.) ihre Position verstärkte. 
H inter ihr standen alle am Export interessierten Kreise, d. h. die meisten 
adligen Gutsbesitzer und die Außenhandelskaufleute. Im November 
1805 wurden die Beziehungen zwischen Frankreich und Rußland abge­
brochen. Gleichzeitig schlossen Österreich und Rußland ein Defensiv­
abkommen. W eitere Bündnisse zwischen England, Schweden und Ruß­
land folgten125. Die dritte Koalition war geboren.

Nelson siegte bei Kap Trafalgar und gab dadurch allen französischen 
Plänen, in absehbarer Zeit in England landen zu können, den Todesstoß. 
Napoleon siegte dagegen bei Ulm und Austerlitz militärisch, in Preßburg 
und Schönbrunn diplomatisch. In dem Pariser T raktat (15. Februar 1806) 
wurde Preußen genötigt, Hannover sofort zu besetzen und seine Häfen 
den englischen Schiffen zu sperren. England erklärte erneut den Krieg 
und blockierte überdies von April bis zum Oktober 1806 Elbe, Weser 
und Trave.

123 U lm ann, 65 ff. Im November 1805, nach Abzug der französischen Truppen, 
beabsichtigten die Russen, in Bremen Heeresm agazine anzulegen. Dieser Plan 
scheiterte am Einspruch des Senats, der sich aber eine preußische Besatzung 
gefallen lassen m ußte.

124 U nter ihnen der Kanzler A lexander Voroncov, sein B ruder Semen, russi­
scher G esandter in London, und Kocubej, neben Voroncov der L eiter des 
A ußenm inisterium s.

125 Schweden—England (14. Jan . 1805), R ußland—E ngland  (1 1 . A pril 1805), 
R ußland—Schweden (14. Jan . 1805). Zu Beginn des Jah res 1805 w aren im 
englischen Budget schon 5 M illionen Pfund fü r Subsidien auf dem Kontinent 
eingesetzt.
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Die Hansestädte hielten in den Jahren nach 1803 ihren Handel teils 
über die eigenen Häfen, teils über Tönning und Varel aufrecht, wenn­
gleich er auch — nach der Zahl der in Hamburg und Bremen an- 
kommenden Schiffe — nicht an die guten Jahre von 1795 bis 1802 
heranreichte oder diese gar wie in Lübeck übertraf 126. Die Aufhebung der 
Blockade im Herbst 1805 und die geschlossenen Frieden eröffneten die 
schönsten Aussichten: „Frankreich, Rußland und England wollen ganz 
bestimmt die Erhaltung der Hansestädte. W ir haben in allen Kabinetten, 
die am Ende den Ausschlag geben dürften, einflußreiche Freunde, wir 
wissen alles und lassen uns nie einschläfern“ m . Aus St. Petersburg 
kamen beruhigende Versicherungen. Anfang 1806 schrieb W iggers: „daß 
wenigstens der Norden Deutschlands in seinem jetzigen Bestände bleibe, 
ist eine Übereinkunft, zu derem Behuf seine Russ. kaiserl. M aj. von dem 
König von Preußen Manneswort verlangt und erhalten haben, und wenn 
die Hansestädte ihre Freiheit erhalten werden, so haben sie es sicher 
dieser Übereinkunft zu danken“ 128.

Die Schiffahrts- und Handelssaison von 1805 endete gut, und günstig 
ließ sich auch das neue Jah r an. Teilweise wurden hohe Gewinne er­
z ie lt129, aber das zu jener Zeit in Hamburg geträllerte Liedchen, in dem 
von „segensreichem Überflüsse“ und „freudenvoller Stille“ die Rede war, 
stimmte doch mit der Wirklichkeit nicht recht überein 13°. Der Handel 
war behindert, und die Städte wurden weiter bedrängt und umworben. 
In Hamburg führten der französische Beauftragte Bourienne 131 und der 
russische Geschäftsträger von Forsmann einen erbitterten Kampf um das

126 1795— 1804 kamen aus R ußland im Durchschnitt 201 Schiffe, aber 1805 305 
und 1806 322 Schiffe in Lübeck an! Vgl. in m einer Diss. die D iagram m e 
und die dort und in den A bschnitten über den H andel der S tädte gemachten 
Bemerkungen. Genaue Aussagen kann man nicht machen, w eil z. B. die 
H am burger Zollisten 1801 aussetzen und eine andere Liste erst 1814 beginnt. 
Die Petersburger E xportlisten führen Ham burg 1804, 1805, 1807/8 gar nicht 
auf. Die Blockade der Elbe scheint wirksamer als die der W eser gewesen zu 
sein. Zweifellos bestanden aber H andelsverbindungen zwischen R ußland und 
Ham burg, nur läß t sich nicht ausmachen, was über T önning (in der Peters­
burger Liste als nach D änem ark bestimmt aufgeführt), Kiel oder Lübeck 
seinen W eg nahm oder was unm ittelbar von R ußland auf hamburgische 
Rechnung nach Frankreich, Spanien usw. versandt wurde.

127 H in ter diesem Brief, m it dem J. Smidt am 10 . M ärz 1805 die Besorgnisse 
seiner Schwester zu zerstreuen wünschte (StA Bremen, Sm idtarchiv), m ag ein 
w enig Zweckopportunismus stecken; allein er spiegelt doch darüber hinaus 
eine in den H ansestädten w eit verbreitete Ansicht wider.

iss W iggers am 30. Jan . 1806, StA Lübeck. Es kann nur der am 3. Nov. geschlos­
sene V ertrag  von Potsdam  gem eint sein. Vgl M artens, Recueil des T raites 
. . . conclus par la Russie, II, 480.

129 So verzeichneten die B rüder M üller in Lübeck jew eils 1805 47 000, 1806 
35 000 M ark Reingewinn. Hamburgische H äuser verdienten an der T ran s­
mission von englischen Subsidiengeldern.

139 Das heitere, parodistisch anm utende Liedchen ist abgedruckt in: K. Kopp- 
mann, Aus Hamburgs V ergangenheit, I, 1885, 34.

131 Es w ar der Nachfolger des w eniger geldgierigen, im Jun i 1803 abberufenen 
Reinhard.
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Erscheinen oder Nichterscheinen von Artikeln im Hamburgischen Corres­
pondenten132. Obwohl Bourienne eine Vorzensur durchgedrückt hatte, 
gelang es Forsmann am 20. November 1805, einen antifranzösischen A r­
tikel zu lancieren, indem er kurz vor Redaktionsschluß den Redakteur 
und Syndicus Doormann darauf hinwies, daß die zu der Zeit unter 
Tolstoi in Nordwestdeutschland stehenden russischen Truppen seiner 
Bitte notfalls nachhelfen könnten133. Wie Ham burg selbst, so waren 
auch seine Zeitungen von jeher Gegenstand des Ärgers oder eines wohl­
wollenden Interesses gewesen. Der Senat versuchte, so gut es eben ging, 
für die unparteiliche Haltung seiner Zeitung zu sorgen, aber es kam doch 
oft vor, daß Artikel Mißfallen erregten oder gar auf den Druck von 
dieser oder jener Großmacht erscheinen mußten. W as Forsmann recht 
war, war den Vertretern Frankeichs, Preußens oder Englands billig.

Ende Februar 1806 besetzten preußische Truppen Hannover. Die 
Hansestädte fürchteten eine neue Blockade und w andten sich hilfesuchend 
an die russische Regierung. Wiggers, der schon A nfang Februar Czar- 
toryski auf die dem Handel und der Bank drohenden Gefahren hinge­
wiesen hatte, sprach Anfang Mai ausführlich mit diesem Vertrauten Ale­
xanders, dem die mißliche Lage Lübecks durchaus bekannt war. Der 
springende Punkt seien die von Preußen intendierten und auch angekün­
digten „Operationen von Travemünde“, die nichts anderes als eine 
englische Blockade des Hafens im Gefolge haben könnten. Czartoryski 
und der dänische Gesandte machten ihm aber Hoffnung, daß der Berliner 
Hof — nach ihren Informationen — von einer Besetzung Travemündes 
absehen würde. Der schwedische Gesandte empfing W iggers kühl, der 
englische gar nicht. Von diesem erhielt der hanseatische Agent eine 
kurze schriftliche Mitteilung: Le blocas de la Trave est fonde sur une 
notification formelle de la part du gouvernement prussien que le port 
de Lübeck serait . . . ferme aux vaisseaux anglais13*. Es blieb preu- 
ßischerseits bei der Ankündigung, englischerseits bei der Blockade, die 
den Senat in Verlegenheit und Angst stürzte; denn man erwartete aus 
Rußland noch 80 mit 3—4000 Last Getreide beladene Schiffe, die für 
Lübeck selbst, Mecklenburg und Kursachsen (nach Angabe der Hanse­
städte, die Preußen wohlweislich verschwiegen) bestimmt waren. Aus den 
Akten geht nicht hervor, wie diese Angelegenheit auslief, doch darf man 
annehmen, daß diese 80 Schiffe in den 322 enthalten sind, die in diesem

132 Es ist auffallend, daß in keiner der damals so zahlreich erscheinenden Bro­
schüren oder Denkschriften, die Ham burgs H äfen und  Verfassung, Bank und 
Börse priesen, die Zeitungen auch nur m it einer Silbe erw ähnt wurden.

183 a .  W ohlw ill, H am burg im T odesjahr Schillers, in: Jb . der hamburgischen 
wiss. A nstalten, Bd. 22 (1905), 24.

134 Schreiben von W iggers an den lüb. Senat vom 8 . M ai 1806, StA Lübeck. 
Als W iggers den russischen M inister um eine A udienz beim Kaiser bat, an t­
w ortete er: . . . mais d’apres ce que je viens de vous dire, vous voyez la 
cause de villes Anseatiques nest pas difficile ä plaider aupres de VEmpereur.
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Jah r aus Rußland e in trafen135. Die englische Blockade richtete sich vor­
dringlich gegen Preußen und Frankreich, während der Handel nach Ruß­
land bis zum Beginn der Kontinentalsperre relativ ungestört florierte.

Die Auflösung des Heiligen Römischen Reiches, von manchem be­
grüßt, von wenigen bedauert, von den meisten ohne sonderliche Gefühls­
aufwallung hingenommen, brachte die Hansestädte in eine nicht unge­
fährliche Isolation. Sie nannten sich jetzt „Freie H ansestädte“, aber da­
mit waren die Probleme noch nicht gelöst. Die Senate berieten daher 
im Sommer und im Herbst (Hanseatische Konferenz in Lübeck), ob sie 
gänzlich neutral bleiben, sich dem Rheinbund oder der Nordischen Kon­
föderation anschließen oder die Hanse wieder aufleben lassen sollten. 
Preußen versuchte, die Senate von Lübeck, Hamburg und Bremen davon 
zu überzeugen, daß ihre Sicherheit nur innerhalb der Nordischen Kon­
föderation zu finden sei. In Berlin bedrängte Alopäus den hanseatischen 
Agenten W oltmann und in St. Petersburg die russische Regierung W ig­
gers, alles zu tun, daß die Senate sich den preußisch-russischen Wünschen 
rechtzeitig fügten 13°. W iggers meinte, Rußland sei ebenso mächtig wie 
uneigennützig und ein Anschluß an den Nordbund sei das Vernünftigste, 
was man in dieser Stunde tun könne, selbst auf die Gefahr, daß man 
sich dabei der bis dahin streng gewahrten N eutralität und des besten 
Schutzes, der in der Machtlosigkeit der Städte selbst beruhte, begeben 
müsse. Allein die Senate lehnten den Beitritt a b 137. Die Sympathien 
für Preußen waren nach den Ereignissen der vorangegangenen Monate 
nicht gestiegen, man sah auch keinen Nutzen im Beitritt. Bedenken be­
standen auch gegenüber der russischen Regierung, die sich im übrigen 
schon im Oktober sehr viel unbestimmter, ja  ablehnender über diese 
Pläne aussprach138. Schwerer aber als die eigenen Bedenken wogen in 
den Hansestädten die von England, Dänemark und Frankreich. Im 
August äußerte Napoleon gegenüber Abel, dem hanseatischen Beauf­
tragten in Paris: „Die Hansestädte sind und bleiben neutral, doch ist es 
erforderlich, daß sie der Aufforderung Preußens, in den nordischen 
Bund zu treten, kein Gehör schenken.“ Die Besprechungen in Lübeck 
standen unter dem Eindruck dieser sich widersprechenden Äußerungen,

135 Diese Spitze von 322 Schiffen ist w ährend des ganzen 18. und der ersten 
v ier Jahrzehnte  des 19. Jhs. nicht erreicht worden.

136 Schreiben von W iggers vom 20. Aug. 1806; Schreiben von A lopäus an Synd. 
Gries in H am burg vom 6 . Sept. und von W oltm ann v. 5. Sept. bei A. W ohl­
will, Neuere Geschichte Ham burgs, 321.

137 Im Novem ber 1806 machte Napoleon der lübeckischen G esandtschaft in 
Berlin zum V orwurf, daß die H ansestädte dem preußisch-russischen D rängen 
nicht entschieden genug w iderstanden hätten. Diese Beschuldigung diente 
Napoleon offensichtlich nur als Vorwand für seine M aßnahm en, die der so 
oft garan tierten  N eu tra litä t zuwider liefen. Gesandtschaftsbericht von M. 
Rodde, StA Lübeck.

138 In R ußland rüste man und denke weniger an V erhandlungen als an Schlach­
ten. W iggers am 28. Sept. v. st. 1806 "(StA Lübeck).

6 *
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und von Anfang an wandte Smidt sich gegen jeden Anschluß, vor allem 
gegen den an Preußen. Er mißtraute der preußischen Handelspolitik, 
sah die Machtlosigkeit der Konföderation zur See und befürchtete fran­
zösische Gegenmaßnahmen. Der Bremer verstand es, seine Kollegen aus 
Hamburg und Lübeck zu überzeugen. Man einigte sich darauf, den alten 
Städtebund zu erneuern, an den hanseatischen Desiderien festzuhalten 
und die Neutralität, so gut und so lange es eben ging, zu bewahren. Diese 
Konferenz der völlig isolierten freien Hansestädte ist merkwürdig: Vor 
den Toren Lübecks tobte der Krieg, die Nachrichten von den vernich­
tenden preußischen Niederlagen waren schon an der Trave eingetroffen, 
und immer noch beriet man über die jetzt und in Zukunft einzuschla­
gende hanseatische Politik. Hier dachte man: „. . . der politische Hori­
zont ist für uns Hansestädte jetzt gar nicht dunkel und trübe, sondern 
schön und heiter wie je, daß es eine wahre Lust ist, hineinzuschauen“ 139. 
Das schrieb Smidt wenige Wochen vor Jena und Auerstädt, und Smidt 
war gewiß nicht der Mann, dem man den Sinn für politische Realitäten 
absprechen muß. Wo liegt hier die Erklärung für sein Verhalten und das 
seiner Freunde? Offensichtlich fürchtete man die Preußen und im be­
sonderen eine mögliche Annexion. Man glaubte, daß die Franzosen die 
Hansestädte grundsätzlich schützen würden, schon um sie genügend viel 
und oft anzapfen zu können; selbst Alopäus hatte gemeint, von den 
Franzosen seien nur Erpressungen zu erwarten. Oder war man in den 
Hansestädten das Opfer der eigenen Ideologie geworden, einer Ideo­
logie, die das Gewünschte — Neutralität, weil für alle Mächte gleich 
günstig, sei deshalb auch notwendig — m it dem Gesicherten iden­
tifizierte? So gesehen, konnte auch die Besetzung der drei Städte (Lü­
beck am 6., Hamburg am 19. und Bremen am 20. November 1806) 
diese Ansicht nicht erschüttern, zumal, so schlimm auch die Ereignisse 
gerade in Lübeck gewesen waren, preußische Truppen den Anlaß zur 
Besetzung gegeben hatten. Erst die Dekrete von Berlin und Mailand 
und vor allem die Einverleibung der Hansestädte ins französische Kai­
serreich, mit einem W ort: erst die politischen Drangsale, das gänzliche 
Stocken des regulären Handels, der zunehmende Schleichhandel, das 
Elend, das über die Städte und ihre Bewohner kam, belehrte die Freunde 
der N eutralität und Isolation eines Besseren 14°.

139 Sm idt am 8 . Sept. 1806, StA Bremen, Smidtarchiv C. IV. a. 1 . Freilich, in Lübeck 
versuchte man im m erhin noch, weitreichende P läne zu schmieden, in Bremen 
ging der alte Schlendrian weiter, sehr zum U nw illen  des energischen und 
einsichtigen Senators Horn. „Es ist h ier je tz t ein w underbarer Geist, lieber 
S., der sich nicht beschwören läßt. M an kann w eder rüde- noch vorwärts, 
m an berät sich genug, aber das Resultat ist gewöhnlich: M an könne noch 
kein Resultat ziehen.“ Brief vom Okt. 1806 an Smidt, StA  Bremen, Smidt­
archiv C. IV. b. 2 .

140 D er lübeckischen Gesandtschaft hatte N apoleon im N ovem ber klipp und klar 
gesagt, was er wolle und was die H ansestädte erw arte: „. . . W ider die 
E ngländer nehme ich mein System, denn zum System muß es einmal kom­
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Über die Kontinentalsperre und ihre Folgen ist erschöpfend ge­
schrieben w orden141; es genügt an dieser Stelle festzustellen, daß die 
Handelsverbindungen auf Jahre abgerissen waren, viele angesehene und 
kapitalkräftige Firmen ihre Zahlungen einstellen mußten, die Zucker­
raffinerien in Hamburg und Bremen bis zur Bedeutungslosigkeit zurück­
gingen, ehemalige M ärkte auch nach 1814 nicht mehr zurückgewonnen 
werden konnten.

Bevor wir untersuchen wollen, welchen Anteil Rußland an der Be­
freiung der Hansestädte genommen hat und wie sich die politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen zu Rußland nach 1813/4 gestaltet haben, 
müssen wir fragen, was denn der Petersburger Hof in jenen Jahren 
nach 1806 für die Hansestädte getan hat. Die Antwort ist kurz. Ruß­
land gab, was es auch zuvor gegeben hatte: freundliche Unverbindlich­
keiten. Am Ende resignierte auch Wiggers, der so lange und so treu 
und so gutgläubig die russischen Versicherungen übermittelt hatte. Am 
20. April 1806 schrieb er: „Man politisiert von einem Tag zum ändern, 
gibt auf, was man nicht behalten darf, nimmt einstweilen vorlieb mit 
dem, was in den W urf kommt, und gewinnt auf diese Weise wenig­
stens . . . das Ende der Woche. Freilich kann man sich bei dieser A rt 
zu manövrieren heute ganz außerhalb seiner gestrigen M aßregeln finden. 
Aber das ist schon einmal der Menschheit Los; denn wer wird denn zu 
einer Zeit, da sich auf nichts rechnen läßt, auf ein sicheres Resultat zu 
arbeiten“ 142.

5. D ie  R u s s e n  a l s  B e f r e i e r  d e r  H a n s e s t ä d t e

In den Hansestädten wurde in den ersten Jahrzehnten des 19. Jah r­
hunderts oft die Meinung vertreten, man verdanke die 1813/4 wieder­
gewonnene Eigenstaatlichkeit vor allem den Russen. Noch 1870 sah der 
hamburgische Bürgermeister Petersen in Rußland eine Schutzmacht, mit

m en . . .“ „Ich bin in Berlin, ich bin in W arschau . . .  ich bin in Lübeck, 
H am burg, Bremen, Am sterdam , wo ich bin, da bleibe ich. Je  ne quitte rien 
jusqu’ä ce que les A nglais soient arranges. Gegen Österreich bin ich voriges 
J a h r  zu generös gewesen, et en fa it de politique la generosite est une betise. 
Ich erkläre alle H äfen des K ontinents für blockiert. Contre le diable, vous savez 
bien (lächelnd) il fau t le diable. Et je  ferais un peu le diable. Ich will des 
Bösen je tz t recht viel tun, dam it es kurz w erde.“ A uf den m ehrm aligen E in­
w and, daß die S tädte dabei zugrunde gehen w ürden und daß er ihnen 
U nabhängigkeit und N eu tra litä t zugesichert habe, erw iderte der K aiser nur: 
„Das ist Politik, darüber kann ich . . . nichts versprechen et tout ce que vous 
pourrez me dire lä contre c’est en vain .“

141 Die wichtigsten W erke: W . Vogel, Die H ansestädte und die K ontinental­
sperre, 1925: H. H itzigrath , Ham burg und die K ontinentalsperre, 1900; 
K. H. Schwebel, Bremen unter französischer H errschaft 1810— 1813, 1949; 
P. E. Schramm, K aufleute w ährend Besatzung, K rieg und  Belagerung. Der 
H am burger H andel in der Franzosenzeit, in: T rad ition  IV  (1959), 1—2 2 , 
88— 115.

142 StA Lübeck.



86 Christoph Friedrich Menke

der man es nicht verderben d ü rfe143. Seit 1813 besangen die Hanseaten 
in zahllosen Reden, Zeitungsartikeln, Broschüren und Büchern die unver­
geßlichen Tage der Befreiung vom französischen Joch, und sie priesen 
die Verdienste ihrer Politiker so sehr, daß sie in eine bedenkliche Nähe 
zum Heldenkult gerieten; doch vergaßen sie dabei nie, daß Tettenborn 
mit seinen Kosaken es war, der Hamburg und Bremen befreit hatte.

Die in russischen Diensten, aber unter dem Oberbefehl des schwe­
dischen Kronprinzen stehenden Obersten Benekendorf und Tettenborn144 
besetzten am 18. März Hamburg, am 21. März Lübeck und am 6. (8.) No­
vember 1813 Bremen. Sie wurden dankbar und froh als Befreier emp­
fangen145, veranlaßten die Auflösung der von den Franzosen eingerich­
teten M unizipalräte und die W iederherstellung der alten Verfassungen 
teils im Namen ihres Souveräns, teils im Namen Bernadottes. und in 
einigen Proklamationen war nur die Rede von den „siegreichen W affen“, 
dank derer sie den Senat wieder in seine Rechte einsetzten146. Sie waren 
jedoch weder zu dem einen noch zu dem anderen ermächtigt147. Wie 
zweifelhaft es auch zunächst ist, wer die Hansestädte wiederhergestellt 
hat — auch Alexander I. und Bernadotte waren dazu nicht berechtigt —, 
so sind doch zwei Tatsachen nicht aus der W elt zu schaffen. Benekendorfs 
und Tettenborns Truppen haben die Franzosen vertrieben und die Städte

143 „W ie viele seiner dam aligen Kollegen glaubte auch Petersen, daß H am burg 
an der russischen Regierung eine besondere G önnerin  besitze. R ußland (mit 
dem „w ir“ uns immer gut gestanden haben) und E ngland  w ürden nicht 
dulden, daß Preußen uns schluckte, lautete ein aus dem Jah re  1866 stam ­
mendes Schlagwort . . .“ J. von Eckardt, Lebenserinnerungen, I, 1910, 2 2 1 .

144 Z ur Person von T ettenborn: P. Poel, in: ZV H G  IV  (1858), 1 ff. Häusser, 
Bd. IV, 74 ff.; J . Sm idt an seine Frau am 13. A pril 1814, in: Der 
große Bürgerm eister. E in Gedenkbuch für J. S., o. Hrsg. 1957, 55; B. G. Nie- 
buhr, Geschichte des Z eitalters der Revolution, II, 1845, 321.

143 Zeugnisse in lübeckischen, hamburgischen und bremischen Jubiläum sschriften 
von 1838 und 1863; ferner bei Häusser, IV, 77; J . G. Duntze, Bremische 
Geschichte, IV, 1851, 821 ff. u. a. T ettenborn selbst teilte seinen Eindruck 
einem U nbekannten so mit: J ’ai re$n ä Hambourg des acclamations qui 
surpassent tonte Imagination. Les vives Alexandre n o n t pas fini depuis 
10 heures du matin jusquä  minuit. G. H . Pertz, Leben des M inisters F rei­
herrn  vom Stein, III, 1851, 659.

146 P roklam ation Tettenborns in Bremen: „A uf Befehl Seiner M ajestät des 
Kaisers aller Reußen, meines H errn , und Seiner königlichen H oheit des 
K ronprinzen von Schweden“ w erden franz. Behörden aufgelöst, Verfassung 
und Selbständigkeit w ieder hergestellt usw. Neue Brem er Zeitung vom
7. Nov. 1813. Das Schreiben an den Senat lautete: „D a durch die siegreichen 
W affen der hohen verbündeten Mächte das nördliche Deutschland . . . 
befreit und die freie H ansestadt w ieder in ihre V erhältnisse eingetreten und 
deren V erfassung w iederhergestellt ist, so fordere ich den in seine Rechte 
w iederum  eingesetzten Senat sowie die . . . Bürgerschaft a u f“ . . . m itzu­
helfen. StA Bremen.

147 „Es scheint m ir notwendig, daß diese Bekanntmachung (von T.) von Seiten 
des obersten V erw altungs-D epartem ents bestätig t werde, da Tettenborn dazu 
nicht autorisiert w ar . . .“ Stein am 3. Dez. 1813 an Hum boldt. E. Botzen- 
hart, F reiherr vom Stein, Briefwechsel, Denkschriften und Aufzeichnungen,
8 Bde. 1931 — 1942, hrsg. v. E. B., IV, 438. Vgl. auch W . von Bippen, 
Johann  Smidt, 1923, 123.
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besetzt. Die „Befreiung“ kam einer „Besetzung“ gleich. Die Schlüssel 
der Stadt Hamburg sandte Tettenborn nach St. Petersburg, die hanse­
atische Legion, deren Offiziere das russische Feldzeichen trugen und 
sich z. T. als russische Offiziere fühlten, mußte auf A lexander I. schwö­
re n 148. Von einer „Befreiung“ zu reden, ist auch deshalb m ißverständ­
lich, weil die Städte schließlich, wenn auch gezwungen, einige Jahre 
villes imperiales frangaises gewesen waren. Hanseaten hatten sich als 
Munizipalräte betätigt, Hanseaten hatten Sitz und Stimme im fran­
zösischen Parlam ent besessen; doch von wenigen wurden diese Politiker, 
zu denen so intelligente und aufrechte Menschen wie Gröning oder 
W. Olbers zählten, der Kollaboration bezichtigt. Es bleibt aber eine 
Tatsache, daß die Senate und die Bürgerschaften sich ihre Selbständig­
keit von den Russen und Schweden schenken ließen und bei Jubiläums­
feiern die „Befreiung“ mit dem Einzug der Kosaken gleichsetzten.

W ie ungeklärt und mehrdeutig die Stellung der Hansestädte auch 
war, sollten die folgenden Monate erweisen. Von Mai bis zum November 
1813 befanden sich alle drei Städte wieder in französischer Hand; sie 
gehörten somit tatsächlich, nicht nur dem Anspruch nach, zum französi­
schen Empire. Das ist immerhin eine bedenkenswerte Tatsache. Auf jeden 
Fall war durch die französische Rückeroberung von Tettenborns Streifzug 
nichts geblieben als eine in den Augen Napoleons unrechtmäßige und in 
den Augen der hohen Verbündeten rechtmäßige, jedoch keinesfalls ge­
sicherte, d. h. von allen unmißverständlich bestätigte, Selbsteinsetzung 
der Senate von Hamburg und Lübeck 149.

Auf die frohen Tage der ersten Befreiung Hamburgs folgten schwere 
Zeiten. Schwierigkeiten, Mißverständnisse und Feindseligkeiten ließen 
nicht lange auf sich warten. Tettenborn, dem an einer raschen Ver­
stärkung seiner unzureichenden Kräfte gelegen war, drängte ungeduldig; 
allein der Hamburger Senat verfuhr „diplomatisch“, will sagen langsam. 
Auch die Begeisterung der „Patrioten“ (F. Perthes, Mettlerkamp, L. von 
Hess, K. Sieveking u. a.), die die hanseatische Legion und später mit 
Lübeckern und Bremern das hanseatische Direktorium gründeten, ver­
mochte weder den Ärger des Obersten noch den Fall Hamburgs am 
30. Mai und die nun folgende Schreckenszeit zu verhindern 15°. In Hamburg

148 Häusser, IV, 79; W allm oden am 27. Dez. 1813 an Syndicus C urtius (StA 
Bremen, B. 5. a. 7).

149 Bei der Besetzung Bremens im Nov. 1813 hatte  man aus den Erfahrungen 
in H am burg und Lübeck soviel gelernt, daß m an nicht einfach den alten 
Zustand w iederherstellte, sondern eine „Kommission fü r die R egierungs­
und Finanzangelegenheiten“ aus 8 Senats- und 27 Bürgerschaftsm itgliedern 
errichtete, das französische Gerichtswesen bestehen ließ und so m it beiden 
M aßnahm en das Provisorische dieser Ü bergangszeit hervorhob. Ähnlich 
verfuhr man in Lübeck bei der zweiten Befreiung.

150 H am burg wurde erst am 28. A pril 1814, also vier Wochen nach dem Fall 
von Paris, Lübeck schon im Dezember 1813 endgültig  befreit. F ü r H am burg 
vgl. P. E. Schramm in: T rad ition  IV (1959), 90 und 103.
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herrschte schon im April Mißstimmung über die Einquartierung, das 
schlechte Benehmen der Kosaken und die Unfähigkeit Tettenborns, wirk­
same Verteidigungsmaßnahmen zu ergreifen. Tettenborn schob die Schuld 
an der Uneinigkeit sowie der nachlassenden Begeisterung den Ham­
burgern zu. Vor allem wurmte ihn, daß einige Bürger weniger ihm als 
vielmehr dem dänischen Geschäftsträger Johann Georg Rist vertrauten, 
der einiges von den dänisch-russischen Plänen hatte durchblicken lassen, 
die außer den genannten Gründen das Nachlassen der Begeisterung für 
die Russen durchaus verständlich machen.

H inter diesem Gerücht verbarg sich die dänische Mission des Fürsten 
Dolgorukij, den Alexander I. im März 1813 nach Kopenhagen gesandt 
hatte, um Dänemark die Hansestädte und Holland als Pfand für eine 
spätere Besitznahme Norwegens gegen seinen Beitritt zur Koalition 
anzubieten. Bis zum Friedensschluß sollten die Hansestädte den Russen 
zur Verfügung stehen und danach, falls der Norwegenplan nicht glückte, 
Dänemark einverleibt werden. Die Verhandlungen über diese Austausch­
pläne hatte Dänemark schon bald nach dem Moskauer Brand mit den 
Gegnern Napoleons aufgenommen. Bernadotte erfuhr von diesen Plänen 
und veranlaßte die Abberufung Dolgorukijs, der von seiner Regierung 
desavouiert w urde151. Gleichzeitig boten die Dänen in London ihren 
Beitritt zur Koalition an, erlitten dort aber eine Abfuhr. Schweden war 
schließlich geneigt, die dänischen Ansprüche zu unterstützen, sofern ihm 
Norwegen zugesprochen würde.

Die Vorgeschichte dieser Verhandlungen hatte bereits 1809 begonnen. 
In diesem Jahr hatte Rußland von Finnland Besitz ergriffen, und als 
Ersatz dafür hatte Schweden einige Jahre später das bis dahin mit Däne­
mark in Personalunion verbundene Norwegen verlangt. Rußland und 
Schweden schlossen darauf in St. Petersburg (5. April 1812), W ilna 
(3. Juni) und örebro (Juli 1813) Verträge, in denen sich Schweden ver­
pflichtete, gegen den Preis der Abtretung Norwegens Truppen gegen 
Napoleon zu stellen und seinerseits den Russen die Weichsellinie zu 
garantieren. Die Russen spielten ein undurchsichtiges Doppelspiel: Man 
versprach den Schweden das, was man auch den Dänen offerierte, und 
achtete dabei wenig auf die berechtigten Ansprüche derer, die man so­
eben mit Pathos befreit hatte und nun dem Meistbietenden fe ilh ie lt152.

151 Stein dem entierte diese Pläne gegenüber der lübedcischen Delegation, die ihn 
am 16. M ärz 1813 in Dresden sprach. In  einer Denkschrift vom 21. Nov. 1813 
schrieb er: „Ich w ürde die schwedischen Projekte, an D änem ark Ham burg 
und Lübeck zu geben, sinistres nennen, erschiene es nicht lächerlich, daß zwei 
kleine Völkleins auf Kosten D eutsdilands ihre K atzbalgereien zu schlichten 
fü r gut finden.“ Botzenhart, Briefe Steins, IV, 470. Zu diesem ganzen Vor­
gang vgl. Häusser, IV, 97 ff.; P. Poel, H am burgs U ntergang, in: ZV H G  IV 
(1858), 1 ff., der auch eine Denkschrift von Rist zu diesem Problem  enthält; 
T orvald  H öjer, B ernadotte und die H ansestädte, in: H G bll. 73 (1955) 146— 
157.

152 V g ]  hierzu auch die P läne Pauls I. von 1800/1801.
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Die Freunde — der Freiherr vom Stein und David von Alopäus — 
blieben. Alopäus, im März 1813 zum russischen Gesandten in Berlin 
ernannt, trat in einem Gutachten für A lexander I. nachdrücklich für die 
Ffansestädte ein, da sie nützlich sein könnten als etapes aax produits 
m sses153. W enn Stein ein geeintes und mächtiges Deutsches Reich mit 
freien Reichsstädten forderte, so wollten Alopäus und andere russische 
Politiker die Hansestädte sowie die deutschen Ostseehäfen wiederher­
stellen, weil es den Russen dienlich und jede Machtzersplitterung in 
Deutschland ihnen lieb w a r154.

Wie weit das schwedisch-russische Einvernehmen ging, zeigt das Ver­
halten Bernadottes nach der Eroberung Lübecks. Er riet dem Syndicus 
Curtius dringend: „W ir sollten uns mit dem sogenannten Verwaltungsrat 
nicht einlassen, sondern im Falle . . . eines Ansinnens erwidern, daß wir 
nicht in die Kategorie der eroberten Provinzen gehörten“ 155. Im gleichen 
Sinne sprach sich der englische Diplomat Thornton aus, der noch hinzu­
fügte, daß England den Verwaltungsrat nicht anerkenne 156.

Schweden arbeitete mit England zusammen, das die Dänen durch die 
brüske Ablehnung ihres Bündnisangebots vor den Kopf stieß und die 
schwedischen Norwegenpläne unterstützte. Beiden Mächten lag daran, 
die Verfügungsgewalt über die Hansestädte zu behalten, dam it diese 
nicht in die Abhängigkeit von Preußen und Rußland gerieten; denn 
etwas anderes als ein Machtinstrument in den Händen der beiden Ost- 
mächte sah man nicht in dem Zentralen Verwaltungsrat.

Der Verwaltungsrat ähnelte in der T at einer Besatzungsbehörde, die 
gleicherweise von den eroberten oder befreiten Gebieten Kriegsleistungen 
einzutreiben und die Kriegsbegeisterung gegen Napoleon zu entfachen 
hatte. Er war am 4. April 1813 eingesetzt worden. Mit Nesselrode, H ar­
denberg und Scharnhorst hatte Stein ihn am 19. März in Breslau als eine 
Behörde mit unumschränkter Vollmacht geplant. Er sollte dazu dienen, 
die finanziellen, wirtschaftlichen, militärischen und politischen Kräfte in 
Deutschland zu koordinieren und widerstrebende Fürsten zu zwingen, 
Hilfsquellen für eine allgemeine Befreiung nutzbar zu machen. W eiter­
hin fiel dem Verwaltungsrat die allgemeine Finanzverwaltung, Bewaff­
nung und der Abschluß von Verträgen zu. Das war der Plan, doch wurde 
er nach der Konvention vom 4. April nicht mehr als eine unabhängig

153 M artens, Recueil des T raites et Conventions, V III, Nr. 259, 97 ff.
154 Ü ber A lopäus und seine G esinnungsfreunde, denen nach Ansicht des H eraus­

gebers der „T raites“ A lexander weniger als Stein sein O hr schenkte, schrieb 
dieser: II leur semblait preferable d'avoir comme voisin une Allemagne 
desunie et disperate qu’une Allemagne puissante et affranchie du joug de 
toute influence etrangere.

155 Brief vom 15. Dez. 1813 an  Syndicus G röning in Bremen. StA  Bremen,
B. 5. a. 7.

150 Daselbst. T hornton fügte noch hinzu, man erkenne den V erw altungsrat nicht 
an, „wenn auch früher davon und von einer M itw irkung die Rede gew esen“ 
sei.



leitende Behörde eingesetzt, sondern von vornherein in seinen Befug­
nissen beschnitten157.

Die besetzten Gebiete wurden in fünf Bezirke aufgeteilt158. Die Ein­
künfte sollten zu gleichen Teilen an Rußland und Preußen fallen, wäh­
rend die übrigen Alliierten nur gemäß ihrer Truppenstärke teilhaben 
sollten.

Die Behörde mit ihren vorübergehenden, ihrer Tendenz nach aber 
möglicherweise dauernden Vollmachten stieß nicht nur auf den W ider­
stand der Fürsten, sondern auch der schwedischen und englischen Re­
gierungen. Die Rheinbundfürsten verspürten angesichts der weitver­
breiteten antifranzösischen Stimmung und des Rigorismus des vom Stein 
wenig Lust, sich selbst aufzugeben. Der Herzog von Mecklenburg-Schwerin 
versteckte sich hinter seinem Verwandten, dem russischen Zaren, um auf 
diese Weise eine Erleichterung der Steinschen Forderungen — Militär, 
Geld, Verpflegung sowie die Zolleinnahmen von Rostock und Wismar 
für die Dauer des Krieges — zu erreichen.

In den Hansestädten kam zu den schon erwähnten Schwierigkeiten 
noch hinzu, daß sich Tettenborn und Maxim von Alopäus, dem der 
nordöstliche Bezirk unterstand, nicht vertrugen. Alopäus beschwerte sich 
gegenüber Stein, daß der Oberst eigenmächtig vorgehe und in finanziel­
len Dingen ungenau se i159, während dieser Stein aufklärte, „was für ein 
habsüchtiger, hämischer und durchaus unverständlicher Mensch4- Alopäus 
sei 16°.

Die Hansestädte wurden umworben, weil man sich der Häfen und 
einer möglichst großen finanziellen Hilfe versichern wollte. Deshalb bat 
man noch vor der Einsetzung des Verwaltungsrats die Vertreter der 
Hansestädte ins Hauptquartier. Am 10. April brachen deshalb die Sena­
toren Overbeck161 und Coht von Lübeck auf und verhandelten am 
16./17. April mit Stein in Dresden. Dieser beruhigte die Lübecker über
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157 Lit. über den V erw altungsrat: M. Lehm ann, D er U rsprung  des deutschen Ver­
w altungsrates von 1813, in: H Z  59 (1888); P. W etzei, D ie Genesis des zen­
tralen  V erw altungsrates, Diss. phil. G reifsw ald, 1913.

158 Nämlich: Königreich Sachsen mit den H erzogtüm ern Sachsen; Königreich 
W estfalen; H erzogtüm er Berg und W estfalen, N assau usw.; Lippe u. Ost­
friesland (inkl. Bremen) und das M ündungsgebiet der Elbe u. Mecklenburg 
(inkl. Lübeck und Hamburg).

159 B otzenhart, Briefe Steins, IV, 364. Brief v. 26. Jun i 1813.
180 Daselbst, IV, 389, Brief v. 5. Aug. 1813. A uf die A nw ürfe von Alopäus 

eingehend, schrieb Tettenborn: „W as Ew. Excellence von meinen Um­
gebungen sagen, so muß ich bemerken, daß in einem so großen M oment wie 
dem der Befreiung Deutschlands . . . die Soldatentugenden vor allem gelten 
und gar keine Zeit, moralische Gebrechen zu beobachten und  zu untersuchen; 
wer vor dem Feinde was taugt, gehört nicht unter die U nbrauchbaren. Im 
Kriege gleicht sich manches aus, was in Zeiten der Ruhe unerträglich 
erscheint . . .“

161 Ch. A. Overbeck (1755—21) w ar schon 1804 in St. Petersburg  gewesen, ab 
1806 hatte  er als lübeckischer V ertreter in Paris am tiert. E r wurde 1814 
Bürgerm eister.
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die dänischen Pläne und versprach, alles zu tun, um die Selbständigkeit 
der Hansestädte wiederherzustellen162. Da aber Rußland für die Be­
freiung Deutschlands Opfer bringe, sei es auch angemessen, wenn das 
befreite Deutschland Waffen, Soldaten und Gelder stelle. Die Hanse­
städte seien zwar arm; doch müsse ein mäßiger Zoll auf alle nichtrussi­
schen Güter als Kriegszoll verwandt werden.

Dem Verwaltungsrat entsprach auf seiten der Städte das am 
15. August 1813 geschaffene „Hanseatische Direktorium“, das vom Herzog 
von Mecklenburg-Schwerin, Bernadotte, General von W allmoden (für 
Österreich), H. von Struve und M. Alopäus (für Rußland) anerkannt 
w urde163. Das Direktorium wollte — zunächst als eine provisorische 
Behörde geplant — im Namen der Städte mit den Verbündeten ver­
handeln und den hanseatischen Bund wiederherstellen, wobei jede Stadt 
selbständig bleiben, sich andererseits aber in den zukünftigen deutschen 
Staatenbund eingliedern sollte.

Mitglieder des Direktoriums, nämlich die Senatoren J. Smidt und 
Dr. Gildemeister (Bremen) sowie die Hamburger F. Perthes und K. Sieve­
king, reisten Ende November 1813 ins Hauptquartier der Verbündeten. 
In Bremen wollte man sich darüber Klarheit verschaffen, ob man als eine 
befreite oder eroberte Stadt betrachtet werde. Nachdem Tettenborn näm ­
lich Bremen zum zweiten Mal (8. November) besetzt und die Hanseatische 
Legion verstärkt hatte, schrieb er an Stein, Bremen habe wenig gelitten, 
und so „könnten Ew. Excellenz die hier vorhandenen K räfte vielleicht 
unmittelbar in Anspruch nehmen und benutzen“ 164. Am 24. November 
wurde der preußische Konsul C. F. D elius165 zum Agenten des Zentralen 
Verwaltungsrats für Bremen und später auch für Lübeck ernannt. In 
dieser Eigenschaft verhandelte er mit dem Senat über die bremischen 
Kriegsleistungen. Überdies hatte er den Auftrag, „den Zoll zu Elsfleth 
sogleich wieder einzuführen und durch eingeborene Beamte erheben zu 
lassen“ 16ß. Der Elsflether Zoll, der nach den Abmachungen von 1803 nur 
noch 10 Jahre gelten sollte, war aber ein Punkt, auf den die Bremer 
nervös reagierten, und Delius führte überdies den Zoll nicht an die Ver­
bündeten ab, sondern sandte ihn direkt zum Herzog von Oldenburg und 
erleichterte es diesem mit Hilfe seines mächtigen Verwandten in St.

162 Stein w ar den H ansestädten aufrichtig wohlgesonnen, sah er in ihnen doch 
M erkm ale m ittelalterlicher Städtefreiheit, aber für die H ansestäd te  zu wirken 
und zu entscheiden, vermochte Stein bekanntlich nicht.

183 M itglieder des Hanseatischen Direktorium s w aren u. a. Synd. Curtius 
(Lübeck), Syndicus Gries, F. Perthes, K. Sieveking (H am burg), J . Smidt 
(Bremen).

164 Brief v. 8. Nov. 1813. Botzenhart, Briefe Steins, IV, 459/60.
165 C. Friedrich Delius (geb. 1770 in Dissen, gest. 1823 in Bremen) zäh lte  zu den 

führenden bremischen Überseekaufleuten (Fa. F. & E. Delius). E r hatte  schon 
am 5. Nov. Stein seine D ienste angeboten. Vgl. u a. NDB, Bd. III .

166 v. Bippen, 119.
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Petersburg, den Zoll auch dann noch zu erheben, als der Krieg schon 
beendet und der Verwaltungsrat aufgelöst war.

Als Johann Smidt am 13. Dezember 1813 in Frankfurt sein entschei­
dendes Gespräch mit dem Freiherrn vom Stein führte, sagte ihm dieser: 
„Seien Sie unbesorgt, ich weiß, was der Hansestädte halber beschlossen 
ist; ich bin dabei gewesen und deshalb, glaubte ich, können Sie ruhig 
sein“ 167. M an ist dieser Bemerkung nie recht nachgegangen, hat vielmehr 
immer auf Steins bekannte Vorliebe für die freien Reichsstädte hingewie­
sen. Von dieser Zuneigung zeugen die Bemerkungen, die er in einem 
Aufsatz über die französische Geschichte machte, davon zeugte seine 
Städteordnung von 1808 oder seine Nassauer Denkschrift von 1807 168. 
Als politischer Berater Alexanders I. war er 1812/13 wieder zu einer 
Schlüsselfigur geworden, jedoch wurde er — wie es die Geschichte des 
Verwaltungsrats deutlich macht — von Metternich, Nesselrode oder 
Hardenberg an die W and gespielt. Stein „war dabei gewesen“, aber als 
Zuschauer, bestenfalls als Berater und keineswegs entscheidend. Die 
Frage ist: Auf welche Verhandlungen bezog sich Stein, als er die 
Hanseaten beruhigte?

Das preußisch-russische Bündnis von Kalisch und Breslau (27. Februar 
1813) sah nur vor, daß Preußen seine ehemaligen Gebiete mit Ausnahme 
der alten hannoverschen Besitzungen wieder erlange. Auch die Konven­
tion von Reichenbach (14. Juni), die Preußen mit England schloß und 
der kurz darauf auch Rußland und Schweden beitraten, sagt nichts über 
die Hansestädte aus. Metternich aber machte zur Bedingung des öster­
reichischen Beitritts, daß erst Napoleon es ablehnen müsse, das Herzog­
tum Warschau aufzulösen, Nordwestdeutschland zu räumen und die 
Illyrischen Provinzen an Österreich zurückzugeben. Die letzte Forderung 
von Metternich lautete: „Wiederherstellung von Unabhängigkeit und 
Gebiet Bremens, Hamburgs und Lübecks, mindestens aber der letzte­
ren“ 1C9. Preußen, England, Schweden und Rußland machten sich die 
österreichischen Bedingungen zu eigen und bestätigten sie nochmals am 
9. September in T ep litz170.

Napoleon lehnte die Friedensbedingungen ab, und im Verlauf der 
nächsten Monate wurden die Forderungen der Verbündeten mit Waffen­
gewalt erreicht. Es blieb bei der Anerkennung der Selbständigkeit der 
Hansestädte. Nach den Verträgen, die Österreich namens der verbünde­
ten Mächte mit Bayern und anderen Rheinbundstaaten im Oktober-

187 v. Bippen, 123.
168 Vgl. Botzenhart, Briefe Steins, III, 544; ferner die Denkschrift Steins für 

A lexander I. vom 17. Sept. 1812 =  B otzenhart, IV, 92—94. Vgl. auch
G. R itter, Stein, eine politische Biographie, 3. A. 1958, 466, und F. Schnabel, 
D er F reiherr vom Stein und der deutsche Staat, 1931, 138.

169 M artens, Nouveau Recueil des T raites . . . III , 267, und  I, 571. Vgl. ferner
H. v. Srbik, M etternich, I, 1957, 158, und H äusser IV, 226.

170 N ur R ußland, Preußen und Österreich. Am 3. Okt. B eitritt Englands.
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November 1813 geschlossen hatte, wäre eine andere Regelung auch den 
Interessen Englands und Österreichs zuwidergelaufen. Schwierigkeiten 
mußte man sich von Preußen vergegenwärtigen, dessen sächsische A n­
nexionspläne die Hansestädte mit Besorgnis erfü llten171. Noch mehr war 
Dänemark zu fürchten, während das Doppelspiel der russischen Regierung 
im Dunkeln blieb.

Das in Reichenbach beschlossene Kriegsziel wurde auf dem W iener 
Kongreß in einer für die Hansestädte günstigen Weise erreicht. Sie w ur­
den als freie Städte und gleichberechtigte Glieder des Deutschen Bundes 
anerkannt. Es ist das Verdienst von Johann Smidt und seiner ham­
burgischen und lübeckischen Freunde gewesen, rechtzeitig und energisch 
die zunächst nur unverbindlich gegebenen Versprechungen der Groß­
mächte in unzweideutige schriftliche Garantien umgewandelt zu haben, 
mit denen man alle Pläne, die die Eigenstaatlichkeit der Hansestädte 
bedrohten — mochten sie von Kopenhagen, Berlin oder St. Petersburg 
kommen —, wirksam begegnen konnte.

6. W i e d e r b e g i n n  u n d  E n d e  d e r  d i p l o m a t i s c h e n  
V e r t r e t u n g  i n  St.  P e t e r s b u r g

Wiggers, der in den Jahren der französischen Herrschaft über Lage 
und Rettungsmöglichkeiten für Deutschland und die Hansestädte nach­
gedacht, diese Gedanken niedergeschrieben und dem russischen Vize­
kanzler gezeigt hatte, meinte im Mai 1814, es sei ihm — wie anderen 
auch — dabei der Fehler unterlaufen, daß er „dem Wiedererwachen 
deutscher K raft nicht im voraus ihre gebührende Gerechtigkeit habe 
widerfahren lassen“. Und er fährt fort: „Auch sagte ich mir selbst, was 
sich aus der Ordnung der Dinge ergab, daß die W iederherstellung der 
Hansestädte auf keine Weise von dem guten W illen und W irken ihrer 
Agenten abhänge, sondern durchaus Folge höherer, stärker motivierter 
Verfügungen sein würde.“ Er bat zum Schluß des Briefes, ihn von seinen 
Aufgaben zu entbinden172.

Als dieser Brief geschrieben wurde, war die Unabhängigkeit der 
Städte bereits im wesentlichen wiederhergestellt; denn im Dezember 
1813 war der hanseatischen Deputation diese zugesichert worden, auf 
dem W iener Kongreß war sie unbestritten. Es ist aber hier festzustellen, 
daß die verfassungsrechtliche Sonderstellung — eben die Ausnahme vom

171 Stein m einte freilich am 16. Ju li 1814 in einer Bemerkung zum H ardenberg- 
schen E ntw urf der Bundesverfassung: „ad § 10: Die Städte H am burg, Bremen 
und Lübeck w ürden den preußischen Schutz der H annoverschen Influenz 
vorziehen“. H. U hlig, Steins Reichspolitik in den Jah ren  1812— 15, Diss. 
phil. Leipzig, 1938. Stein irrte  hier: Die S tädte w ollten w eder das eine noch 
das andere.

172 StA Lübeck. Die von W iggers erw ähnte Denkschrift ließ sich nicht auffinden.
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monarchischen Prinzip — sie in ein gespanntes Verhältnis zu den Groß­
mächten, insbesondere zu Preußen, bringen konnte und mußte. Blieb bei 
den Großmächten stets ein M ißtrauen gegen die republikanische Ver­
fassung, vor allem die freie Presse, in den Städten bestehen, so dachten 
diese mit Unbehagen an mögliche Annexionswünsche Preußens. Aufs 
höchste beunruhigt aber waren die Senate der freien Städte, als man 
1819 die Karlsbader Beschlüsse, von denen sie offiziell gar nicht benach­
richtigt worden waren, als gegen sich gerichtet betrachten mußten. „Wir 
dürfen uns nicht verhehlen“, schrieb Sieveking am 3. November 1819 an 
Curtius, „daß ungeachtet einer Repräsentation der 17. Stimme in den 
Wiener Konferenzen noch nicht alle Gefahr für die unerhebliche Aus­
nahme verschwunden ist und daß das Wohlwollen der Garanten des 
Wiener Friedens . . . am wenigsten jetzt zu verschmähen ist. In dieser 
Rücksicht tut es mir leid, daß Bremen sich einer allgemeinen Beglaubigung 
des Agenten am russischen Hofe entzieht und dadurch das mit dem 
hanseatischen Gesamtnamen verbundene Vorurteil unserer Einstimmig­
keit zu zerstören droht“ 173. Das war ein wenig durch die hamburgische 
Brille gesehen; daran änderte auch das hanseatische Mäntelchen, mit dem 
man sich drapierte, nichts. W enn Hamburg der Meinung war, der drohen­
den G efahr durch die Errichtung von diplomatischen Vertretungen in 
Wien, Berlin und St. Petersburg am wirksamsten begegnen zu können, so 
hatten die Schwesterstädte ihre eigenen Vorstellungen. Vor den Karls­
bader Beschlüssen dachte Lübeck — in Übereinstimmung mit Bremen — 
daran, die erloschene diplomatische Vertretung durch eine konsularische 
zu ersetzen, wurde dann aber 1817 wieder schwankend, ob nicht doch 
„wegen des politischen Übergewichts der russischen Monarchie und der 
daselbst bestehenden zu vielen Berührungen Anlaß gebenden Polizei- und 
Zollverfügungen“ eine diplomatische Vertretung vorzuziehen se im . Die 
Anfrage von Lübeck, ob die Schwesterstädte geneigt seien, sich daran 
zu beteiligen, wurde von Bremen positiv und von Hamburg mit Schwei­
gen beantwortet. Stattdessen ernannte die finanzkräftige Schwesterstadt 
— ohne vorherige Rücksprache — ihrerseits Minister-Residenten in Wien 
und St. Petersburg175 und forderte dann Lübeck und Bremen auf, sich zu 
beteiligen. Dieses gleichsam ultimative, nicht gerade von hanseatischer

173 StA Lübeck.
174 Die von Lübeck (und Bremen) seit 1816 geplante Besetzung des zu errichten­

den gemeinsamen Generalkonsulats in St. Petersburg scheiterte u. a. daran, 
daß die Firm a des Bewerbers, des in St. Petersburg tätigen lübeckischen 
Kaufm anns Johann Heinrich Platzm ann, Ende 1817 fallierte . Im August 
1818 bewarb sich W ilhelm  A m burger, der seit 1815 m it seinem Bruder T e il­
haber des bedeutenden St. Petersburger Hauses Friedrich W ilh. Amburger 
(1794— 1825 etwa) war: seine Bewerbung kam nicht zustande, weil Ham burg 
eine diplomatische und keine konsularische V ertre tung  wünschte. In Lübeck 
dachte m an ferner an den Inhaber des damals größten  französischen Hauses 
in St. Petersburg, Gebr. Livio, der aber von sich aus ablehnte.

475 M inister-R esident in W ien w urde Rumpff.
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Verbundenheit, die man so gern im Munde füh rte176, zeugende Ver­
halten war schlecht geeignet, an der Trave und Weser freundliche Stim­
mungen aufkommen zu lassen und sich mit der „großhansestädtischen 
M anier4' (Joh. Smidt am 29. September 1819) der Hamburger abzufinden.

Smidt, der sich in Frankfurt aufhielt und damals als der Spiritus 
rector der hanseatischen Angelegenheiten galt, hielt diesen hamburgi­
schen Schritt für bedenklich, zumal unter diesen, das gute Einvernehmen 
unter den Städten belastenden Umständen. Gegen eine eventuelle ge­
meinschaftlich vorgenommene Bestallung von Rumpff als Minister-Resi­
denten in St. Petersburg habe er nichts einzuwenden. „W ir müssen“, 
meinte er am 29. September 1819, „was Deutschland betrifft, unsere ganze 
diplomatische Stärke hier in Frankfurt konzentrieren, solche Außen­
posten bieten nur verletzbare Seiten, ohne viel zu nützen. Ein hanseati­
scher Minister-Resident in W ien bleibt eine untergeordnete Kreatur; der 
hanseatische Gesandte am Bundestage, wo die Luft der Freiheit ver­
fassungsmäßig wehen soll und sehr oft wirklich weht, hat hier einen 
ganz ändern Boden, auf den sich viel fester auftreten läß t“ 177.

Zu diesen grundsätzlichen Bedenken, die in dem Brief wohl ein 
wenig zu alternativ und aus der augenblicklichen Verärgerung über das 
eigenmächtige und eigennützige Vorgehen des Hamburger Senats und 
dessen „großhansestädtische M anier“ zu erklären sind, kamen noch per­
sönliche Gründe: Smidt hielt Karl Sieveking für ungeeignetm . Wenn 
Hamburg das „an den hanseatischen Gesamtnamen verbundene Vor­
urteil unserer Einstimmigkeit“ auf seine Weise interpretierte, so mochte 
es das tun und Sieveking auf eigene Kosten nach St. Petersburg schicken.

Ende November 1819 reiste Sieveking über Berlin, Danzig, Königs­
berg, Memel und Riga in die russische Hauptstadt, wo er am 9. Dezem­

176 H orn (Bremen) an J. Smidt am 31. M ärz 1801. Bei einer N euordnung des 
Reiches w ürden wohl nur die H ansestädte und Frankfurt bleiben. Forderung 
nach einem H ansetag, gemeinsamem Wechselrecht, Handelsgesetzbuch. Nicht 
unwichtig für die Städte: „den N am en H ansestädte fleißig im M unde zu 
füh ren“. StA Bremen, Sm idt-Archiv C. IV. b. 1. (Deposit. Potsdam ).

177 Joh. Sm idt an den bremischen Syndikus H. G röning (aus F rankfurt) am 
29. Sept. 1819. StA Bremen, G. 8. d. 4. 3.

178 Daselbst. „Die Bestallung eines diplomatischen G eschäftsführers in Peters­
burg auch von Seiten der beiden ändern  Städte, ließe sich noch rechtfertigen, 
wenn m an . . . den Rumpff nach Petersburg geschickt hätte, so hätte  sich 
noch von der Seite reden lassen, aber zu Sieveking habe ich seit seiner 
Mission ins H auptquartier und seinem einfältigen Benehmen bei unserer 
dam aligen Differenz m it D änem ark gar kein V ertrauen, obgleich er Rumpff 
an Kenntnissen und Geschicklichkeit übertrifft . . .“ Dieses U rte il h ie lt Smidt 
später nicht m ehr aufrecht, es kam zu einem fast freundschaftlichen V erhält­
nis und einem Jahrzehnte andauernden intensiven Gespräch der führenden 
„H anseaten“. Sieveking rechnete Joh. Smidt m it M etternich und N ikolaus I. 
un ter die bedeutendsten D iplom aten seiner Z eit und sprach von ihm als 
dem „Patriarchen der H ansestäd te“, dem „Selbstbewußtsein der hanseatischen 
Politik  in seiner idealen O b jek tiv itä t“ etc. Vgl. H . Sieveking, K arl Sieve­
king, in: H G bll. 13 (1907), 375.
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ber anlangte. Auf der Reise erreichte ihn noch die lübeckische Beglau­
bigung, während Bremen dem Minister-Residenten nur besondere Auf­
träge m itgab179. Seine Aufgabe war — wenigstens wie es die ihn be­
auftragenden Hamburger verstanden — praktisch schon am 19. Dezember 
gelöst. Von der so glücklich verlaufenen Antrittsaudienz berichtete 
Sieveking, „es forderte S. M. mich auf, nicht nur der Stadt Hamburg, 
sondern den Hansestädten im Allgemeinen die wärmste Teilnahme an 
der Fortdauer ihres Glücks zu bezeugen. Diese Versicherungen sind mir 
nachher durch die G rafen Nesselrode und Capodistrias bestätigt worden 
mit dem Hinzufügen, daß die beste Bürgschaft im eigenen Interesse 
Rußlands läge. W as die von geschäftigen Leuten verbreiteten Gerüchte 
über die politische Existenz der Hansestädte betrifft, so muß die Be­
ruhigung der W iener Berichte . . . ohne Zweifel lange zuvorgekommen 
sein“ 18°. Bei diesem günstigen Bericht wird deutlich, daß in russischen 
Augen das Gemeinsame bei den drei Städten stärker war als die für sie 
kaum wahrnehmbaren Rivalitäten. So schloß die G arantie für eine Stadt 
zugleich auch die für die beiden anderen Städte ein; das war kein W un­
der, da ja  jeweils ein Agent ein V ierteljahrhundert die Hansestädte ver­
treten hatte.

Die positive Aufnahme, die Sieveking fand, und die warme Stim­
mung der russischen Regierung für die Hansestädte war — daran 
kann kein Zweifel bestehen — in dem russischen Interesse an den Städ­
ten und ihrem Handel gegeben. Anders als in W ien oder gar in Berlin 
konnte der russischen Regierung die unerhebliche Ausnahme gleichgültig 
sein; mochte man in St. Petersburg auch dann und wann — freilich im 
steigenden Maße — die allzu freizügige Zensur und liberale Presse 
tadeln, so konnte das zu keinen ernsten Reibereien führen. Die Vor­
teile, die in der freien politischen und wirtschaftlichen Existenz von 
Hamburg, Lübeck und Bremen für den russischen Außenhandel lagen, 
konnten durch die oben erwähnten Nachteile niemals aufgehoben werden.

Sieveking blieb auch nach seiner Ernennung zum hamburgischen 
Syndikus (Mai 1820) bis zum Juni 1821 in der russischen Hauptstadt. 
Zwei Jahre gingen ins Land, bevor Karl Godeffroy seine Nachfolge an- 
treten konnte. Zuvor erörterten die Senate, ob und wie man diesen 
Posten aufzufassen, wie man eine eventuelle Ernennung vorzunehmen 
habe. Im Juni 1822 war man der Meinung, „daß eine und die nämliche 
Person von den sämtlichen Plansestädten gleichzeitig in Petersburg be­
glaubigt werden möge“. Im September desselben Jahres erwog man eine 
hanseatische Konferenz über Gesandtschaftsfragen u. a. Schließlich folgte 
man dem hamburgischen Wunsch einer dreifachen Akkreditierung, wäh­
rend Bremen dagegen hanseatische Relikte zu verteidigen suchte: „Gleich­

179 Brief Sievekings an Curtius in Lübeck vom 19. Nov. 1819; StA  Lübeck. Um 
welche A ufträge es sich gehandelt hat, ist nicht festzustellen.

180 Brief Sievekings nach Lübeck vom 17. Jan . 1820. StA  Lübeck.



zeitigkeit, gleiche Form und Erwähnung in dem Kreditiv, daß man sich 
mit den beiden ändern Städten über die nämliche Person vereinigt 
habe“ 181.

Sehr dringlich schien die Besetzung des Petersburger Postens nicht zu 
sein, denn er blieb — im Gegensatz zu 1786/7 — zwei Jahre verwaist. 
Auch in den folgenden neun Jahren änderte sich daran wenig. Die 
mehrmonatigen Beurlaubungen, während deren niemand die hanse­
atischen Interessen wahrnahm 182, waren so häufig, daß eine Kontinuität 
nicht mehr gegeben war. Als praktischer und billiger hatten sich die 
Konsulate erwiesen, die in Archangel’sk (1802) 183, St. Petersburg 
(1830) 184 schon bestanden und die in M oskau185 sowie allen wichtigen 
Häfen an der Ostsee und am Schwarzen Meer noch eingerichtet werden 
sollten186. In diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert, daß Lübeck 
— im Gegensatz zu Hamburg — Godeffroy zu bewegen suchte, als M ini­
ster-Resident auch Konsulargeschäfte zu übernehmen. Er lehnte das je ­
doch ab, weil seiner Meinung nach die Belange der Senate und der Kauf­
mannschaft nicht von einer Person vertreten werden sollten und könnten; 
überdies wollte er mit den „so häufig vorkommenden Smuggelfällen“ 
nichts zu tun haben187. Godeffroy hatte mit seiner W eigerung durchaus 
recht, wenn auch dagegen einzuwenden ist, daß zum mindesten W ille­
brandt und Wiggers sich konsularisch haben betätigen müssen und es de 
facto auch getan haben; das ließ sich, solange keine Konsulate bestanden, 
nicht vermeiden. Das Ende der diplomatischen und der schon früher 
einsetzende Beginn der konsularischen Vertretungen zeigt, daß mit der 
freundlichen Aufnahme Sievekings am russischen Hofe die Sorgen ge­
bannt waren, die die Hansestädte bedrückten und die Hamburg ver­
anlaßt haben, in St. Petersburg vorstellig zu werden. Neue, mehr w irt­
schaftlich bestimmte Aufgaben traten in den Vordergrund, Aufgaben, 
die sachgemäßer von Konsuln gelöst werden konnten.

Sieveking wie Godeffroy blieben nicht lange in St. Petersburg; ihre 
Vertretung trug mehr den Charakter einer verlängerten Sondergesandt­
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181 Brief Sievekings nach Lübeck vom 20. Okt. 1S22. StA Lübeck.
182 Ranghöhere D iplomaten konnten nicht gebeten werden, die Interessen der 

drei S tädte wahrzunehmen.
183 W ilhelm  B randt; das Konsulat w urde bis 1848 von verschiedenen M itglie­

dern dieser Familie, die aus H am burg stammte, in A rchangel’sk, St. Peters­
burg und London bedeutende Kaufleute stellte und noch heute in London 
blüht, besetzt. Vgl. E. A m burger, Die Familie B randt, 1937.

184 H erm ann E. Schröder, ab 1835 K onstantin Thal.
185 1835 wurde H. G. Zurhoven Konsul. 1867 ernannte der König von Preußen 

im N am en des Norddeutschen Bundes den bisherigen kgl. preuß. Konsul 
Dr. Bojanowski zum Bundeskonsul.

180 Lübecker Konsulate bestanden in Archangel’sk (1851), L ibau (1854), N arva 
(1862), K ronstadt (1834), Moskau (C. E. Nissen, 1833/4), T agan rog  (1864/5), 
Odessa (1844, zugleich fü r H am burg und [?] Bremen) und verschiedenen 
finnischen Städten.

187 Brief Godeffroys an K. Sieveking vom 8. August 1822; StA Ham burg.

7 H Gbl. 81
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schaft. W as beide von W illebrandt und Wiggers unterschied, war ihre 
enge verwandtschaftliche Verbindung zu führenden Hamburger Fami­
lien und die Tatsache, daß die Residentur keine Lebensstellung, sondern 
Durchgangsstation sein sollte und war. Die ihnen erwiesenen Aufmerk­
samkeiten kamen ihnen — wie es angesichts des kurzfristigen, oft monate­
lang unterbrochenen Aufenthalts verständlich ist — in ihrer Eigenschaft 
als Vertreter der Hansestädte zu; wenigstens deutet nichts darauf hin, 
daß sie persönlich besonders auffielen.

Immer wieder tauchte bei der Untersuchung das Problem der hanse­
atischen Gemeinsamkeit auf, und wir wollen diese Frage im Ausklang 
daher ein wenig genauer betrachten.

Lübeck, Hamburg und Bremen war die verfassungsrechtliche Lage 
gemein, da sie nämlich — wie es später hieß — eine unerhebliche Aus­
nahme vom monarchischen Prinzip machten, gemeinsam waren ihnen 
wirtschaftliche Gegebenheiten. Überlegte man jedoch, einen Diplomaten 
„in nomine hanseatico“ zu ernennen, so wurde dam it ein staats- und 
völkerrechtlicher Verbandscharakter vorausgesetzt, den es weder in der 
Hanse des M ittelalters noch in der im 17. Jahrhundert als einer Art 
Resthanse entstandenen Verbindung der drei Städte gegeben hat. Der 
V ertrag nämlich von 1630 konstituierte keinen Verband, keine juristische 
Person, sondern war, wie A. v. Brandt hervorhebt, ein „ad hoc geschlos­
sener Zweckvertrag“, „der auf 10 Jahre begrenzt w ar und nach seiner 
zweiten Laufzeit (1641—50) infolge Nichterneuerung erloschen ist“ 188. 
W enn Lübeck, Hamburg und Bremen bei den Friedensschlüssen von 
Münster und Osnabrück, Nimwegen, Rijswijk, Utrecht, Rastatt und 
W ien gemeinsam oder sich gegenseitig vertretend vorgingen, auch 
stehende Gesandtschaften gemeinsam unterhielten und anderes mehr, so 
konnte das geschehen, weil die Interessen der Städte sich deckten oder 
zur Deckung gebracht werden konnten. Die Interessengemeinschaft der 
drei Städte funktionierte in dem Maße, wie diese Deckung gelang oder 
auch nicht gelang189.

1786/7 wurde noch die Ernennung eines Agenten „in nomine hanse­
atico“ als unnötig und letztlich unwesentlich abgetan, da es ausreichte, 
wenn die befreundeten Städte ihn jede für sich, aber gleichzeitig, er­
nannten und das Beglaubigungsschreiben am russischen Hofe überreichen 
ließen. 1820 jedoch kam es zu langwierigen und grundsätzlichen Ver­
handlungen, ob und wie die Nachfolge Karl Sievekings zu regeln sei. 
W enn sich Bremen 1819 nicht beteiligt hatte, so betonte die Stadt ein 
Jah r danach — angesichts der geglückten Sievekingschen Sendung — die 
Bedeutung einer gemeinsamen hanseatischen Vertretung mit Nachdruck:

188 A. v. B randt, Das Ende der hanseatischen Gem einsam keit, in: HG bll. 74 
(1956), 65—69.

189 Daselbst.
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„Die Vorteile einer beständigen Gesandtschaft bei einer für Deutschland 
und die Hansestädte in vielfacher Weise so bedeutenden Macht . . . 
scheinen dann nur in ihrer vollen Wirksamkeit hervorzutreten, wenn 
diese Gesandtschaft eine gemeinschaftliche hanseatische ist und als solche 
auftritt. Die Hansestädte in ihrer engeren Verschwisterung erscheinen 
zu lassen, die Erinnerung an ihre gemeinsame Bedeutendheit für 
Deutschland (sic!) und für das Ausland dadurch zu wecken“, sei Grund 
genug für ein gemeinsames Vorgehen190. Im Gegensatz zu Bremen und 
Lübeck wandte Hamburg dagegen ein, daß eine gemeinsame Ernennung 
„unter den Verhältnissen der Städte am deutschen Bunde“ höchst bedenk­
lich sei; der historischen Selbstbesinnung wurden verfassungsrechtliche 
Bedenken und — wenn auch unausgesprochen — das hamburgische 
Eigeninteresse entgegengehalten. Nach Meinung des dortigen Senats be­
ruhte — und das zu Recht — die „Souveränität der Städte auf deren 
Eigenschaft als freie Städte, nicht auf ihrer Eigenschaft als Hansestädte, 
welche letztere daher nicht als wesentlich noch konstitutionell im Bunde, 
nicht unbedenklich als Prinzip einer gemeinsamen Akkreditierung beson­
ders bei einem so höchstwichtigen und so sehr auf die Verhältnisse 
Deutschlands influierenden Hofe anzunehmen sein dürfte“ 191. Seit 1786, 
als die Frage der gemeinsamen oder getrennten Akkreditierung zuerst 
auftauchte, hatte man jedoch immer noch nicht gemerkt, daß es gar nicht 
möglich war, eine gemeinsame hanseatische Vertretung zu beglaubigen, 
weil die hierfür notwendige staatsrechtliche Voraussetzung eines irgend­
wie bestehenden und völkerrechtlich anerkannten Bundes nicht gegeben 
war. Mochte Hamburg — im Gegensatz zu seinen mehr hanseatisch ge­
sinnten Schwesterstädten — das „Hanseatische“ als nicht konstituierend, 
als unwesentliches, weil nicht praktikables „principium unitatis“ bewer­
ten, so war doch selbst in der nüchternen Elbstadt das Bewußtsein um 
die Gemeinsamkeiten stark genug, daß sie eine gemeinsame hanseatische 
Vertretung nicht deshalb ablehnte, weil sie unmöglich war, sondern weil 
sie bedenklich schien.

Den Hansestädten fehlte die staatsrechtliche Bindung, wirtschaftliche 
und geographische Gegebenheiten trennten sie, politische und konfes­
sionelle Meinungsverschiedenheiten führten zu Streit oder M ißverständ­
nissen; doch nichts konnte das Bewußtsein der gemeinsamen Geschichte 
und der ihnen oft gemeinsamen Bedrohung aufheben. Es w ar und ist 
letztlich die Überzeugung, daß die schwesterlich verbundenen Hanse­
städte nur in politischer Selbstbestimmung die Aufgaben erfüllen können, 
die ihnen als den Häfen Deutschlands und den M ittlern zwischen Ost 
und W est zugefallen sind. Ihre Beziehungen zu Rußland standen zwi-

190 Schreiben Georg G rönings nach Lübeck vom 6. Dez. 1820; StA Lübeck.
191 Schreiben des hamburgischen Senats nach Lübeck vom 20. Dez. 1820; StA 

Lübeck.
7 *
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sehen 1760 und 1830 in voller Blüte und bereiteten die so überaus be­
deutsamen Beziehungen des Deutschen Reichs zu Rußland mit vor.

7. B i o g r a p h i e n

a) R u s s i s c h e  D i p l o m a t e n  b e i  d e n  H a n s e s t ä d t e n 192

B o e t t i g e r ,  J. F. (1659— 1739), Schwiegervater seines Nachfolgers. 
1709— 1731 am Niedersächsischen Kreis als Resident akkreditiert.

B e s t u z e v - R j u m i n ,  A. P. (1693— 1766), am N. K. 1732— 1740. 
W ar von 1721 — 1731 a. o. Ges. u. 1735— 1740 russ. Gesandter in Kopen­
hagen, 1741 Vizekanzler, Senator u. Generalpostdirektor, 1743 Graf, 
1744 Großkanzler, 1758 gestürzt, 1759 auf eines seiner Güter verbannt, 
1762 zurückberufen, 1764 Feldmarschall. Als Leiter der russ. auswärtigen 
Politik von 1742 bis 1758 vertrat er eine antipreußische Politik. Er 
setzte sich immer für die deutsche Kolonie in St. Petersburg ein. Katha­
rina II. urteilte über ihn: „Graf B.-R. wurde weit mehr gefürchtet als 
geliebt. Er war ränkesüchtig und mißtrauisch, fest und unerschütterlich 
in seinen Ansichten, ziemlich despotisch, ein unversöhnlicher Feind, aber 
ein Freund seiner Freunde, die er nicht aufgab, solange sie ihn nicht auf- 
gaben.“ (Bilbassoff I, 1, 82).

K o r f f , J. A.  v o n ,  a. o. Ges. am N. K. 1740— 1741 und gleichzeitig 
in Kopenhagen.

H e i n s o n ,  J o h a n n  D i e d e r i c h  v o n  (1702— 1785). Sein Vater 
war bis 1711 Pastor in Aurich, dann in Hamburg (St. Petri), seine Mut­
ter war eine Nichte des russ. Feldmarschalls von Münnich. H. stand zu­
nächst in gottorpschen Diensten, kam 1728 nach Stockholm und wurde 
1731 Assessor beim livländischen adeligen Justizkollegium in St. Peters­
burg. In zweiter Ehe war er mit der Tochter des hamburgischen Bürger­
meisters Anderson verheiratet. 1738 wurde er geadelt. Als Resident am 
N. K. war er 1741 — 1748 akkreditiert.

G o l i c y n ,  F ü r s t  A l e k s a n d r  M i c h a j l o v i c ,  a. o. Ges. am 
N. K. 1749— 1754.

S a l t y k o v ,  G r a f  S e r g e j  V a s i l ’e v i c ,  1754— 1760 a. o. Ges. 
am N. K.

M u s i n - P u s k i n ,  A l e k s e j  S e m e n o v i c ,  1760— 1765 a. o. Ges. 
am N. K., kam 1769 als Ges. nach London.

G r o ß ,  F r i e d r i c h  (Fedor Ivan.) v o n  (1723— 1796), Resident am 
N. K. 1767— 1778, 1782 a. o. Ges., 1793 Geh. Rat.

G r i m m  (von Grimmshof), F r i e d r i c h  M e l c h i o r  v o n  (1723— 
1807), lebte bis 1789 in Paris und war dort der Mittelsmann Katha­
rinas II. zu den Enzyklopädisten. Beruflich war er als Sekretär des H er­

192 L it.: Repertorium  der diplomatischen V ertreter a lle r L änder seit dem westfäl. 
Frieden, Bd. II, 1950.
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zogs von Orleans und nach 1789 als Sekretär des Herzogs von Sachsen- 
Gotha tätig. Am N. K. 1796— 1798.

M u r a v i e v ,  v o n ,  Kammerherr u. bevollmächtigter Minister. Ak­
kreditiert beim N. K. 1798— 1801, später war M. im russ. Außenmini­
sterium tätig.

F o r s m a n n ,  v o n ,  Staatsrat, Geschäftsträger beim N. K. 1801 — 
1803.

A l o p ä u s ,  M a x i m  v o n  (1748— 1822), Sohn eines luth. Pastoren 
in Wiborg. A. studierte zunächst Theologie in Äbo und Göttingen 
und wurde dann als Protege Nikita Panins zum Diplomaten ausgebildet. 
Seit 1783 vermittelte er als russischer Ministerresident beim Bischof von 
Lübeck die geheime Korrespondenz des russischen Thronfolgers mit 
Friedrich II. und Friedrich Wilhelm II. von Preußen. Seit 1789 als Son­
dergesandter in Berlin, setzte A. sich mit Erfolg für verbesserte russisch­
preußische Beziehungen ein, die während des Schwedischen Krieges sehr 
abgekühlt waren. 1795 erreichten Besberodko und die Brüder Voroncov 
seine Absetzung, doch wurde der Preußenfreund A. 1796 als Gesandter 
zum Reichstag nach Regensburg geschickt. 1801 wurde er M inisterresi­
dent in Hessen-Kassel, und 1803 bis 1810 war A. außerordentlicher Ge­
sandter beim König von Preußen und Niedersächsischen Kreis. 1813 war 
er eine der wichtigsten Personen im Zentralen Verwaltungsrat, danach 
lebte er als Privatmann in Süddeutschland. Über diesen bedeutsamen 
Diplomaten gibt es noch keine Biographie. Diesem Abriß seines Lebens 
liegen die Artikel in den einschlägigen Lexika, besonders der von Ta- 
tiscev im Russkij Biograficeskij Slovar’ II, zugrunde.

S t r u v e ,  H e i n r i c h  v o n  (1772— 1851), Sohn des russischen M ini­
sters in Regensburg, der aus einer sächsischen Juristenfam ilie stammte 
und im russischen Staatsdienst geadelt worden war. S. wurde 1796 Lega­
tionssekretär Melchior von Grimms, war 1801 — 1805 in Stuttgart, 1809— 
1811 in Kassel als Sekretär des Fürsten Repnin, 1812 in Altona und 1815 
als russischer Geschäftsträger in Hamburg. Dort besorgte er 1816— 1820 
die russischen Konsulatsgeschäfte und wurde 1821 M inisterresident bei 
den Hansestädten und dem Herzog von Oldenburg. 1843 wurde er zum 
bevollmächtigten Minister und außerordentlichen Gesandten ernannt. Im 
gleichen Jahr verlieh ihm der Hamburger Senat die Ehrenbürgerrechte. 
Sein Nachfolger (1850— 1855) war sein Sohn Gustav von Struve.

Die Konsulatsgeschäfte nahmen in der Regel die diplomatischen 
Vertreter wahr, doch ernannte 1778 Rußland den hamburgischen Kauf­
mann Friedrich von S a i n t  P a u l  zum Generalkonsul193. Er blieb bis 
1792, danach war es wieder die Regel, keine besonderen Generalkon­

193 Diese E rnennung erfolgte w ider den W illen  der H ansestädte; zuvor hatten  
sich schon der lübeckische Kaufmann Johann  C hristian Blohme (1771 u. 
1777) sowie der hamburgische Kaufmann Rodde ohne E rfolg  in Petersburg 
um diesen Posten beworben und es an Bestechungsgeldern nicht fehlen lassen.
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sulate zu führen, wenngleich Handelsfragen von konsularischen Vertre­
tungen, die eine Abteilung der diplomatischen Vertretung bildeten, wahr­
genommen wurden. Die wichtigste Erscheinung ist hier ohne Zweifel 
der russische Konsul in Lübeck Karl von S c h l ö z e r  (1780— 1859). Er 
ist der Sohn des Göttinger Historikers und zugleich Vater des Diplomaten 
Curd von Schlözer. 1797 kam er nach Lübeck in die kaufmännische Lehre 
(erst bei Behrens, dann bei seinem Schwager Mattheus Rodde), war seit 
1806 ohne Erfolg selbständiger Kaufmann, wurde 1810 Vizekonsul, 1821 
als Nachfolger des Konsuls von Aderkas Konsul und 1834 Generalkonsul.

b) H a n s e a t i s c h e  D i p l o m a t e n  i n  St .  P e t e r s b u r g

J o h a n n  N i k o l a u s  W i l l e b r a n d t  wurde 1731 als Sohn des 
Rostocker Bürgers und Kaufmanns Tobias W. geboren194, kam 1738 zur 
Schule und 1746 auf die Universität seiner H eim atstadt; ab Ostern 1751 
sehen wir ihn als stud. jur. in G öttingen195, wo er 1752 Mitglied der 
„Teutschen Gesellschaft“ wurde und im Herbst desselben Jahres als lic. 
jur. sein Studium beendet. Er war dann etwa zwei Jahre als junger 
Mann in Lübeck bei seinem Bruder, dem Dr. jur. Johann Peter W., 
tätig; seine späteren Auftraggeber mögen damals wohl auf ihn, für den 
sie sich 1761 so schnell entschieden, aufmerksam geworden sein. Es folg­
ten drei Jahre als Sekretär des Grafen W edell-W edellburg, des däni­
schen Amtmanns von Segeberg und Bramstedt. Die gleiche Stellung 
hatte er auch 1753 beim holländischen Gesandten in Hamburg inne, 
wurde dann aber, „um die große W elt kennen zur lernen“, Erzieher des 
jungen Herrn von Blome, mit dem er von 1759 bis 1761 nach Genf, 
Angers und Paris, von dort über Holland zurück nach Lübeck reiste und 
von dort — wie wir schon sahen — im September 1761 nach St. Peters­
burg, wo er bis 1786 die Interessen der Hansestädte wahrnahm. Über 
sein Leben dort berichtete er u. a. 1771 nach Lübeck198: „Ich richte meine 
Ausgaben nach den Einnahmen ein und bewohne eine kleine hölzerne, 
aus drei Zimmern und einer Küche bestehende W ohnung.“ Aber der 
im W inter gesetzte Ofen verursachte Funkenflug, die mit Papier be­
klebten W ände fingen Feuer und er verlor einen Teil seiner Kleider und 
die Freude am Holzhaus (den Schaden ersetzten ihm Lübeck und Ham­
burg mit je 200 Rubel). Sah es für ihn schon in St. Petersburg so düster 
aus, so wurde seine Lage während seines mehrmonatigen Aufenthaltes 
in Moskau im Jahre 1775 vollends trübe. „Meine W ohnung ist klein, 
jämmerlich und kalt, so daß ich dies mit erstarrten Fingern schreibe, und 
so wie alles zur Nahrung und N otdurft gehörende außerordentlich kost­
bar. Für dieses ganz neu erbaute hölzerne kleine Haus, worinnen 4 Zim­

194 W illebrandt, Einige Anekdoten meines Lebens, zweiseitiges M anuskript im 
Fam ilienarchiv W . im StA Ham burg.

195 M atrikel-N r. 3795, 6. M ai 1751.
198 Brief vom 14. Jun i 1771; StA Lübeck.
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mer und ein kleiner Saal, zahle ich 600 Rubel jährlich, per Kontrakt im 
H albjahr voraus; das ganze Gebäude hat gewiß nicht 400 Rubel ge­
kostet; d i e s  i s t  m o s k o w i t i s c h ,  die Öfen sind im W inter gesetzt, 
ich zittere jedes mal, wenn sie geheizt werden sollen, auch habe ich neben 
jedem Schornstein eine Tonne mit Wasser setzen lassen, Glück, wenn 
dieses nicht zufriert und dann Feuerschaden entsteht. Kein Zimmer ist 
möbliert, alles muß für eigenes Geld angeschafft werden und bei der 
Abreise gibt niemand etwas dafür wieder; denn die Moskowiter wissen, 
daß man solches nicht mit sich führen kann. Mein Gott, was ist das über­
haupt hier für ein Leben! Gott Lob, daß ich mich wohl befinde“ 197. 
W illebrandt führte aber nach den Begriffen seiner Zeit und Umgebung 
ein fast standesgemäßes Leben — er fuhr immerhin zweispännig, und 
zu seiner persönlichen Verfügung standen vier Domestiken 198. 1773 er­
hielt er die Zusage auf die Anwartschaft der Verwalterstelle des von 
Lübeck und Hamburg gemeinsam verwalteten Amtes Bergedorf als einer 
A rt Altersversorgung. 1786 wurde die Stelle frei, und so reiste er über 
Schweden (wo der König ihn in Audienz empfing) in seine W ahlheimat.

Der neue Verwalter des Amtes Bergedorf heiratete 1789 Dorothea 
Rumpf, die Tochter des 1781 verstorbenen hamburgischen Bürgermeisters 
Vincent Rumpf. Sein Schwager Vincent war in Hamburg Ratssekretär 
und mit einer Tochter von Senator Caspar Voght verheiratet. W ille­
brandt trat so in verwandtschaftliche Beziehung zur hamburgischen Ge­
sellschaft. Auch seine Vermögensverhältnisse scheinen sich — sei es 
durch Erbschaft, sei es durch Ersparnisse — später gebessert zu haben; 
denn 1799 kaufte er in Lübeck vom Senator (hernach Bürgermeister) 
Matthäus Rodde ein in der Fischergrube gelegenes Haus für 30 000 Mark. 
Er starb am 5. Dez. 1803 199.

J o h a n n  G e o r g  W i g g e r s  wurde 1749 in Bredstedt (Holstein) 
geboren, studierte ab 1768 in Göttingen Ju ra  200, wandte sich aber bald 
den alten Sprachen zu, die er bei Heyne hörte. Nach seiner Promotion 
ging er nach St. Petersburg. Es mag sein, daß ihn A. L. Schlözer, der 
1769 aus Rußland nach Göttingen zurückgekommen war und Vorlesungen 
über Staatskunde und Geschichte Nord- und Osteuropas hielt, zu diesem 
Schritt veranlaßte, es kann ihm aber auch sein Vetter A lopäus201 den 
W eg an die Neva gewiesen haben. 1776 erschien in Mitau sein erstes 
W erk „Über die Biographie und das Studium der Menschen“ 202. 17 8 2

197 Brief vom 19. Febr. 1775 aus Moskau; StA Lübeck.
198 Vgl. oben 58 ff.
199 Deutsches Geschlechterbuch, Bd. 23, 1913.
200 M atrikel-N r. 8009 vom 3. Okt. 1768; J. G. W iggers, ju r., Hols.
201 M axim von A lopäus (1748— 1822) w ar von 1783— 89 kaiserl. russ. M inister- 

Resident beim Bischof von Lübeck (in Eutin).
202 W eitere  W erke: Die M oral der Klio, ein Versuch über den Einfluß der 

historischen Lektüre in die Besserung der H erzen, F rank fu rt und  Leipzig 
1780; C hristian IV. Eine panegyrische Skizze, Kiel 1782; Vermischte A uf­
sätze, 1784.



104 Christoph Friedrich Menke

bis 1787 sehen wir ihn als a. o. Professor der Philosophie an der Uni­
versität Kiel, „wo er das Lob eines gelehrten und verträglichen Mannes 
genoß“ 203. 1787 trat er die Nachfolge von W illebrandt in St. Petersburg 
an. Bis es dazu kam, mußten freilich etliche Hindernisse überwunden 
werden. Zunächst meldeten sich nach W illebrandts Abberufung eine 
Reihe von Personen, die — von sehr unterschiedlicher Bildung, Eignung 
und Charakterstärke — sich um diese Stellung bewarben; sodann waren 
die Senate von Hamburg und Bremen über geringfügige Ungeschicklich­
keiten des zukünftigen Agenten verstimmt. Da indessen W iggers einen 
mehrjährigen Aufenthalt in St. Petersburg nachweisen und glänzende 
Empfehlungsschreiben von Alopäus 204 und von Groß 205 vorlegen konnte 
und auch Caspar von Saldern ihn gut beurteilte 206, so wurde er den 
übrigen Bewerbern vorgezogen, reiste über Berlin, wo er 14 Tage mit 
einer Danziger Deputation und dem russischen Gesandten Voroncov über 
die Angelegenheiten dieser Stadt verhandelte, in Begleitung von Alo­
päus nach St. Petersburg, wo er am 17. August 1787 anlangte. Ähnlich 
wie bei W illebrandt enthalten seine Briefe zumeist Berichte von offi­
ziellen Staatsereignissen, Bällen und Festen, oder er schreibt auch, daß 
nichts von Belang vorgefallen sei, andernfalls stünde es in den Zeitungen. 
Daneben stößt man dann und wann auf handelspolitische Nachrichten; 
erst in der napoleonischen Zeit mehren sich die aufschlußreichen, ergie­
bigeren W iedergaben von Gesprächen, die er mit auswärtigen oder rus­
sischen Ministern geführt hat, d. h. Gespräche, soweit sie die Hansestädte, 
deren Sorgen und Belange angingen. 1814 bat er um seine Entlassung, 
blieb aber bis zu seinem Tode — am 3. Juni 1820 — in St. Petersburg, 
wo ihn 1819 Karl Sieveking in äußerst dürftigen Umständen antraf 
und die Städte um eine Unterstützung des alten Agenten bat 207. Wovon 
er in jenen fünf Jahren gelebt, was er getrieben hat, bleibt im Dun­
keln 208.

1786/7 bewarben sich vergeblich:
1. Ein gewisser S c h l ü t e r ,  Sohn eines hamburgischen Holzhändlers

(aber nicht zur bekannten hamb. Familie gehörend); für ihn setzte sich

20:1 Lübecker Em pfehlung; StA Lübeck.
204 Vgl. oben 101.
205 Vgl. oben 100.
200 C. von Saldern, der am 31. Okt. 1786 gestorben ist, w ird W iggers wohl als 

Professor in Kiel kennengelernt haben. Vom 27. Okt. 1786 ist der Bericht 
der V isitatoren des Amtes Bergedorf datiert, der die M einungen W illebrandts 
zu den einzelnen Bewerbern verzeichnet. D ort heißt es: „W enn er auch 
Saldern habe versprechen müssen, ihm nicht selber entgegen zu sein, so hoffe 
er doch, Alopäus und G roß noch um zustim m en.“ W illeb rand t hielt es für 
bedenklich, einen geborenen Dänen, der in St. Petersburg als Utcitel (Lehrer) 
bekannt sei, zu ernennen. StA Lübeck.

207 Lübeck zahlte 4000 M ark Ct. StA Lübeck.
208 Ein kurzer A briß seines Lebens im Lexikon der hamburgischen Schriftsteller, 

hrsg. von H. Schröder, 1883, V III, 35.
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Hamburg ein, weil er viel gereist sei und über 110 000 Mark Banco 
Vermögen besitze; aber Lübeck holte ein Gutachten von Friedrich 
von Groß 209 ein, und dieser meinte, daß „der zu dieser Stelle ebenso 
geschickt sei als asinns ad lyram  und sei ein W indbeutel in gradu 
superlativo“.

2. P i e t e r  P o e l  wurde 1760 in Archangelsk geboren, war erst Kauf­
mann, studierte dann und ging 1783 nach St. Petersburg, wo er bis 
1784 im Kollegium für auswärtige Angelegenheiten arbeitete. Später 
betätigte er sich als Schriftsteller. Er wird sich in Hamburg, wo er 
im Herbst 1785 wieder angelangt war, beworben haben. W ille­
brandts bissiger Meinung, P. P. sei ein „homo obscnrus, der zu bequem 
gewesen, sich zu applicieren und daher auch schon seinen Zweck, in 
russischen Diensten angestellt zu werden, verfehlt habe“, steht 
P. P.’s eigene Schilderung210 gegenüber, daß er nämlich seinen Ab­
schied in St. Petersburg genommen habe, um selbständig bleiben zu 
können und nicht von der Protektion der Großen (und was damit 
zusammenhing) abhängig zu sein.

3. D i e t r i c h  W i l h e l m  S o l t a u  (geboren 1745 in Bergedorf und 
1827 in Lüneburg gestorben) war seit 20 Jahren in St. Petersburg 
als Kaufmann tätig, der Sprachen und Leute kannte211. P. Poel spricht 
von einem Soltau als von einem seiner besten Freunde in St. Peters­
burg. Dieser S. war Angestellter des Handelshauses Bacheracht 
Sc M eibohm212 und wurde oft zu den Gesellschaften seiner Handels­
herren eingeladen. 1770—95 war er Mitglied des Englischen Clubs. 
Er war ein humorvoller Mann und voller Einfälle. „Im vertraulichen 
Gespräch zeigte er sich als einen tiefen Denker, der Ernsthaftes ernst­
haft zu behandeln wußte, als einen gründlichen Kenner der eng­
lischen Literatur und der vaterländischen Sprache, die er in ihren 
Quellen, den W erken Luthers und den Überbleibseln der deutschen 
Poesie studiert hatte.“ Nach seiner Rückkehr nach Deutschland über­
setzte er den Don Quixote. W illebrandt scheint ihn nicht geschätzt 
zu haben, lehnte ihn aber vor allem ab, weil ein Kaufmann zu einem 
solchen Amt nicht tauge213.

4. F r i e d r i c h  v o n  S a r a u  (Sohn des großfürstl. holst. Geh. Lega­
tionsrats v. S.) diente unter dem Fürsten Orlov in der M arine und

so »  V g i  0 b e n  1 0 0 .

210 Bilder aus vergangener Zeit, T. 1, 1884, 336—393.
211 Dazu passen auch die Bemerkungen von D. W . Soltau, Briefe über R ußland 

und dessen Bewohner, 1811. D ort schreibt S., daß er 1798 R ußland nach 
langem A ufenthalt verlassen habe, Moskau, R iga und natürlich St. P eters­
burg kenne.

212 Nach einer M itteilung von D r. E. A m burger: Meybohm & Co.
213 Hmbg. Geschlechterbuch 3, 1912, 420 ff.; K. Goedeke, G rundriß  z. Gesch. 

d. dt. Dichtung V II, 1900, 734; Hamburgisches Schriftstellerlexikon, V II, 
1879, 227.
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gab bei seiner Bewerbung eine etwas undurchsichtige Schilderung 
eines bewegten Lebens. W illebrandt meinte: „Der M ajor Sarau hat 
im letzten Krieg als Spion gedient und ist dafür M ajor geworden. 
Er besitzt einen schlechten Charakter und ist bettelarm, hat auch 
nirgends entree“ 214.

5. Staatsrat C h r i s t i a n  v o n  S i x t e l  (geboren 1733 in Riga, gestor­
ben 1810 in St. Petersburg) studierte 1751 in Jena. Sein Vater war 
Pfarrer in Riga. Er zog mit einem kleinen Vermögen nach Peters­
burg und „ließ daselbst seine Pfennige hervorleuchten“; um bei der 
großfürstlich-holsteinischen Kanzlei anzukommen, hing er sich „an 
die Mätresse eines holst. Majors, eines vom Großfürsten verachteten 
Lieblings und Corps de Garde Bruders“, der auf dem Totenbett die 
Mätresse heiratete, „die dann von Sixtel zur Frau nahm und in der 
Kanzlei ankam (1757). Nun erhielt ich (W illebrandt) die Ehre seiner 
Bekanntschaft und mußte mich vor ihm und seiner gnädigen Frau 
Gemahlin schmiegen und biegen.“ Er ging 1762 nach Kiel und 
„zeugte viele liebe Söhne und Töchter“. Mit einer Pension von 
1000 Talern kam er 1773 wieder nach St. Petersburg, wo er im Kolle­
gium der auswärtigen Angelegenheiten arbeitete. Seine einzige be­
deutende Verbindung sei die zum Baron v. Sacken. Der Lübecker Mak­
ler Ganslandt in St. Petersburg war verheiratet mit einer Schwester 
von Frau von Sixtel. Hamburg hielt ihn für zu alt, von Groß und 
Alopäus waren gegen eine Ernennung Sixtels. S. wurde 1796 Wirkl. 
Staatsrat und 1800 verabschiedet215.
K a r l  S i e v e k i n g 216 wurde 1787 als zweiter Sohn des Kaufmanns 

Georg Heinrich S. (1751—99) in Hamburg geboren, besuchte das Jo- 
hanneum, reiste nach England und studierte ab 1806 in Heidelberg und 
später in Göttingen Jura. In den Ferien und besonders nach Beendigung 
seines Studiums reiste er viel; der große Bekanntenkreis seines Vaters 
und seines väterlichen Freundes Baron Caspar von Voght öffnete ihm 
die Häuser von Wissenschaftlern und literarische Salons. Nach seiner 
Pariser Reise von 1810 sehen wir ihn als Privatsekretär seines Onkels 
Reinhard, des französischen Gesandten in Hamburg. 1812 studierte er 
wieder in Göttingen, und zwar Geschichte, habilitierte sich und las über 
die platonische Akademie in Florenz217. 1813 war er M ajor der ham-

2,4 StA Lübeck.
215 StA Lübeck.
216 Lit. Lexikon der hamburg. Schriftsteller, V II; H . Sieveking, D er ham bur­

gische Syndikus K. S. 1787— 1847. Ein Lebensbild aus der Z eit der E rneue­
rung der hansischen Selbständigkeit, in: H G bll. 13 (1907), 343—380; ders., 
Hansische H andelspolitik  unter dem deutschen Bunde, in: H G bll. 27 (1922), 
72— 115; B ilder aus vergangener Zeit, hrsg. von G. Poel, 2. T ., 1887. u. a.

217 Die V orlesung wurde 1844 als erster Band einer A kadem ie von Hamm 
gedruckt. Eine w eitere — ungedruckte — Schrift ga lt der Geschichte der 
H am burger Bank 1619— 1819.
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burgischen Bürgergarde und zählte mit Gries, Curtius, Benecke und 
Mettlerkamp zu dem von Friedrich Perthes ins Leben gerufenen 
Hanseatischen Direktorium, das aus einem W ohltätigkeitsverein zu einer 
politischen, auf die W iederherstellung der hansestädtischen Freiheit zie­
lenden Institution verwandelt worden w a r218. Mit den bremischen Sena­
toren Smidt und Gildemeister war er im Dezember 1813 nach Frankfurt 
gereist, wo ihnen von seiten Preußens und Österreichs die G arantie für 
die Unabhängigkeit der Hansestädte zugesagt wurde. 1819 lehnte er 
eine Berufung der Universität D orpat219 ab, vertrat vielmehr von 1819 
bis 1821 die Hansestädte in St. Petersburg. Von 1821 bis zu seinem Tode 
(1847) war er als Nachfolger von Doormann Syndicus in Hamburg. Seine 
Persönlichkeit, der Bildungsweg, seine philosophisch-historischen N ei­
gungen, sein politisches W eltbild, seine späteren Verdienste, vor allem 
die Gesandtschaft nach Brasilien und der Handelsvertrag der H anse­
städte mit dem neuen Staat im Jahre 1827, sind oft und eingehend be­
handelt worden.

K a r l  G o d e f f r o y  wurde 1787 als dritter Sohn des bedeutenden 
und reichen Kaufmanns Peter (Pierre) G. und der Johanna Katharina 
Thornton in Hamburg geboren. Er genoß eine sorgfältige Erziehung, 
hörte ab 1809 an der Universität Edinburgh philosophische und staats­
wissenschaftliche Vorlesungen und war 1810 als Auditor beim Staatsrat 
in Paris angestellt; 1814 bis 1822 widmete er sich seinen ökonomischen 
und mineralogischen Studien und ging — jung vermählt mit M arianne 
Jenisdi — nach Rußland, wo er, der sich wegen der Krankheit seiner 
Frau oft monatelang beurlauben lassen mußte, bis 1832 blieb. Er hielt 
sich dann mit seiner Familie lange in Genf und von 1840 bis zu seinem 
Tode in Berlin als hanseatischer Minister-Resident auf 220. Mit Karl 
Sieveking war er später eng befreundet.

Ein außerordentlich reichhaltiger Nachlaß, der im hamburgischen 
Staatsarchiv lieg t221, zeigt, daß er während seines m ehrjährigen A uf­
enthalts in Rußland viele und ausgedehnte Reisen unternommen und die 
verschiedenartigsten wirtschaftlichen und politischen Fragen dieses Rei­
ches und seiner auswärtigen Verhältnisse in Denkschriften und Aufsätzen 
— zum großen Teil ungedruckt — niedergelegt hat 222. Es verdient viel­

218 Vgl. oben 91 und CI. T h. Perthes, Friedrich Perthes’ Leben, 2. T ., 1872, 
sowie die bekannten D arstellungen zur Geschichte der H ansestädte in dieser 
Zeit.

219 H. Sieveking, D er hamburg. Syndikus S., in: H G bll. 13 (1907), 364.
220 Lexikon der hamburgischen Schriftsteller, II ; H am burger Geschlechterbuch, 

2. Bd., 1911.
221 Es ist eines jener zahlreichen und ergiebigen Familienarchive, die dort liegen. 

Der Nachlaß en thält Briefe von und an Karl (bzw. M arianne G odeffroy geb. 
Jenisch), dessen Tagebücher, Aufsätze usw.

222 Aufsätze über die W assersnot von 1825 (St. Petersburg); S tatistik  der russ. 
Staatsfinanzen (1823/6); Strecknitzfahrt; Korngesetze in E ng land ; Ostsee­
handel (gedr. in der Hamburgischen Monatsschrift, 1. Jg ., Ju li 1834; R uß­
lands allgem eine Politik, u. a. m.
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leicht vermerkt zu werden, daß Karl Godeffroy neben den Interessen der 
Städte auch die seines reichen Schwiegervaters M. J. Jenisch vertrat und 
ihm laufend über das Glücken oder Mißlingen seiner kaufmännischen 
Operationen berichtete 223.

Im ganzen scheint sich Godeffroy mehr um diese privaten Belange 
gekümmert zu haben als um die, die er ex officio wahrzunehmen hatte 
und wofür er bezahlt wurde. Zum mindesten in Bremen war man wenig 
erbaut von seiner Dienstauffassung. „Von allem, was ihm in der dies­
seitigen Instruktion 224 aufgegeben, hat er auch nicht das mindeste aus­
gerichtet und seine Berichte, die sich meistens um das persönliche Befin­
den der kaiserlichen Familie und um das uralsche Goldgewäsch drehen, 
sind so gehaltlos und insignant, daß sie sogar die Portoausgaben be­
dauern lassen“ 225.

223 Godeffroy hatte  unter anderem  dafür zu sorgen, daß sein Schwiegervater bei 
den durch die schwere Handelskrise von 1823 eingetretenen Insolvenzen 
nicht zu sehr geschädigt wurde.

224 Die Instruktion ist nicht (mehr) vorhanden.
225 Schreiben des bremischen Senators Heineken an Syndikus Curtius in Lübeck 

vom 1. Jun i 1826; StA Lübeck.



D E U T S C H L A N D ,  N O R D -  U N D  S Ü D A M E R I K A  

I M 1 9. J A H R H U N D E R T

von

P E R C Y  E R N S T  S C H R A M M *

Das Thema „Deutschland und Nordamerika“ in einen Vortrag zu­
sammenzupressen, ist ein schwieriges Unterfangen, da es sich hier einer­
seits um die deutschen Auswanderer in die Vereinigten Staaten und ihre 
Schicksale drüben, andererseits um die wirtschaftlichen Beziehungen dreht 
— würden wir auch noch den kulturellen und den zivilisatorischen Aus­
tausch einbeziehen, wäre das Thema noch umfangreicher. Aber es ist 
ebenso gewagt, über das Thema „Deutschland und Ibero-A m erika“ in 
einer einzigen Stunde Wesentliches sagen zu wollen, da es sich in 
Mittel- und Südamerika um 17 Republiken handelt, von denen eine 
jede ihre Eigenart besitzt. Auch gehören in diesem Falle neben den 
wirtschaftlichen Beziehungen zum Thema die beiden Tatsachen, daß es 
in der südlichen H älfte der Neuen W elt zu einzelnen deutschen Sied­
lungskolonien gekommen ist und daß in alle ibero-amerikanischen Staaten 
Deutsche eingewandert sind.

Man könnte mir also vorwerfen, daß ich mich übernommen habe, wenn 
ich es den Veranstaltern vorschlug, beide Themen zu koppeln. Aber ich 
möchte es doch versuchen, beide gemeinsam zu beleuchten. Denn im 
Gegensatz zwischen dem Norden und dem Süden, der herauszukehren 
sein wird, werden wir erst bestimmter Eigenarten des für Deutschland 
so wichtig gewordenen Vorganges gewahr. Auch ist es an der Zeit, von 
unserer heutigen Lage aus Bilanz zu ziehen; denn geschah das früher, 
dann geschah das mit dem wehmütigen Unterton: W ieviel deutsches Blut

* An die Z ehnjahresfeier der Fulbright Foundation in der B onner A ula am 
19. Nov. 1962 schloß sich eine Reihe von Vorlesungen über die Vereinigten 
Staaten und die deutsch-amerikanischen Beziehungen an, zu denen auch Gäste 
aus dem übrigen Deutschland sowie aus dem A usland herangezogen wurden. 
Es w ird h ier mein V ortrag  unverändert abgedruckt. Da er nu r Bekanntes 
zusammenfaßt, begnüge ich mich m it einigen Hinweisen auf die Bücher und 
Aufsätze, in denen ich mein Them a bereits berührte; sie folgen am Schluß. 
W ollte ich auch nur das W ichtigste aus der vorhandenen L ite ra tu r anführen, 
wüßte ich nicht, wo ich anfangen und wo aufhören sollte. — Die Absicht, die 
ich bei m einer Vorlesung verfolgte, war anzuregen, indem ich die übliche 
Betrachtung der nordamerikanisch-deutschen Beziehungen durch die Einbe­
ziehung der südamerikanisch-deutschen erweiterte. Dadurch fä llt — so meine 
ich — nicht nur wechselseitig ein schärferes Licht auf diese beiden Problem ­
kreise, sondern es w ird auch eine Revision früherer B eurteilungen dieses 
D oppelvorgangs erforderlich.
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ist der Neuen W elt gespendet worden! Oder im nationalen Sinne zu­
gespitzt: W ieviel Verluste an Menschen deutscher Abstammung hat das 
deutsche Vaterland auf Grund seiner unheilvollen Geschichte durch andere 
Staaten, vornehmlich durch Amerika, hinnehmen müssen!

Können wir uns solche Überlegungen noch zu eigen machen? Wenn 
nein: welche sind heute berechtigt? Fassen wir das Them a so, werden — 
da im historischen Raum Vergleiche, sofern sie vorsichtig angestellt 
werden, das Augenmaß schärfen — einige Seitenblicke auf das Problem: 
Deutschland und der Osten, förderlich sein.

I.
W ir wenden uns zunächst dem Fragenbereich „Deutschland und Nord­

am erika“ zu.
Im Jahre 1819 schrieb Goethe der Universität H arvard, er hoffe, 

„immer näher mit dem wundervollen Lande bekannt zu werden, welches 
die Augen auf sich zieht“.

W eshalb bewunderte er die Vereinigten Staaten? In seinem Brief 
führte er zwei Gründe an. Einmal war es der starke Eindruck, den 
Goethe und seine Zeitgenossen durch den — so nannte er es — feierlich 
gesetzlichen Zustand gewannen, der sich in dem aus dem Krieg gegen 
das M utterland hervorgegangenen neuen Staate jenseits des Ozeans durch­
gesetzt hatte. W ir können Goethes Bewunderung noch nachempfinden; 
denn daß dreizehn Provinzen, längs einer langen Küste aufgereiht wie 
Perlen auf einer Schnur, eines Tages zusammenwachsen würden, obwohl 
der Norden sozial und wirtschaftlich im krassen Gegensatz zum Süden 
stand, obwohl nach Westen hin noch eine völlig unerschlossene, der 
Indianer wegen für Eindringlinge bedrohliche W ildnis lag, war 1783 
eine völlig offene Frage gewesen, bei der pessimistische Prognosen be­
rechtigter waren als optimistische. Sieben Jahre nach Goethes Brief konn­
ten die Vereinigten Staaten bereits den fünfzigsten Jahrestag der Unab­
hängigkeitserklärung feiern, fest zusammengehalten durch eine höchst 
einsichtige Verfassung, nicht nur das älteste der modernen Verfassungs­
dokumente, sondern das einzige noch geltende, das mehr als hundert 
Jahre alt ist. So gesehen sind die Vereinigten Staaten die echteste und 
zugleich die folgenreichste Schöpfung der Aufklärung des 18. Jahrhun­
derts, und nachdem das mit Gewalt errichtete, schablonenhafte Reich 
Napoleons, bei dem die Waffen mehr als die Vernunft zu sagen gehabt 
hatten, wieder in seine alten Teile auseinandergebrochen war, zog Ame­
rika erneut die Augen der Einsichtigen auf sich.

Goethe war andererseits beeindruckt „durch ein Wachstum, welchem 
keine Grenzen gesetzt“ seien. In Europa war ja  — wie man das ge­
rade erlebt hatte — ein „Wachsen“ nur möglich auf Kosten der Nachbar­
länder, also durch Gewalt und Krieg, die wieder Gegenwirkungen aus­
lösten. In der Alten W elt saßen die Menschen außerdem eng zusammen­
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gedrückt, und die Zukunft sah düster aus. „Das überhandnehmende 
Maschinenwesen“, so heißt es in Goethes ,W anderjahren‘, „wälzt sich 
heran wie ein Gewitter“. Die Frau, der diese W orte in den Mund gelegt 
sind, sah nur zwei Auswege: sich an dem Prozeß der Industrialisierung 
zu beteiligen, also oben zu bleiben, aber dadurch das heraufziehende 
Gesamtunheil noch zu beschleunigen, oder jenseits der Meere ein gün­
stigeres Schicksal zu suchen. Welches Land aber bot bessere Aussichten 
als die Vereinigten Staaten, dieses Land — so heißt es in berühmten 
Versen — ohne Basalte, d. h. ohne Erdbeben, und ohne verfallene 
Schlösser, also ohne die Last der Tradition:

„Dich stört nicht im Innern 
Zu lebendiger Zeit 
Unnützes Erinnern 
Und vergeblicher Streit“.

Welche Bürde die geschichtliche Erinnerung darstellte, war ja  in Europa 
von 1815 an von neuem herausgetreten: jedes Land erhob, auf sie ge­
stützt, Ansprüche und beschwor dadurch die Gefahr neuer Kriege herauf. 
Amerika schädigte dagegen, wenn es sich dehnte, niemanden, nachdem 
Louisiana den Franzosen friedlich abgekauft war. Im Jahre 1827, als 
bereits sechs neue, in den Westen vorgeschobene Staaten der Union an­
gegliedert waren, sah Goethe in einem Gespräch mit Eckermann voraus, 
daß die Union in dreißig bis vierzig Jahren — in Wirklichkeit genügten 
zwanzig — die großen Landstrecken jenseits des Felsengebirges in Besitz 
nehmen und bevölkern werde. Im Geiste malte er sich die Pazifische 
Küste gesäumt von Handelsstädten aus, von denen aus die Amerikaner 
einen großen Handelsverkehr mit China und Ostindien betreiben wür­
den.

Nordamerika war also das Land der friedlichen Ausbreitung, das Land 
mit den größten Aussichten für Einwanderer: diese Auffassung Goethes 
wurde von den zwanziger Jahren an die allgemeine Überzeugung.

Das hatte zur Folge, daß der Auswandererstrom nach dem Südosten 
Europas zu versiegen begann. Denn im 18. Jahrhundert hatten die Habs­
burger, um einen Menschenwall gegen die Osmanen zu errichten, sich um 
Einwanderer in die Grenzräume bemüht, und seit der Zeit der Kaiserin 
K atharina von Rußland waren Deutsche auch in der 1783 dem Zarenreich 
angegliederten Ukraine, anschließend auf der Krim gern gesehen. Hätten 
wir eine verläßliche Statistik, dann würde sie aller Wahrscheinlichkeit 
nach ergeben, daß dieser Abstrom aus Deutschland im 18. Jahrhundert 
viel bedeutender war als der nach Nordamerika. Dieser hatte zwar be­
reits am Ende des 17. Jahrhunderts eingesetzt, aber wurde 1778 erst auf 
180 000 Menschen einschließlich der Nachkommenschaft geschätzt.

Daneben ist ins Auge zu fassen, daß seit der Zeit Peters des Großen 
qualifizierte Kräfte aller Art: Offiziere und Ingenieure, Kaufleute und
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Handwerker, Künstler und Dekorateure, von Deutschland nach Rußland 
auswanderten und das Ihre dazu beitrugen, daß das altertümliche Mosko­
witerreich Anschluß an das übrige Europa gewann und — gestützt auf 
sein Heer und eine gestraffte Verwaltung — sich noch weiter ausdehnen 
konnte. Die satirische Anekdote, daß der Zar einem verdienten Russen 
erklärte, er dürfe sich einen ganz besonderen Gnadenerweis erbitten, und 
dieser antwortete: „Majestät, ernennen Sie mich zum Deutschen“, be­
leuchtet die Bedeutung der Hilfe, die die Deutschen den Romanovs ge­
leistet haben.

W ir nehmen vorweg, daß ein großer Teil dieser deutschen Ostwan­
derer im Russentum aufging, sobald ein Nachkomme eine Russin, d. h. 
eine Orthodoxe, heiratete — als Prototyp sei der M inisterpräsident Graf 
Sergej Juljevic W itte ( t  1915) genannt. Aber über alle, russifiziert oder 
nicht, ging die Oktoberrevolution des Jahres 1917 hinweg: auch die­
jenigen, die emigrierten, verfielen — ebenso wie die geflüchtete alt­
russische Oberschicht — der Atomisierung; dieser Strang der deutschen 
Auswanderung ist letzthin verkümmert.

G ar nicht berühren will ich das Schicksal der deutschen Siedlungen im 
ganzen Ostraum zwischen Rußland und Deutschland. Sie wurden aus der 
Geschichte ausgelöscht; nur soweit die Menschen als „Heimkehrer“ auf 
den Ursprungsboden zurückkehren durften, waren sie noch eine Realität 
— aber eine solche, die uns schwer zu schaffen machte und noch macht.

Nach diesem Ausblick, der uns Maßstäbe an die Hand gegeben hat, 
kehren wir zum eigentlichen Thema „Nordamerika“ zurück.

In den Jahren von der Französischen Revolution bis zum Sturze Napo­
leons kam die Auswanderung sowohl nach Osten wie nach Westen zum 
Erliegen. Dann wurde das alte Problem, daß Deutschland nicht alle seine 
Kinder ernähren konnte, wieder aktuell, und zwar in noch gesteigertem 
Maße. Denn die allgemeine Verarmung, die fehlende Kaufkraft der 
Städte, eine schleichende Krise der Landwirtschaft, verstärkt durch Miß­
ernten, stellten die Menschen vor die Frage: Sollen wir hier bleiben, wo 
keine Hoffnung besteht und wir fortschreitender Verelendung entgegen­
sehen? Oder sollen wir in die Fremde auswandern, wo bessere Zustände 
winken? Um 1820 wird mancher noch geschwankt haben, ob er sich Ruß­
land oder Nordamerika als Ziel auswählen sollte; um 1830 war es bereits 
das Gegebene, sich für den Westen zu entscheiden, und dabei ist es durch 
das ganze 19. Jahrhundert geblieben. Die Auswanderung nach Rußland 
spielte eine immer kleinere, die nach Amerika eine immer größere Rolle: 
von 1846 an wanderten jährlich über 50 000, 1852/3 fast 150 000, 1854 
über 200 000 Menschen nach Westen aus, binnen eines Jahrzehnts also 
ungefähr eine Million, der in der Heimat die Bevölkerung einer ansehn­
lichen Provinz entsprach.



Man muß bei der geschichtlichen Einordnung dieses Vorgangs dreierlei 
im Auge behalten: Unter den Menschen, die sich zur Auswanderung ent­
schlossen, waren natürlich auch solche, die nichts zu verlieren hatten und die 
der Heimatort deshalb gern verschwinden sah. Aber normalerweise faßten 
doch nur beherzte, aufstrebende Männer einen so schwerwiegenden Ent­
schluß, und wenn sie von ihren Frauen begleitet wurden, dann gilt das­
selbe erst recht für diese. Spezialuntersuchungen haben in Niedersachsen 
den Beweis geliefert, daß nicht Tagelöhner und verarmte Bauern den 
„Sprung über das große W asser“ wagten, sondern jüngere Bauernsöhne, 
die zu Hause nur geringe Chancen hatten, ferner tüchtige Bauern, denen 
der ererbte Hof zu klein war. Ähnliches gilt auch von den Handwerkern 
und Angehörigen anderer Berufe. Es waren also im wesentlichen Men­
schen von einer bestimmten charakterlichen Qualität, die sich zur Aus­
wanderung entschlossen und — das ist die Kehrseite — der Heimat ver­
loren gingen.

W ie stellte sich — das ist das zweite, was zu klären ist — die Heimat 
zu dem Problem der Auswanderung? Für die nachnapoleonische Zeit ist 
nicht wegzuleugnen, daß dort, wo — grob gesprochen — die Menschen 
sich gegenseitig auf die Füße traten, wo nicht genügend Arbeitsgelegen­
heit sich beschaffen ließ, wo der bäuerliche Besitz so zersplittert war, daß 
ein Bauer nie auf einen grünen Zweig kommen konnte, die Obrigkeit 
aufatmete, wenn Landeskinder sich freiwillig zur Auswanderung ent­
schlossen. Sie zahlten womöglich noch etwas zu, um die Durchführung 
zu ermöglichen. Besonders kraß ist das Beispiel des Marktfleckens Groß­
zimmern in Hessen-Darmstadt, der im Jahre 1846 für mehrere hundert 
Bewohner die Überfahrt nach Amerika zahlte: wer will die Verantwort­
lichen tadeln? W eniger Esser, weniger Sorgen!

Als drittes ist hier an das seit dem 18. Jahrhundert herausgetretene 
Phänomen zu erinnern, daß die Vereinigten Staaten imstande waren, alle 
Einwanderer mehr oder minder schnell einzuschmelzen. Mit Staunen, ja  
mit Enttäuschung beobachteten die Deutschen, wie schnell gerade ihre 
Landsleute zu Amerikanern wurden und meist bereits in der zweiten 
Generation die Fühlung mit der Heimat verloren. Über die Gründe — 
ich nenne hier nur das Fehlen einer konfessionellen Barriere, die Ver­
wandtschaft der Sprache, die Leichtigkeit, im sozialen Gefüge Fuß fassen 
zu können — braucht hier nichts gesagt zu werden. Genug, wer aus 
Deutschland auswanderte, mochte noch versuchen, eine Zeitlang als 
„Deutsch-Amerikaner“ eine Zwischenstellung einzunehmen; über kurz 
oder lang wurde er — oder doch sein Sohn — zum Amerikaner.

II.
W enn wir uns jetzt dem Fragenkreis „Deutschland und Ibero-Amerika“ 

zuwenden, stellen wir dem Ausspruch Goethes aus dem Jahre 1819, von 
dem wir ausgingen, einen Satz Leopold Rankes gegenüber, den er im
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Jahre 1824 veröffentlichte: „In der Tat gehen uns New York und Lima 
näher an als Kiew und Smolensk“, d. h. Nord- und Südamerika mehr als 
das Zarenreich.

W eshalb die nördliche H älfte  der Neuen W elt den Deutschen näher 
gerückt war, ist geklärt. A ber wieso konnte Ranke Lim a, die H auptstadt 
Perus, in einem Atemzug mit New York anführen? Die A ntw ort lautet: 
weil — als sich Ranke so äußerte — in M ittel- und Südam erika ein Vor­
gang von weltgeschichtlicher Bedeutung ablief, der ganz neue Möglich­
keiten eröffnete: nämlich der A bfall Ibero-A m erikas von Spanien und 
Portugal.

Bisher hatten alle Kolonialmächte den Verkehr sowie den Handel mit 
ihren Kolonien ausschließlich den eigenen Untertanen Vorbehalten. Deut­
sche Schiffe durften also die Überseeprodukte nicht aus den Häfen jenseits 
der Meere abholen, deutsche Kaufleute durften dort nicht einen einzigen 
Ballen selbst einkaufen. Sie mußten also Tee, Kaffee, Tabak, überseeische 
Arzneimittel, Harthölzer und was ansteigende Ansprüche verlangten, aus 
London und Bristol, Brest und Bordeaux, aus Porto und Lissabon, aus 
Sanlucar und Sevilla abholen und zu Preisen bezahlen, die ihnen diktiert 
wurden.

Diese Absperrung, die logische Folgerung aus dem Prinzip des Kolo­
nialmerkantilismus, das die Spanier und Portugiesen gegen die Engländer 
und Franzosen und diese gegen jene, alle zusammen aber gegen die 
Deutschen aufrechterhielten, hatte für diese ein winziges Loch bekommen, 
als Dänemark auf einer ihm gehörenden Insel im Golf von Mexico einen 
allen Seefahrern offenstehenden „Freihafen“ eingerichtet hatte. Ein 
großes Stück der Sperrmauer war 1783 eingestürzt, als es den deutschen 
Kaufleuten möglich wurde, auf deutschen Schiffen deutsche W aren un­
behindert in nordamerikanischen Häfen auszuladen und dort einzukau­
fen, was die Heimat benötigte. Aber diese Freude w ar nur kurz. Denn 
die in den Staaten nach der Befreiung herrschende Inflation erschwerte 
ein geregeltes Geschäft, und von den neunziger Jahren an war die hohe 
See für den Handel zwei Jahrzehnte lang durch die Kriegführenden 
blockiert.

Erst von 1815 an öffnete sich wieder der Ozean. Da Deutschland jetzt 
den Engländern abschaute, wie man Rohbaumwolle herrichten, spinnen 
und zu Kattun verweben konnte, bestand ein noch größerer Importbedarf 
als bisher, und da die Auswanderung ja  von Jah r zu Jah r stieg, ergab 
sich eine Ausbalancierung des Schiffsraums: die Segler, die Auswanderer 
hinüberbrachten, kehrten mit Baumwollballen zurück. An diesem Geschäft 
waren zunächst Hamburg und Bremen beteiligt; dann übernahm der 
W eserhafen die führende Rolle. Die Stärke des Elbhafens wurde der 
H andel mit Ibero-Amerika.
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Der Austausch mit ganz M ittel- und Südamerika wurde möglich, seit­
dem die spanische Herrschaft zusammengebrochen war und Brasilien sich 
als ein selbständiges Kaiserreich von seinem portugiesischen M utterland 
abgelöst hatte. Denn dieses sowie die neuen Republiken von Mexiko bis 
zum Kap Hoorn erlaubten den deutschen Kaufleuten und Kapitänen nicht 
nur den Zutritt, sondern sahen sie sogar gern, da sie in ihnen ein politisch 
ungefährliches Gegengewicht gegen ihre übrigen H andelspartner ge­
wannen.

Das waren in erster Linie die Engländer, in zweiter die N ordam erika­
ner. Der britische Handel hatte gute W aren anzubieten, da England auf 
dem Gebiete der Maschinentechnik seinen Vorsprung noch behauptete; 
aber die englischen Kaufleute waren nicht geneigt, in gleicher Höhe Roh­
stoffe einzukaufen, da ihnen diese ja  in den britischen Kolonien zur V er­
fügung standen; bar bezahlen aber wollten die neuen Staaten nicht, 
konnten sie auch bei ihrer W ährungslage nicht. Auf den nordam erika­
nischen Handel traf gleichfalls zu, daß er bestimmte Rohprodukte nicht 
benötigte; dazu kam noch jene latente Abneigung der jungen Republiken 
gegen die ältere Schwesterrepublik, die bis heute geblieben ist und ihren 
Ausdruck in dem abwertenden Namen „Gringo“ für den N ordam erika­
ner gefunden hat. Die Deutschen dagegen, die ja  keine eigenen Kolonien 
besaßen, erweckten kein politisches Mißtrauen und konnten andererseits 
schlechterdings alles gebrauchen, was die N atur Mittel- und Südamerika 
bescherte, und wenn ihre W aren anfangs noch weniger gut waren als die 
britischen, die deutschen Fabriken holten den Vorsprung Englands mit 
der Zeit auf, ständig gemahnt durch die Konsuln, daß auf die Dauer 
nur ein Geschäft mit gediegenen W aren aussichtsreich sei.

Schon um 1840 bestand daher in jedem nennenswerten Handelsplatz 
Ibero-Amerikas eine deutsche Kolonie, meist auch ein hanseatisches Kon­
sulat, und durch eine zunehmende Zahl von Verträgen wurde auch die 
bisher schutzlose Stellung der Auslanddeutschen mehr und mehr ge­
sichert.

Von den Deutschen, die sich im ibero-amerikanischen Handel betätig­
ten, kehrte ein Teil mit dem erworbenen Vermögen und — was noch 
wichtiger war — mit reichen Erfahrungen und weltmännischer Sicherheit 
wieder in die Heimat zurück, nachdem die Führung der Geschäfte drüben 
dem jüngeren Bruder oder dem Sohn übergeben war. Ein anderer Teil, 
der zahlenmäßig sicherlich viel größer war, blieb drüben. W as wurde aus 
ihm? Zwei Grundtypen sind zu unterscheiden:

Die Nachkommen von Katholiken und von solchen Evangelischen, die 
sich im Lande verheirateten, gingen binnen ein, zwei Generationen in 
der Bevölkerung des Landes auf, das ihnen zur neuen Heimat geworden 
war. Manche von ihnen haben es zu leitenden Stellen in der Politik, in 
der Verwaltung, in der Großindustrie gebracht, und so erleben w ir immer
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wieder, daß die Bundesrepublik Verhandlungen mit einem Südamerika­
ner führt, der zwar noch einen deutschen Familiennamen trägt, aber 
innerlich sich mit Deutschland nicht mehr verbunden fühlt, auch nicht 
mehr fühlen kann, da die sprachliche und kulturelle Verbindung abge­
rissen ist. Mir trat das nach einem Vortrag in der Universität von Santia­
go de Chile vor Augen, vor dem ich von dem Dekan mit liebenswürdigen 
W orten den Hörern vorgestellt wurde. Als ich nachher in der Zeitung 
seinen vollen Namen las, ersah ich, daß seine M utter derselben Familie 
angehörte wie meine Großmutter, daß er also der Enkel eines vor langen 
Jahrzehnten ausgewanderten Großonkels, von dem ich nur dunkle Kennt­
nis besaß, sein mußte: es war also ein Vetter zweiten Grades gewesen, 
der den Gast aus Deutschland begrüßt hatte — aber wir beide hatten 
das nicht gewußt.

Von den Männern dieses Schlages gilt also so ziemlich dasselbe, was 
von den in das Zarenreich abgewanderten qualifizierten Kräften gesagt 
wurde: wie diese bei der Modernisierung des einstigen Moskowiterreiches 
eine wichtige Rolle spielten, haben auch in Ibero-Amerika neben An­
gehörigen der anderen europäischen Völker Deutsche einen nicht un­
beachtlichen Beitrag bei der Konsolidierung der neuen Staatswesen ge­
leistet.

Der entgegengesetzte Fall ist mir gleichfalls in Chile, aber auch in 
Brasilien vor Augen getreten: Ich lernte dort zwei M änner kennen, deren 
Urgroßväter vor hundert Jahren eingewandert waren. Diese, die Groß­
väter, die Väter und sie selbst hatten deutsche Frauen geheiratet: solche, 
die sie sich aus Deutschland holten oder die von deutschen Einwanderern 
abstammten, und sie, ihre Kinder und Enkel hielten sich weiter zur 
lutherischen Kirche. Sie sprachen akzentfrei deutsch, verfolgten das deut­
sche Kulturleben, das Erstarken der Bundesrepublik mit innerer Anteil­
nahme und waren doch — der eine Nationalchilene, der andere National­
brasilianer, die die neue Heimat als richtige Heim at ansahen. Jenes 
Bindestrich-Amerikanertum, gegen das sich die öffentliche Meinung der 
Vereinigten Staaten immer wieder gewandt hat, weil sie — geleitet von 
dem Gedanken des „melting pot“ — keine H albheit anerkennt, ist in 
Südamerika möglich — vielleicht muß man sagen: noch möglich.

III.
Das Faktum, daß es in Mittel- und Südamerika möglich war, aus­

zuwandern und doch an seiner deutschen Abstammung festzuhalten, daß 
aber jeder Deutsche, der in Nordamerika Fuß faßte, über kurz oder lang 
sich von seiner Heimat völlig löste, beschäftigte die Deutschen bereits 
vor der Mitte des 19. Jahrhunderts. Der Strom der Auswanderung ließ 
sich nicht abstoppen; aber konnte man ihn nicht so lenken, daß die Aus­
wanderer auch in der Fremde der Heimat nicht verloren gingen?
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Mustert man die einschlägigen Broschüren und Eingaben der vierziger 
Jahre, ist man überrascht durch die Fülle der Vorschläge, aber meist auch 
durch die N aivität der Verfasser, die meist über fremde Landstriche ver­
fügten, ohne sie je  zu Gesicht bekommen zu haben. Dabei dachten die 
einen an richtige Kolonien, die anderen an Siedlungen, denen von den 
zuständigen Regierungen erlaubt werden sollte, ihr Deutschtum zu be­
wahren. Als Ziele wurden z. B. ins Auge gefaßt: das argentinische Pata­
gonien, das noch menschenleere Texas, dem neun Jahre lang eine Schein­
existenz zwischen den Vereinigten Staaten und Mexico beschieden war, 
die Moskitoküste Nicaraguas, die Chatham-Inseln östlich Neu-Seeland 
und die Provinzen des Osmanischen Reiches, mit dessen Zusammenbruch 
vorzeitig wie mit einer festen Tatsache gerechnet wurde. Meist blieb es 
bei Projekten; in den Fällen aber, in denen Auswanderer aufs Schiff ge­
setzt wurden, endeten diese Unternehmen in den meisten Fällen mit 
Fehlschlägen — ein Unheil, das durch gewissenlose Unternehm er an Ort 
und Stelle sowie Ausländeragenturen in den Hafenstädten noch ver­
schlimmert wurde.

Es gibt nur wenige Ausnahmen.
Am Beispiel der deutschen Siedlungskolonien in Brasilien sei beleuch­

tet, was sich auf diese Weise erreichen ließ und wie wenig das Ergebnis 
selbst im Falle des Gelingens in dem Gesamtvorgang der deutschen Aus­
wanderung ausmachte.

Zu deutscher Einwanderung kam es in Brasilien bereits in den zwanziger 
Jahren, da das neue Kaiserreich Handwerker brauchte, außerdem Deutsche 
gern als Soldaten anwarb; denn die von Rio weit entfernten Süd­
provinzen lehnten sich gegen die Regierung auf. Auch die großen Land­
besitzer holten sich gern Einwanderer, da sie mit ihren Sklaven Schwie­
rigkeiten hatten, nutzten sie dann aber mit Hilfe eines für sie günstigen 
Pachtsystems so aus, daß die Pächter nicht viel besser daran waren als 
die Sklaven. Die Nachrichten, die nach Deutschland gelangten, brachten 
viele Einzelheiten über traurige Schicksale, verursacht einerseits durch 
naive Unkenntnis und falsche Hoffnungen, andererseits durch Ausnützung 
der schutzlosen Lage von Menschen, denen niemand helfend und be­
ratend beisprang. Doch ließen die eingehenden Informationen erkennen, 
daß einzelne Siedlungen nach Überwindung der Anfangsschwierigkeiten 
vorankamen und in den nicht so heißen Südprovinzen an sich gute Vor­
aussetzungen für Niederlassungen gegeben waren. In Ham burg beobach­
tete diese Möglichkeiten der für die auswärtige Politik des Stadtstaates 
verantwortliche Syndicus Dr. Karl Sieveking mit persönlicher A nteil­
nahme, da er zusammen mit dem Bremer Senator Smidt 1827 in Rio 
gewesen war, um einen Handelsvertrag mit dem Kaiser Dom Pedro I. 
abzuschließen. Im Jahre 1846 bildete sich ein locker gefügter Verein, um 
in Brasilien einwandfreie Voraussetzungen vorzubereiten und dann einen
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Teil des Auswandererstroms dorthin zu lenken. Gedacht wurde an den 
Ankauf eines noch möglichst unbevölkerten Gebietes von der Größe eines 
deutschen Herzogtums, in dem die Regierung protestantischen Gottes­
dienst und deutschen Schulunterricht zuließ. Beteiligt war rund ein 
Dutzend von Inhabern bekannter Firmen, die sich in der W elt auskann­
ten und bei dem Projekt nichts verdienen wollten. Aber selbst diese 
Männer dachten noch zu optimistisch: Der Generalkonsul Hermann 
Schröder in Rio und der von Sieveking eingeschaltete Adolph Schramm, 
der ihn 1827 als Legationssekretär begleitet hatte und mittlerweile als 
Kaufmann in Brasilien zu Ansehen gelangt war, mußten berichten, daß 
die Hamburger Vorschläge auf alle möglichen Hemmnisse stießen und 
die Regierung bei der Gewährung der erbetenen Sonderrechte Schwierig­
keiten machte. Die Verhandlungen versandeten daher, und das Revolu­
tionsjahr 1848 rückte erst einmal ganz andere Probleme in den Vorder­
grund: gelang die Verwirklichung der nationalen Einheit oder nicht? Die 
Erörterung der Grundfrage löste jedoch Überlegungen aus, ob das in 
Frankfurt zuständige Reichskabinett nicht eine gesamtdeutsche W irt­
schaftspolitik treiben könne, und daher kam die Nationalversammlung 
dazu, das so viel erörterte Problem Brasilien anzufassen. Es wurde von 
den interessierten Handelskreisen angeregt, man solle die bisher von 
einzelnen Ländern und von den Hansestädten abgeschlossenen Handels­
verträge zu Reichsverträgen ausgestalten und zu diesem Zwecke Reichs­
gesandte bevollmächtigen. Für die Erweiterung des hanseatischen Ver­
trages mit Brasilien wurde Adolph Schramm vorgesehen; aber als er im 
September 1848 dem zuständigen Reichsminister v. Schmerling seine Auf­
wartung machte, war die Autorität der Reichsregierung bereits so ge­
schwächt, daß dieses Projekt stecken blieb und dann in den Akten ver­
schwand.

Aber der Grundgedanke: deutsche Siedlungen in Brasilien, war damit 
nicht erledigt. Im Jahre 1850 fuhr ein junger Geograph, der 1847 im 
Dienste der Hamburger Brasilien kennengelernt hatte, auf eigene Faust 
mit zunächst 17 Siedlern hinüber und machte sie im Staate Santa Catha- 
rina auf einem von ihm für 6000 Taler erworbenen Areal ansässig. Er 
hieß Dr. Hermann Blumenau und gab der neuen Siedlung seinen so gut 
passenden Familiennamen. Die Schwierigkeiten, die er zu überwinden 
hatte, waren groß, aber der Doktor Blumenau wuchs mit seiner Aufgabe, 
von allen als der Sachkundigste und das uneigennützige Oberhaupt an­
erkannt. Nach fünf Jahren erhob die Regierung die Kolonie Blumenau 
zum Municipium und bestellte den Doktor zu deren Direktor. Er war 
nun brasilianischer Beamter, aber blieb der Leiter und Patriarch seiner 
Schöpfung. Nach einem Vierteljahrhundert umfaßte sie 10 000 Deutsche 
sowie 2500 Italiener und Brasilianer.
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Auch in Hamburg waren die alten Pläne wieder hervorgeholt worden, 
aber von den am Verein von 1847 Beteiligten waren nur die Familie 
Schröder und Adolph Schramm übriggeblieben. Sie begründeten den 
„Colonisations-Verein von 1849“, der zunächst 1000 Aktien zu je 100 
Talern ausgab, und beherzigten die Lehren der letzten Jahre: sie be­
gnügten sich mit rund 14 000 Hektar, die gleichfalls in Santa Catharina 
lagen. Die Siedlung, die einige Monate vor Blumenau ins Leben trat, 
erhielt zu Ehren des Verkäufers des Bodens, der Schwester des Kaisers, 
den Namen Dona Francisca, das Städtchen in der Mitte zu Ehren ihres 
Gemahls, eines französischen Prinzen, den Namen Joinville. Sie nahm 
im Gegensatz zu Dr. Blumenaus Gründung auch Intellektuelle auf, die 
sich auf die Dauer meist als ungeeignet erwiesen, und kam zunächst auch 
sonst nicht so gut voran wie die Schwesterkolonie, da ihr ein ähnlich ein­
sichtiger und zielstrebiger Leiter fehlte. Aber am Ende der siebziger 
Jahre war auch Dona Francisca aus dem gröbsten heraus und Joinville 
gleichfalls zum Municipium erhoben. Im Jahre 1880 zählte man 18 000 
Einwohner, und durch Zukäufe war das Areal mittlerweile auf 4000 
Quadratkilometer gewachsen, also auf mehr, als das Herzogtum Braun­
schweig umfaßte; es handelte sich allerdings zum größten Teil noch um 
Urwald oder unbewohnbares Gebirgsland.

Da von der Jahrhundertwende an die Zahl der deutschen Auswanderer 
allgemein zusammenschrumpfte, kamen seither praktisch so gut wie keine 
Neusiedler mehr. Dank des eigenen Geburtenreichtums nahmen die Sied­
lungen trotzdem noch zu.

In den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts lebten in der Provinz 
Rio Grande do Sul 200 000, in Santa Catharina 100 000, in ganz Brasilien 
etwa 400 000 Menschen brasilianischer Staatsangehörigkeit, die sich in 
Sprache und Kultur noch zum Deutschtum bekannten. Inzwischen hat sich 
die Versuchung, im brasilianischen Volkstum aufzugehen, verstärkt, aber 
der Kern der Siedlungen ist bekanntlich noch heute deutsch-brasilianisch.

Auch in Argentinien und Chile haben einige Siedlungen Erfolg gehabt. 
Aber im Gesamt handelte es sich in ganz Südamerika um eine Bevölke­
rung, die bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges zahlenmäßig etwa einer 
deutschen Großstadt entsprach.

Damals konnten die Deutschen bereits seit dreißig Jahren mit Genug­
tuung auf die Tatsache zurückblicken, daß auch sie jetzt Kolonien be­
saßen. Aber zählt man die weiße Bevölkerung, also auch die nicht­
deutsche, in allen deutschen Schutzgebieten in Afrika und in der Südsee 
zusammen, so kommt man im letzten Friedensjahr auf nur 28 859 Be­
wohner, also auf etwa so viel, wie eine deutsche Kleinstadt Einwohner 
umfaßte. Davon saßen fast 15 000 in Deutsch-Südwest-Afrika; von ihnen 
hat ein Teil die beiden Kriege überstanden. Sonst ist alles ausgelöscht,
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was in den Schutzgebieten binnen jener drei Jahrzehnte  geschaffen 
worden war.

In der richtigen Dimension sieht man diese Zahl, wenn man neben sie 
die Zahl nicht nur der Engländer, die in anderen Kontinenten seßhaft 
wurden, hält, sondern auch die der Franzosen und Italiener in N ord­
afrika.

Als Zwischenbilanz ergibt sich also: Die Verselbständigung M ittel­
und Südamerikas hat Deutschland eine ungeahnte Chance zugespielt. 
Diese ist von den Kaufleuten auf das intensivste ausgenutzt worden und 
ist mittelbar der deütschen Industrie, der deutschen Reederei sehr zunutze 
gekommen. Dabei sind viele qualifizierte Kräfte an die neuen Republiken 
jenseits des Atlantik abgegeben worden. Es ist auch zu geschlossenen 
deutschen Siedlungen gekommen; doch ist die Zahl der Bewohner — 
gemessen sowohl an Deutschland selbst als auch an den Siedlern anderer 
Völker — winzig geblieben.

Klein ist die Zahl auch — selbst wenn man die Auswanderer aller 
A rt nach Süd- und Mittelamerika zusammen nimmt — im Vergleich mit 
den Zahlen, um die es sich in Nordamerika dreht.

IV.

Dem Gewicht der Zahlen folgend, sehen wir uns also wieder auf die 
deutsche Auswanderung nach Nordamerika zurückgeführt.

Es ist üblich, den Anteil jener Deutschen zu unterstreichen, die infolge 
der Revolution des Jahres 1848 Deutschland verlassen mußten. Das ist 
berechtigt und auch nicht berechtigt. Namhafte M änner wie Karl Schurz 
und Friedrich Kapp mußten aus politischen Gründen die Heimat preis­
geben: auf begrenzte Zeit wie Kapp oder für immer wie Schurz, der es 
bis zum Staatssekretär brachte. Da es sich ja  um vielfach willensstarke 
Männer handelte, haben es auch noch andere in der neuen Heimat zu 
Ansehen gebracht. Aber die Masse der Einwanderer strömte — politisch 
mehr oder minder indifferent — jetzt mehr als je  herein, weil sie in 
Amerika das „Land der unbegrenzten Möglichkeiten“ sahen. Im Sezes­
sionskrieg kämpften auf der Seite des Nordens nicht weniger als 216 000 
Soldaten deutscher Abstammung, darunter 76 000 in rein deutschen Re­
gimentern.

Nach dem Kriege stieg die Zahl der deutschen Einwanderer von neuem 
an. In den Jahren 1881—83 bewegte sich ihre Zahl zwischen 195 000 und 
250 000; 1892 waren es noch über 100 000, 1895 jedoch nur noch 
32 000.

In diesem Absinken der Auswandererquote wird die Tatsache sichtbar, 
daß Deutschland nunmehr dank dem erfolgten Übergang vom Agrarstaat 
zu einem vorwiegend industriell ausgerichteten, durch Großstädte ge­
kennzeichneten Staat von modernem Typ im Stande war, trotz der ra­



piden Zunahm e der Bevölkerung für alle Staatsbürger Lebensmöglich­
keiten offen zu halten.

Es gehört heute sozusagen zum guten Ton, sich kritisch über das 1871 
begründete „Neue Reich“ zu äußern. Die Tatsache, daß von den achtziger 
Jahren an der seit den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts perpe- 
tuierliche Auswandererstrom versiegte, ist jedoch ein nicht wegzuleug­
nendes Faktum, das für das „Neue Reich“ spricht.

V.
Abschließend müssen w ir noch m it einer Rechnung ins K lare kommen, 

die sich vor dem Ersten W eltkrieg anders ansah als heute.
Es gibt vor der Begründung des Neuen Reiches keine verläßliche Aus­

wander- und erst recht keine Rückwandererstatistik. Es wäre ja  auch eine 
Unzahl von fremden Staaten in die Rechnung einzubeziehen. Aber für 
unsere Zwecke genügen die Schätzungen, die deren wichtigsten Posten 
betreffen: die Auswanderung nach den Vereinigten Staaten.

In der Zeit von 1820 bis 1900 ist im Gesamt mit etwa fünf Millionen 
Auswanderern nach Nordamerika zu rechnen, also mit mehr Menschen, 
als um die Jahrhundertwende in Pommern wohnten. Eine dreimal 
so große Zahl glaubte Hermann Oncken 1911 für die amerikanischen 
Bürger deutscher Abstammung ansetzen zu können, und er hing an diese 
Feststellung einige wehmütige Bemerkungen: das sei die bitterste Nach­
wirkung der Tatsache, daß Deutschland nicht rechtzeitig in die Reihe der 
Kolonialmächte eingetreten sei; daher habe Deutschland nun diesen gro­
ßen Verlust an Energie, Kapital und Kultur zu tragen.

Schon damals wäre Oncken entgegenzuhalten gewesen, daß die Spanier 
im Hinblick auf M ittel- und Südamerika mit mindestens ebenso gutem 
Recht dem Schicksal hätten Vorwürfe machen können. Inzwischen ist der 
Antikolonialismus zu Erfolgen gelangt, die 1911 noch niemand voraus­
sehen konnte. Daher wären heute auch noch die Briten, die Franzosen, 
die Belgier, die Niederländer und die Italiener berechtigt, das ihnen 
W iderfahrene zu beklagen.

Aber ich will nicht — wie es scheinen könnte — auf den billigen Trost: 
„Geteiltes Leid ist halbes Leid“, hinaus, sondern durch die angeführten 
Parallelen soll nur der rechte Maßstab für den von Oncken vor fünfzig 
Jahren als schmerzlichen Verlust registrierten Vorgang gewonnen wer­
den. Es handelt sich bei ihm nur um einen Teil Vorgang eines Prozesses, 
der ganz Europa mehr oder minder erfaßt hat und — so müssen wir im 
gleichen Atemzug hinzusetzen — erforderlich war, um Europa zu er­
halten. Denn bei der starken Bevölkerungszunahme, bedingt durch die 
erfolgreiche Bekämpfung des Kindbettfiebers und der Jugendkrankheiten, 
durch die Verbesserung von Volkswohlfahrt und Sanitätswesen, auch 
durch die durchschnittliche Verlängerung der Lebensdauer, existierten
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trotz aller Abwanderungen um 1900 an der Stelle, an der um 1800 nur 
einer gesessen hatte, zwei oder sogar drei Menschen.

Es ist einer der erstaunlichsten Prozesse der ganzen Weltgeschichte, daß 
es gelungen ist, diesen Menschen nicht nur Essen und Trinken zu ver­
schaffen, sondern sogar einen im Durchschnitt höheren Lebensstandard, als 
er den Urgroßeltern vergönnt gewesen war. So viele Nachteile die In­
dustrialisierung Europas auch einschloß, im Gesamt gesehen ist sie es 
gewesen, die es möglich gemacht hat, der Gefahr H err zu werden, daß 
das übervölkerte Europa in Stagnation, wenn nicht gar Verelendung 
geriet. W ie berechtigt eine solche Überlegung ist, zeigt ein Seitenblick auf 
Indien und China mit ihren zunehmenden Bevölkerungen, die alle w irt­
schaftlichen Fortschritte immer von neuem illusorisch machen.

W ären jene fünf Millionen, die uns in der Zeit der Umformung Deutsch­
lands aus einem vornehmlich von der Landwirtschaft lebenden Raum in 
einen schließlich hochentwickelten Industriebereich verließen, im Lande 
geblieben, dann wäre dieser Vorgang erschwert, auf alle Fälle verlang­
samt worden. H ier ist ein Seitenblick auf Irland nützlich: da auf der Insel 
sich keine Industrie von großer Leistungsfähigkeit entwickelte, haben so 
viele Iren die Heimat verlassen müssen, daß heute zehn Millionen oder 
mehr Iren in der Fremde leben und nur drei in der Republik Eire.

Noch eine zweite Überlegung ist im Zusammenhang mit der Auswan­
derung in andere Erdteile anzustellen: Sie hat zuwege gebracht, daß 
Amerika vorwiegend ein weißer Kontinent geworden ist. In Nordame­
rika stoßen den Reisenden nur noch die Reservationen auf die Tatsache, 
daß es einst den Indianern gehörte; in Mittel- und Südamerika, in denen 
die Indianer es zu Hochkulturen gebracht hatten, sind sie so mit den 
Nachkommen der spanischen und portugiesischen Einwanderer ver­
schmolzen, daß sie nur noch in abgelegenen Gebieten als Fremdsubstanz 
hervortreten. Das haben die beiden iberischen Völker zuwege gebracht; 
aber sie sind dabei unterstützt worden durch Einwanderer aus anderen 
europäischen Völkern, nicht zuletzt durch solche aus Deutschland. Diese 
haben also an einem Prozeß teilgenommen, dessen weltpolitische Bedeu­
tung gar nicht überschätzt werden kann.

Bereits am Ende der zwanziger Jahre des 19. Jahrhunderts hatte 
Chateaubriand erklärt: „Der Atlantik ist nur noch ein Flüßchen, das 
man in wenigen Tagen überquert“. Heute handelt es sich nur noch um 
Stunden. Die kulturelle Westgrenze des Bereiches, zu dem Deutschland 
gehört, verläuft heute entlang dem Gestade des Pazifischen Ozeans.

Es würde den Rahmen dieses Vortrags sprengen, wenn wir noch er­
wägen wollten, was es für die heutige Bedeutung Europas inmitten der 
ständig steigenden Zahl der nunmehr einer selbständigen Existenz über­
antworteten Völker heißt, daß auf Grund europäischer Auswanderung 
auch in Afrika und Australien Bereiche mit vorwiegend angelsächsischer



Bevölkerung, verstärkt durch deutsche Einwanderer, entstanden sind. 
Aber dieser Hinweis genügt, daß die von Hermann Oncken im Jahre 
1911 gezogene Bilanz sich heute völlig anders ausnimmt:

Die Millionen, die Deutschland verließen, verlassen mußten, haben 
die Lage der Heimat erleichtert und sind nicht als Verlust zu registrieren. 
Sie haben — soweit sie nach Westen abwanderten — vielmehr das Ihre 
dazu beigetragen, daß das nach einer staunenswerten Expansion in die 
Defensive gedrängte Europa mit vielen Ländern jenseits der Meere durch 
Kultur und durch Gemeinsamkeit in den Grundanschauungen eng ver­
bunden ist.
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L I T E R A T U R H I N W E I S E

U nter Berufung auf die in der einleitenden A nm erkung bereits angekündigte 
Einschränkung verm erke ich:

Deutschland und N ordam erika: Lit. ist verzeichnet bei Percy E rnst Schramm, 
Deutschland und Übersee. Der deutsche H andel m it den anderen Kontinenten, 
insbes. A frika, von K arl V. bis zu Bismarck. Braunschweig 1950, 483 ff., bes. 
508 ff. N achzutragen ist Ludw ig Beutin, Bremen und Am erika. Beiträge zur 
Geschichte der W eltw irtschaft und der deutschen Beziehungen zu den V ereinigten 
Staaten. Bremen 1953 (326 S.).

Deutschland und Südam erika: Lit. bei Schramm, Deutschland und  Übersee, 
bes. 512 ff.; dazu ein Aufsatz, den der I. Band des von Richard Konetzke be­
gründeten „Jahrbuches für latein-am erikanische Geschichte“ bringen w ird: H am ­
burg und die A usw anderung nach Brasilien, insbesondere der Kolonie D ona 
Francisca (1830—60).

Die deutschen Übersee-K aufleute (im Rahmen der Sozialgeschichte): Einen 
V ortrag mit diesem T itel, gehalten bei der H undertjah rfeier der Brem er H isto­
rischen Gesellschaft, w ird  das Brem er Jahrbuch 49 bringen. Vgl. h ie r auch mein 
Buch: H am burg, Deutschland und die W elt. München 1943 (hier 685 ff. Lit. über 
Deutschland und Übersee, bes. Mexico), 2. Aufl. H am burg 1952 (ohne den 
Anm .-Teil).

Die Deutschen in den Schutzgebieten: Neben „Deutschland und Ü bersee“ vgl. 
auch mein Buch: K aufleute zu H aus und in Übersee. Ham burgische Zeugnisse 
des 17., 18. und 19. Jahrhunderts, H am burg 1949 (553 ff. über die deutschen 
Niederlassungen in W estafrika, 559 f. über die Gesamtzahl der dortigen 
W eißen). Die angegebene Zahl aller W eißen in allen deutschen Schutzgebieten 
nach dem Gothaischen H ofkalender 1916, 509.

H erm ann Oncken (1869— 1945): Ich beziehe mich auf einen A ufsatz, in dem 
der Verfasser die 1905/6 in Chicago gewonnenen A nregungen und  Eindrücke 
verarbeitete; vgl. seine Historisch-politischen Aufsätze, Bd. I, M ünchen-Berlin 
1914, 95— 119: Die deutsche Ausw anderung nach Amerika und das Deutsch- 
am erikanertum  vom 17. Jah rhundert bis zur Gegenw art (zuerst im Jahrbuch des 
Deutschen Hochstifts, F rankfurt a. M. 1912, 1—25).
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D E R  D E U T S C H E  S C H U H M A C H E R  I N  B E R G E N

von

J O H A N  S C H R E I N E R

In seiner grundlegenden Übersicht der hansischen Forschung sagt 
Paul Johansen 1955 L „Zu den auffälligsten Erscheinungen der han­
sischen Geschichte gehören die deutschen Schuhmacher in Norwegen. Es 
hat bis jetzt nicht geklärt werden können, warum sie gerade hier einen 
so günstigen Nährboden fanden, daß sie sich zu Tausenden niederließen, 
und warum nicht ebensogut norwegische Schuster ihre Rolle hätten über­
nehmen können. Arbeiteten sie auch für auswärtige M ärkte?“ Das Pro­
blem ist vorher niemals in einer solchen Weise gestellt worden, die Nor­
wegens eigentümliche Sonderstellung im M ittelalter derartig klar hervor­
treten läßt.

W er auf die gestellte Frage eine Antwort suchen will, wird in meh­
reren eingehenden Studien, die sowohl von norwegischer als auch von 
deutscher Seite her schon lange vorliegen, eine gute Stütze finden2. Neues 
zeitgenössisches Material, das die älteren Darstellungen in wesentlichen 
Punkten ergänzen könnte, ist nicht zum Vorschein gekommen.

Mit vollem Recht richtet Johansen den Blick der Forschung gerade 
auf die Schuhmacher. Gewiß gab es auch eine ganze Reihe anderer deut­
scher Handwerkergruppen in Norwegen; aber über sie liegen nur knappe 
und wenig präzise Nachrichten vor. Obwohl deutsche Schuhmacher im 
M ittelalter auch in kleineren norwegischen Städten wie Drontheim, Oslo 
und Tönsberg einen festen Wohnsitz aufgeschlagen hatten, ist es aus 
sachlichen und quellenmäßigen Gründen naheliegend, die Untersuchung 
vorzugsweise auf Bergen zu konzentrieren.

Sämtliche Schuhmacher in Bergen waren Pächter des Königs in einem 
bestimmten Plof („G arten“) und verpflichtet, nur auf dieser Stelle zu 
wohnen. Die Verordnung darüber, wo die W erkstätten liegen sollten, 
wurde bereits um 1250 erlassen und betraf damals wahrscheinlich auch 
norwegische Schuster. Daß die Deutschen schon früh bemüht waren, sich 
ein Monopol zu schaffen, zeigt ein Königsbrief von 1304, der die Ver­

1 H G bll. 73 (1955), 58. — Professor Johansen w ar so liebensw ürdig, meinen 
Aufsatz zu übersetzen.

2 B. E. Bendixen, De tyske haandverkere paa norsk grund  i m iddelalderen, 
K ristiania 1912; Friedrich Techen, Die deutschen H andw erker in Bergen, in: 
H G bll. 1913, 561—576; Sigurd Grieg, D et norske händverks historie I, Oslo 
1936.
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hältnisse in Oslo betrifft. W ir erfahren, daß die Deutschen von „un­
serem H of“ die Norweger und Ausländer verjagt hatten, die in Nor­
wegen verheiratet waren. Als der Pachtvertrag über den Hof der Schuh­
macher in Bergen im Jahre 1330 erneuert wurde, da war nur noch von 
Deutschen die Rede; jetzt hatten sie keine Konkurrenten mehr.

Es waren indessen nicht allein die Norweger, die von der Produktion 
und dem Verkauf von Schuhen in Bergen ausgeschlossen wurden. Auch 
Handwerker aus Hansestädten durften sich keinesfalls immer mit solcher 
A rt Arbeit den Lebensunterhalt auf norwegischem Grund und Boden 
verdienen. W ährend eines Hansetages äußerten die Ratssendeboten der 
Zuiderseestädte 1393 den Wunsch, daß ere b u rg h er  d e r  a m p te  (to  B er-  
g h en ) b ru k e n  m o ch ten  li ik  a n d e re n  h en sesled en . Dagegen wandten die 
Lübecker ein, daß es dem Kaufmanne nicht zustände, eine solche Sache 
zu entscheiden, su n d e r  an d e r  herscap  v a n  d e m e  r i i k e 3. Es scheint aus 
dieser ausweichenden Antwort hervorzugehen, daß die Lübecker des 
Kontors es nicht für opportun hielten, offen zu erklären, daß sie wenig 
willkommene Hansebrüder ausschließen wollten.

Nicht genug damit, daß Lübecks Konkurrenten im Norwegenhandel 
als Handwerker in Bergen unerwünscht waren, erließ man außerdem 
eindeutige Verordnungen, die verhindern sollten, daß der deutsche 
Schuhmacher eine Gefahr für seine handelsbeflissenen Landsleute auf 
der Brücke wurde. Zu diesem Zweck verordnete das Kontor im Jahre 
1379, daß ein Schuhmacher, der mehr als 25 Schilling Grote Vermögen 
besaß, sein Handwerk in der Stadt nicht ausüben dürfe. 1408 wurde 
die obere Grenze für die Höhe des Vermögens auf 22 M ark Lübisch 
heraufgesetzt, d. h. von 225 auf 352 Schilling Lübisch4. W eiter heißt es 
in dieser Bestimmung, daß derjenige, der ein gewisses Geldvermögen 
erworben habe, Bergen verlassen müsse. Friedrich Techen sagt hierzu: 
„Wenn hier, ganz im Gegensatz zu den Amtsrollen der deutschen Städte, 
die vielfach von den neuen Amtsmeistern den Nachweis eines M i n d e s t -  
besitzes fordern, der zulässige Besitz der deutschen Schuhmacher zu Ber­
gen nach o b e n  abgegrenzt ist, so kann das nur den Sinn haben, daß 
es ihnen unmöglich gemacht oder erschwert werden sollte, sich auf den 
Handel zu legen und mit dem Kaufmann in W ettbewerb zu treten“ 5. 
Daß gerade dieses die Absicht war, wird von eindeutigen Quellenzeug­
nissen des 15. Jahrhunderts bestätigt.

Laut Angaben des Kontors von 1450 war vier Jahre früher ein Ver­
gleich zustandegekommen: D e ampte laveden do, nyne copmanscopp vier 
to hantyrende . . .  nnde se wolden in de stede an ere vrunde schriven, 
nymant scolde an se gud senden off Le schriven. Nichtsdestoweniger muß­

3 HR I 4, n. 152.
4 Bezüglich der Umrechnung in Schilling Lübisch vgl. August Steinnes, in: N or- 

disk K ultur X X X , 132 ff.
5 Techen, 567.
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ten die Kaufleute mit Ärger konstatieren, daß die Schuhmacher und 
andere deutsche Handwerker in Bergen immer noch Zusendungen von 
Bier, Mehl und Malz aus den Städten empfingen — dat siik nicht en bort 
noch wontlik i s 6.

In der Mitte der siebziger Jahre des 15. Jahrhunderts tauchte das 
Problem erneut auf; doch hatten die Klagen diesmal einen anderen In­
halt. Das Endergebnis der Verhandlungen war eine Verordnung darüber, 
daß die Handwerker ihre eigenen W aren gegen norwegische tauschen, 
nicht aber diese für eigene Rechnung aus dem Lande senden durften: 
die erworbenen norwegischen W aren mußten ausschließlich an den deut­
schen Kaufmann veräußert werden. Es ist weiter davon die Rede, daß 
deutsche Handwerker, die Bergen verließen, öfters ere gnd, wes se dar 
vorworven hadden, in wäre van dar voreden, was angeblich gegen den 
alten Brauch verstieß: de koptnan in menynge were, dat se sodane wäre 
en dar to Bergen vorkopen scholden unde dat in gelde overvoren edder 
verkopcn la ten1.

Diese Quellenzitate berichten deutlich genug, worauf das Programm 
des Kontors hinauslief. Die Schuhmacher durften unbehindert ihr H and­
werk gebrauchen und ihre Schuhe verkaufen; geschah es, daß norwegische 
Behörden sich hier einmischten und eine Kontrolle ausüben wollten, dann 
setzten sich die Kaufleute auf der Brücke energisch zur Verteidigung ih­
rer Landsleute e in 8. Aber unter keinen Umständen durfte die Handels­
tätigkeit der Schuhmacher sich weiter erstrecken als auf den Verkauf der 
eigenen Produkte. Der Kaufmann bestand darauf, dem Schuhmacher alle 
Arten von norwegischen Tauschwaren abkaufen zu können, die dieser 
nicht für die eigene Haushaltung benötigte. W aren die Handwerker 
in dem Grade als untergeordnetes Glied in das deutsche Handelssystem 
eingefügt, dann verstand es sich nahezu von selbst, daß man ihnen un­
möglich erlauben konnte, für eigene Rechnung im W ettbewerb mit dem 
Kontor Import zu betreiben.

W enn solche Fragen dem Kaufmann besonderen Grund zur Sorge 
gaben, so war es deswegen, weil der Lehnsherr und König nichts sehn­
licher wünschte, als die Handwerker zu sich herüberzuziehen und ihnen 
dieselbe Handelsfreiheit einzuräumen wie den norwegischen Stadtbür­
gern. Eine Spaltung zwischen den beiden Gruppen von Hansen in Bergen 
hätte wie nichts anderes dazu gedient, das Kontor zu schwächen9.

In den Klageschriften des Kontors findet sich keine Andeutung dar­
über, daß die Schuhmacher W aren eigener Produktion nach Deutschland

6 HR II 7, n. 528 § 14 und 1.
7 HR II 7, n. 278 § 4; n. 336 § 4; n. 378 § 4.
8 HR II 7, n. 474.
9 Diese Frage ist ausführlich in den oben (Anm. 2) angeführten  Darstellungen

erörtert worden, hat aber nur wenig Zusam m enhang m it dem hier behan­
delten Problem.
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gesandt hätten. Im Gegenteil, der Kaufmann behauptete, daß sie (die 
Schuhmacher) Leder und Schuhzeug aus den Hansestädten einführten, 
um dieses in Norwegen zu verkaufen10. Auch nach England kann kein 
Export von Schuhen möglich gewesen sein, die von deutschen H and­
werkern in Norwegen hergestellt worden waren. In den erhaltenen, sehr 
eingehenden Zollrechnungen verschiedener englischer Städte des 14. Jah r­
hunderts, die ein anschauliches Bild von dem Warenaustausch zwischen 
Norwegen und England geben, werden Schuhe überhaupt nicht genanntn .

Daß Produkte solcher A rt nicht zur Ausfuhr aus Norwegen bestimmt 
waren, scheint weiter aus den Preisvorschriften hervorzugehen. So heißt 
es in einer Verordnung über den Handel in Bergen 1282, daß die Ge­
meinde über das Unrecht geklagt habe, welches die Schuhmacher begehen, 
indem sie einen ungewöhnlich hohen Preis für das Schuhzeug festsetzen. 
1330 verlangte man, daß die Schuhmacher in Bergen rechtschaffen in a l­
lem Handel sein und ihre Schuhe nach der von den norwegischen Be­
hörden festgesetzten Preistaxe verkaufen sollten. 1442 heißt es dem­
entsprechend, daß die deutschen Schuhmacher in Bergen eidlich versichern 
mußten, daß sie nicht mehr als den vorgeschriebenen Preis für gewöhn­
liche, von ihnen genähte Schuhe verlangen würden. W eiter bestimmte 
man 1381, daß sie verpflichtet seien, ihre handwerkliche Arbeit gegen 
Entgelt in königlicher Münze abzugeben und norwegisches Geld nie zu 
verschmähen 12.

Solche Ouellenhinweise scheinen zu bezeugen, daß die Schuhmacher 
in Bergen einzig und allein für den norwegischen M arkt produzierten. 
In einem königlichen Brief vom Jahre 1377 wird von ihren Zunftbrüdern 
in Drontheim gesagt, daß sie „nützlich für unsere U ntertanen durch ihre 
Schusterarbeit und den Schuhverkauf“ seien13.

Die zunftmäßig organisierten städtischen Handwerker stellten eine 
revolutionierende Neuheit dar im Vergleich zur traditionellen norwegi­
schen bäuerlichen Schuhmacherei, welche von professionellen Land­
schustern oder als Hausindustrie betrieben wurde. Die wichtigsten von 
den deutschen auf diesem Gebiet mitgebrachten technischen Verbesserun­
gen bestanden darin, daß man das Leder mit Lohe gerbte und das 
Schuhwerk mit einer besonderen Sohle versah. Anstelle weicher Schuhe, 
die schnell durchgeschlissen wurden, konnten nun solide und haltbare 
hergestellt werden; und dazu kamen die Stiefel als große N euheit14.

10 H U B V III, n. 42 § 5.
11 A lexander Bugge, Studier over de norske byers selvstyre og handel fö rH anse- 

aternes tid, K ristiania 1899, 200 ff.
12 N orges gamle love III, n. 2 (1282); HUB II, n. 495 (1330); H R II 7, n. 474 

(1442); HUB IV, n. 725 (1381).
13 N orges gamle love III, n. 112.
14 H ja lm a r Falk, L itt om sagatidens sko, M aal og M inne 1917, 51—63; Edv. 

Bull, K ristianias historie I, K ristiania 1922, 132 ff.



128 Johan Schreiner

Das bedeutete aber keinesfalls, daß die Landschuster durch deutsche 
Handwerksarbeit brotlos wurden. W enn auch der alte Schuhtyp all­
mählich ungebräuchlich wurde, so hatte doch die Mehrzahl schlichter 
Bauern im Lande kaum die Mittel, um sich die neuen teuren Schuhe 
und Stiefel aus Bergen zu besorgen. Noch weniger war wohl die Fischer­
bevölkerung in Nordnorwegen dazu imstande, derartiges Schuhwerk zu 
kaufen. Die Wahrscheinlichkeit spricht dafür, daß es nicht in erster Linie 
Leute aus bescheidenen Lebensverhältnissen waren, die Kunden der deut­
schen Schuhmacher wurden. Ihre Produkte fanden sicher hauptsächlich 
innerhalb relativ wohlhabender Kreise Absatz. Obwohl wir hierfür keine 
direkten Quellenzeugnisse besitzen, auf die wir uns stützen könnten, kann 
doch angenommen werden, daß eine solche Schlußfolgerung ziemlich 
sicher ist.

W er waren nun die Norweger, welche ständig das Schuhwerk zu 
kaufen vermochten, das die deutschen Schuhmacher in Bergen produzier­
ten? Mit Sicherheit läßt sich diese Frage nicht beantworten; wir können 
nur eine Hypothese aufstellen. Eine solche Hypothese könnte davon 
ausgehen, daß die Abnehmer geistliche oder weltliche Inhaber von 
Grundrenten und Landbesitz waren. Laut eines königlichen Briefes vom 
Jahre 1372 hatte der Bischof von Bergen allerdings das Recht, sich „einen 
Schuhmacher in seinem Hofe zu halten, der für sein Volk, aber nicht 
zum W eiterverkauf für andere nähen“ so llte15. Demgegenüber erfahren 
wir 1405, daß die Schuhmacher-„Garten“ in Oslo und Tönsberg jährlich 
als Pacht je  100 Paar Stiefel und 200 Paar Schuhe zu liefern hatten, die 
den Dienstmannen des Königs zugute kamen 16. Es zeigt sich also, daß 
die deutschen Schuhmacher einen gewissen Bedarf zu decken hatten, und 
das muß hauptsächlich auf kommerzieller Basis geschehen sein. Im Aus­
tausch gegen Schuhe und Stiefel der eigenen Produktion haben sie von 
den Grundbesitzern solche W aren erhalten, die diese als Pacht von ihren 
Untersassen erhielten. Auf diese Weise wurden auch Landstriche außer­
halb der Fischereidistrikte Nordnorwegens in ökonomischer Hinsicht mit 
den Umsatz- und Produktionsstätten der Hansen in Bergen verbunden.

Dieses ist, so glaube ich, das Kernproblem und ein Hinweis darauf, 
wie die große Anzahl deutscher Schuhmacher gerade in Norwegen er­
klärt werden könnte.

Den Lebensnerv im Handelsverhältnis der Hansestädte mit Norwegen 
bildete der Tausch von deutschem Brotkorn gegen norwegischen Dörrfisch. 
Dieser Tauschhandel bildete die eigentliche Grundlage für die einzig­
artige Machtstellung der Hanse in Norwegen. Es kann kaum ein Zwei­
fel darüber bestehen, daß ihre Herrschaft, sowohl ökonomisch wie poli-

15 HUB IV, n. 423.
16 D iplom atarium  Norvegicum  X I, 100.
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tisch, im wesentlichen auf dem Getreide aus den Ostseegebieten basierte, 
von welchem die Bevölkerung der Lofoten gänzlich abhängig war.

Aber das gilt — wohl gemerkt — nur für die Bevölkerung der 
Lofoten. Die anderen Landdistrikte in Norwegen befanden sich nicht 
in der gleichen Lage. Außerhalb der Städte war sonst überall die binnen­
ländische Kornproduktion für die Deckung des Bedarfs ausreichend; 
wenn örtlich ein Mangel auftrat, dann wurde das nötige Getreide ge­
wöhnlich von anderen Landbezirken und nur äußerst selten durch Import 
aus der Fremde herbeigeschafft. — Es kann sein, daß dieses grundlegende 
Faktum in deutschen Darstellungen des Verhältnisses der Hanse zu 
Norwegen nicht genügend deutlich zum Ausdruck kommt.

Soweit also die Verbindung mit dem ganzen Küstengebiet südlich 
von Nordland in Frage kam, spielte der Verkauf von Brotkorn keine 
oder nur eine geringe Rolle. Aber die Hansekaufleute hatten ein sehr 
großes Interesse für den Handel auch mit jenen Teilen Norwegens, die 
geographisch gesehen ihrer Residenz in Bergen ungleich näher standen. 
W ie sollte aber ein Handel Zustandekommen, wenn ihre wichtigste W are, 
das Getreide, hier keinen regelmäßigen Absatz fand? Die Hansen hatten 
auch andere Importgüter, welche nahezu von jedem Schiff aus der Ostsee 
mitgebracht wurden. Es handelt sich um Malz, um Bier und um Tuch 
verschiedener Qualitäten. Diese W aren gingen auch nach Nordnorwegen; 
sie waren aber nicht weniger auch in den Landbezirken von Vestland 
gefragt. Von hier erhielt man wenig Fisch, dafür aber Produkte aus 
Naturalabgaben und Landessteuern, aus Landwirtschaft und Jagd, zu­
meist Butter, Häute und Pelze. Derartige Handelsartikel nahmen die 
deutschen Kaufleute sowohl Bergens als auch der kleineren ostnorwegi­
schen Städte Oslo und Tönsberg gern als Tauschware an. Als wertvolle, 
ja  geradezu unentbehrliche Ergänzung zu den Importwaren kamen dann 
noch die Schuhe und Stiefel hinzu, hergestellt von den deutschen Schuh­
machern in Norwegen.

Gerade weil die Hansekaufleute der Bevölkerung im Süden der 
Lofoten — sofern sie überhaupt hier handeln wollten — keine lebens­
wichtige W are anzubieten hatten, war es auch so dringend geboten, jede 
unbefugte Konkurrenz auszuschalten. Daher war es auch so wichtig, die 
Schuhmacher unter strenger Kontrolle zu halten.

9 H Gbl. 81
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J o h a n n e s  B ä r m a n n ,  Die Städtegründungen Heinrichs des Löwen 
und die Stadtverfassung des 12. Jahrhunderts. Rechts geschichtliche 
Untersuchung. Forschungen zur deutschen Rechtsgeschichte, 1. Band. 
Köln/Graz 1961, Böhlau Verlag. 309 S.

U nter betont juristischer Fragestellung widm et Verf. einem in den letzten 
Jahrzehnten  viel erörterten  Them a eine umfangreiche Untersuchung. Es handelt 
sich um die bereits 1942 maschinenschriftlich vorgelegte H abilitationsschrift des 
aus der Schule K onrad Beyerles stam m enden Rechtshistorikers.

Lübeck, F reiburg i. Br., Braunschweig, München und Schwerin werden aus­
führlich behandelt. Daneben geht Verf. auch auf die V erhältnisse in Bremen, 
H am burg, Bardowick, Lüneburg, Haldensleben, H annover, G öttingen und M ün­
den ein. Die zentralen Probleme der m ittelalterlichen Stadtgeschichtsforschung 
wie Stellung der gegründeten Stadt zu ihrem S tadtherrn , Entstehung der Rats­
verfassung aus G ründerkonsortium , G ilde oder V orstand eines Schwurverbandes, 
die Entwicklung der Stadtgem einde aus der coniuratio oder der Landgem einde 
stehen im M ittelpunkt dieser A rbeit. B. bemüht sich um originelle und neue 
Lösungen fü r die genannten Probleme; doch können seine Lösungsversuche nur 
zu einem geringen T eil überzeugen. B.’s A rbeit kann  h ier nu r eingehender be­
sprochen werden, soweit sie die Städte des hansischen Raumes behandelt.

In einer längeren E rörterung der Grundeigentum s- und H errschaftsverhält­
nisse in den von Heinrich dem Löwen gegründeten S tädten zur Zeit ihrer G rün­
dung verficht Verf. die Ansicht, daß der Herzog nicht — wie bisher stets an­
genommen — auf eigenem G rund und Boden, sondern auf herrenlosem  Land 
lediglich auf G rund seiner Herrschaftsrechte, d. h. k raft „öffentlicher Rechte“ 
(209), gegründet habe. Kann man für Schwerin der These, daß Heinrich der 
Löwe auf G rund des Regals an herrenlosem L and das G elände fü r die Stadt 
zur V erfügung stellte, noch folgen, so ist für Braunschw eig-H agen eine G rün­
dung auf welfischem A llod sehr viel naheliegender, und in Lübeck spricht der 
klare W ortlau t in der entscheidenden Quelle, in H elm olds Bericht von der N eu­
gründung der S tadt 1159 eindeutig gegen B.’s B ehauptung. G raf A dolf von 
Schauenburg hat dem Herzog vor dessen G ründung das spätere Lübecker S tadt­
gelände (castrum et insulam) überlassen (resignavit) l. Entscheidende V oraus­
setzung für eine S tadtgründung in jener Zeit ist, daß der S tadtgründer den 
dazu erforderlichen G rund und Boden tatsächlich besitzt. Die den modernen 
Juristen  interessierende Frage, ob es sich dabei um private  oder öffentliche Rechte 
am Stadtgebiet handelt, w ird  der Term inologie der Q uellen und dem Denken 
der Zeit nicht gerecht; wissen wir doch aus den Forschungen Otto Brunners und

1 Helm old I, 86. — Z ur Kritik an dieser These siehe auch Jo rd an , Die S tädte­
politik Heinrichs des Löwen, H G bll. 78, 1960, 9 und 20; A. von Brandt für 
Lübeck in ZV LG A  42, 1962, 129.
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W alte r Schlesingers, daß das M itte la lter die uns vertraute scharfe T rennung  von 
öffentlicher und privater Sphäre noch nicht kennt und das A djek tiv  „publicus“ 
einfach im Sinne von „königlich“ verwendet.

E in weiteres Ziel des V erf. ist es, die Theorie von der p lanm äßigen A nlage 
der G ründungsstädte zu widerlegen. Eine kritische M usterung der S tad tg rund­
risse von Lübeck, Schwerin, München und Braunschweig soll den Beweis e r­
bringen. N un w ird fü r Lübeck niem and behaupten wollen, der gesamte G rundriß  
der m ittelalterlichen S tadt sei auf dem R eißbrett entworfen worden. E in W achs­
tum in m ehreren Phasen erscheint heute als das W ahrscheinliche. H ingegen läßt 
sich eine Planm äßigkeit der A nlage bei den beiden Braunschweiger N eugrün­
dungen aus der Z eit Heinrichs des Löwen, H agen und N eustadt, nicht leugnen.
B.’s E inw ände vermögen nicht zu überzeugen2.

Einen breiten Raum nim m t in B.’s A rbeit die Entkräftung der Hypothese 
Fritz Rörigs vom G ründerkonsortium  als V orläufer des Rates ein. In diesem 
Zusam m enhang beschäftigt er sich ausführlich m it Freiburg i.B r., Lübeck und 
Braunschweig. G estreift w erden u. a. W ien, Köln, Goslar, Freiberg i. S. und 
Prenzlau. Im W esentlichen folgt B. den Gegenargum enten Luise von W in te r­
felds und Theodor M ayers. W as er an originellen G egengründen im Hinblick 
auf Lübeck beizusteuern hat, ha t für sich genommen wenig Ü berzeugungskraft, 
wie jüngst A. von B randt gezeigt h a t3. Da die Rörigsche T heorie als E rk lä ­
rungsversuch für die E ntstehung der Ratsverfassung in den letzten Jahrzehnten 
verschiedene Einschränkungen und M odifikationen erfahren hat, erscheint B.’s 
Polemik in zahlreichen Punkten von einer unnötigen Breite. W eder kennt er die 
jüngsten Plädoyers A. von B ran d ts4 und Heinrich Reindees5 für die Rörigsche 
Konzeption, noch berücksichtigt er die verm ittelnden und nuancierenden Stel­
lungnahm en Edith  Ennens und Karl Jo rd a n s6.

W ie erklärt nun B. die Entstehung des Rates? E r glaubt auch in den G rün­
dungen Heinrichs des Löwen Parallelen zwischen Stadt- und Landgem einde 
sowie den landrechtlichen U rsprung  der Ratsverfassung nachweisen zu können 
(249). Zwischen ihr und der Landgerichtsverfassung sieht er einen engen Z u­
sam m enhang (136). Aus dem Beisitzerkollegium, das aus dem Gerichtsum stand 
der gesamten Gerichtsgemeinde entstanden sei, habe sich der S tad tra t entwickelt 
(187, 190). Zu dieser T heorie ist zu bemerken, daß sich in den beiden wichtigsten 
G ründungen Heinrichs des Löwen, in Lübeck und Braunschweig-Hagen, eine 
derartige Funktion des Rates nicht nachweisen läßt. E in Schöffenkollegium oder 
ein diesem vergleichbares U rteilsfindergrem ium , aus dem der R at sich en t­
wickelt haben könnte, gibt es nicht. U rteilsfinder im Vogtgericht ist in beiden 
Städten die gesamte Gerichtsgemeinde, aus der der Vogt einzelne U rteilsfinder 
auswählen kann. Doch hat sich hieraus kein fest umrissener Personenkreis, der 
sich als V orläufer des Rates ansprechen ließe, entwickelt. A uf G rund des W ech­

2 Zu dieser Frage je tz t die grundlegende, von B. nicht m ehr berücksichtigte 
A rbeit von E. Keyser (siehe H G bll. 79, 117).
3 ZV LG A  42, 1962, 130.
4 ZV LG A  36, 1956, 79 ff.
5 H G bll. 75, 1957, 4 ff.
6 E. Ennen, Frühgeschichte der europäischen Stadt, 1953, 177. — H G bll. 78, 
1960, 13.

9 *
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sels zwischen den Bezeichnungen „cives“ und „consules“ in den Zeugenreihen 
städtischer U rkunden (187) läßt sich die H erkunft des Rates aus dem Gerichts­
um stand nicht erweisen, sondern nur das allmähliche Sichdurchsetzen der A m ts­
bezeichnung „consules“. Die von B. verm utete Entwicklung m üßte noch in den 
ältesten Rechtsaufzeichnungen zu erkennen sein. N u r ein lateinischer Kodex des 
lübeckischen Rechts nennt zwei den Vogt kontrollierende Beisitzer aus dem Rat. 
Die A rt ih rer T ätigkeit macht es unwahrscheinlich, daß sie aus einem U rteils­
finderkollegium  hervorgegangen s in d 7. Die im Zusam m enhang m it der gefälsch­
ten sogen. R atsw ahlordnung Heinrichs des Löwen stehende Nachricht der Det- 
marchronik, daß es in Lübeck, bevor Heinrich der Löwe die Ratsverfassung ein­
geführt habe, nur einen „burem eystere“ wie in  einem D orf gegeben habe, weist 
keinesfalls „deutlich auf den landrechtlichen U rsprung  der lübisdhen R atsver­
fassung“ (249) hin. W ill m an dem Detmarsbericht einen Echtheitskern zubilligen, 
so kann m an ihn m. E. nur darin sehen, daß er die R atsverfassung in Lübeck 
als eine Neuschöpfung des Sachsenherzogs, die gerade nicht an ältere E in ­
richtungen anknüpft, sondern diese ersetzt und überflüssig macht, darstellt. B.’s 
A usführungen geben keine Veranlassung, von der bisherigen A uffassung abzu­
rücken, daß in Lübeck der 1201 erstmals als R at bezeugte G em eindevorstand bis 
in die A nfänge der S tadt zurückreicht und wahrscheinlich im Zusam m enhang mit 
der N eugründung 1159 entstanden ist. Seine frühe Entstehung bestätigt auch 
H elm old von Bosau durch die Erw ähnung der „patres Lubicanae rei publicae“, 
w orauf jüngst K. Jo rd an  hingewiesen h a t8. — Lassen in den einzelnen W eich­
bilden Braunschweigs gewisse Anzeichen, etwa die E rw ähnung des Burmeisters 
(m agister civium) im H agen, auf eine ältere, der Landgem einde entsprechende 
V erfassungsform schließen, so gibt das noch keinen Aufschluß über die E n t­
stehung des Rates. E r läß t sich zwar nicht so w eit zurückverfolgen wie in Lübeck; 
jedoch erscheint er im W eichbild H agen relativ  früh (1227) als bereits bestehende 
regierende Obrigkeit („consules, . . .  quorum consilio civitas reg a tu r“) 9. Vorbild 
mögen entweder Lübeck oder die westdeutschen S tädte gewesen sein. Das Ge­
richtsbeisitzerkolleg als Vorstufe des Rates kommt nur dort, wo es selbst oder 
die Schöffenverfassung nachweisbar ist, in Betracht.

N u r kurz können hier B.’s eigenwillige und problematische Ausführungen 
über S tadtgründung und Ratsentstehung in F reiburg  im Br. gestreift werden.
B. möchte die Stadtgründungsurkunde Herzog K onrads von 1120 als Fälschung 
erweisen, trau t sich aber in dieser Frage eine endgültige Entscheidung nicht zu 
(98). U nter der Voraussetzung ihrer Echtheit v e rtritt B. die These, daß die in ihr 
genannte „coniuratio“ der „allgemein verbreitete Schwur des U rteilerkollegs“ 
(113) sei und die m it dieser „coniuratio“ zusam m enhängenden „coniuratores 
fo ri“, die V orläufer der „consules“, U rteilsfinder bzw. Beisitzer des stad therr­
lichen Gerichts seien. W ährend  es in Lübeck und Braunschweig für einen ähn­
lichen G edanken keine A nhaltspunkte in den Quellen gibt, ist in Freiburg die

7 Frensdorff, S tadt- und Gerichtsverfassung Lübecks im X II. und X III . Jh., 
1861, 173— 174, 87; Varges, Gerichtsverfassung der S tad t Braunschweig bis zum 
Jah re  1374, 1890, 50.
8 H elm old I, 74. — Jordan , HGbll. 78, 1960, 13.
8 Keutgen, Urk. zur städt. Verfassungsgeschichte, 1901, 178. — Diestelkamp, 
S tädteprivilegien Herzog Ottos des Kindes, 1961, 35 (siehe unten, 198).
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T ätigkeit der V ierundzw anzig als U rteilsfinder überliefert. Fraglich bleibt, ob 
dies ihre prim äre Aufgabe gewesen ist, da w ir sie bei ihrer ersten Erw ähnung 
in der K onradsurkunde nicht als U rteilsfinder, sondern als V ertre ter der G e­
meinde dem S tad therrn  gegenüber kennen lernen. M an verm ißt eine A usein­
andersetzung m it E dith  Ennens Deutung der „coniuratio“ als B ildung eines 
Schwurverbandes, dessen V orstand die genannten „coniuratores fo ri“ s in d 10, 
und m it Heinrich Büttners In terpretation, der in der „coniuratio“ nur eine ein­
seitige E idleistung des Herzogs bzw. seiner M inisterialen sehen w il lu . S tatt- 
dessen erfolgt eine lange Polemik gegen H erm ann Joachims nicht m ehr aktuelle 
G ildetheorie und gegen die schon von Planitz und Ennen w iderlegte These 
Rörigs vom U nternehm erkonsortium  in Freiburg. Angem erkt sei noch, daß die 
in der K onradsurkunde genannten „mercatores personati“ nicht als „Kaufleute 
und so sich G ebärdende“ (112) zu übersetzen sind, sondern „personati“ als A ttribu t 
zu „m ercatores“ aufzufassen ist und die Bedeutung „angesehen“ hat.

Das H auptziel des Verfassers ist es, für die S tadtgründungen Heinrichs des 
Löwen die „hoheitliche G ründungsform “ zu erweisen. Die G ründungen seien 
lediglich m ittels des herzoglichen Hoheitsrechtes (228—229), „mit den M itteln 
des öffentlichen Rechts aus den Befugnissen der wachsenden Landeshoheit
heraus“ (230) erfolgt. B. läß t sich viel zu sehr von m odernen juristischen V or­
stellungen le ite n 12. Die seit Jahrzehnten sich m ehr und m ehr durchsetzende
Überzeugung, daß m an den m ittelalterlichen H errschafts- und Rechtsverhält­
nissen durch die bedenkenlose Anwendung m oderner juristischer Begriffe nicht 
gerecht werden kann, hat in B.s Buch noch kaum Spuren hinterlassen. E r p ro ­
jiz iert Rechtszustände, die erst die volle A usbildung des m odernen Staates zur 
Voraussetzung haben, in das 13. Jh . Im G runde sieht er bereits Heinrich den 
Löwen als unumschränkt regierenden Fürsten, der m it H ilfe  seines Beam ten­
apparats seinen W illen  durchsetzen kann. Im einzelnen füh rt das zur U n te r­
schätzung der Selbständigkeit von Stadtgem einde und R at und zur Ü berbe­
w ertung der Rolle des stadtherrlichen Vogtes. So vertritt B. die kaum  haltbare  
These, daß Heinrich der Löwe in Braunschweig-Altstadt und H agen die Vogtei 
„einem Bürgerlichen, der in ständiger Abhängigkeit eines Beamten zu ihm blieb“ 
(221), übertragen habe. Die bisherige Auffassung, die B. eigenartigerw eise an 
einer früheren Stelle in seinem Buch selbst v ertritt (148), daß M inisteriale die 
Vogtei im 12. Jh . besessen hätten, w ird mit der Begründung abgelehnt, daß es sich 
hierbei um die Stiftsvogtei handele. Die von B. zum Beweis angeführte Beob­
achtung, daß die im 12. Jh . und ersten V iertel des 13. Jhs. genannten Vögte 
stets im Zusam m enhang m it Stiftsangelegenheiten und nur m it der Bezeichnung 
„advocatus de Brunsvic“ (statt „advocatus civitatis de Brunsvic“) auftauchen, 
besagt bei der spärlichen, überwiegend kirchlichen U rkundenüberlieferung aus 
der Frühzeit Braunschweigs nichts. Wahrscheinlich w ird Stifts- und  Stadtvogtei 
zeitweilig in einer H and gewesen sein. Vor allem erhebt sich die Frage: W arum  
sollte ein Bürger, den m an sich nicht als neuzeitlichen S taatsfunktionär, sondern

10 Ennen, Frühgeschichte, 177. — Die Polemik gegen Planitz und Ennen (289— 
294) geht auf die Freiburger Verhältnisse nicht ein.
11 Zeitschr. f. d. Geschichte des Oberrheins 1957, 64—71.
12 Das gilt auch fü r die A usführungen über Eigentum  und Rechte an  Straßen 
S tädteprivilegien H erzog Ottos des Kindes, 1961, 35 (siehe unten, 198).
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als G lied einer m ittelalterlichen Genossenschaft vorzustellen hat, vom S tad t­
herrn abhängiger gewesen sein als ein M inisteriale?

Nicht gelungen ist die G liederung des Stoffes. Zahlreiche erm üdende W ie­
derholungen w ären dem Leser erspart geblieben, hätte  B. die Städte einzeln 
hintereinander behandelt und die Ergebnisse in m ehreren Schlußkapiteln zu­
sam m engefaßt, wie das in ähnlichen rechtsvergleichenden Untersuchungen ge­
schehen i s t13, sta tt den Stoff nach sachlichen Gesichtspunkten (G ründungsvor­
gang, Grundeigentum sverhältnisse, V erkehrslage, G rundriß , U nternehm erkon­
sortium, Freiheitsrechte usw.) auf einzelne K apitel aufzuteilen. A udi auf andere 
W eise, etwa durch kurze Verweise auf bereits Gesagtes, hätte  sich eine wesent­
liche S traffung der D arstellung erzielen lassen.

Viele oft sinnentstellende Fehler in den w örtlidien Z ita ten  lassen einen 
M angel an Sorgfalt erkennen. So muß es heißen: „hertich“ sta tt „hertisch“, „wes“ 
statt „wen“ (8, Anm. 22, 4. Absatz); „fluvium “ sta tt „flum en“, „mons“ statt 
„mens“ (28, Anm. 1, 6. Zeile); „bowen“ sta tt „brow en“, „ irst“ s ta tt „ist“ (30, 
Anm. 6, 4. Zeile von unten); „bancum “ sta tt „bannum “ (101, 4. Zeile); „bure- 
m eystere“ sta tt „burrem eyster“, „dorpe“ s ta tt „dorn“ (141, 3.—4. Zeile; „regatur“ 
sta tt „ag itu r“ (188, 3. Zeile); „tercia p a rs“ („pars“ fehlt! 188, 2. Abs., 4. Zeile). 
Ungenau und unvollständig ist das Z ita t aus dem Aufsatz H . Blochs (158). Diese 
Zusam m enstellung ließe sich vermehren. Besonders willkürlich und unkorrekt 
geht Verf. m it Nam en, vor allem O rts- und Straßennam en, um. So muß es 
heißen: „O sterode“ sta tt „O sterrode“ (1, 47), „G itte lde“ sta tt „P itte ide“ (1; im 
Register „G itte lde“ neben „P itteide“ !), „E lbingerode“ sta tt „E lbingerrode“ (25), 
„Bardowick“ sta tt „Bardew ik“ (135), „O ker“ sta tt „Ocker“ (9 und öfter), „Abben­
rode“ statt „A benrodde“ (216, Anm. 5), „L iudolfus“ s ta tt „Ludolfus“ (ebd., 
1. Zeile). Völlig undiskutabel ist das vor allem  bei Braunschweig angewandte 
V erfahren, aus Stadtplänen, die den m ittelalterlichen N am ensstand w ieder­
geben, die S traßennam en zu übernehmen, sie willkürlich zu m odernisieren und 
zu verballhornen. Dabei w ird aus der „Scharrnstraße“ eine „Schemenstraße“ (71), 
aus der „Südstraße“ eine „Sustraße“ (70). In Lübeck kann man mit der Bezeich­
nung „F u tterm ark t“ nicht so operieren, als sei das ein heute noch gebräuchlicher 
Straßennam e (65). Als fehlerhaft w iedergebene Lübecker S traßennam en seien u .a. 
genannt: „T ürkenhagen“ (richtig: „T ünkenhagen“), „B erlauerfohr“ (richtig:
„B alauerfohr“ 138).

Viele der aufgeführten M ängel erklären sich aus den schwierigen Umständen, 
unter denen die A rbeit während des 2. W eltkrieges angefertig t wurde, aus der 
N eigung des Verf., neue Hypothesen ohne hinreichende quellenm äßige Begrün­
dung aufzustellen, und aus der ungleichmäßigen E inarbeitung der neueren L ite­
ratur. Vor der Drucklegung wäre eine gründliche Ü berarbeitung erforderlich ge­
wesen. In ihrer jetzigen Gestalt ist die A rbeit nicht m ehr als ein sehr anfecht­
barer D iskussionsbeitrag zu einem vielerörterten  Problem kom plex der m ittel­
alterlichen Stadtgeschichte.

Jürgen Asch

13 Vgl. die in Anm. 9 zitierte Arbeit von B. Diestelkamp.
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A h a s v e r  v. B r a n d t ,  Die Hanse und die nordischen Mächte im
Mittelalter. Arbeitsgemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein- 
Westfalen. Geisteswissenschaften, H eft 102. Köln und Opladen o. J. 
(Copyright 1962), Westdeutscher Verlag. 48 S.

S v e n  T ä g i l ,  V aldemar A tter dag och Europa. Bibliotheca Historica 
Lundensis, ed. Sture Bolin und Jerker Rosen, IX. Lund 1962, C. W. K.
Gleerup. 444 S. (deutsche Zusammenfassung 403—421).

Seit dem 2. W eltkriege, besonders aber seitdem Paul Johansen vor etwa 
einem Jahrzehn t seinen richtungweisenden Aufsatz über Umrisse und Aufgaben 
der hansischen Siedlungsgeschichte und K artographie (HGbll. 73, 1 — 105) schrieb, 
findet so etwas wie eine N euorientierung der Hansegeschichte statt. Sie zielt nicht 
zuletzt auf den A bbau gewisser seit Jahrzehnten  eingew urzelter Vorstellungen, 
die dem philosophischen Betrachter zeigen mögen, wie leicht die H istorie auch 
beim Versuch vorurteilsloser Betrachtung und ohne jeden politischen Druck zur 
M agd der Politik  bzw. der gängigen politischen Anschauungen w erden kann.

A uf diesem W ege versachlichter N euorientierung begegnen uns, beide in 
ihrer A rt höchst gewichtig, ein schmales H eft und ein dickes Buch. Die kleine, 
nach einem V ortrag  gedruckte Schrift von v. Br. bildet geradezu einen M arkstein. 
Sie versucht vor allem, die „H anse“ vorurteilslos aus sich selbst heraus zu ver­
stehen, sie als vornehmlich wirtschaftlich bestimmte Interessengemeinschaft zu 
sehen, zu zeigen, wie schwer diese Gemeinschaft begrifflich zu fassen ist, 
welche Fragw ürdigkeit einem politischen Begriff der „H anse“ anhaftet. Sie 
versucht aber auch, das besondere, übernationale W esen der Nordischen Union 
zu erfassen. H anse und Union nicht als Gegner, sondern als P artner, als au f­
einander bezogene G ruppierungen in einer rein  m ittelalterlichen, vornationalen 
W elt, das ist eines der Generalthem en der D arstellung. D arum  steckt in der 
A rbeit zugleich auch eine scharfe W endung gegen jede nationalstaatlich ge­
bundene Teleologie, somit gegen gewisse Richtungen der deutschen Geschichts­
wissenschaft des 19. und 20. Jhs. wie auch der skandinavischen Forschung.

A ber eigentlich ist m it „Die H anse“ schon wieder zuviel gesagt. Die wen­
dischen Städte, auch die preußischen und noch die livländischen Städte, das sind 
die P artner des Nordens, aber schon nicht m ehr die niedersächsischen, die m itte l­
deutschen, die rheinisch-westfälischen. Ihre Interessen gehen schon großenteils in 
andere Richtungen.

Die Achse der D arstellung ist neben der U nion der S tralsunder Friede. Aber 
auch die jeweils besondere soziale und wirtschaftliche Lage der drei nordischen 
Staaten w ird erläutert. Die nordisch-hansischen Spannungen w erden sowohl als 
Auswirkungen ständischen Denkens (als Früchte des Ringens von Königen, F ür­
sten und Städten) als auch als Ergebnisse dynastischer A useinandersetzungen 
innerhalb der Adelsgesellschaft des nördlichen Europa begriffen. D ie nationale 
Komponente kommt erst in der zweiten H älfte  des 15. Jhs. ins Spiel.

Das Heftchen scheint uns die zur Zeit beste E inführung in den Problem kreis 
„H anse“ (nicht etwa in den A blauf der hansischen Geschichte als solcher) zu sein. 
Die m it abgedruckte Diskussion zeigt leider nicht das N iveau des V ortrages und
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läßt kaum ein V erständnis fü r die grundsätzliche Bedeutung des Vorgetragenen 
erkennen.

T ägil bietet uns eine politische Biographie jenes Königs, dessen Niederlage 
1370 nach landläufiger Vorstellung zugleich den H öhepunkt hansischer Macht­
stellung darstellt. Welch ein neues Gesicht gewinnen diese Ereignisse vom Stand­
punkt Tägils! W aldem ar ist vom ersten Augenblick seines A uftretens an auf das 
Engste m it den Interessen der gesamten europäischen Politik  verflochten. Nicht 
„Hanse contra Dänem ark* heißt die Leitlinie dieses Lebens; und selbst mit 
H ilfe von Hegels „List der V ernunft“ dürfte  sich eine solche nationalistisch ge­
färbte Leitlinie kaum nachträglich stipulieren lassen. W aldem ars Leben und 
A rbeit gehören in ausgesprochen m ittelalterliche, europäisch-dynastisch-macht­
politisch orientierte Zusam m enhänge: Das ist das G eneralthem a dieses Buches.

Von A nfang an w ar W aldem ar vor allem mit den W ittelsbachern verbunden, 
die sich 1323 der M ark B randenburg bemächtigten. Bei ihnen w ar er auch er­
zogen worden. Sie brachten ihn 1340 auf den dänischen T hron , m it H ilfe Lübecks 
und der wendischen Hansestädte. W ittelsbacher waren seine ersten Ratgeber, von 
denen er sich erst im Laufe der Zeit löste. Auch bei seinem ersten Krieg gegen 
Schweden und Holstein 1342 erhielt er H ilfe von den wendischen H ansen und 
von wittelsbachischen Truppen. Als dann 1347 Ludwig der Bayer starb und das 
Haus W ittelsbach viel von seinem Einfluß an Karl IV. verlor, hatte  sich W alde­
mars Stellung in D änem ark schon genügend gefestigt. 1349 tra t er wiederum, 
wegen seiner Gegensätze zu Karl IV. und Mecklenburg, au f die Seite W itte ls­
bachs, bis es zwischen W ittelsbach und Luxem burg 1350 zu einem Kompromiß 
kam, bei dem W aldem ar zum Schiedsrichter zwischen beiden Parteien wurde 
und zugleich die Lübecker Reichssteuer zu Lehen erhielt. In den 50er Jahren  
trug er sich m it P länen einer M ilitärallianz m it Frankreich.

Diese an sich im W esentlichen bekannten Tatsachen — vielleicht w ird die 
V erbindung zu W ittelsbach etwas überbeleuchtet — w erden hier noch einmal 
aufgezählt, um deutlich zu machen, wie sehr Verf. W aldem ar als Figur nicht 
einer nationalstaatlich-isolierten nordischen Geschichte, sondern des großen euro­
päischen Schachspiels sichtbar macht.

Erst etwa ab 1360/61, m it der schwedischen Politik, m it der Eroberung 
Schonens und G otlands, gerät W aldem ar in einen scharfen Gegensatz zu den 
wendischen H ansestädten, denn je tz t stehen für diese Sundschiffahrt und Scho­
nenhandel auf dem Spiel. 1363/64 unternim m t er eine große Europareise, besucht 
Sachsen-Lauenburg, Pommern, Polen (Krakau), P rag  (Karl IV.), A vignon, F lan­
dern, sucht V erbindung m it Frankreich und England, um G egenkräfte gegen 
die H ansestädte und ihre V erbündeten zu sammeln. E r ha t im m erhin insofern 
Erfolg, als die H ansestädte keinen Krieg wagen. E rst 1367 kommt es dann zur 
Kölner Konföderation niederländischer, wendischer, preußischer, livländischer 
H ansestädte m it den Herzögen von Mecklenburg und H olstein-Rendsburg. Die 
Städte wollen ihren H andel und ihre Schiffahrt verteidigen, die Fürsten W alde­
m ar und sein Reich beseitigen. Also nicht „die H anse“ verbündet sich gegen 
W aldem ar, sondern interessierte Städte und Städtegruppen verbinden sich mit 
einer Fürstenkoalition. Das W esen der H anse als Interessenverband wird wiede­
rum deutlich; allerdings wohl nicht so k lar wie bei v. B rand t; die H anse wird 
vom Verf. doch w ieder zu sehr als Territorialm acht gesehen und gewertet. D eut­
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lieh w ird aber auch je tz t w ieder das europäische Denken W aldem ars. E r ver­
teidigt nicht sein Land, sondern nur einige Festungen. 1368 macht er wiederum 
eine Rundreise, um Europa zu mobilisieren und die Koalition auszum anövrieren 
— nicht ohne Erfolg. E r flüchtet also nicht, wie die bisherige Forschung be­
hauptet hat. T ägil betont, daß der Stralsunder Friede in A nbetracht der m ili­
tärischen N iederlage recht günstig fü r den König ausgefallen sei. W enn er dabei 
darauf hinweist, daß die H ansen auf territoriale Eroberungen verzichteten, so 
muß m an freilich sagen, daß er dam it das W esen der H anse w iederum  verkennt: 
W as hätten  den H ansestädten territo ria le  Erwerbungen genützt? W ie  hätten sie 
sie verw alten sollen? W enn der Friede glimpflich war, so deswegen, soweit es 
die Städte angeht, weil diese ihre Kriegsziele erreicht hatten: Sicherung der 
Sundschiffahrt und der M ärkte von Schonen.

Das große Verdienst des Buches liegt darin , die G estalt W aldem ars als 
Ganzes zu sehen und sein H andeln  aus sich selbst und der Z eit heraus ver­
ständlich zu machen: ein großer Schritt auf dem W ege des Abbaues nationaler 
V orurteile. Eine der Grenzen scheint aber doch darin  zu liegen, daß  T ägil die 
ständische Komponente der dam aligen Machtkämpfe, namentlich die besondere, 
eigentümliche Struktur der H anse noch nicht völlig durchschaut. D as führt zu 
gewissen falschen Akzenten bei der Bewertung der Kölner K onföderation und 
des S tralsunder Friedens, an denen aber der derzeitige S tand der H ansefor­
schung, die selbst noch nicht völlig die Schlacken des 19. Jhs. abgestreift ha t (es 
fehlt eben noch an einer m odernen Hansegeschichte), ebensowenig unschuldig 
ist wie manche Auffassungen der skandinavischen Forschung. Auch m it manchen 
Einzelheiten des Buches w ird sich die Forschung sicher noch auseinandersetzen 
müssen.

Eines steht aber fest: A n beiden A rbeiten w ird die künftige Geschichts­
schreibung der H anse nicht vorübergehen können.

Carl Haase

E r n s t  P i t z ,  Die Zolltarife der Stadt Hamburg. Deutsche Handels­
akten des M ittelalters und der Neuzeit. Hrsg. durch d. Historische 
Kommission bei d. Bayerischen Akademie d. Wissenschaften. Bd. X I: 
Deutsche Zolltarife des M ittelalters und d. Neuzeit. Teil II. Wiesbaden 
1961, Franz Steiner. LV u. 596 S.
Dem 1955 erschienenen Bande über die Geschichte des T iro ler Zollwesens ist 

nunm ehr der von P. bearbeitete Band über die H am burger Z o lltarife  gefolgt. 
So haben w ir also über den deutschen N orden und den deutschen Süden endlich 
ein Quellenwerk, das diese für die wirtschaftliche, aber auch fü r die politische 
Geschichte so bedeutsame M aterie verläßlich erschließt. E rst die H erausgabe 
weiterer Bände über die sonstigen Teile Deutschlands w ird die Möglichkeit 
schaffen, vergleichende Untersuchungen anzustellen. Heute g ilt es, den H am ­
burger Band von P. anzuzeigen, um nicht zu sagen: zu begrüßen. Soweit sich 
der Rez. ein U rteil Zutrauen kann, handelt es sich um eine Publikation , die wohl 
kaum berechtigte Wünsche offen läßt. Schon der H erausgeber (H. Aubin) hat 
in seinem Vorw ort unterstrichen, wie wichtig es war, „den T arifen  alle E rläu te­
rungen aus den Verw altungsakten hinzuzufügen, die zur Bemessung ihres A us­
sagewertes für die Handelsgeschichte beitragen können“ (V); diesem U rteil w ird
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man sich anschließen dürfen, und ebenso dem positiven U rte il über die „Sammel­
regesten“, in denen zusammengehörende Vorgänge zusam m engefaßt werden. 
Durch sie w ird m an in knappster Form über umfangreiche V orgänge unterrichtet. 
Es sei erlaubt, etwa die N rn. 36 f. hervorzuheben, die Streitigkeiten zwischen 
H am burg und Bremen betreffen, oder die N rn. 57 ff., die eine Fülle von Aus­
einandersetzungen mit zahlreichen Städten zum Inhalt haben, und ähnlich die 
N rn. 118 ff., 130 ff., 253 ff. usw. G erade daß die oft sehr weitschweifigen und 
im Kern sich ja  immer ähnlichen Streitigkeiten um die Zollerhebung in dieser 
W eise behandelt w orden sind, träg t nicht nur zur S traffung  bei, sondern ver­
m ittelt, wie Rez. meinen möchte, durch diese konzentrierte Form  auch ein ein­
prägsam eres Bild von der erwähnten Ähnlichkeit der Streitpunkte. Im Kern 
geht es ja  um die Politik Hamburgs, seine Zollsätze laufend  zu erhöhen bzw. 
neue Zollsätze einzuführen, und dies auch mit dem M ittel der Umgehung oder 
der offenen Verletzung der reichsgesetzlichen Bestimmungen, und ebenso natu r­
gemäß um die R ivalitäten mit Stade, Lübeck usw. Die Langw ierigkeit des Ver­
fahrens vor dem Reichskammergericht konnte denn gelegentlich auch dazu füh­
ren, daß H am burg im Besitze angem aßter Rechte verblieb. A ls markantestes 
Beispiel dafü r sei auf N r. 161 hingewiesen. H ier w ird  ein S treit um Zollerhe­
bungen geschildert, der 1554 beginnt und 1610 vom Reichskammergericht gegen 
H am burg entschieden w ird; H am burg beantragt aber die „restitutio  in integrum “; 
doch bleibt dieses dam it eingeleitete neue V erfahren im D reiß ig jährigen  Kriege 
liegen, und so kann die S tadt ihre Ansprüche de facto durchsetzen. — H ervor­
gehoben seien auch die Akten, die sich mit den bekannten, am Ende doch 
erfolgreichen Versuchen der Merchants Adventurers, in H am burg  Fuß zu fassen, 
beschäftigen (164 ff. u. 205 ff.), die z .T . aus dem Buch von R. Ehrenberg, H am ­
burg und England etc. von 1896 bekannt sind. P. druckt auch die wichtigsten 
Bestimmungen des Vertrages von 1567 zwischen H am burg und den Merchants 
A dventurers ab. Es kommt deutlich zum Ausdruck, daß  die englische N ieder­
lassung in H am burg zufolge der Sperre der Beziehungen Englands m it Ober­
deutschland seit 1564 als Folge des N iederländischen Freiheitskrieges erwünscht 
erschien, w oraufhin die englischen Kaufleute versuchten, über Em den und dann 
über H am burg diesen Zugang nach Oberdeutschland zu gewinnen (166). Die 
späteren V erträge und im besonderen die um fangreichen Zolltarife zwischen 
H am burg und den Merchants A dventurers von 1611 und  1618 sind ausführlich 
w iedergegeben (179 ff.). — Überraschend wirkt es, daß der D reiß ig jährige Krieg 
in den von P. ausgebreiteten M aterialien so gut wie keinen Niederschlag findet. 
Auch die späteren Reichskriege sind kaum spürbar, a llenfalls in der W eise, daß 
etwa 1705 neue Zollbestimmungen getroffen werden, die dahin  gehen, daß die 
W aren, die je tz t nicht über See, sondern auf dem L andw eg über Lübeck ein- 
treffen, vom Zoll erfaß t werden sollen. — In einer solchen Bestimmung w ird es 
deutlich, daß Lübeck jetzt der Ostsee-Vorhafen von H am burg  geworden ist, 
w ährend dereinst H am burg teilweise so etwas wie der N ordsee-V orhafen von 
Lübeck gewesen w ar. — A uf die zahlreichen A ngaben über Preise und Zollsätze, 
die erst in einer umfassenderen A usw ertung zum Sprechen gebracht werden kön­
nen, sei nur am Rande hingewiesen. N ur selten erlauben sie allerdings eine 
genaue Kenntnis der Prozentsätze des Zolls von dem Preise der G üter (etwa 
174).
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Nicht alle Fragen finden in dem ausgebreiteten M aterial eine A ntw ort; dies 
kann ja  auch nicht sein. W ichtig ist aber, daß der Band dennoch auf zahlreiche 
Fragen eine gute A ntw ort gibt, und das sei dem Verf. gedankt.

Friedrich Lütge

H e n r i  - E.  d e  S a g h e r ,  Recueil de documents relatifs ä l'histoire 
de l’Industrie drapiere en Flandre. II. Le sud-ouest de la Flandre 
depuis l’epoque bourguignonne. T. 2 (Comines — Lo). Publications de 
la Commission Royale d ’Histoire de Belgique. Brüssel 1961. 701 S.

Vor 10 Jah ren  ist der erste T eil der neuen großen Q uellenveröffentlichung 
über die flandrische Tuchindustrie erschienen und von m ir gew ürdigt worden 
(vgl. HG bll. 72, 136). Die dam als ausgesprodiene volle A nerkennung der sorg­
fältigen Bearbeitung verdient auch der neue Band vollkommen. O ffenbar ist 
übrigens die ergänzende A rbeit der drei Herausgeber, vor allem von van W er- 
veke und W yffels, diesmal in wesentlich größerem  U m fange notw endig gewesen 
als beim ersten Bande. Sowohl die Stoffsammlung m ußte ergänzt wie die sehr 
dankenswerten Einleitungen ausgebaut werden. So ist der mächtige Band aber 
auch ein sehr handliches Instrum ent geworden.

Das sachliche Ergebnis des Unternehm ens w ird mit dem Fortschreiten immer 
deutlicher. Die zweite Phase der westflandrischen Tuchindustrie m it dem A b­
sterben alter und dem Aufstieg neuer Tuchorte w ird je tz t sdion in einem 
Ausmaße augenfällig, wie das bisher auch nicht annähernd der Fall w ar. Gleich­
zeitig w ird aber auch klar, wie sehr unsere Erkenntnismöglichkeit von der E r­
haltung der Quellen abhängig ist. Für Nam en z. B., die im m erhin in der in te r­
nationalen W irtschaft Klang hatten, wie im ersten Bande Bailleul und diesmal 
H alluin, kommt kaum etwas heraus. Auch fü r Langemark, dieses m erkw ürdige 
Industriedorf m it M arkt und Tuchhalle, fä llt enttäuschend wenig ab. Dagegen 
erhielt A rm entieres im ersten Bande einen Löwenanteil m it zwei D ritte ln  des 
Raumes und wurde dam it zum ersten Male wirklich greifbar. D iesm al nim m t 
Hondschoote, das allerdings durch die schöne A rbeit von C oornaert seit langem 
der bestbekannte westflandrische Tuchort war, fast die H älfte  des U m fangs ein. 
Aber auch Dixm uiden, Comen sind verhältnism äßig gut vertreten. D am it werden 
völlig gegensätzliche Schicksale erkennbar. A uf der einen Seite haben w ir die 
schon im 12. Jh . in der A usfuhr nach dem M ittelm eer bedeutsam e Tuchstadt 
Dixm uiden, die im 14. Jh . bereits bedeutungslos ist. Auf der anderen  Seite steht 
Hondschoote, das vom D orf des 14. Jahrhunderts bis zur Industriegroßstad t des 
16. Jhs. aufstieg. Da stehen Comen, das nur von der M itte des 14. bis zur M itte 
des 15. Jhs. eine Bedeutung besaß, und dann Armentieres, das erst im 15. Jh. 
richtig greifbar w ird, dann aber lange bedeutungsvoll blieb.

Hansische Belange werden immer wieder gestreift, da die H anse fü r die west­
flandrischen Städte wichtige und vor allem  treue Kunden stellte.

H ektor A m m ann

E m i l e  C o o r n a e r t ,  Les Franqais et le commerce international ä 
Anvers. Fin du X V e X V  Ie siecle. 2. Bde, Paris 1961, Marcel Ri viere 
et Cie. 443 u. 358 S., 11 u. 9 Abb.
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Das Antw erpen des 16. Jhs. ist in den letzten Jahrzehn ten  verschiedentlich 
G egenstand intensivster wirtschafts- und sozialgeschichtlicher Forschungen ge­
wesen. Es sei h ier nur an die großen, auf jah re langen  A rchivarbeiten beruhen­
den D arstellungen von J. A. Goris, O. de Smedt, W . Brulez und V. Väzquez de 
P rad a  erinnert. C., der Verf. des berühm ten Buches über die „Sayetterie“ von 
Hondschoote, fü llt nun m it seinem W erk über die Franzosen und den Handel 
zwischen Antw erpen und Frankreich eine deutliche Lücke aus.

C.s H auptquellen sind A ntw erpener Akten, vor allem  „Zertifikatbücher“, 
„Schöffenregister“, „Rekwestboeken“ und N otariatsprotokolle, Brüsseler Archi­
valien sowie Dokumente aus französischen (vorwiegend D epartem ents-) Archiven. 
C. hat also nicht, wie Brulez und Väzquez de P rada, einen Hauptquellenbestand 
vor sich gehabt und dazu ergänzendes M aterial beigebracht, sondern mühsam 
aus verschiedenen Ouellengattungen das ihm wichtig Erscheinende heraus­
gezogen.

Das W erk ist in drei Bücher gegliedert. E inleitende Abschnitte behandeln 
neben den wirtschaftlichen Verhältnissen in Europa, Frankreich und Antwerpen 
vor allem  die allgem einen Bedingungen wirtschaftlicher und religiöser A rt sowie 
die Politik  der Städte und Staaten, unter denen sich die Handelsbeziehungen 
entwickelten. W ährend  einerseits in Frankreich und in den N iederlanden städ­
tische W irtschaft und städtischer Geist noch zu einem großen T eil die Tätigkeit 
der Kaufleute und den W arenhandel beeinflußten und lenkten, bemühten sich 
andererseits die entstehenden Staaten, die wirtschaftliche A ktiv itä t der Kaufleute 
in Krieg und Frieden zu leiten und das P rivatin tercsse dem staatspolitischen 
unterzuordnen. A ntw erpen, H andelsknotenpunkt W esteuropas, zog seit dem 
zweiten D rittel des 15. Jhs. Kaufleute von überall her an und öffnete sich immer 
m ehr dem in ternationalen  Handelsgeschäft.

Auch für die Franzosen — denen C. das zweite Buch widm et — und ihre 
W irtschaft bot die S tadt ungeheure Möglichkeiten und übte auf sie wie auf alle 
N ationen  eine mächtige Anziehungskraft aus. C. schildert daher ausführlich die 
jew eilige Stellung der einzelnen Provinzen und S tädte Frankreichs im W irt­
schaftsleben, ihre Beziehungen zu A ntwerpen, die K aufleute, die m it A nt­
werpen in Geschäftsverbindung standen oder nach A ntw erpen übersiedelten, 
sowie die bedeutendsten A ntw erpener Häuser, die sich in den französischen 
S tädten niederließen; denn Frankreich als Ganzes w ar noch „un assemblage de 
parties tres disparates“ (I, 338). W ie groß die Z ahl der französischen Kauf­
leute w ar, die von 1460 bis 1585 m it oder in A ntw erpen H andel trieben, geht 
aus einer nach Regionen gegliederten, 48 Seiten um fassenden Liste m it deren 
N am en hervor.

In einem dritten, systematischen Teil befaßt sich C. m it dem Kaufmann, den 
W aren, dem Kaufs- und Verkaufssystem (Messen, Börse, Zahlungs- und K redit­
wesen etc.), der Handelstechnik, dem Transportw esen und  der Versicherung. Er 
weist u. a. nach, daß eine Spezialisierung im K aufm annsberuf im 16. Jh . noch 
nicht festzustellen ist, erläutert die Zusam m enarbeit der K aufleute in Gesell­
schaften oder mittels Vollmachten und ihre E instellung zu öffentlichen Aufgaben 
und zum Adel. A ußer den Fam ilienm itgliedern, die den K aufm ann bei seiner 
A rbeit unterstützen, beschreibt C. noch seine G ehilfen: die Faktoren, Makler, 
Fuhrleute, Schiffseigner und Boten. Als H auptexportw aren  Frankreichs nach
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A ntwerpen nennt er Salz, G etreide, W ein, Vieh, Lebensm ittel sowie Rohstoffe 
für die Färbereien und Fertigprodukte wie Textilien, Pap ier und Luxusartikel. 
A ntw erpen exportierte hauptsächlich Fisch, Kolonialwaren, Fertigprodukte (z. B. 
T extilien), Rohstoffe, z.B . W olle, und Luxusartikel nach Frankreich.

C. untersucht auch die Möglichkeit der Aufstellung einer H andelsbilanz, muß 
aber auf G rund der vorhandenen Quellen und weil dazu eine Gemeinschafts­
arbeit vieler nötig  wäre, zu einem negativen Ergebnis kommen. Für einen einzelnen 
Forscher ist die M ethode Brulez’ der einzige W eg — dem w ir uns durchaus an ­
schließen können — , nämlich fü r den Export und Im port bestim m ter W aren  zu 
bestimmten Zeiten nach und von bestimmten Ländern  eine Statistik  aufzustellen. 
Obwohl Verf. grundsätzlich die Bedeutung der Zahl für die W irtschaftsgeschichte 
anerkennt, glaubt er nicht an die Zuverlässigkeit der Zahlenangaben des 15. und 
16. Jhs. und hebt die Unterschiede zu späteren Jah rhunderten  in dieser Hinsicht 
deutlich hervor. E r gibt auch im A nhang neben verschiedenen Dokum enten und 
graphischen D arstellungen nur die Exportlisten zweier H äuser aus den Jah ren  
1542/43 wieder.

C. glaubt vielm ehr trotz ihrer Unvollkommenheit an die M ethode der „,attein- 
tes‘“ und fäh rt fort: „eile (diese M ethode) permet surtout de partic iper ä sa (V er­
gangenheit) vie mieux que les essais norm atifs et les dispositifs arithm etiques. 
C’est souvent dans ses hesitations que l ’histoire est la plus v ra ie“ (I, 13). Das 
methodische Vorgehen C.s dürfte  noch zu manchen Diskussionen A nlaß  geben.

H ervorzuheben sind noch die ausführlichen Sach-, O rts- und Personen­
nam enregister sowie die schönen Abbildungen. — C.s Buch w ird  auf Jah re  
hinaus eine der grundlegenden D arstellungen zur europäischen W irtschafts­
geschichte bleiben.

H ans Pohl

Les sources de l’histoire maritime en Europe, du moyen age au X V l l I e 
siecle. Articles presentes par M i c h e l  M o l l a t  et P a u l  A d a m ,  
M a r c  B e n o i s t ,  M a r c  P e r r i c h e t .  Bibliotheque generale de 
l’Ecole pratique des hautes etudes, VIe section. Paris 1962, S. E. V. P. 
E. N. 481 S.

Das vierte Pariser Kolloquium über Probleme der Seefahrtsgeschichte (vgl. 
H G bll. 78, 166; 79, 147) hat sich m it einem Überblick über diejenigen Quellen 
beschäftigt, die über größere Zeiträum e hinweg fortlaufende quantita tive A n­
gaben über den Schiffs- und W arenverkehr machen und dam it nicht nur die 
Erstellung von Statistiken zulassen, sondern auch vergleichbare Ergebnisse 
liefern. Die 27 Beiträge des Kongresses, die in dem vorliegenden Bande sam t 
den anschließenden Diskussionen wiedergegeben werden, behandeln sowohl die 
mittclmeerischc und atlantische als auch die Schiffahrt der N ord - und Ostsee. 
In der A usrichtung auf das zentrale Them a sind sie von unterschiedlichem W erte; 
neben A rbeiten, die sich m it dem Aufzählen der vorhandenen Q uellen begnügen, 
steht eine Reihe kritischer Analysen, die den D okum entationsw ert des M aterials 
prüfen und wichtige Hinweise fü r die Benutzung geben.

Deutlich hebt sich das südeuropäische Gebiet, dessen wichtigste Ü berlieferung 
in den N otariatsregistern  steckt, vom nordeuropäischen ab, dem diese Quellen
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fehlen. Vielfach fehlt jedoch eine den Zielsetzungen des Kongresses en t­
sprechende Bewertung dieser Register; sie hätte  ergeben, daß sie einer statisti­
schen Auswertung kaum zugänglich sind, wie Delafosse (280) und Touchard (294) 
betonen und neuerdings Hee^rs (siehe unter, 240 f.) auch fü r G enua gezeigt hat. 
Ähnlich möchte es vielleicht stehen m it den Statistiken, die auf Seepässen und 
Seeversicherungsverträgen aufgebaut w erden können. A ls interessantestes M ate­
ria l bleiben übrig die Quellen des Zollwesens im weitesten Sinne, dessen E in­
nahmebücher sowohl den Schiffs- wie den W arenverkehr registrieren. An ihnen 
scheint N ordeuropa reicher zu sein als das M ittelm eergebiet; doch könnte der 
Eindruck täuschen und eine Folge der starken Bevorzugung der N otariatsregister 
seitens der W issenschaft sein. Vorzügliche kritische Beiträge behandeln die eng­
lischen Customs accounts und die Sundzollregister; die Problem atik dieser 
Quellen ist indes überall ähnlich: Die aus ihnen geschöpften Statistiken werden 
im W erte durch das verwickelte T a rif  recht m it seinen kom plizierten und unüber­
sichtlichen Vorzugstaxen und Befreiungen für die unterschiedlichsten W aren, 
N ationen und Verkehrsformen, durch die H interziehungen und namentlich deren 
völlig unbekannte D unkelziffer sowie durch die M ängel der M aß- und Ge­
wichtssysteme schwer beeinträchtigt, so daß m an allenfalls Fingerzeige auf w irt­
schaftliche Entwicklungen erhält, aber keine exakten U nterlagen, auf denen sich 
H andelsbilanzen und ähnliches aufbauen ließen. D er einzige methodische Aus­
weg liegt hier im Vergleich, durch den sich die aus verschiedenen Quellen ge­
wonnenen Zahlenreihen gegenseitig kontrollieren lassen.

Die M aterie ist fü r die H anse- und Handelsgeschichte von höchster Be­
deutung. N u r auf dem W ege einer vergleichenden Erforschung der Quellen und 
der Verwaltungsbräuche, denen sie entsprungen sind, lassen sich Statistiken ent­
wickeln, deren Aussagen untereinander vergleichbar sind, weil die Grenzen und 
D ifferenzen in ihren Voraussetzungen bekannt sind; liegen aber einmal solche 
zum Vergleich geeigneten Statistiken für den Schiffs- und W arenverkehr der 
europäischen H äfen vor, so w ird die H andels- und Verkehrsgeschichte darin  ein 
festes und w eittragendes Fundam ent finden. Um so auffälliger und bedauerns­
w erter ist es, daß die deutsche W issenschaft nu r durch Kellenbenz m it einem 
Aufsatz über die dänischen Seepässe von 1691 und die Hanseforschung nur durch 
einen Beitrag von M alowist über polnische, nam entlich D anziger Quellen auf 
dem Pariser Kolloquium vertreten war. Das ist keineswegs m it dem Fehlen ent­
sprechender Quellen in den deutschen Seestädten zu erklären; Kellenbenz’ U rteil 
w ird in diesem Punkte durch W . Vogels postume A rbeit von 1956 (HGbll. 74, 
50—64) doch wohl vorteilhaft korrigiert. Das vorliegende Buch zeigt vielmehr 
deutlich, daß ohne eine zentral gelenkte A rbeitsteilung die außerordentlich 
mühsame Auswertung der Zollregister nicht zu bew ältigen ist und daß sich die 
französische Forschung fü r die noch zu schreibende Geschichte des europäischen 
Zollwesens bereits einen erheblichen V orsprung verschafft hat. So besteht die 
G efahr, daß Deutschland in einer zukünftigen K arte des europäischen Handels 
ein weißer Fleck bleibt, den die von der Historischen Kommission bei der 
Bayerischen Akadem ie der W issenschaften herausgegebene Reihe der Deutschen 
Z olltarife allein kaum w ird ausfüllen können.

Ernst Pitz
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Quinto Centenärio do Infante D. Henrique. Of Porto de Lisboa. Estudo 
de Historia Economica. Pelo Engenheiro J. Bacellar Bebiane, Ad- 
ministra^äo Geral do Porto de Lisboa 1960. 154 S.

Die vorliegende Studie über die Geschichte und die wirtschaftliche Bedeutung 
des H afens von Lissabon wurde anläßlich der 500-Jahrfeier des Todes des 
Infan ten  D. H enrique ausgearbeitet. Sie mußte schnell zu einem bestimmten T e r­
min fertig  sein, und so gibt sie auch nur eine Zusam m enstellung dessen, was 
m ehr oder weniger schon bekannt w ar aufgrund von Einzelarbeiten, die sich 
besonderen Zeitabschnitten widmen (V irginia Rau, Subsidios para  o estudo do 
m ovimento dos portos de Faro e Lisboa durante o secolo X V II, A cadem ia 
Portuguesa da H istoria, Anais II serie 5, Lissabon 1954; A Balbi, Essai statisti- 
que sur le Royaume de Portugal et d ’A lgarve, Paris 1822). Dazu kommt die 
A usw ertung eines im Instituto N acional da Estatistica befindlichen Ms., „Balanga 
G eral do Commercio do Reyno de Portugal com os seus Dominios e com as 
N aföes E stran je iras“, das im Jah re  1857 der Conselheiro Jose da Costa Macedo 
dem dam aligen „Real Archivo da Torre do Tom bo“ überreichte. Die daraus 
entnommenen T abellen aus der Zeit des ausgehenden 18. bis ins beginnende 
19. Jah rhundert stellen m it das Interessanteste der Veröffentlichung dar.

Zahlen  über die Schiffe, welche jährlich Lissabon anliefen, liegen erst ab 
1642 vor. Damals w aren es 100 (wobei offenbar bis zur M itte des 18. J a h r ­
hunderts Küsten- und Fischereifahrzeuge nicht einbezogen waren), 1647 wurde 
m it 149 ein erster Hochstand erreicht, in der zweiten H älfte  des Jahrhunderts 
wurde die Höchstzahl m it 194 im Jah re  1682 erlangt. 1744 und 1745 w aren es 
645 bzw. 715. Die nächste Z ahl steht für 1796 zur Verfügung, das 1337 Schiffe 
im H afen  sah. Die Z ahl 2 000 wurde offenbar erst in der M itte des 19. J a h r ­
hunderts überschritten. In der weiteren Folge bis 1958 kletterte die Z ahl auf 
6 627. 1796 liefen 45,5 °/o der Schiffe, die portugiesische H äfen aufsuchten, Lissa­
bon an, 1958 waren es 59,55% .

Die Aufschlüsselung der E in- und A usfuhr nach den verschiedenen „u ltra­
m arinen“ und europäischen U rsprungs- bzw. Bestimmungsgebieten, namentlich 
fü r die Jah re  1796 und 1800, zeigt den verhältnism äßig bescheidenen P latz nicht 
nur der afrikanischen W estküste und der atlantischen Inseln, sondern auch der 
ostindischen Besitzungen gegenüber Brasilien, das 1796 m it seinen Lieferungen 
w ertm äßig nicht viel unter dem W ert der E infuhren aus dem — doch vorwiegend 
europäischen — A usland (Estrangeiro) lag; 1796 hatten  den H auptan teil an der 
„ausländischen“ E infuhr E ngland m it 39,14, Rußland m it 12,99 und H am burg 
m it 12,92% . Dazu kamen Preußen mit 1,59% , ferner „A lem anha“, d .h . Ostende 
und Bremen, m it 0 ,35%  sowie „D inam arca“ m it 0 ,10% , w orunter j a  auch die 
schleswig-holsteinischen H äfen  fielen.

K ontinentalsperre und napoleonische Kriege führten  einen entscheidenden 
W andel herbei. 1819 w ar England an der E infuhr m it 50 ,16%  beteiligt, H am ­
burgs A nteil w ar auf 4 ,76%  gesunken, Preußen stand bei 3,24 %  und D änem ark 
bei 1,27% . In der A usfuhr führte H am burg 1796 m it 34,19 vor E ngland m it 
30 ,52% , w ährend Preußen nur m it 0 ,67% , „A lem anha“ m it 0 ,43% , „D ina­
m arca“ m it 0 ,89%  beteiligt waren. 1819 fielen von der A usfuhr au f England 
37 ,28% , H am burg hatte  einen A nteil von 11,39% , Preußen von 0,41, D äne­
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m ark von 0 ,47% . 1796 bestritt Portugal seine A usfuhr zu 24 ,43%  m it eigenen 
Produkten, w ährend der Anteil Brasiliens 61,72, derjenige Asiens lediglich 
1 ,74%  ausmachte und 12,04%  der ausländischen Erzeugnisse w ieder exportiert 
wurden. Die großen brasilianischen E xporthäfen w aren B ahia und Rio de Janeiro, 
danach erst kamen Pernam buco ( =  Recife), M aranhäo und andere Plätze. Im 
Export nach Brasilien führte Rio. W eitaus der wichtigste portugiesische Hafen 
hinsichtlich der E in- und A usfuhr w ar Lissabon (1796: 71,24 bzw. 73,48% ). 
Danach kam Porto (26,31 bzw. 23,36% ). Die übrigen H äfen, selbst V iana, lagen 
m it Ausnahme von Figueira da Foz unter 1 % .

Aus H am burg führte Portugal 1796 fü r 1 634 468 M ilreis W aren  ein und dort­
hin für 5 474 545 M ilreis aus. Bei der E infuhr w ar neben Lissabon n u r Porto stär­
ker vertreten, bei der A usfuhr w urde dieser H afen von V iana weit, aber auch von 
Setubal und A lgarve übertroffen. Die wichtigsten E infuhrprodukte w aren Ge­
treide, Textilien, Kupfer, Zwieback, Strüm pfe, „callam a^o“ und „enxarcia“. 
U nter den E xportartikeln  führten ö l ,  Schokolade, Früchte, Salz, W ein und 
W olle, wozu die brasilianischen Produkte Zucker (S. 70 offensichtlich vergessen), 
Anil, Reis, Kaffee, Kakao, Baumwolle, H äute, „ipecacuanha“, Brasilholz und 
Tabak gehörten. H inzu kamen noch einige asiatische A rtikel wie Tee, Zimt, 
Pfeffer, M uskatnuß; Setubal lieferte immer noch Salz, A lgarve Feigen, Kork­
rinde und Früchte, V iana Obst und W ein, Porto ö l ,  K orkrinde, Schmack, W ein, 
Hölzer u. a. W ie Bremen so waren auch die preußischen H äfen, Memel, Danzig 
und Stettin, wichtig wegen ihres Getreidehandels.

Ein w eiterer Abschnitt der A rbeit gilt den wichtigsten A rtikeln  des portu­
giesischen A ußenhandels. Ferner w ird die wachsende Bedeutung des portu­
giesischen Exportgew erbes seit 1796 behandelt. Nach den „D om inien“ und nach 
Brasilien gingen 1799 (Höchststand) für 5 632 300 M ilreis W aren, die in Portu­
gal hergestellt wurden. Von 1806 ab ging dieser E xport beträchtlich zurück, um 
1808 einen T iefstand  zu erlangen, was vor allem  m it der L iberalisierung des 
A ußenhandels in Brasilien erklärt werden muß. Dem W erk sind zahlreiche 
Tabellen und graphische D arstellungen beigegeben.

H erm ann Kellenbenz

J ü r g e n  P r ü s e r ,  Die Handelsverträge der Hansestädte Lübeck, 
Bremen und Hatnburg mit überseeischen Staaten im  19. Jahrhundert. 
Veröffentlichungen aus dem Staatsarchiv der Freien Hansestadt Bremen 
Bd. 30. Bremen 1962, Carl Schünemann Verlag. 159 S.

Von fern gesehen könnte es scheinen, als w enn den H andelsverträgen der 
H ansestädte m it Mächten des überseeischen A benteuerlandes nur die Bedeutung 
einer paradoxen Blüte des deutschen Partikularism us zukommen könnte. Man 
fühlt sich fast in die M ärchenwelt der Schiffsjungenrom antik des vergangenen 
Jahrhunderts zurückversetzt, wenn man liest, daß die H ansestädte V erträge mit 
Siam, Sansibar, Texas und China geschlossen haben. Dennoch aber sind diese 
V erträge eine sehr nüchterne R ealität gewesen, nicht nur fü r die Kaufleute von 
Lübeck, Bremen und Ham burg, sondern nach 1867 auch fü r den Norddeutschen 
Bund und das Zw eite Kaiserreich: sie w urden nämlich von den neuen deutschen
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politischen Mächten teilweise in der alten Form als Erbe übernommen, w eiter 
ausgedehnt und in vielen Fällen bis 1914 im Einverständnis m it den K ontra­
henten in K raft belassen.

Schon diese Tatsache zeigt, wie bedeutungsvoll das Them a ist, das Jürgen  
Prüser sich fü r eine rechts- und staatswissenschaftliche D issertation ausgesucht 
hat. Für uns H istoriker ist es sehr erfreulich, daß sich einmal ein Ju ris t solcher 
Fragen annimmt, die sonst allzu oft nur von einem kulturgeschichtlichen und 
wirtschaftlichen Aspekt aus beurteilt werden. M it großer K larheit w ird  der Stoff 
gegliedert und vorgetragen: zunächst sind die G rundlagen der staats- und 
völkerrechtlichen Stellung und die Entwicklung des H andels der H ansestädte 
in kurzen Zügen dargestellt; es folgt eine Auseinandersetzung der hanseatischen 
H andelsvertragspolitik  nach regionalen Gesichtspunkten; und die drei abschlies­
senden Kapitel behandeln die M erkmale, den Rechtsinhalt und die G eltung der 
Verträge. Als A nhang findet sich eine T abelle der V erträge (auch der nicht 
ratifizierten), und als praktisches Beispiel w ird der recht ausführliche V ertrag  
von 1854 mit N eu-G ranada (d .h . Kolumbien m it Panam a) abgedruckt. E in 
Quellen- und Literaturverzeichnis schließt den Band ab.

Ausgangspunkt für die Vertragsmöglichkeiten der H ansestädte in Übersee w ar 
weniger die G ründung und Behauptung der Freiheit der V ereinigten S taaten 
von N ord-A m erika als die Beseitigung der hindernden britischen N avigations­
akte von 1651 durch einen auf Gegenseitigkeit basierenden V ertrag  m it G roß­
britannien im Jah re  1825, der den W eg in die britischen Kolonien öffnete. E rst 
von hier aus konnte m an weiterschreiten und zu vertraglichen Bindungen m it den 
alten und neuen Mächten in Übersee gelangen.

Da die V erträge im H auptteil nach regionalen und sachlichen Gesichtspunkten 
aufgezählt werden, auf der T abelle aber die nicht ratifizierten  Abschlüsse die 
Übersicht erschweren, kann es nicht schaden, an dieser Stelle einm al die chrono­
logische Reihenfolge der gültigen V erträge aufzuzählen: 1827 USA, 1827 B ra­
silien, 1828 H aiti, 1837 Venezuela, 1839 Türkei, 1841 Mexiko, 1843/44 A rgen­
tinien, 1844 Texas, 1847 G uatem ala, 1848 Costa Rica, 1848/51 H aw aii, 1854 
N eu-G ranada, 1855 Dominikanische Republik, 1855 Liberia, 1857 Persien, 1858 
Siam, 1859 Sansibar, 1861 China. W ahrlich, eine Reihe von V erträgen, die der 
hanseatischen Diplom atie ein ehrenvolles Zeugnis ausstellt!

Die Lektüre des Buches ist nützlich und ergötzlich zugleich: etwa wenn m an 
liest, wie H am burg immer w ieder versuchte, aus der traditionellen Reihenfolge 
„Lübeck, Bremen, H am burg“ auszubrechen und sich an die erste Stelle zu p la ­
cieren oder sich als einziger V ertragspartner und K onsularvertreter eine Sonder­
stellung zu ergattern. Sehr wichtig w ar im übrigen die Frage des N iederlassungs­
rechts neben der H andels- und Verkehrsfreiheit und der F laggenfrage. W as die 
letztere anlangt, hätte m an übrigens einen Hinweis über die praktische A n ­
wendung der Flaggen und über ihre Embleme erw artet.

Daß die V erträge m it den überseeischen Mächten kein ganz vollständiges 
Bild des hanseatischen Vertragswerkes geben, zeigten bereits die in der E in ­
leitung erw ähnten Vertragsabschlüsse mit G roßbritannien. Es feh lt aber ein 
Hinweis auf die entsprechenden V erträge m it anderen europäischen K olonial­
mächten, so z. B. auf den recht wichtigen hamburgischen K onsularvertrag  m it 
den N iederlanden 1857. E r ist in der Publikation Heinrich Reinekes „H am burgs

10 H Gbl. 81
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W eg zum Reich und  in die W e lt“ 278 ff. abgedruckt, ein W erk  übrigens, das im 
Literaturverzeichnis fehlt.

D aß die Veröffentlichung der schönen D issertation des Sohnes dem ver­
dienten S taatsarchivar Bremens i. R. Friedrich Prüser zum 70sten Geburtstag 
gewidmet wurde, w ar ein sinnvoller und glücklicher Gedanke.

Paul Johansen



H A N S I S C H E  U M S C H A U  
1962

In V erbindung m it

Ahasver von Brandt (A . v. B.), M anfred H am ann, Gert H atz (G . H.), Paul 
Heinsius (P. H .), Pierre Jeannin, Paul Johansen (P. ].), A ndre Joris, Ernst P itz  
(E. P.), Friedrich Prüser (F. P.), Heinrich Schmidt, H erbert Schwarzwälder 

(H. Schw.), H ugo W eczerka (H. W .)  und vielen anderen 
bearbeitet von Carl Haase (C. H.)

Der räumliche, zeitliche und sachliche Bereich der B erichterstattung blieb 
gegenüber den V orjahren  unverändert. Die G liederung lehnt sich, wie immer, 
locker an die alten  geschichtlichen Räume an. Die Ü berfülle des angefallenen 
M aterials zwang zu beträchtlicher S traffung und zum Fortlassen zahlreicher 
Anzeigen, da die F inanzlage des Vereins eine V ergrößerung der Umschau nicht 
zuläßt, vielm ehr auf eine Verkleinerung ihres Umfanges hingestrebt w erden muß.

Die Umschau w ird  (soweit es sich nicht um Zeitschriftenaufsätze handelt) auf 
G rund eingesandter Besprechungsexemplare zusammengestellt. A lle Interessenten 
werden daher gebeten, diese an die Redaktion zu senden oder auch auf bespre­
chenswerte T ite l hinzuweisen. W o dies unterlassen w ird, tr iff t die Redaktion 
für das Fehlen eines T itels kein Verschulden.

Die A rtikel von P. Jeann in  (167, 237 f.) w urden von E. P itz ins Deutsche 
übertragen.

A utorenregister und M itarbeiterverzeichnis finden sich am Schluß der U m ­
schau. Von einem W iederabdruck der Zeitschriftenübersicht w urde diesm al aus 
Raummangel abgesehen; für die angew andten Abkürzungen m aßgebend ist das 
Verzeichnis im 80. Jg . 1962, 227—231.

A LLG EM EIN ES U N D  H A N SISCH E G E SA M TG ESC H IC H TE
(Bearbeitet von Carl Haase, 

fü r Schiffbau und Schiffahrt von Paul Heinsius)

Am 13. September 1962 starb in B erlin-Zehlendorf im 83. L ebensjahr Frau 
L u i s e  R ö r i g ,  Fritz Rörigs W itw e und treue Bewahrerin seines geistigen 
Erbes. Sie w ar nicht nur eine sachverständige Freundin hansischer Forschung und 
hansischer Forscher, nicht nur eine teilnehm ende und gütige P a tron in  namentlich 
aller Rörigschüler: sie w ar darüber hinaus der eigentliche gute und  hütende 
Geist ihres M annes; ohne sie — das weiß jeder, der Rörigs so reizbare und 
verletzliche N atu r kannte — w äre sein schließlich doch so reiches wissenschaft­
liches und menschliches Lebenswerk kaum gelungen. — Als H erausgeberin  hat 
Frau Rörig fü r die inzwischen so erfolgreiche und w eitverbreitete verm ehrte 
Neuausgabe der „Europäischen Stadt im  M itte la lter“ (G öttingen 1955, 3. Aufl. 
1959) gezeichnet. Auch an der Edition der gesammelten A bhandlungen durch

10 *
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Paul Kaegbein (Wirtschaftskräfte im Mittelalter, W eim ar 1959) w ar sie wesent­
lich beteiligt. A. v. B.

M it Nachdruck sei auf die W ürdigung F. Rörigs und seines Lebenswerkes 
hingewiesen, zu der J o h a n  S c h r e i n e r  seine Anzeige des Sammelbandes 
»W irtschaftskräfte des M ittelalters“ ausgestaltet ha t (Fritz Rörig og hans verk, 
N H T  41, 1962, 424—432). Mit starker E infühlungskraft ist h ier ein Bild des 
Menschen und Forschers Rörig gezeichnet, das seiner Leistung als Anreger, Pio­
nier und M ethodiker in ganz ungewöhnlicher W eise gerecht w ird — bei aller 
Reserve gegenüber gewissen Forschungsergebnissen, Zeit- und C harakterbedingt­
heiten. D ie drei Schlußabsätze Schreiners (432) skizzieren und w ürdigen die metho­
dischen G rundanschauungen Rörigs in geradezu klassischer W eise. A .v .B .

H ingewiesen sei auf eine B ibliographie L u i s e  v. W i n t e r f e l d s ,  die 
der Hanseforschung als streitbare G egnerin des ebenso streitbaren  Fritz Rörig 
gut bekannt ist (BeitrDortm. 58, 1962, 7— 19). H. Schw.

G ü n t e r  V o g l e r  veröffentlichte einen Bericht über die 6. Arbeitstagung 
der Arbeitsgemeinschaft des Hansischen Geschichtsvereins in der DDR vom 
19. bis 21. Oktober 1960 in Erfurt (Jahrbuch fü r Wirtschaftsgeschichte 1961, 
Teil I, 311—316) m it kurzer Inhaltsangabe der Referate. C. H.

D er A ufsatz von H e r m a n n  K e l l e n b e n z ,  Der Horden und die iberi­
sche Halbinsel von der Wikingerzeit bis ins 16. Jahrhundert (Germanisch- 
Romanische M onatsschrift, N F Bd. 12, H. 2, A pril 1962, 113— 138), bietet auf 
schmalem Raum einen vollen Überblick über die H andels- und W irtschafts­
beziehungen über See zwischen dem N ord- und Ostseebereich einerseits und Por­
tugal/Spanien andererseits vom 9. bis ins 16. Jh . Der H ansezeit ist besonders viel 
Raum gewidmet. Es zeigt sich allerdings w ieder deutlich, daß die unm ittel­
baren V erbindungen zwischen dem N orden und der iberischen H albinsel (zuerst 
im 3. V iertel des 14. Jhs. bezeugt) doch nur schwach waren. Die M ittlerstellung 
der N iederlande, zeitweise insbesondere Brügges, blieb unangefochten. Ferner 
wird deutlich, daß m an in stärkerem M aße von N orden aus den Anschluß nach 
Süden suchte als umgekehrt. Endlich zog es die H ansen m ehr nach Portugal 
(Bartholom äusbrüderschaft in Lissabon seit A nfang des 15. Jhs.) als nach Spa­
nien, dessen Bürgertum  auch stärker w ar und dem nördlichen E influß größeren 
W iderstand entgegenzusetzen vermochte. — Das letzte K apitel ist den dyna­
stischen und künstlerischen Beziehungen gewidm et; was h ier angedeutet w ird, ist 
besonders reizvoll, und man möchte wünschen, daß Verf. es einm al zu einer be­
sonderen Untersuchung ausbaut. — Bestechend ist die Fülle der verarbeiteten 
deutschen und vor allem auch ausländischen L iteratu r, die den Aufsatz zu einer 
Fundgrube macht für jeden, der sich m it dem A usgreifen der H anse und ihrer 
V orläufer nach Süden beschäftigt. C. H.

D aß es m it der Kenntnis der Hansegeschichte auch in Deutschland immer noch 
hier und da schlecht bestellt ist, zeigt leider die an sich sehr begrüßenswerte 
deutsche Neuausgabe von des Enea Silvio „G erm ania“ ( E n e a  S i l v i o  P i c ­
c o l o m i n i ,  Deutschland. Der Brieftraktat an Martin Mayer, und Jakob 
Wimpfelings „Antworten und Einwendungen gegen Enea Silvio“. Übers, u. er­
läu tert v. A d o l f  S c h m i d t .  Die Geschichtsschr. d. dt. V orzeit, D ritte  Gesamt­
ausgabe, Bd. 104. Köln 1962, Böhlau. 243 S.). A uf S. 99 (II 13) findet sich die
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bekannte Stelle über Lübeck; dazu heißt es im A nm erkungskom m entar ebda.: 
(Die Hanse) „hat nach dem Tode des Dänenkönigs W aldem ar IV. (1375), mit 
dem das dänische Königshaus erlosch, w iederholt bei der Einsetzung skandin. 
Könige eingegriffen. So gab sie z.B . den Ausschlag bei der W ah l O lafs von N or­
wegen zum Nachfolger W aldem ars IV. Nach dem frühen T ode O lafs ver­
hinderte die H anse die Versuche seiner M utter M argarete von D änem ark, ihre 
H errschaft auf N orw egen und Schweden auszudehnen. Als dann König Erich von 
D änem ark 1397 die Vereinigung der drei nordischen Reiche un ter der dänischen 
Krone verkündete, verhinderte das wieder die H anse; Erich w urde abgesetzt 
(1439), die H anse verhalf Christoph III. zum U nionskönigtum .“ D aß in diesem 
Absatz nahezu jedes W ort unzutreffend ist bzw. das gerade G egenteil des ta t­
sächlichen A blaufs der Dinge behauptet, bedarf fü r den Sachkenner keiner 
E rläuterung. A . v. B.

Die kleine A rbeit von A r n o  D u c h ,  Reiclishofrat Dr. Johann W enzel aus 
W itzenhausen  (Aus dem W erra land  II. Eschwege 1962, A. Rossbach. 23 S. [aus 
der Ztschr. Das W erra land  13/14, 1961/62]), ist für die Hanseforschung von 
Interesse, weil der Reichshofrat Dr. Johann W enzel als kaiserlicher B eauftragter 
1627/1628 in Lübeck an den V erhandlungen über einen H andels- und Schiff­
fah rtsvertrag  zwischen der Hanse und Spanien sowie über die B ildung einer 
deutschen Flotte maßgeblichen A nteil hatte. W as hierüber berichtet w ird, findet 
sidi zwar schon im Buch von H . G. Messow (Die H ansestädte und die H abs­
burgische Ostseepolitik im 30jährigen Kriege [1627/28], Berlin 1935); aber man 
erfährt nun vor allem über die sonstige T ätigkeit Dr. W enzels einige Einzel­
heiten aus den W iener Archiven. Dr. W enzel w ar von G eburt Protestant, kon­
vertierte dann  aber als Jesuitenzögling und kam als G ünstling österreichischer 
A deliger an den kaiserlichen Hof. Dort wurde er 1620 von F erd inand  II. zum 
Reichshofrat auf der G elehrtenbank ernannt und als solcher m it mancherlei ju r i­
stischen und  diplomatischen A ufgaben betraut, von denen die wichtigste die V er­
handlung m it der H anse 1627/1628 war; dabei zeigte er sich dem Städtebund 
gegenüber verständnisvoll und wohlwollend, auch dann noch, als sich die A nge­
legenheit zerschlagen hatte. H. Schw.

Vom  W ild en  zum W eltraum fahrer. Die Geschichte des Verkehrs von den 
Anfängen  bis zur Gegenwart heißt ein Buch von F r i e d r i c h  R a u e r s  ( t) , 
bearb. u. hrsg. von J o a c h i m  V o s b e r g  (Bad Godesberg 1962, Kirschbaum. 
543 S., davon 64 S. Abb. auf Kunstdrudctfn.). — Rauers ist bereits aus seinen 
jüngeren Jah ren  durch eine Reihe Verkehrs- und handelsgeschichtlicher A rbeiten 
bekanntgew orden, die im besonderen den Raum seiner V aterstad t Bremen be­
trafen. E r w ar ein fleißiger Sammler: seine Schätze befinden sich heute, unter 
Einschluß einer Ansichtskartensammlung von etwa 50 000 Stück im Staatsarchiv 
Bremen. Zu diesen Sammlungen hatte er schon in den zw anziger Jah ren  sozu­
sagen einen Kom m entar geschrieben, der m it besonderer Liebe die G ebiete be­
handelte, die ihm als Sproß einer alten Bremer Fuhrm anns- und  Speditions­
fam ilie nahelagen: er sollte den Grundstock zu einer um fassenden V erkehrs­
geschichte werden. D arüber ist er hinweggestorben; ein a lte r F reund seines 
Hauses, Joachim Vosberg, hat aus diesen umfänglichen, allerd ings durch grund­
sätzliche E rörterungen über rechtliche, volkswirtschaftliche und soziologische
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Zusammenhänge m it schwerer Fracht versehenen Aufzeichnungen ein hand­
liches Buch zusammengefügt, als N aturw issenschaftler sie auch durch naturw issen­
schaftliche und technische Ergänzungen und Beleuchtungen bereichert, u. a. den 
Abschnitt über die R aum fahrt hinzugefügt. Dabei ist die erdrückende Fülle des 
Einzelstofflichen, das sich auch in den vielen Abbildungen, meist aus der „Samm­
lung R auers“ in Bremen, darstellt, durch die rechtlichen, volkswirtschaftlichen 
und soziologischen Zielsetzungen, die im m er w ieder wie Leitpunkte den Gang 
der Erzählungen bestimmen, in paßliche O rdnung gebracht worden. D aß nicht 
jeder Wunsch erfüllt werden konnte, m indert nicht das V erdienst, daß hier eine 
gemeinverständliche Zusammenschau versucht worden ist. F. P.

N eben dem Sammelwerk von G ustav A dolf Rein (siehe unten, 259 f.) ist ein 
w eiteres W erk mit dem T itel Europa und  Übersee erschienen: Eine Festschrift fü r  
Egm ont Zechlin, hrsg. v. O t t o  B r u n n e r  und D i e t r i c h  G e r h a r d  (Ham ­
burg o .J . [Copyright 1961], V erlag  H ans B redow -Institut. 267 S.). Aus dem 
reichen Inhalt interessiert uns besonders die scharfsinnige Untersuchung von 
P a u l  J o h a n s e n ,  Die Legende von der Aufsegelung L ivlands durch Bremer 
K aufleute  (42—68). J. weist nach, daß die schon im 19. Jh. als Zusatz des 16. Jhs. 
erkannte Aufsegelungs-Legende in der Chronik Heinrichs von L ettland  in 
W ittenberg  entstanden ist und sich von dort aus zwischen 1548 und 1578 allge­
mein durchgesetzt hat, und zw ar durch die Livländische Chronik Balthasar 
Rüssows. Die Legende wurde durch den späteren Bremer Bürgerm eister Daniel 
von Büren in den H istorikerkreis hineingetragen, der sich in W ittenberg  um 
M elanchthon entwickelt hatte, und  w urde dort durch eine Reihe von Fehl­
schlüssen weitergebildet. D er In terpo la to r in Heinrichs Chronik w ar der eben­
falls diesem Kreise angehörende spätere evangelische P red iger von Dünamünde, 
H erm ann von Nehmen, der die Chronik offenbar m it nach W ittenberg  gebracht 
hatte. Die interpolierte H andschrift w urde dann 1740 in H annover durch Gruber 
gedruckt und so verbreitet. — I n g e  W o l f f ,  Z ur Geschichte der Ausländer 
im  spanischen Am erika. D ie Stellung des extranjero in der S tadt Potos'i vom  
16.— 18. Jahrhundert (78— 108), zeigt, daß die G rundeinstellung der spanischen 
Krone und des Indienrates frem denfeindlich war. Politische und konfessionelle 
Gesichtspunkte spielten dabei gleichermaßen eine Rolle. D ie E inw ohnerzahl der 
S tadt Potosf als Zentrum  der spanischen Silbergewinnung schnellte jedoch zu 
A nfang des 17. Jhs. bis auf ca. 150 000 Einwohner empor, eine für damalige 
Verhältnisse riesige Zahl. Dabei ström ten auch zahlreiche A usländer in die Stadt, 
ohne daß bei den unübersichtlichen V erhältnissen einer emporschießenden Berg­
baustadt die Möglichkeit genauer Kontrolle bestand; zudem übten die Aus­
länder zum Teil Berufe aus, welche fü r die S tadt lebenswichtig waren. Sie 
drangen in H andel und Bergbau ein, manche w urden sogar — allerdings nicht 
unangefochten — Besitzer von Berg- und Hüttenw erken. Die M ehrzahl von ihnen 
kam aus den M ittelm eerländern; doch wuchs schon gegen Ende des 16. Jhs. 
der A nteil der Portugiesen. Einzelne A usländer gelangten sogar in den Stadtrat. 
— Dem bereits dem V erfall anheim gegebenen Potosf sollte 1789 eine Gruppe 
deutscher Bergfachleute unter Leitung des schwedischen Barons Nordenflycht 
wieder aufhelfen. Diese besonders priv ilegierte G ruppe scheiterte jedoch an den 
Verhältnissen, die sie vorfand, und auf die ihre Fachkenntnisse nicht anw end­
bar waren. — G ü n t h e r  J a n t z e n .  A dolph W oerm ann. Ein politischer Kauf-
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m ann in den W andlungen und den Spannungen der imperialistischen Epoche 
des Reiches (171— 196), behandelt Aufstieg und Scheitern eines Mannes, der an 
entscheidender Stelle dabei mitwirkte, daß, entgegen Bismarcks ursprünglichen 
Vorstellungen, das Deutsche Reich staatliche Kolonien erwarb, statt Besitzungen 
unter kaufmännischer Administration. Daß W oerm ann — als A nhänger des 
Freihandels — sich mit staatlichen Subventionen und als V ertragspartner des 
Staates eine Monopolstellung in der Südwestafrika-Fahrt verschaffte, leitete 
den politischen Druck gegen ihn ein. D aß das Gegenseitigkeitsverhältnis zum 
Staat zuletzt ein Verlustgeschäft für ihn wurde, führte zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, die ihn seine kaufmännische Unabhängigkeit kosteten. — 
D i e t r i c h  G e r h a r d ,  Z u m  Problem der Periodisierung der europäischen 
Geschichte (21—41), möchte die Epoche vom 11. bis zum 18. Jh . als „A lteuropa“ 
zu einer Einheit zusammengefaßt wissen, die, etwa durch die französische Revo­
lution, gegen die Gegenwart abgesetzt ist. Die Zeit vor dem 11. Jh . kann seiner 
Ansicht nach noch nicht als „europäisch“ bezeichnet werden. Dieser neue Periodi- 
sierungsversuch — der j a  nicht ausschließt, daß „Alteuropa“ in sich wieder zeit­
lich gegliedert w ird — findet in der europäischen Städtegeschichte eine volle 
Stütze. Von der Handels- und Schiffahrtsgeschichte, insbesondere von der Hanse- 
geschichte her bedarf er freilich noch sehr genauer Prüfung. — Von den übrigen 
gehaltvollen Arbeiten des Bandes sei nur ein Titel genannt: O t t o  B r u n n e r ,  
Die „ W elt“ und  „Europa11. Bem erkungen eines M ittela lter-H istorikers  (9—20).

C. H.

Die Geschichte der Erschließung unserer Erde ist mit gewandter Feder d a r ­
gestellt in dem nicht ohne Kritik geschriebenen populärwissenschaftlichen Buche 
(heute sagt man: Sachbuch) von H e r b e r t  B u t z e ,  Die Entdeckung der Erde, 
5000 Jahre A benteuer , Reisen und Forschen (Gütersloh 1962, C. Bertelsmann. 
367 S.). Das mit zahlreichen Quellenzitaten gespickte Buch betont (allerdings 
nicht in dem etwas hochtrabenden Schlußwort), daß das Gewinnstreben — zu­
mindest bei den Finanziers der Reisen — neben Abenteuerlust und Forsdierdrang 
eine sehr wichtige Triebfeder der Entdeckungen gewesen ist und gibt so auch 
dem Wirtschaftshistoriker manchen Ein- und Überblick. — Den Schwerpunkt 
bildet das Ringen um den Seeweg nach Indien und die Erschließung der beiden 
Amerika. Rußlands W eg nach Sibirien scheint uns etwas zu stiefmütterlich be­
handelt zu sein. — Der Band ist mit zahlreichen, nicht immer gleich guten A b­
bildungen und Karten versehen. E r wird durch eine sehr ausführliche Zeittafel, 
eine knappe Literaturübersicht und ein Register in seinem W erte  erhöht. Etwas 
unglücklich, weil effekthaschend-unklar, erscheinen uns die Kapitelüberschriften. 
Im Ganzen ein Buch, das man mit Interesse und Gewinn lesen wird. C. H.

F r i e d r i c h  K l e m m ,  Der Beitrag des M ittelalters zur Entwicklung der 
abendländischen Technik (Beiträge zur Geschichte der Wissenschaft und Technik, 
2, Veröffentlichung der Deutschen Gesellschaft für Geschichte der Medizin, 
Naturwissenschaft und Technik. W iesbaden 1961. 32 S.), zeigt die geistigen 
Voraussetzungen der besonders auf dem Gebiete des Schiffbaus intensiven tech­
nischen Entwicklungen im 12.— 13. Jh. auf und weist darauf hin, wie sehr sich 
die technische Entwicklung der Schiffahrt gerade in der Kreuzzugsgeschichte 
spiegelt. Beim ersten Kreuzzug 1096 unter Gottfried von Bouillon wurde der
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Landweg bevorzugt. Beim 6. Kreuzzug unter Ludwig IX . von Frankreich 1248— 
1254 spielte dagegen das Schiff die entscheidende Rolle. K. ordnet die Dinge 
ein in die Fülle der anderen Erfindungen jener Zeit. E r  erinnert an die gewal­
tigen Transportleistungen, die beim Errichten jener W underwerke der gotischen 
Dome notwendig wurden, und führt uns vor Augen, wie es im hohen Mittelalter 
gelang, mehr und mehr die Kraft des Tieres, des bewegten Wassers und des 
W indes in den Dienst des praktischen Schaffens zu stellen. K. betont, daß vor 
allem damals eine für die technische Entwicklung günstige geistige Umwelt nicht 
zuletzt durch die Wirksamkeit christlicher Institutionen geschaffen wurde. Das 
Literaturverzeichnis nennt die wichtigsten technik-geschichtlichen Publikationen 
der letzten Jah re  aus dem In- und Ausland. P. H.

W i l h e l m  E b e l  hat einen seltenen Fund herausgegeben: Vorlesungen 
über L and - und Seereisen, gehalten von H errn Professor Schlözer (Göttingen 
[Copyright 1962], Musterschmidt. 60 S.). Obschon die Nachschrift des stud. jur. 
E. F. H aup t aus dem Wintersemester 1795/96 wie die meisten Kollegaufzeich­
nungen in ihrer Knappheit nicht immer klar verständlich ist, bietet sie viele 
interessante und vielfach amüsante praktische Angaben über die Kunst des Rei- 
sens, wie sie August Ludwig Schlözer aus dem reichen Schatz eigener Erfahrungen 
von 1772 bis 1795 an der Universität Göttingen dargeboten hat. M an erfährt 
etwas über Vor- und Nachteile der See- und Landreisen, über den Zustand der 
Straßen, die Postkurse, die Qualität der Gasthäuser in den verschiedenen Län­
dern, über Preise; man erhält Ratschläge, worauf man zu achten habe und wie 
man sich in den jeweiligen Situationen verhalten solle. Es ist ein lebendiges 
Kulturbild auch des hansischen Bereichs aus der zweiten H älfte  des 18. Jhs. mit 
gelegentlichen historischen Einschüben, so über den U rsprung der Wirtshäuser 
u. a. m. H . W .

P l e i n r i c h  F e l i x  S c h m i d ,  Das W eiterleben und die W iederbe­
lebung antiker Institutionen im mittelalterlichen Städtew esen  (Annali di storia 
del diritto 1, Milano 1957, 85— 135). — Der mit umfangreichen Literaturangaben 
bewehrte, sich auf die Städte Italiens beschränkende Aufsatz des jüngst verstor­
benen Verf. erörtert als Elemente antiker Kontinuität zunächst die Verwaltungs­
einheit von Stadt und Bischofskirche, die bereits in der späten Kaiserzeit be­
gründet wurde und sich erst im 11. Jh . unter dem Drude der kirchlichen Reform­
partei auflöste. Diese Auflösung deutet Verf. als wesentliche Voraussetzung für 
das Entstehen der Ratsverfassung; erst durch sie erlangten die consules ein freies 
Feld für ihre Betätigung. Als eines ihrer Produkte stellen sich auch die später 
sichtbaren Formen der Mitwirkung des Kirchenvolkes an der Pfarrw ahl und der 
kirchlichen Vermögensverwaltung dar — im Gegensatz zu der von Stutz begrün­
deten herrschenden Lehre, die darin  Reste des germanischen Eigenkirchenrechtes 
sieht. Als ein zweites Gebiet der Fortdauer antiker Einrichtungen beschreibt Verf. 
Gerichtsbarkeit und Urkunden wesen. Das öffentlichen Glauben genießende, im 
13. Jh . auftretende Stadtbuchwesen wird aus den N otariatsim breviaturen abge­
leitet, die schon im 12. Jh. öffentlichen Glauben erlangten und indirekt auf das 
römische Tabellionat zurückgehen. Abschließend deutet Verf. Möglichkeiten un­
mittelbarer Beeinflussung des böhmischen, osteuropäischen und Nowgoroder 
Schriftwesens von den italienischen Verhältnissen her an. D am it möchte aber der
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Einfluß des hansisch-flandrischen Raumes auf Osteuropa unterschätzt werden, 
wie auch das mit Italien gleichzeitige Auftreten des Stadtbuchwesens in diesem 
Gebiet, in dem das N otaria t nicht heimisch war, mit der Ableitung der S tad t­
bücher aus dem Notariatsschriftwesen schwer vereinbar ist. E. P.

Aus dem Sammelbande La cittä nelV alto medioevo  (Settimane di studio del 
centro italiano di studi sulF alto medioevo. Spoleto 1959, Presso la sede del 
centro. 751 S., zahlr. Abb.) sei nachträglich auf folgende Aufsätze und Dis­
kussionen hingewiesen: A l e x a n d e r  G i e y s z t o r ,  Les origines de la ville  
slave  (279—315); E d i t h  E n n e n ,  Die Entwicklung des Städtewesens an 
Rhein und Mosel vom  6. bis 9 . Jahrhundert (419—452); F e r n a n d  V e r -  
c a u t e r e n ,  La vie urbaine entre M euse et Loire du VU  au I X e siecle (453— 
484); F r a n f o i s  L.  G a n s h o f ,  A  propos du tonlieu ä Vepoque carolingienne 
(485—508); E d g a r  L e h m a n n ,  Bem erkungen zu den baulichen Anfä?igen 
der deutschen S tadt im  frühen M ittela lter  (559—590). W eitere Aufsätze des 
Bandes behandeln das Städtewesen im allgemeinen sowie die italienischen, süd­
französischen und spanischen Städte. C. H.

Die allgemeine Städteforschung und Stadtgeschichtsforschung sei hingewiesen 
auf eine Zeitschrift, die hier leider nicht ständig verfolgt werden kann, da sie 
etwas am Rande unseres Arbeitsgebietes liegt: Kwartalnik A rchitektury i Urba- 
nistyki, Teoria i H istoria ( The Q uarterly o f Architecture and Tow n Flanning , 
Theory and H istory), herausgegeben von der Polska A kadem ia  N a u k , Sekcja  
A rchitektury i U rbanistyki, Warschau. — Die Bände geben reich bebilderte A uf­
sätze und Zusammenfassungen in den wichtigsten europäischen Sprachen, sind 
also auch dem mit der polnischen Sprache nicht Vertrauten zugänglich. Band 5, 
1960, enthält zahlreiche Beiträge von Forschern fast aller europäischer Staaten 
zum Thema: Geschichte der Stadtplanung, Entwicklung der modernen Stadt und 
gegenwärtige Probleme der historischen Stadtkerne. C. H.

F r a n t i s e k  K a v k a ,  Die H auptfragen der Städteforschung im  16. Jahr­
hundert in Böhmen und M ähren  (Z G W  10, 1962, 153— 161), gibt das 1961 auf 
der Arbeitstagung des HGV in N aum burg gehaltene Referat wieder. Größe, 
Einwohnerzahl, wirtschaftliche und gesellschaftliche Struktur der Städte stehen 
im Vordergrund der Fragestellung. C. H.

Das wichtige Buch von G e r h a r d  E n d e r s ,  Archivverw altungslehre  
(Archivwissenschaft und Historische Hilfswissenschaften, Schriftenreihe des In ­
stituts für Archivwissenschaft der Hum boldt-Universität zu Berlin, hrsg. v. H el­
mut Lötzke, Nr. 1. Berlin 1962, Rütten & Loening. 238 S.), der erste deutsch­
sprachige Versuch eines vollen Überblicks über den weiten Bereich der speziellen 
archivarischen Fachtätigkeit — von deren Qualität ja  auch die E rhaltung  und 
Bewahrung der ungedruckten Quellen zur Hansegeschichte mit abhängt — sei 
hier wenigstens genannt. C. H .

R e c h t s - ,  V e r f a s s u n g s -  u n d  S o z i a 1 g e s c h i c h t e
Der Rechtshistoriker O t t o  G ö n n e n w e i n  ist im Ja n u a r  1963 im 

67. Lebensjahr in Heidelberg verstorben. G. ist in der Hanseforschung durch sein 
W erk  „Das Stapel- und Niederlagsrecht“ (Qu. u. Darst. z. hans. Gesch. N.F. X I, 
1939) bekanntgeworden. H. W .
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H e r m a n n  C o n r a d ,  Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. I : Frühzeit und 
M ittelalter, Zweite, neubearb. Aufl. (Karlsruhe 1962, C. F. Müller. X X V II, 
496 S.). Die Neuauflage (vgl. HGbll. 73, 184 f.) ist aus Kostengründen leider 
um rd. 10°/o des Textes gekürzt worden — teils durch sehr geschickte Raffung 
der Textform, teils aber durch stärkere Beschneidung der allgemeingeschicht­
lichen Abschnitte; zuweilen wird dadurch das Verständnis der Kausalzusammen­
hänge für den Benutzer dieses Lehrbuches etwas erschwert. Gleichwohl sind die 
besonderen Vorzüge des Werkes gerade für den Historiker im wesentlichen er­
halten geblieben. Die hier interessierenden stadt-, wirtschafts- und hansege­
schichtlichen Abschnitte sind auch bei der Kürzung ganz glimpflich davon­
gekommen (vgl. besonders die Abschnitte 87 ff., 203 ff., 338 f. — Hanse!, ferner 
322 ff., 355 ff., 382 f. — Stadtverfassung, Stadtrecht, städt. Gerichtsbarkeit). In ­
haltlich hat sich da wenig geändert, so daß neben dem Lob auch einige Bean­
standungen wiederholt werden müssen: vor allem erscheint die Hanse nach wie 
vor als „machtvoller B und“ (205), „Städtebund“ (338), „festgefügt“ (! 339), sie 
führt Kriege, erhebt „Bundessteuern“ (340) usw. — die gängige rechtliche und 
politische Identifizierung der Kölner Konföderation mit der Hanse kehrt also 
auch hier wieder und verwischt die Grenze zu den eigentlichen Städtebünden mit 
politisch-verfassungsrechtlicher Zwecksetzung und Organisation. Das ist gerade 
an einem Lehrbuch des Rechts zu bedauern. Bei den Literaturangaben, die im 
allgemeinen auf den neuesten Stand gebracht sind, ist S. 343 zu berichtigen 
E. (statt H.) Bielfeldt, ebenda fehlt (anstelle der älteren Titel u. Erscheinungs­
orte) F. Rörig: W irtschaftskräfte im M ittelalter (W eim ar 1959), als die jetzt 
maßgebende Edition der hanse- und stadtgeschichtlichen Arbeiten Rörigs.

A . v . B.

La Paix. Premiere partie  (Recueils de la Societe Jean  Bodin pour l ’histoire 
comparative des institutions X IV . Bruxelles 1961, Librairie  encyclopedique. 
545 S.). — Die 1935 gegründete belgische Societe Jean  Bodin fördert durch 
jährliche Tagungen, deren Vorträge in ihren Recueils veröffentlicht werden, 
die Erforschung historischer Erscheinungen und Einrichtungen nach der ver­
gleichenden Methode, indem zu einem zentralen Them a aus allen Kulturkreisen 
und Zeitaltern Beiträge gebracht werden. Es ist also eine der für die französisch­
sprachige Forschung so typischen Unternehmungen zur systematischen E ra r­
beitung universalgeschichtlicher Strukturen. Erst nach dem Zweiten Weltkriege 
zu breiter W irksamkeit gekommen, tri tt  die Societe seit den 1954— 1957 er­
schienenen Bänden V I—V III der Recueils, die dem Phänomen der Stadt ge­
widmet waren (siehe HGbll. 75, 115 f., 119), nur noch mit zwei- oder drei­
bändigen W erken an die Öffentlichkeit. So enthält auch der hier anzuzeigende 
Band nur die erste H älfte  der Vorträge, die 1958 über den Frieden und die 
seiner Erhaltung dienenden Einrichtungen gehalten worden sind. In  ihm kommen 
die primitiven Gesellschaften, die Hochkulturen Asiens und das klassische A lter­
tum und frühe M ittelalter zur Sprache. Die drei letzten Beiträge von R o g e r  
B o n n a u d - D e l a m a r e ,  E g i e d  I. S t r u b b e  und A n d r e  J o r i s  be­
handeln die Ausbreitung der Gottesfriedensbewegung von ihrem Ausgangspunkte 
Aquitanien aus nach Nordfrankreich und Belgien während des 10. und 11. Jhs. 
in sehr detaillierten und die Entwicklung verfolgenden Untersuchungen, die eine 
vorzügliche und bequeme Zusammenfassung des heutigen Wissens bieten. E. P.
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L i s e l o t t e  C o n s t a n z e  E i s e n b a r t ,  K leiderordnungen der deutschen 
Städ te  zwischen 1350 und 1700. Ein Beitrag zur Kulturgeschichte des deutschen 
Bürgertums (Göttinger Bausteine z. Geschichtswissenschaft, Bd. 32. Göttingen/ 
Berlin/Frankfurt 1962, Musterschmidt. 184 S.): eine Arbeit, welche die für a ll­
gemeinere Zusammenhänge bisher wenig beachteten, um 1350 in Deutschland 
einsetzenden, in das Spannungsverhältnis von Mode und sittlicher Obrigkeits­
verantw ortung gehörenden Kleiderordnungen bis gegen 1700 auf „formale Ge­
sichtspunkte“ und als „Ausdrude geistiger K räfte“ untersucht. M an kann die 
flüssig geschriebene Arbeit mit dem beruhigenden Gefühl genießen, daß die 
bekannten Vorstellungen von den ständischen, wirtschaftlichen, sittlichen T en ­
denzen seit 1350 nicht revidiert werden müssen. Erst seit Ausgang des 15. Jhs. 
spiegeln die Kleiderordnungcn (wirklich nur durch Einwirkung des „Fürsten­
staates“?) ein scharf gliederndes ständisches Denken in den deutschen Städten; 
nach 1500 wirken merkantilistische Überlegungen ein. Das Ganze bietet eine 
kurzweilig belehrende Lektüre über eine etwas abseitig scheinende Ouellen- 
gruppe; gelegentliche Klippen sozial- und wirtschaftsgeschichtlicher Problematik 
werden mit nonchalanter Eleganz überglitten. Verzeichnisse der in den Kleider­
ordnungen erwähnten Stoffarten und Pelzsorten sind eine wertvolle Ergänzung; 
ein ausführlicher beschreibendes Verzeichnis der einzelnen Kleidungsstücke steigert 
den sachlichen W ert des Buches als Beitrag zur Kostüm-, dam it zur Kultur­
geschichte beachtlich. / / .  Schmidt

E b e r h a r d  N a u j o k s ,  Latente Zun fttrad ition  in den schwäbischen 
Reichsstädten (VSW G 49, 1962, 171— 194), geht der Frage nach, wieweit sich 
bei der allmählichen Stärkung der obrigkeitlichen Gewalt im 16. Jh . der E in­
fluß der Zünfte, aber auch der Handwerksgesellen, behaupten ließ. Sein Aus­
gangspunkt ist die Reichspolizeigesetzgebung Karls V. von 1530 und 1548. Auch 
die zwangsweise Einführung patrizisch-aristokratischer Stadtregierungen durch 
den kaiserlichen Kommissar Dr. Hass in allen schwäbischen Reichsstädten in den 
Jah ren  1548 bis 1552 wird in ihren Auswirkungen untersucht. Das Untersuchungs­
objekt ist vornehmlich die Reichsstadt Eßlingen. — Im nördlichen Deutschland 
liegen die Verhältnisse wesentlich anders. Sowohl das H andw erkertum  als auch 
die Reichsgewalt haben hier nie einen so großen Einfluß gehabt. Trotzdem 
wäre es auch für den Hanseraum nützlich, einmal das Gewicht der H an d ­
werkerschaft in der Verfassung der Städte im Zusammenhang zu untersuchen. 
D afür könnte diese Arbeit manchen Hinweis geben, der die Fragestellung ver­
tieft C. H .

W i r t s c h a f t s g e s c h i c h t e
Nachdem sich die Wirtschaftshistoriker zum ersten Male im Zusammenhang 

mit dem 11. Internationalen Historiker-Kongreß im August 1960 in Stockholm 
zu einer Tagung  zusammengefunden und zu einer lockeren Vereinigung zusam­
mengeschlossen hatten, trafen sie sich nun selbständig unter der Leitung von 
M. M. P o s t a n  (Cambridge): Vom 29. August bis zum 3. September 1962 fand 
die 2. Internationale W irtschaftshistoriker-Konferenz in A ix-en-P rovence  statt. 
In zehn Sektionen, zeitlich (vom Altertum bis zum Industriezeitalter), aber auch
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sachlich (Preis- und Sozialgeschichte) geschieden, wurden jeweils Rapporte, Dis­
kussionen sowie Interventionen geboten. Das Plenum der etwa 350 Teilnehmer 
fand sich daneben zu drei umfassenden Vorträgen zusammen. H ier waren fast 
sämtliche europäischen Länder vertreten, dazu — besonders zahlreich — die 
USA. Das Arbeitsgebiet der hansischen Forschung wurde lediglich in dem Vor­
trag  von A. G i e y s z t o r  (Warschau), Villes et campagnes dans le moyen 
äge slave , stärker berührt; aber auch P h. J o n e s  (Leeds), The agrarian deve­
lopm ent o f m edieval lta ly , zog die Verhältnisse im deutschen Ostsiedlungsraum 
zum Vergleich heran. Die Aussprache zu beiden Vorträgen machte die Probleme 
wie die Problematik noch deutlicher. Es bleibt zu hoffen, daß der Druck der 
Kongreßakten bald nähere Aufschlüsse gibt. A . T im m

Zwei wichtige handelsgeschichtliche Standardwerke sind in neuer Auflage er­
schienen: J a k o b  S t r i e d e r ,  A us A ntw erpener N otariatsakten , Quellen zur 
deutschen Wirtschaftsgeschichte des 16. Jahrhunderts (Deutsche Handelsakten 
des Mittelalters und der Neuzeit, Band IV. W iesbaden 1962, Franz Steiner. 
X X X I X  u. 480 S.), sowie K a r l  O t t o  M ü l l e r ,  W elthandelsbräuche 1480— 
1540 (Desgl. Band V. W iesbaden 1962, Franz Steiner. X V I u. 380 S.). C. H.

Ferner ist im Neudruck erschienen: H u b e r t  H a l l ,  A  select bibliography 
for the s tudy , sources, and literature of English m ediaeval economic history 
(1913. Neudrude New York o .J .  [1960], Burt Franklin. X II I  u. 350 S.). Die 
Bibliographie erfaßt das ältere Schrifttum bis 1913 weit über England hinaus 
und bringt auch Abschnitte über Deutschland und über die Hanse (172 f.).

C. H.

Von dem auf fünf Bände angelegten W erk Deutsche A g r arge schichte, hrsg. 
von G ü n t h e r  F r a n z ,  sind bisher drei Bände herausgekommen. Uns interes­
siert am meisten Band II: W i l h e l m  A b e l ,  Geschichte der deutschen Land­
wirtschaft vom  frühen M ittelalter bis zum  19. Jahrhundert (Stuttgart o .J . 
[Copyright 1962], Eugen Ulmer. 333 S., 41 Abb., 12 Bildtfn.). H ier werden auch 
die Versorgung der Städte, Getreidebau und Viehhaltung, die verschiedenen 
W ege der Ochsentrift, Preise, Löhne, K aufkraft des Geldes, die „Preisrevolution“ 
und anderes behandelt, so daß der Band für die Hanseforschung nicht ohne 
Interesse ist. — Auch Bd. III, F r i e d r i c h  L ü t g e ,  Geschichte der deutschen 
Agrarverfassung vom  frühen M ittela lter bis zum  19. Jahrhundert (ebd. o .J . 
[Copyright 1963]. 269 S., 8 Bildtfn.), bietet, obwohl stark auf die A grarver­
fassungsfragen beschränkt, Stoff, der dem Wirtschaftshistoriker des Hanseraumes 
nicht fremd sein sollte. — Bd. V, H a n s  H a u s h o f e r ,  behandelt Die deutsche 
Landwirtschaft im  technisdien Zeita lter  (ebd. [Copyright 1963]. 290 S., 18 Abb., 
12 Bildtfn.). C. H.

Eindringlich sei hingewiesen auf den vorzüglichen Literaturbericht von 
E r n s t  S c h u l i n ,  Englands Außenhandel im  17.118. Jalirhundert (VSWG 
48, 1961, 503—537), der auch auf die Zeit vor 1600 zurückgreift. Manche der 
genannten Arbeiten sind schon bei uns angezeigt worden; auf vieles aber wird 
man Hinweise in deutschen Zeitschriften vergeblich suchen. C. H.
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J o h n  W.  B a l d w i n ,  The m edieval theories o f the just price  (Trans­
actions of the American Philosophical Society NS. 49 Part 4, Philadelphia 1959. 
92 S.). — B.s Darstellung beschränkt sich auf die Autoren des 11. bis 13. Jhs. 
und sucht in sorgfältiger Auseinandersetzung mit der umfangreichen Literatur 
namentlich die Kontroversen über die Lehre des Thomas von Aquino zu klären. 
Der Vergleich mit Noonans Geschichte des kanonischen Zinsverbotes (HGbll. 80, 
110 f.) zeigt, daß für den Historiker die spätere Entwicklung ebenso wichtig ist 
und daß sie auch den Problemen des Hochmittelalters neue Lichter aufsetzen 
kann. Aber auch ohnedem enthält B.s Schrift eine Fülle von Gedanken, die für 
die allgemeine Wirtschaftsgeschichte wichtig sind. W ie Noonan betont er den 
Einfluß der neuen Wirtschaftskräfte des Hochmittelalters auf die christliche 
Lehre; w ar dieser Lehre zunächst der Kaufmann wegen seiner Neigung zu be­
trügerischen Praktiken und zu monopolistischer Bereicherung auf Kosten anderer 
verdächtig, so wird jetzt seine Leistung des Transportierens, Lagerhaltens und 
Verteilens als sozial notwendig anerkannt. Im Gegensatz zu Noonan knüpft B. 
jedodi die kirchenrechtliche Entwicklung der Lehre an die Zinsverbule der karo­
lingischen Kapitularien an. Stark betont er den Einfluß des römischen Rechtes, 
das die laesio enormis, die den Verkehrssitten widersprechende Schädigung der 
Interessen des Verkäufers, als Anfechtungsgrund ausgebildet hatte; in einem 
Vertrage von 1155 weist B. den ersten im voraus ausgesprochenen Verzicht 
auf diesen Anfechtungsgrund nach. Der geredite Preis selbst bestimmt sich nach 
den konkreten Marktpreisen, wie eine W are  „communiter venditur in foro“ ; im 
13. Jh. ergaben sich aus der Beobachtung dieser Preise erste Feststellungen über 
zyklische, saisongebundene Preisbewegungen. Hinsichtlich der W ürd igung  des 
kaufmännischen Risikos als Preisfaktors, der Beurteilung des Term inhandels und 
verwandter Probleme ist Noonans Arbeit wohl tiefer gedrungen als die vor­
liegende. Daß bereits Thomas von Aquino die an den Produktionskosten orien­
tierte Preisbildung vollständig durchschaut habe, ist nach B. nicht erweislich; 
den Zusammenhang zwischen Kosten- und Marktpreis findet er erst wenig 
später bei Duns Scotus rein erkannt. Im ganzen ergibt sich, unabhängig von der 
letzten Entscheidung mancher gelehrter Kontroverse, aus den mittelalterlichen 
Schriftstellern eine überraschend reiche Gedankenwelt, die auch dann  für den 
Wirtschaftshistoriker ihr Interesse behält, wenn er nicht erfährt, wieweit sie 
durch Schulunterricht und Beichtpraxis in der Kaufmannschaft selbst verbreitet 
war. E . P.

A b r a h a m  L. U d o v i t c h ,  A t the origins of the Western commenda: 
Islam , Israel, Byzantium ?  (Spec. 37, 1962, 198—207), verknüpft die g rund­
legende Rechtsform für Übersee-Handelsgeschäfte, die in Europa zuerst während 
des 10. und 11. Jhs. in Italien auftaucht, mit ähnlichen, aber älteren Rechts­
formen des jüdischen, byzantinischen und moslemischen Rechtes. W enn  seine 
Ergebnisse sich bewähren, möchte sich hier eine weitere W urzel des in ter­
nationalen Seerechtes im arabisch bestimmten Mittelmeergebiet ergeben (vgl. 
Craeybeckx, HGbll. 80, 183 f.). E. P .

Das hübsche und lehrreiche Büchlein von W i n f r i e d  H a n s m a n n ,  
Kontor und K aufm ann in alter Z e it. Das Büro des deutschen K aufm anns vom
12. bis zum 18. Jahrhundert (Düsseldorf 1962, Joachim Schilling. 124 S., 47 Text-
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abb., 34 Bildtfn.), ist hauptsächlich von der Bebilderung her komponiert. Da 
die bildliche Überlieferung aber erst im letzten Viertel des 15. Jhs. einsetzt, 
kommt das M itte lalter auch im Text etwas zu kurz, und der nicht vorgebildete 
Leser muß den Eindruck gewinnen, als sei der Fernhandel eigentlich erst eine
mittelalterliche Spätstufe. — Auch für die Entwicklung des Büros macht Verf.
eine Zäsur zwischen der mittelalterlichen Stadtwirtschaft und dem Merkantilis­
mus. — Von den hansischen Kontoren sind der Londoner Stalhof und der 
Kaufhof in Antwerpen abgebildet. Im Süden überwiegt das System der Fak­
toreien einzelner Kaufleute; die einzige Ausnahme, der Fondaco dei Tedeschi, 
ist mit einem Bild vertreten. Im ganzen bietet das Büchlein gerade durch seinen 
Abbildungsreichtum eine schöne Einführung in die Materie über die Abstraktheit 
des Wortes hinaus. C. H.

Aufgrund seiner reichen Literaturkenntnis gibt H e r m a n n  K e l l e n b e n z  
einen Überblick über Bäuerliche U nternehm ertätigkeit im  Bereich der N ord - 
und Ostsee vom  H ochm ittelalter bis zum  Ausgang der neueren Z e it (VSW G 49, 
1962, 1—40). Nacheinander schreitet er den skandinavischen Raum, Schleswig- 
Holstein, das Gebiet südlich der Elbe und schließlich die östliche Ostseeküste ab. 
Die Tätigkeit der Bauern als Handelsunternehmer ist im Bereich der See­
küsten offensichtlich am stärksten gewesen: der Bauer als H änd ler  w ar vor
allem Seefahrer. Daneben beteiligte er sich freilich auch am Binnenhandel, wie
z. B. in Dänemark an der Ochsentrift nach Süden. In Schweden findet man ihn 
sogar am Bergbau beteiligt. Auch ein gewisses Landhandw erk und — im Mer­
kantilismus — der Versuch, auf dem Lande Industrien anzusetzen, sind nach­
weisbar. Ebenso gibt es ländliche Fuhrunternehmen größeren Ausmaßes, und 
die Handelstätigkeit der ländlichen Krüge ist ebenfalls nicht zu unterschätzen. — 
Eine interessante Generallinie der Entwicklung des bäuerlichen H andels ist die 
dadurch veranlaßte Verzögerung im Ausbau des Städtewesens in weiten Teilen 
des N ord- und Ostseebereiches, so besonders in Norwegen, Schweden und Finn­
land, aber auch an der Westküste Schleswig-Holsteins und, worauf man vielleicht 
noch deutlicher hätte  hinweisen können, in Friesland. Die Stadtentwicklung führt 
allenthalben zu der Tendenz, Handel und Gewerbe allein den Städten vorzu­
behalten, sei es von seiten der Städte selbst, sei es, vor allem in der Neuzeit, 
seitens der Fürsten. Besonders ausgeprägt findet sich dieses Streben allenthalben 
im Merkantilimus, und das Nachholen der Stadtentwicklung im behandelten 
Raume im 16., 17. und auch 18. Jh. wird großenteils von staats- bzw. wirtschafts­
politischen Bestrebungen gespeist, die dem bäuerlichen Unternehm ertum  ebenso 
feindlich sind wie etwa adeligen oder geistlichen Unternehm ern. — Das hier 
sichtbar werdende M it- und Gegeneinander von Stadt und L and  verdiente 
weiter untersucht zu werden. C. H.

W o l f g a n g  J a c o b e i t ,  Schafhaltung und Schäfer in Zentraleuropa bis 
zum Beginn des 20. Jahrhunderts  (Deutsche Akademie der Wissenschaften zu 
Berlin. Veröffentlichungen des Instituts für deutsche Volkskunde 25. Berlin 1961, 
Akademie-Verlag. XV, 604 S., 36 Abb.). — Im Gegensätze zur üblichen volks­
kundlichen Monographie, die sich auf das Sammeln von Sagen, Brauchtum und 
Trachten beschränkt, hat J. auch die Rechts- und Wirtschaftsgeschichte der 
Schäferei berücksichtigt — und damit beiden Disziplinen N euland  erschlossen.
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So weist er als europäisches Phänomen nach, was bisher fast nur als Einzel­
beobachtung bekannt war: Die im M ittelalter zur Ausnutzung schlechter Böden 
und zur Deckung des Eigenbedarfs betriebene Schafhaltung ging im 14. Jh., 
angeregt durch die wachsende Nachfrage der Städte und ihrer Tuchmacherei, zum 
Großbetrieb und zur M arktproduktion über, wobei die bäuerliche Gemeinde­
schäferei durch die Gutsschäferei zurückgedrängt wurde. W ährend  in Deutsch­
land die Landesherren die Bauern im allgemeinen vor allzu rigoroser Aus­
nutzung grundherrlicher Triftrechte schützten, werden die als Enclosures be­
kannten englischen Separationen gewöhnlich als Mittel zu rücksichtsloser Ver­
mehrung der grundherrlichen Schafzucht angesehen. J. behandelt ausführlich die 
verschiedenen Wirtschaftsformen der europäischen Schafzucht, in deren Rahmen 
Spanien bis ins 18. Jh. ein Monopol besaß, gestützt auf die unübertreffliche 
Q ualität seiner Merino-Rasse. Damit ist ein zentrales, kürzlich von van Kla- 
veren (HGbll. 79, 214) aufgegriffenes Problem europäischer Wirtschaftsgeschichte 
angeschnitten; gegen van Klaveren schließt sich J. der herrschenden Lehre an, 
nach der die Wanderschafzucht auf Kosten der Landwirtschaft ging. Ausführlich 
behandelt J . auch die im städtischen Zunftrecht seit dem 14. Jh . fixierte U nehr­
lichkeit des Schäfers und die Schäferbrüderschaften, die er als Versuche ansieht, 
mittels zunftähnlicher Organisation die Unehrlichkeit zu tilgen; deren eigentliche 
Ursache sei das Abdecken gefallener Tiere gewesen, das den Schäfer aus seuchen­
polizeilichen Gründen in Quarantäne zu leben gezwungen habe. Der Sozial- 
und Wirtschaftshistoriker wird hier manches anders sehen; im Vergleich mit 
anderen unehrlichen Berufen, wie dem des Müllers, dürfte die mit mono­
polistischen Praktiken verbundene und daher als betrügerisch empfundene Aus­
übung grundherrlicher Bannrechte als Ursache der Unehrlichkeit doch wichtiger 
gewesen sein. Auch sonst ist an der Quelleninterpretation manches auszusetzen. 
Uneingeschränkt besteht aber J.s Verdienst, aus einer weit zerstreuten Literatur 
die G rundlagen zusammengetragen zu haben, auf denen die Erforschung eines 
der wichtigen Grenzgebiete zwischen Handels- und Agrargeschichte nun auf­
bauen kann. Denn trotz der überragenden handelsgeschichtlichen Bedeutung der 
Tuchmacherei und des Tuchhandels ist die W ollproduktion als Ganzes bis heute 
eine te rra  incognita. Kulischer erwähnt ausführlicher nur die englischen Enclo­
sures, Neuere gedenken allenfalls noch der spanischen Produktion, während über 
die sonstigen bodenständigen Erzeuger wenig bekannt ist. U n d  dabei kennen 
etwa die hamburgischen Zolltarife außer englischer und spanischer W olle auch 
italienische, butjadingische, polnische, pommersche, rheinische, schottische, und 
die Herzöge von Braunschweig setzten im 16. Jh. durch Kauf leute aus B raun­
schweig und Einbeck jährlich einige tausend Zentner W olle aus eigener E r ­
zeugung ab! Es ist kein Zweifel, daß hier noch eine ansehnliche Lücke in unserer 
Kenntnis auch des hansischen Handels zu schließen ist und daß dafür J.s W erk 
in Zukunft den Ausgangspunkt abgeben wird. E. P .

E l i s a b e t h  C a r p e n t i e r ,  Famines et epidemies dans Vhistoire du X I V e 
siecle (AESC 17, 1962, 1062— 1092), legt den Stand der Forschung auf einem der 
zentralen Gebiete demographischer und wirtschaftsgeschichtlicher Forschung dar. 
Nachdem die direkten Quellen ausgeschöpft sind, sei der Stillstand der For­
schung nur durch Anwendung neuer Gesichtspunkte auf den Stoff zu überwinden. 
W ichtig ist der Hinweis, daß wir bisher bei den Hungersnöten des 14. Jhs. noch
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nicht zwischen solchen von lokaler Bedeutung, die als normal gelten müssen, und 
allgemeinen, anomalen unterscheiden können. Abschließend skizziert der Aufsatz 
die zur Zeit bestehenden Lehren von der geschichtlichen Bedeutung der schwarzen 
Pest von 1348 (Postan, Abel, Lütge, Keller, Delatouche, Dubled und andere).

E. P .

R u g g i e r o  R o m a n o ,  Tra X V I  e X V I I  secolo. Una crisa economica: 
1619— 1622 (Rivista storica italiana 74, 1962, 480—531), wendet sich gegen die 
herrschende Lehre, nach der das 16. Jh . wirtschaftsgeschichtlich um 1630/40 
endet, und die den Preisanstieg bis 1640 mit wirtschaftlicher Expansion und die 
folgende Stagnation der Preise mit Kontraktion gleichsetzt, obwohl sich Handel, 
Produktion und Rentabilität ganz unterschiedlich und ohne die Preisentwicklung 
zu beeinflussen, fortbilden können. Dagegen zeigen die Zahlenwerte für den 
Schiffsverkehr in Buenos Aires, Sevilla, im Sund und in Danzig, für die Tuch- 
erzeugung in Venedig, England, H olland  und Deutschland, für den Bergbau in 
Amerika, die Getreideerzeugung in Polen und die Eindeichungen in den N ieder­
landen, daß das 16. Jh. floriert, getragen von landwirtschaftlicher Expansion, 
während um 1600 zunächst die Landwirtschaft und um 1620 die gesamte W ir t­
schaft in eine Depression geraten, der nur Holland und zum Teil England ent­
gangen sind. Zahlenreihen für Wechselkurse, Börsennotierungen und Zinssätze 
zeigen den Zusammenhang der Erscheinungen mit der rückläufigen Nachfrage 
nach Geld und der 1619 bemerkbaren Inflation durch Kreditausweitung. Eine 
Strukturkrise der Landwirtschaft, die durch Preissteigerung für Lebensmittel die 
Krise der Industrie nach sich zieht, verursachte so um 1619 bis 1622 eine säkulare 
Zäsur, die zugleich das Ende eines bestimmten wirtschaftlichen Stils, nämlich 
des merkantilen Kapitalismus, bedeutet. E . P.

J. S p e r l i n g ,  The international paym ents mechanism in the seventeentli 
and eighteenth centuries (EcHistRev. 2nd Series X IV , 1962, 446—468), vertritt 
die These, daß das Zeitalter des Merkantilismus in eine frühe Periode mit ver­
wiegender Barzahlung in Edelmetallen und eine späte mit unbarem multilate­
ralem Zahlungsverkehr einzuteilen ist, und daß zwischen 1660 und 1700 ein 
internationales Zahlungssystem mit den Zentren Amsterdam und London ent­
stand, das den gesamten W elthandel erfaßte und mit kurzfristigen Krediten und 
Wechsel verkehr die Masse der Zahlungen bewältigte. Die Einbeziehung des han­
sischen Bereichs in dieses System hat jüngst Price dargetan (HGbll. 80, 192).

E. P.

Das schöne Buch von A l b e r t  H a u s e r ,  Schweizerische W irtschafts- und 
Sozialgeschichte (Erlenbach-Zürich und Stuttgart o .J .  [Copyright 1961], Eugen 
Rentsch Verlag. 400 S.), zeigt wieder einmal mehr, wie sehr der Hanseraum ein 
in sich geschlossenes Wirtschaftsgebiet war, das mit anderen nur geringe Berüh­
rung hatte. Die Schweiz exportierte so gut wie gar nichts in das hansische Ge­
biet, und auch von Importen hören wir nichts. Berührungspunkte ergaben sich 
gelegentlich in den Niederlanden. Die äußersten Punkte, die der schweizerische 
Handel im M ittelalter erreichte, sind Frankfurt am Main und Nürnberg — diese 
allerdings recht häufig. — Die wichtigsten Schweizer Exportgüter waren die 
Tuche aus Freiburg im Uechtland, die auf den Messen von Genf und Zurzach
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vertrieben wurden (die Industrie erlosch gegen Anfang des 16. Jhs.), die bis 
Mitte des 15. Jhs. bis nach Ungarn, Polen und wohl auch England vertriebene 
Züricher Seide und schließlich die Produkte der Ostschweizer Leinenweberei mit 
den Schwerpunkten in Konstanz und dann in St. Gallen. Englische und f lan ­
drische Stoffe wurden über Frankfurt am Main importiert. — Verf. gliedert 
seinen Stoff nach Jahrhunderten , wobei das 14. und 15. Jh., das 16. und 17. 
sowie das 19. und 20. zusammengefaßt werden, das 18. einen Abschnitt für sich 
erhält. Er ordnet jeweils in einleitenden Kapiteln die Sozial- und W irtschafts­
geschichte in die allgemeinen Zusammenhänge geschickt ein. Die H älfte  des 
Raumes ist dem 19. und 20. Jh . gewidmet. — Ein ausführliches L iteratu rver­
zeichnis (25 S. in Petitdruck) zeigt zugleich, in wie hohem Maße unsere K ennt­
nis von der Schweizer Wirtschaftsgeschichte des Mittclalters auf den Arbeiten 
von Hektor Ammann beruht. — Im Anhang ist eine die Zeit von 1500 bis 1800 
umfassende Tabelle über „Preise, Löhne und Arbeitsaufwand pro Stunden und 
Minuten im alten Zürich“ beigegeben, die besonders sozialgeschichtlich von 
hohem Interesse ist. — Hausers Ergebnisse werden in einem Spezialfall im 
wesentlichen bestätigt, nämlich durch die großartige Arbeit von H a n s  C o n ­
r a d  P e y e r ,  Leinwandgewerbe und Fernhandel der Stadt St. G allen von  
den A nfängen bis 1520, unter Benützung der Vorarbeiten von  A l f r e d  
S c h e l l  i n g  und  H e k t o r  A m m a n n .  Band I: Quellen; Band II: Über­
sicht, A nhang , Register (St. Galler Wirtschaftswissenschaftliche Forschungen, 
hrsg. v. d. Handelshochschule St. Gallen mit Unterstützung der S tiftung für 
wissenschaftliche Forschung, Band 16/1 und 16/2, hrsg. vom Historischen Verein 
des Kantons St. Gallen. St. Gallen o .J .  [Copyright 1959 u. 1960], Zollikofer & 
Co. 541 und 183 S.). Der erste Band ist eine Sammlung von Regesten und U r ­
kunden zur Sachfrage des Leinwandgewerbes und Fernhandels von St. Gallen 
mit 970 Nummern aus 70 europäischen Archiven zwischen Lübeck und Venedig, 
Saragossa und Warschau; der zweite Band gibt, außer umfangreichen Registern 
und Glossaren, eine erste Auswertung des gesammelten Stoffes. — Ein nach 
Sachgesichtspunkten zusammengestelltes Quellenwerk kann nie vollständig sein, 
auch das Hansische Urkundenbuch ist es ja  nicht; aber was hier zusammen­
getragen wurde, hat die Grenze des Menschenmöglichen erreicht, und neue Funde 
dürften das gewonnene Bild kaum noch wesentlich ändern. St. Gallen, im 15. Jh. 
eine Stadt von etwa 25 ha Fläche mit ca. 2 500 bis 3 500 Einwohnern, spannte 
seine Handelsbeziehungen im Südwesten bis Valencia, im Süden bis G enua und 
Venedig, im Osten bis W ien. Vor allem aber interessiert uns der N orden  und 
Nordosten. Hier aber zeigt sich, daß der Hanseraum zwar berührt w ird, daß auch 
gelegentliche Handelsgeschäfte mit Lübeck stattfinden (Nr. 245 und  708), daß 
aber im Ganzen die Linie Frankfurt/M ain, Leipzig, Frankfurt/O der, Posen, 
Warschau als nördliche Begrenzung eingehalten wird. Zentraler Austauschplatz 
ist Frankfurt am Main. Der Nordosten aber öffnet sich vor allem von Nürnberg 
aus; auch Leipzig, Breslau, Krakau werden von hier aus erreicht. Die einzelnen 
Handelswege lassen sich aus den Quellen sehr genau erkennen. — B and II. ent­
hält Untersuchungen über Leinwandpolitik und Leinwandherstellung und über 
die einzelnen Fernhändlerfamilien. Vor allem aber sei auf die mit Tabellen  und 
graphischen Darstellungen untermauerten Darlegungen über die Vermögens­
struktur St. Gallens hingewiesen. W ährend die Zahl der Steuerzahler mit einem

11 H Gbl. 81
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Vermögen bis zu 1 000 lb. zwar schwankte, sich aber doch in der Zeit von 1422 
bis 1520 nicht grundlegend veränderte, entstanden in dieser Zeit zahlreiche 
große Vermögen. W ährend  1422 insgesamt 17 Vermögen zwischen 1000 und 
5000 lb. vorhanden waren und größere überhaupt fehlten, gab es 1520 schon 
58 Vermögen dieser Klasse, 13 bis 10 000 lb. und eines über 10 000 lb. Das 
Anwachsen großer Vermögen ist also deutlich zu sehen, während eine krasse 
Scheidung von A rm  und Reich bei gleichzeitigem Schwund der Mittelschichten 
nicht zu erkennen ist, sich allenfalls seit 1495 andeutet; hier fehlt uns aber die 
Verlängerung der Statistik über 1520 hinaus, so daß eine allgemeine Entwick­
lungstendenz nicht ablesbar wird. Umfangreiche Auszüge aus den Steuerbüchern 
zeigen die Vermögensentwicklung jeder einzelnen bekannteren Familie von 
etwa 1400 bis 1520. C. H.

In Fortsetzung der bekannten Arbeit von Hektor A m m ann untersucht W a l ­
t e r  B o d m e r  Die Zurzacher Messen von 1530 bis 1856 (Argovia 74, 1962, 
3— 130). Auch im 17. und vor allem im 18. Jh. werden die Messen noch von den 
Frankfurtern und Nürnbergern, aber auch von Kaufleuten aus dem Hanseraum 
bis zur Elblinie hin besucht. Der Warenfächer ist so reich wie im Mittelalter; 
doch stehen weiterhin die Textilwaren im Vordergrund. C. // .

H e r m a n n  K e l l e n b e n z ,  Bürgertum und W irtschaft in der Reichsstadt 
Regensburg (BDLG 98, 1962, 90— 120), berührt aufgrund der bekannten Quellen­
zeugnisse auch die Verbindung der Stadt des 12.— 14. Jhs. (die eine ausge­
sprochene Kaufmannsstadt ist, mit einer Grundfläche von 95 ha) mit dem Gebiet
von Köln, Aachen, Maastricht und Huy, mit den Champagnermessen und sogar 
mit England. Einige der vielen Ursachen des N iederganges der Stadt waren 
offenbar der Rückgang des Donauhandels durch den Aufstieg Wiens, das A uf­
blühen des Orienthandels über den Mittclmeerweg und vielleicht auch der Hus- 
sitensturm. C. H.

R o l f  S p r a n d e l ,  D ie wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Paris und 
dem deutschen Sprachraum im M ittelalter (VSW G 49, 1962, 289—319), sucht 
der schmalen Quellengrundlage ein einigermaßen geschlossenes Bild abzugewin­
nen. Einen ersten Höhepunkt der Beziehungen bildete die Zeit der Blüte der 
Champagner-Messen. Damals wurden offenbar vor allem W affen  nach Frankreich 
importiert. Schwerter aus Lübeck (aus Schweden?) werden genannt. Daneben er­
scheint Konstanzer Leinwand. Gegen Ende des 13. Jhs. w ar die Zahl der Deut­
schen in Paris nicht unbeträchtlich (ca. 0,7—0,9% ), stand aber hinter Engländern 
und Italienern zurück. Metallhandwerker scheinen im Vordergrund gestanden 
zu haben; nur wenige der Deutschen gehörten den vermögenden Schichten an. 
Eine große Bedeutung hatten die Verbindungen zwischen Pariser und deutschen, 
vor allem Kölner Geistlichen; aber auch durch den H of wurden deutsche W aren 
und Handwerker angezogen. Den größten Anteil am H andel wie an der deut­
schen Bevölkerung in Paris hatte — mit Abstand — Köln. Der übrige Hanse­
raum tra t ab etwa 1300, wohl nicht zuletzt wegen der politischen Verwicklungen, 
insbesondere um Flandern, ganz zurück. Auch der N iedergang  der Champagner- 
Messen trug entscheidend zu diesem Rückgang bei. Eine zweite Blüte deutscher 
Beziehungen zu Paris, wieder hauptsächlich von Köln aus, entstand in den Jahr-
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zehnten um 1400. Gegen Ende des 15. Jhs. finden wir dann zahlreiche deutsche 
Buchdrucker in der Stadt an der Seine. C. H.

F e l i p e  R u i z  M a r t i n ,  El pan de los paises bdlticos durante las guerras 
de religion. A ndanzas y  gestiones del historiador Pedro Cornejo  (Hispania 21, 
1961, 549—579), beschreibt Cornejos Versuche, einen Wirtschaftskrieg gegen die 
niederländischen Rebellen zu organisieren, um diese ihres wichtigsten Einkom­
mens zu berauben, nämlich des Gewinns aus dem Verkauf von Ostseekorn in 
Spanien. Zu diesem Zwecke reiste er 1577 nach Polen, wo er sich als Gesandter 
des spanischen Königs ausgab und mit Stefan Bathory verhandelte. E . P.

J o s e f  J a n a £ e k s  Aufsatz Der böhmische A ußenhandel in der [ersten] 
H ä lfte  des 15. Jahhrunderts (Historica IV, P rag  1962, 39—58) skizziert die H a n ­
delssituation Böhmens während der hussitisdhen W irren  und untersucht dann die 
Entwicklung in den darauffolgenden 30 Jahren. H aupthandelspartner waren 
nach wie vor die oberdeutschen Kaufleute, besonders die Nürnberger, und aus­
geführt wurde wie vorher vornehmlich Silber (vgl. HGbll. 79, 143). Die Hanse wird 
zwar am Rande erwähnt, jedoch spielte sie im Handelsverkehr mit Böhmen kaum 
eine Rolle, wenn man die zeitweilige Hansezugehörigkeit Breslaus, das rege Be­
ziehungen zu Böhmen pflegte, unberücksichtigt läßt. H. W .

D. G i o f f r  e , A tti  Rogati in Chio nella  scconda m etä del X I V  secolo 
(Bull. Inst. hist, beige de Rome 34, 1962, 319—404), veröffentlicht neunzig Ge­
nueser Notarsakte von 1359 und 1398, die Genuas Kolonialhandel im östlichen 
Mittelmeer beleuchten. D arunter sind zwei Frachtbriefe über den T ransport von 
Alaun nach England und in die Schelde. P. Jeannin

S c h i f f b a u  u n d  S c h i f f a h r t  
(Siehe auch: 141, 151, 171, 172, 224, 225, 229, 247, 251.)

Der Bootsfund von Brem en . — Als W alther Vogel vor dem ersten W eltkriege 
feststellte, daß die Reste des bisher einzigen auf deutschem Boden 1875 gefun­
denen hansischen Schiffes vernichtet waren, erklärte er resigniert: „Es ist eine 
Schande für die Provinz Westpreußen, daß zur Erhaltung dieses höchst w ert­
vollen Fundes damals nichts getan worden ist“ (W. Vogel, Gesch. d. dt. See­
schiffahrt, Berlin 1915, S. 465, Anm. 1). Im Oktober 1962, 90 J ah re  nach dem 
Verlust dieses ersten hansischen Schiffsfundes, ist uns ein zweiter Fund bei Bag­
gerarbeiten in Bremen beschieden. Die Bergung gestaltete sich weit schwieriger, 
da das Wrack dem dauernden Einfluß von Ebbe und Flut ausgesetzt war. Nach 
der Freilegung der ersten Teile rissen Strom und W ellen ständig an dem völlig 
auf geweichten Material. In wenigen Wochen mußte dazu der E isgang kommen 
und alles zerstören. Das Ziehen einer Spuntwand um die Fundstelle lehnten die 
Behörden wegen der hohen Kosten ab. So bemühte sich das hilfsbereite H afen­
bauamt, durch Pfosten und D rahtgitter soweit als möglich einen Verlust der 
losreißenden Teile zu verhindern. Die Bergung wurde stückweise vorgenommen, 
nachdem die Stücke soweit als möglich in situ fotografiert, gezeichnet und einzeln 
durch Nummernschilder markiert waren. Konservierung, Zusammensetzung und 
Rekonstruktion des Fahrzeuges werden noch Jah re  in Anspruch nehmen. Einen 
ersten Bericht gab der Leiter des Focke-Museums, W e r n e r  K l o o s ,  Sen­
sationeller Fund im  Sand der W eser , das ,fSchiff von Brem enu (Der Schlüssel,

11 *
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Zeitschrift für W irtschaft und Kultur, Bremen/Bremerhaven 1962, H eft 6, 33— 
35). Darüber hinaus ergab die erste Besichtigung der Fundstelle wenige Tage nach 
der Entdeckung folgende Einzelheiten: Das Fahrzeug lag schräg auf der Steuer­
bordseite, der backbordsche Oberteil der Aufbauten und des Schandedkels 
scheint durch Brand beschädigt. Im übrigen muß das Schiff in einem ziemlich 
gut erhaltenen Zustande unter W asser gekommen sein. Aufbauten, Außenbords­
planken, Decksbalken waren sehr gut erhalten. Das hinter dem Mast stehende 
Bratspill zeigte keinerlei Abnutzungsspuren, ebenso fehlten die Abnutzungs­
spuren an dem mit Pollern versehenen Querbalken im Vorschiff. Es handelt sich 
also um ein verhältnismäßig neues Schiff. Der erste Eindruck vom Rumpf und 
von schiffsbautechnischen Einzelheiten scheint die Ergebnisse der bisherigen han­
sischen Forschung über die Schiffe des 13.— 14. Jhs. und den W ert des verwen­
deten bildlichen Quellenmaterials zu bestätigen. — Ohne einer späteren Publi­
kation vorzugreifen, sei hier schon auf weitere erste Neuentdeckungen hingewie­
sen. Außer dem durchstoßenden Decksbalken ist unter der Back der von Hein­
rich W inter  an der katalanischen N au (vgl. IIGbll. 74, 147) nachgewiesene Quer­
balken mit Pollern und Ankerbeting zum ersten M ale im Original erhalten. 
Besondere Aufmerksamkeit verdienen über den Decksbalken angebrachte Quer­
schiffsunterteilungen (Schotten) sowie ein auf der M itte des Achterkastells stehen­
des kleineres Gangspill. Es beantwortet uns die Frage nach der A rt des zweiten 
in englischen Schiffbauabrechnungen des 13. Jhs. genannten Spills (vgl. P. H ein­
sius, D. Schiff d. hans. Frühzeit, W eim ar 1956, 145). Darüber hinaus werden 
uns die mit hölzernen Dübeln untereinander verbundenen Innhölzer sowie der 
Kiel, der Mastschuh und andere Teile wichtiges über die Konstruktion der Schiffe 
aussagen. Die ersten Probleme gab ein eigenartig geformtes, in eine runde und 
eine halbrunde Scheibe auslaufendes Brett, welches nahe am Ansatz des Vor­
stevens mit dem Kiel fest verbunden war (Abb. bei E. d e J o n g ,  Sensationeller 
Schiffsfund in Bremen , Eine Kogge von  nahezu 700 Jahren . Atlantische Welt, 
München 1963, 402—404). Wahrscheinlich wird es sich um ein W iderlager für 
den Bugspriet und die Gabel handeln, in welcher im H afen  die Rah lagerte. An 
wichtigsten Teilen konnten bis zum Beginn des Eisganges u. a. durch die schnelle 
Hilfe der Bundesmarine außerdem geborgen werden: Kiel, Spanten, Deckbelag, 
Spills und beide Steven sowie große Teile des Achterkastells und der Bordwand. 
Masten und Vorderkastell scheinen verloren. An kunstgewerblich bearbeiteten 
Hölzern wurde bisher ein Stüde der oberen Schanzverkleidung (Brand) gefunen, 
in das ein Tauwerkornament eingeschnitzt ist. P . H.

R u g g i e r o  R o m a n o ,  U edition  critique des textes relatifs au droit de 
la mer: pour un Programme de travail (RHDF 40, 1962, 64— 72). Der auf dem 
Historikerkongreß in Stockholm 1960 gehaltene V ortrag  zeigt an italienischen, 
byzantinischen und englischen Beispielen die Mängel der Ausgaben namentlich 
der mittelalterlichen Seerechte und schlägt namens der 1960 gegründeten Com­
mission Internationale d ’Histoire M aritime die Bearbeitung einer Bibliographie 
als internationales Gemeinschaftswerk vor, anhand dessen weitere Arbeiten ge­
plant werden könnten. E . P.

C h r i s t o p h c r  L l o y d  — I. D o u g l a s - H e n r y ,  Schiffe und Schiffs- 
volk, eine B ild  ge schichte von den W ikingern  bis zur G egenwart (Deutsche Uber-
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Setzung von U l r i c h  M o h r .  Hamburg 1962, Blüchertverlag. 223 S., über 
400 Abb.) — H ier ist Bildmaterial zur Geschichte der Schiffahrt aus den ver­
schiedensten Jahrhunderten  zusammcngestellt, um die technische Entwicklung zu 
zeigen bis hin zum Atom-U-Boot „Nautilus“ und zum Start einer Polaris-Rakete 
vom getauchten Unterseeboot im Jahre  1962. Es gelingt, durch geschickt ausge­
wählte zeitgenössische Darstellungen ein Bild vom Leben und von den Zuständen 
an Bord während verschiedener Epochen zu bieten. Vom Text schrieb eine Bri­
tische Fachzeitschrift, er sei „more suited to schoolboys than members of the 
S. N. R.“ (MM 1962, 234). So darf  es uns nicht wundern, wenn bei der Behand­
lung mittelalterlicher Schiffstypen die nun schon ein halbes Jah rhundert  alten 
Erkenntnisse von W alth e r  Vogel und Bernhard Hagedorn ignoriert werden. Der 
deutsche Übersetzer versucht die hansischen Forschungsergebnisse der letzten 
15 Jahre  doch noch einzufügen, indem er auf konstruktive Eigenarten der Kog­
gen hinweist (dieser Teil fehlt in der englischen Ausgabe). D ann aber finden 
wir merkwürdige Sätze wie „Lübeck war eine der wichtigsten Städte der Hanse, 
einer losen aber mächtigen Föderation der nordischen Stadtstaaten“. D aß bei der 
oft guten Auswahl der Bilder meist nicht die Quelle angegeben wurde und daß 
manche Abbildungen nicht nach dem Original, sondern nach einer veränderten 
Kopie abgedruckt wurden, ist bedauerlich. W enn man das Leben von L ands­
knechten an Bord zeigen will, darf man z. B. nicht aus der Zeichnung Holbeins 
eine Weiberszene wegretuschieren (45). — Auch auf die Bildunterschriften kann 
man sich nicht verlassen. Geradezu irreführend ist es, wenn unter der W iedergabe 
des Titelblattes von W aghenaers M ariners-M irror von 1588 gesagt wird: „ . . .  
eine Vierteljahresschrift . . . ,  erscheint noch mit dem gleichen T i te lb la t t“ (64). 
Das Titelblatt der 1912 gegründeten Zeitschrift ist nur ähnlich! — Das Schul­
schiff der U. S. Coast G uard  „Eagle“, die frühere „Horst W essel“, w ird  als die 
ehemalige „Gorch Fock“ ausgegeben. Bedenklich werden die Irrtüm er, wenn ein 
italienisches Schnellboot des ersten Weltkrieges als „Unterseeboot“ bezeichnet 
w ird (210) oder eine zur Kriegspropaganda in Reliefform gearbeitete Plakette 
als deutsche „Münze“ (211) ausgegeben wird und an anderer Stelle ein Teller 
m it Schiffahrtsmotiven „Kupferstich“ genannt wird, und wenn schließlich zwei 
italienische Torpedoreiter als der „englische Einmanntorpedo, der 1942 erfolgreich 
gegen das . . . Schlachtschiff Tirpitz eingesetzt w urde“ vorgestellt werden. Die 
Verwechslung von Spriet- und Vorsegel ist nicht weniger peinlich. Jedoch trotz 
dieser Mängel sollten wir an dem zusammengetragenen Bildmaterial nicht vor­

übergehen. P. H.

J o a c h i m  G.  L e i t h ä u s e r ,  W eltw eite  Seefahrt, von W ik ingern  und  
Hansekoggen bis zu den Ozeandam pfern und Atomschiffen  (Berlin 1962, Safari- 
Verlag. 367 S., 140 Fotos). — Das Buch enthält Fotos von Schiffen und Schiffs- 
b ildem  verschiedener Epochen und Seeräume, die wertvolles Quellen- und A n­
schauungsmaterial zur Schiffahrtsgeschichte enthalten, in Fülle. Leider weisen 
aber Text und Bildunterschriften beachtliche Mängel auf. Das Buch soll „die 
großen Epochen der Geschichte und des menschlichen Daseins einmal in einer 
ganz neuen interessanten Sicht“ zeigen. Diese neue Sicht (!) gibt fü r  die Hanse 
dann folgendes Bild: „Die Ursache, warum die Kogge entstand, w ar der W e in “ 
(88). „Gegen Ende des 14. Jhs. hat es auch Koggen von 80 und 100 Lasten
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gegeben, doch dienten diese dann hauptsächlich zu Kriegszwecken“ (94). „Die 
Eroberung und Christianisierung der östlich von Saale und Elbe liegenden 
Länder . . .  hatte auch den Kaufleuten neue Gebiete erschlossen; für die Koggen 
bedeutete das, daß sie weit an der Ostseeküste entlang segeln konnten: bis nach 
Estland, L ivland und Kurland. Seitdem Riga zum Bischofssitz und Sammelplatz 
der O rdensritter geworden war, konnten die deutschen Kaufleute auf Neva und 
Wolchow auch in Rußland eindringen, bis zu der mächtigen Handelsstadt N ow­
gorod . . . “ (95). Die anderen Abschnitte strotzen von ähnlichen Fehlern. Zum 
U-Bootskrieg beider W eltkriege werden nicht minder unsinnige Theorien auf­
getischt. Eine Brücke mit einem malerischen H andruder  und ähnlichen genera­
tionsalten Ausrüstungsstücken, als „Die Steuerkabine eines modernen Dampfers“ 
vorgeführt, beweist unter anderem, wie fremd L. nicht nur der Geschichte, son­
dern auch der See, der Technik und den von ihm abgedruckten, meist guten 
Bildern gegenübersteht. P. H.

Aus den vielen Bildbänden zur Schiffahrtsgeschichte, die in den letzten 
Jah ren  zum Teil in großer Aufmachung erschienen, hebt sich eine kleine be­
scheidene Schrift von W e r n e r  T i m m ,  Vom  Koggen zum  Fünfmaster, Schiffs­
darstellungen aus 10 Jahrhunderten nordeuropäischer Segelschiffahrt (Dresden 
o. J., VEB Verlag der Kunst. 68 S., 41 Abb.), erfreulich heraus. Die Bildauswahl 
ist sorgfältig getroffen, und es sind wenige Darstellungen mit möglichst charakte­
ristischen Eigenschaften für jeden Zeitabschnitt bzw. Schiffstyp wiedergegeben. 
Das Buch verzichtet auf jedes Beiwerk, aber die Quellen der Bilder sind sauber 
nachgewiesen. Das Wichtigste an L iteratur ist etwa bis zum Jah re  1957 zusam­
mengetragen und der Text, kurz und klar gefaßt, auch für den seemännischen 
Laien verständlich. N ur eine Kleinigkeit sei berichtigt: der „Pieter von La Ro- 
chelle“ ist, wie Heinrich W in ter  zeigte, keinesfalls der erste Dreimaster im N or­
den (vgl. HGbll. 80, 141). P. H.

B e r t i l  A l m g r e e n ,  Vikingatäg och V ikingaskepp  (TOR, Uppsala, U pp­
sala Univ. Museum for Scandinavian Antiquities, 1962, 186— 199), greift noch 
einmal die Frage nach Größe und Segeleigenschaften der Wikingerschiffe auf, 
bestätigt die den Shetland-Yachten ähnlichen, in Längsschiffsrichtung stehenden 
Takelagen, auf die vom Rez. bereits hingewiesen wurde (vgl. HGbll. 73, 194).

P. H.

O l a f  O h l s e n ,  Vikingeskibene i Roskilde F jord  (National Museets 
A rbejdsm ark 1962. Kobenhavn 1962. 18 S.), gibt eine Luftaufnahm e des 1600 qm 
großen künstlich trocken gelegten Gebietes im Roskilde-Fjord, auf dem an der 
Bergung von sechs einstmals als Sperre mit Steinen versenkten Schiffen der W i­
kingerzeit gearbeitet wird. P. H.

L ist o f Illum inations in Bodlcy Manuscripts (MM 1962, 142— 143). — Aus 
der Bodleian Library in Oxford erhalten wir hier eine Zusammenstellung von 
Bildern, die als Quelle der schiffsbaugeschichtlichen Forschung dienen können. 
Auf den M iniaturen sind neben flämischen, französischen, italienischen und briti­
schen auch drei deutsche Schiffe des 15. Jhs wiedergegeben. Eines dieser Fahr­
zeuge transportiert Vieh (MS Canon, misc. 378, f. 147; MS Canon misc. 378, f. 
84). Die Zusammenstellung ermöglicht uns, Vergleichsmaterial aus verschiedenen 
Ländern über Schiffe des 12.— 15. Jhs. zu finden. P. H.



Allgemeines und Hansische Gesamtgeschichte 167

Das Register No. 28 der Introitus et Exitus des Ardiivio segreto vaticano, das 
seit 70 Jahren  bekannt ist und die Ausgaben des päpstlichen Geheimkämmerers 
M athieu de Varennes und des Berenger d ’Olarge über den Kauf von fünf Galeeren 
in Marseille und den Bau fünf weiterer bei N arbonne enthält, ist je tz t in vor­
züglicher Form veröffentlicht worden: J e a n  P i e r r e  S o s s o n ,  U n cornpte 
ined it de construction de galeres ä Narbonne 1318— 1320 (Bulletin de l’institut 
historique beige de Rome 34, 1962, 57—318). Die Einleitung gibt topographische 
Hinweise und beschreibt den H intergrund des Unternehmens, ein Kreuzzugs­
projekt, das indes nidit verwirklicht worden ist. Wichtige Nachrichten finden 
sich über das Material des Schiffbaus und die beteiligten Handwerker.

P. Jeannin

G. W . C o o p l a n d ,  A  Glimpse of Late Fourlcenth-Century Ships and  
Seamen front Le songe du v ieil Pelerin o f Philippe de Mezieres (1327—1405) 
(MM 1962, 186— 192), zeigt uns eine bisher wenig von der hansischen Forschung 
ausgewertete Quelle: Der schreibende Pilger ist ein seebefahrener M ann, der nicht 
nu r  vom Mittelmeer, sondern auch von der Ostseeschiffahrt aus eigener A n ­
schauung zu berichten weiß. Zunächst erfahren wir interessante schiffbauliche 
Einzelheiten. Das eingehängte Heckruder nannte man z. B. im Mittelmeerraum 
„tymon bayonis“ (bayonisches Ruder). Damit wird die Aussage des Florentiner 
Chronisten Giovanni Villani bestätigt, daß Seeleute aus Bayon die Koggen 
m it dem Heckruder im Mittelmeer eingeführt hatten. W ir  erfahren weiteres über 
den Aufbau der Decks und über die Takelung der Schiffe. W ir  hören etwas von 
der Technik des Lötens, bei der nicht nur die Tiefe gemessen wurde, sondern 
auch Erde und andere Dinge vom Meeresboden mit hinaufgebracht wurden. Der 
Pilger berichtet weiter über die Zusammensetzung und Stärke der Besatzungen 
sowie über Einzelheiten des Bordlebens. Uns interessiert vor allem seine Reise 
au f einem großen Schiff nach Preußen. M. berichtet, daß zum Heringsfang in der 
Ostsee im September—Oktober 40 000 Boote mit 6— 10 M ann Besatzung im 
Einsatz waren und daß dazu nach Schonen 500 große und mittelgroße Schiffe 
kamen. E r meint, daß ingesamt mehr als 300 000 M änner hier zwei Monate lang 
im Heringsfang arbeiteten. P. H .

G. V. S c a m m e 1, Shipow ning in  England ca. 1450— 1550 (TRHS 5. Series 
12, 1962, 105— 122). W ie überall, so w ar auch in England in der Reederei das 
Anteilseigentum die meist verbreitete Rechtsform. Schiffer, Kaufleute und 
Adelige waren die wichtigsten Eigentümer, aber auch alle anderen Klassen der 
Bevölkerung, selbst Geistliche, beteiligten sich an den Investitionen in der 
Schiffahrt, deren W ert abzuschätzen sich als schwierig erweist. E. P.

T. M. J o h n s t o n c  — M u i r ,  Portuguese Influences on Shipbuild ing in 
the Persian G ulf (MM 1962, 58—63), weist auf die Prim itivität des ostarabischen 
Bootsbaus zur Zeit Marco Polos und Vasco da Gamas hin. Er führt den Beweis, 
daß  erst die Portugiesen hier die Verwendung von Eisen im Bootsbau einführten. 
Auch die damaligen arabischen Steuerruder waren primitiver als abendländische. 
Diese Forschungsergebnisse sprechen gegen die oft verbreitete Theorie, daß der 
arabische Schiffbau dem Abendland im hohen M ittelalter ostasiatische Bauformen 
überliefert hätte. Die Ergebnisse dieser Arbeit zeugen dafür, daß  es sich bei
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den unseren Schiffbau revolutionierenden Eigenarten der Koggen an vielen 
Punkten um abendländische Neuentwicklungen des 12. und 13. Jhs. handelt.

P. H.

Der „W asa-F und“ wird die Forschung noch jah re lang  beschäftigen (vgl. 
HGbll. 80, 144). Das Schiff selbst befindet sich jetzt in einer durch künstliche 
Berieselung innen feucht gehaltenen Halle. Der Vorsitzende des W asa-Com ­
mitee, Commodore E d w a r d  C l a s o n ,  The Raising o f the Royal Swedish  
Ship W asa  (MM 1962, 161 — 186), legt uns einen zusammenfassenden Bericht 
der in Zusammenarbeit zwischen Marine, Bergungsfirmen und Wissenschaftlern 
durchgeführten Hebung des Schiffes vor. Er verbindet ihn mit einer Beschreibung 
des inneren Aufbaues, der Decke, der Räume und der Inhölzer sowie mit einem 
kurzen Bericht über den U ntergang des Schiffes und die früheren Bergungs­
aktionen. Besonders hebt er die 1664— 1665 einem schwedischen Offizier, Trci- 
leben, mit Hilfe eines deutschen Erfinders, Peckel, geglückte Bergung des größten 
Teiles der Geschütze hervor. W ir  verdanken es ihnen, daß die „W asa“ nicht 
durch das Gewicht dieser Metallmassen zerbrochen ist. Die bei den Bergungs­
arbeiten jetzt verwendete Taucherglocke wurde den damals beschriebenen nach­
gebildet. Zwei Bildbände bemühen sich, den Fund und seine Bergung vor unse­
ren Augen auszubreiten: A n d e r s  F r a n z e n ,  Das Kriegsschiff Vasa, T ie f- 
tauchen und Marinearchäologie (Stockholm 1961, Norstedts Bonniers. 64 S.), und 
L a r s  W i d d i n g ,  Ombord pä Vasa  (Stockholm 1961, Gebers, AW E. 64 S.). 
Im Statens Sjöhistoriska Museum wird eine sechsseitige deutschsprachige Be­
schreibung der Funde vertrieben. Sie weist auf die ersten Publikationen ohne 
nähere Angaben hin: „Tidskrift i Sjöväsendet“ November 1958 und „Var Marin 
1958“, und nennt uns außerdem auch die Namen der Bildschnitzer. Die Be­
deutung dieses Fundes geht weit darüber hinaus, daß er eine Quelle für das 
schiffsbautechnische Detail darstellt; er gibt uns Einblick in das Leben an Bord, 
in die Ausrüstung des Schiffes und der mit ihm untergegangenen Besatzung. In 
das Kunst- und Geistesleben an Bord können wir durch die vielen Schnitzwerke 
eindringen, deren Symbolgehalt die Forschung auf lange Jah re  beschäftigen wird. 
Manch Aberglauben und Zauberspruch aus heidnischer Zeit scheint hier erhalten, 
von dem wir sonst nur aus mündlicher Überlieferung wissen. Für die kulturellen 
Ansprüche der Offiziere legt die Ausstattung des Musiksalons ein beredtes 
Zeugnis ab. P. H.

E l i s a b e t  H a m m a r ,  Bär je  H am m ar Adm iralitetsskrivare v id  gamla 
V arvet i Göteborg, En 1600 talstudie  (Unda Maris 1962, Sjöfarts museet Göte­
borg, 22— 127), gibt einen Einblick in den Aufbau der neuen W erft in Göteborg 
in der Mitte des 17. Jhs. unter der Leitung B. Hammars. W ir  erfahren einiges 
über die Finanzierung des damaligen Schiffbaus, die Beschaffung der Rund­
hölzer und Takelageteile sowie eine Fülle weiterer Einzelheiten. Daneben er­
kennen wir die damalige Bedeutung der holländischen Heringsfischerei für 
Göteborg. W ir  sehen den Postbootverkehr nach E ngland  und vor allem den 
Einfluß des Krieges 1675— 1679 auf Schiffbau und Schiffahrt. Alles in allem 
ergänzt diese Studie unser technisches Wissen über die Schiffahrt im 17. Jh. 
in höchst willkommener Form. P. H.
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S a m  S v e n s s o n ,  A Seventcenth-C cntury M asthead  (MM 1962, 128— 133) 
vergleicht die für die Segeleigenschaften bedeutsamsten Konstruktionen des 
oberen Teiles von Schiffsmasten an H and  von überlieferten Modellen und jü n g ­
sten Bodenfunden. E r zeichnet die Entwicklung seit den wikingischen Schiffs­
masten mit „H un“ und „H onbora“ über die Toppkastelle bis zur frühen Neuzeit 
auf. P. H.

W o l f g a n g  R u d o l p h ,  De pommerske äledrivkvaser og deres betydning  
fo r D anm ark  (Handels- og Sofarts museet pä Kronborg Arbog 1961, 49—89), 
deutet die Entstehung der für Stralsund, Greifswald, Barth, Rebnitz und die 
Insel Rügen nebst Hiddensee einst so charakteristischen geklinkerten „Zees- 
boote“ aus dem älteren, größeren „Zeeskahn“ an. Mit Karten, Rissen, Bildern 
und Tabellen erhalten wir nicht nur eine Beschreibung dieses Bootstyps und sei­
ner Verwendung, sondern auch einen Eindruck der Ausbreitung dieses pommer- 
schen Bootstypes in Dänemark. Eines der letzten in Dänem ark befindlichen 
Zeesboote, die 1870 in Stralsund gebaute „M inna“ von Masnedsund wurde durch 
das Handels- und Seefahrtsmuseum Helsingör aufgemessen. Eine fü r die E nt­
wicklungsgeschichte des deutschen volkstümlichen Bootsbaus wichtige Quelle 
wurde uns damit bewahrt. C h r i s t i a n  N i e l s e n  gibt dann im folgenden 
Aufsatz Bädebyggeriet pä Fe jo  og de danske äledrivkvaser (ebd. 90— 150), eine 
Übersicht über die anschließende dänische Entwicklung des Typs. P. / / .

F r i e d r i c h  C a r s t e n s ,  Schiffahrtsmuseum der Oldenburgischen W eser­
häfen, M useumsführer Brake (Oldenburg (Oldb.) 1962. 50 S.). — Trotz des 
Titels handelt es sich nicht um einen Museumsführer im üblichen Sinne. Nach 
einer kurzen Geschichte der Seefahrt und der Reederei der oldenburgischen 
W eserhäfen breitet C. aus den Schätzen des 1960 von ihm gegründeten kleinen 
Museums im Signalturm von Brake 25 Bilder von Modellen, Seekarten, Schiffen 
und Ereignissen vor dem Beschauer aus. Sie spiegeln Stücke unserer Schiffahrts­
geschichte vornehmlich des 19. Jhs. N ur einiges sei kurz herausgegriffen: Die 
trotz der Kontinentalsperre erfolgte Einschiffung des Herzogs von Braunschweig­
ö ls  in Elsfleth und Brake; der Raddampfer „H ansa“, Flaggschiff von Brommys 
Bundesflotte; „Erzherzog Jo h an n “ im Trockendock bei Brake; ein Bild des G e­
fechtes bei Eckernförde; Bilder vom W alfang, vom Strandleben, vom Sturm auf 
See und von Schiffstypen. Meist handelt es sich um die für unsere seemännische 
Volkskunde so typischen „Kapitänsbilder“. P . H .

Auf interessante an Schiffahrtswegen in den Fels geschlagene Kompaßrosen 
aus dem 15. bis 19. Jh . weist H e n n i n g  H c n n i n g s e n ,  Compasses as Rock 
Carvings (MM 1962, 310—311) hin. Zwölf seiner Beispiele stammen aus dem 
nordeuropäischen Raum, drei weitere Kompaßrosen wurden im 18. Jh. an der 
Goldküste errichtet. P . H.

G. W . R. N i c h  o l l ,  Survival at Sea, The D evelopm ent, Operation and  
Design of ln fla tab le  M arine L ifesaving Equipment (London 1960, A hard  Coles 
Ltd., 166 S.). — Die Angelsachsen lieben es, technisch handwerkliche Anlei­
tungen in Büchern mit einer Darstellung der historischen Entwicklung zu ver­
binden. Den Historiker interessiert an dem vorliegenden Buch in erster Linie
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der 1. Teil. Dieser gibt eine Geschichte der Rettungsboote, und zwar insbesondere 
des britischen Rettungsbootswesens von den Anfängen bis zu dem heutigen Tage. 
N. zeigt, daß der Gedanke des Schwimmens mit aufblasbaren Flößen bereits 
in vorchristlicher Zeit auftauchte und immer wieder in verschiedener Form auf­
gegriffen wurde, bis man in jüngster Zeit ein leicht zu handhabendes Rettungs­
mittel daraus entwickelte. P. H.

Die Unterwasserarchäologie nimmt für die schiffahrtsgeschichtliche Forschung 
immer mehr an Bedeutung zu. Auf der diesjährigen Jahresversam m lung der 
Society for N autical Research in Greenwich behandelte m an in dem H aupt­
vortrag vor allem methodische Fragen der Unterwasserforschung. H o n o r  
F r o s t ,  Subm arine Archaeology and M editerranean W reck Formations (MM 
1962, 82— 89), berichtete vor allem über die neuzeitlichen Bergungsmethoden 
und die Möglichkeiten einer sinnvollen Ausgrabung, die uns nicht nur Teile der 
Ladung bewahrt, sondern auch die Form des untergegangenen Schiffes über­
liefert. F. führt Vergleiche zwischen der Bergung von Fahrzeugen aus dem M ittel­
meerraum und der jüngst gelungenen Bergung der „V asa“ durch. — Die 1960 von 
E. Adam in Stockholm geschilderte Zusammenarbeit zwischen Sporttauchern und 
der wissenschaftlichen Unterwasserarchäologie (vgl. HGbll. 80, 142) ist seit 1954 
vom Verband deutscher Sporttaucher eingeleitet worden. H . R e i n e r t h , Unter­
wasserarchäologie, M öglichkeiten , A ufgaben und Technik (Neptun, Zeitschrift 
für Meeresbiologie, Tauchsport, Unterwasserforschung, U W -Photographie  und 
Meeresaquaristik, Stuttgart, 2, 1962, 30—36), stellt die Entwicklung dieser 
Wissenschaft innerhalb der letzten 150 Jah re  dar und gibt zugleich methodische 
Hinweise, die es ermöglichen, Unterwasserfunde der Wissenschaft zu erschließen. 
Die zu Hilfeleistung und zu Auskunftserteilung bereiten Forschungszentren des In- 
und Auslandes sind aufgeführt. Von zahlreichen weiteren einschlägigen Aufsätzen 
der genannten Zeitschrift seien hier nur wenige genannt. V i k t o r  O t t e ,  Das 
Schicksal m oderner W racks (ebd. 39—41), zeigt, welchen Einwirkungen ein Wrack 
unter W asser innerhalb von bestimmten Zeiträumen ausgesetzt ist. T h e o  
L ö b s a c k ,  Die W ikinger schiffe vom  Roskilde-F jord  (ebd. 42—43), gibt uns 
einen kurzen Bericht über den Stand der dort von O laf Ohlsen 1957 begonnenen 
Bergungsarbeiten. Es handelt sich um ein Fahrzeug nach A rt des berühmten 
Ladeby-Schiffes und fünf Handelsfahrzeuge, deren Rümpfe gut erhalten sein 
sollen. Die Rechtslage bei Unterwasserfunden im In- und Ausland klärt R a i ­
n e r  S c h w a r z  in einer Aufsatzreihe unter dem Titel Unterwasserrecht (ebd. 
52 ff.). Die methodische W eiterführung der Unterwasserforschung in die Fluß­
läufe wurde im Jun i 1958 durch eine Tauchgruppe von E. T. Reusch und von 
Pctrikovits eingeleitet. Hierüber berichtet H. R e i n e r t h ,  Flüsse: V ielver­
sprechendes N euland für die U W -Archäologie  (ebd. 164— 166). E r  weist be­
sonders auf die bisher nur durch Bagger zufällig geborgenen W affenfunde aus 
der W arnow  und vom D njepr hin. Die Technik einer Unterwasserausgrabung 
mit H ilfe eines wasserdichten Kastens legt der gleiche Autor, Pfahlbauforschung  
unter W asser (ebd. 154— 160), an einem Beispiel der zwanziger Jah re  dar. Die 
hansische Forschung wird es stets bedauern, daß es bei der Bergung des jüngst 
in der W eser gefundenen Koggen (siehe oben, 163 f.) nicht möglich war, nach 
einer solchen Methode zu arbeiten. P. H.



Allgemeines und Hansische Gesamtgeschichte 171

H i s t o r i s c h e  G e o g r a p h i e

Eine auch für G rundfragen der Hansegeschichte außerordentlich wertvolle 
Skizze legt F r i e d r i c h  U h l h o r n  vor: Süd- und Norddeutschland in landes­
geschichtlicher Sicht (Beobachtungen und Anregungen zu drei Karten des ge­
schichtlichen Atlas von Hessen) (Hessisches Jahrbuch für Landesgeschichte 11, 
1961, 42—63). Hessen zeigt sich in seiner zentralen Lage zugleich als Übergangs­
und als Grenzzone zwischen N ord  und Süd. Die tiefe Kluft, welche, landes­
geschichtlich gesehen, das nördliche und das südliche Deutschland scheidet, wird 
einmal m ehr deutlich; die Forschung darf  froh sein, daß die Atlasarbeiten dieses 
Gebietes weiter fortgeschritten sind als mancher benachbarter Landschaften, da 
nun viele Probleme erst richtig in den Blick rücken dürften, die in „reinen“ 
Landschaften nicht so klar erkennbar sind wie in Zwischenlandschaften. — Aus­
gehend von drei Karten über die Stadtrechtsfamilien, die allgemeine Rechts­
entwicklung und die Verbreitung der Reichsritterschaft, zeigt Verf. die große 
Bedeutung der mitteldeutschen Gebirgsschwelle als Nordgrenze vieler Erschei­
nungen des Rechts- und Verfassungslebens auf. Er stellt dann weitere Vergleiche 
an, etwa auf dem Gebiete der Sprachforschung (ik-ich-Linie) oder der Kunst­
geschichte; selbst die Bauernkriege, die Verbreitung und die inneren Triebkräfte 
der Bauernaufstände werden herangezogen. — Als entscheidenden, aber natürlidi 
nicht einzigen G rund für diese Nord-Süd-Scheide betrachtet er den Rückzug des 
deutschen Königtums der Staufer aus dem Norden im 12. Jh .; hiermit wird der 
W eg für Sonderentwicklungen freigegeben. — Verf. selbst weist auf die V er­
schiedenheit etwa der Hanse und des schwäbischen Städtebundes hin. — Die hier 
aufgeworfenen Fragen und Lösungsversuche weiterzuführen, zu vertiefen, viel­
leicht auch zu korrigieren, würde, wenn man vom Norden ausgeht, sicher einen 
wichtigen Beitrag zur Erhellung des inneren Aufbaus des Hanseraumes bedeuten.

C. H.

Der neue Band der Duisburger Forschungen ist zum 450. Geburtstag G er­
hard  Mercators diesem bedeutenden Geographen und Kosmographen gewidmet. 
B e r t  v a n ’ t H o f f  schreibt über Gerard M ercator (1512— 1594) en de karto- 
grafie van de 16de eeuw  (DuisbF. 6, 1962, 1—27) und betont vor allem auch 
die große Bedeutung Mercators für die Entwicklung der Seekarten. A n t o i n e  
D e  S m e t  steuerte den Beitrag über M ercator ä Louvain (1530— 1552) (28—90) 
bei; die Löwener Zeit w ar für die Entwicklung Mercators sehr wichtig, denn 
hier studierte er und wechselte von der Philosophie zur M athematik und ihren 
Nebenwissenschaften über; hier verfertigte er auch seine ersten Karten, betätigte 
sich in der Landvermessung und baute naturwissenschaftliche Instrumente. Zu  
M ercators Tätigkeit als Landmesser in seiner Duisburger Z eit (91— 114) schreibt 
R o l f  K i r m s e .  Sie gipfelte in der W eltkarte  von 1569 in M ercator-Projektion, 
die dann von B r u n o  K y e w s k i  (Über die M ercator Projektion, 115— 130) 
dargestellt wird. Von großem Interesse für die Hanse-Forschung ist dann der 
Beitrag von J u l e s  v a n  B e y l e n  über Schepen op kaarten ten  tijd e  van  
Gerard M ercator (131— 157; 39 Abb.). Es wird gezeigt, daß  die Schiffsbilder 
au f den Landkarten nur teilweise realistisch sind und oft nur dekorativen W ert 
besitzen (das gilt vor allem auch für die Mercator-Karten). R a l e i g h  A s h l i n  
S k e 1 1 o n untersucht die Beziehungen zwischen M ercator and English Geo-
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graphy in the 16th Century  (158— 170). Mercator übte Einfluß aus sowohl durch 
wissenschaftliche Korrespondenz als auch durch seine Globen und Karten, griff 
aber auch selbst auf englische Kartenvorlagen zurück. Les relations commerciales 
entre Gerard M ercator et la maison P lantinienne ä A nvers  untersucht L e o n  
V o e t  (171—232). Es ergibt sich, daß Mercator seine Bücher nicht selbst ver­
trieb, sondern einen Kölner Agenten einsetzte, während er den Verkauf seiner 
Karten und Globen selbst in die H and  nahm. Christoph Plantin  in Antwerpen 
hatte rege Geschäftsverbindung mit M ercator und besaß eine A rt Monopol für 
den Vertrieb der Karten in den N iederlanden; aber auch nach England, Spanien 
(der Hof war Großabnehmer) und sogar nach Deutschland (Frankfurter Messe) 
gingen die Sendungen. H . Schw.

A r e n d  L a n g  veröffentlicht eine Kleine Kartengeschichte Frieslands zw i­
schen Ems und Jade, Entwicklung der Land- und Seekartographie von ihren 
A nfängen  bis zum Ende des 19. Jahrhunderts (Nordseeküste, Volkstümliche Vor­
träge und Abhandlungen des Küstcnmuscums Juist, hrsg. v. Dr. A. W . Lang, 
Heft 6. Juist 1962, Verlag „Die Bake“. 102 S., 75 Abb. im Text, 3 farbige Tfln.). 
E r gibt damit den ersten, wenn auch knappen Gesamtüberblick über die Karto­
graphie dieses Raumes. Die Bedeutung eines solchen Unternehmens bedarf 
keiner besonderen Hervorhebung. Die See- und Küstenkartographie steht ja  nicht 
nur im engsten Zusammenhang mit der Schiffahrtsentwicklung und ist für sie 
von höchster Wichtigkeit; die Arbeit zeigt vielmehr wieder einmal, indem auch 
Karten über die Folgen von Sturmfluten, über Deichbau und Entwässerung sowie 
über Grodensiedlungen und Neueindeichungen gebracht werden, wie sehr die 
See auch das Leben der Landbewohner an der Küste in Siedlung, Wirtschaft 
und sozialer Verfassung bestimmt. — D aß das Büchlein auch mancherlei Streif­
lichter auf die Entwicklung der Vermessungstechnik wirft, versteht sich von selbst.

C. H.

Historischer A tlas von Brandenburg , N. F. Lief. 1: Brandenburgische Besitz­
standskarte des 16. Jahrhunderts, bearbeitet von B e r t h o l d  S c h u l z e  (Veröff. 
der Berliner Historischen Kommission. Berlin 1962, W alte r  de G ruyter 8c Co. 
4 Karten, 1 :3 5 0  000; Erläuterungsheft, 28 S.). Das wertvolle Kartenbild zeigt 
in einfacher, aber eindrucksvoller Weise den ritterschaftlichen, geistlichen, städti­
schen und landesherrlichen Besitz in der alten Mark Brandenburg um 1540; darin 
spiegelt sich noch der Zustand des ausgehenden M ittelalters mit starkem ritter­
schaftlichen und geistlichen Besitz bei geringem U m fang der landesherrlichen 
Ämter. Interessant für uns sind die Territorien  der Immediatstädte, die teilweise 
einen beträchtlichen Um fang hatten, so Berlin-Cölln, Frankfurt/O . und Branden­
burg. Besonders zu begrüßen ist, daß der Besitz von Bürgern hervorgehoben 
worden ist. Solcher Bürgerbesitz ist in erster Linie um Berlin-Cölln und in 
kleinem Ausmaße um Frankfurt/O. gruppiert. Die N am en der Besitzer sind 
angegeben, nicht aber ihre Heimatstadt; vermutlich wird es sich in den meisten 
Fällen um Berliner und Frankfurter gehandelt haben (zum Lehnsbesitz Berliner 
Bürger im Barnim 1375 vgl. Müller-Mertens in HGbll. 80, 23). — Mit den 
M aterialien zu dieser Karte, die nach geretteten Vorarbeiten noch w iederher­
gestellt werden konnte, sind nicht nur die Unterlagen für den Textband, son­
dern auch wichtige Vorarbeiten für die schwierigen mittelalterlichen Karten ver­
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lorengegangen, so daß in absehbarer Zeit leider weder mit dem T extband  noch 
mit älteren Kartenschnitten gerechnet werden kann. Vielleicht w ird  das Histo­
rische Ortslcxikon für Brandenburg (siehe unten, 218 f.) die Lage verbessern.

H. W .

Nachzutragen ist, daß der 1935 begonnene Historische A tla s  von  Pommern  
erfreulicherweise fortgesetzt wird. Die erste Lieferung der neuen Folge umfaßt 
eine Besitzstandskarte von 1628 in der Bearbeitung von W e r n e r  v o n  
S c h u l m a n n  und F r a n z  E n g e l  sowie eine vom letzteren überarbeitete 
Neuauflage der 1939 erschienenen Besitzstandskarte von 1780. Das sehr nütz­
liche Erläuterungsheft zu beiden Karten schrieb W erner von Schulmann (Veröff. 
der Histor. Kommission für Pommern, hrsg. von F r a n z  E n g e l .  Köln-Graz 
1959, Böhlau. 2 Karten 1 :350 000, 59 S.). H. W .

Im Rahmen des vor dem letzten Kriege begonnenen Historischen Atlas Polens 
ist u. a. der Teil Das Königliche Preußen in der zweiten H älfte des 16. Jahr­
hunderts in der Bearbeitung von M a r i a n  B i s k u p  erschienen (Atlas Histo- 
ryczny Polski, Seria B, 1: Prusy Krölewskie w drugiej polowie X V I wieku. 
Polska Akademia Nauk, Instytut Historii. Warschau 1961, Panstwowe W ydaw- 
nictwo Naukowe. 147 S., 12 Karten). Die ausgezeichnete Quellenlage für das 
Polen des 16. Jhs. erlaubt eine sehr genaue Darstellung der wirtsdhafts- und 
sozialgeschichtlichen Zustände. Ausgesprochen städtische Probleme werden nur 
am Rande berührt. Danzig besaß damals etwa 40 000, Elbing 15 000 und Thorn 
12 000 Einwohner. Die Straßen auf der Hauptkarte  sind nach Karten des
18. Jhs. eingetragen worden, was als Verlegenheitslösung angesehen werden 
muß, auch wenn die jüngeren Straßen zu einem großen Teil auch fü r  das 16. Jh. 
gültig sind. D er Text bringt interessante Kommentare, Nachweise, Tabellen, 
Kartenskizzen u. a. m. H. W .

Der Geschichtliche A tlas von Hessen , bearbeitet von F r i e d r i c h  U h l ­
h o r n  (vgl. HGbll. 80, 120 f.), ist inzwischen um die Lieferungen 6 und 7 ver­
mehrt worden (Landesamt für geschichtliche Landeskunde, M arburg. 8 Blätter). 
Von den neuen Karten interessiert uns besonders die der Städte, Märkte und 
Flecken, bearbeitet von B a r b a r a  H a a r b e r g  und W o l f g a n g  H e s s  
(Karte 19). Die Karte verzeichnet alle Städtegründungen von den Anfängen bis 
ins 20 Jh., farblich gegliedert nach sieben Entstehungsperioden; auch Stadt­
privilegien ohne Weiterentwicklung und Wüstungen werden berücksichtigt. 
Ferner seien erwähnt die beiden W üstungskarten (39, 39 a) und die Burgen­
karten (32). H . W .

K u n s t g e s c h i c h t e
(Siehe auch: 155, 166, 196, 197, 198, 200, 206, 208, 209, 218, 221, 222, 247.)

Niederdeutsche Beiträge zur Kunstgeschichte (Band II, München/Berlin 1962, 
jetzt: Deutscher Kunstverlag. 281 S., 200 Abb.). — Gediegene und repräsentative 
Aufmachung und Ausstattung, sorgfältige Typenwahl und vorzügliche Bebil­
derung zeichnen auch diesen Band aus. Die Zusammenstellung der Beiträge wirkt 
etwas zufällig. Sie alle behandeln nur Einzelkunstwerke; kaum ein Beitrag tritt
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über den engen Rahmen der Kunstgeschichte hinaus auf die Grenzen, wo sich 
Kunst, Geistesleben, Gesellschaft und Wirtschaft berühren. Die meisten A uf­
sätze behandeln mittelalterliche Themen; daß die niederdeutsche W elt  im 
Mittelalter von Novgorod bis Brügge reichte, davon spürt man leider nichts. — 
Dabei ist jeder Beitrag in seiner A rt vorzüglich. Für uns von unmittelbarem 
Interesse ist der Aufsatz von W a l t e r  M ü l l e r - W u l k o w  über Das goldene 
Schiff von Uelzen (270—281), eine Arbeit, die Verf. gegen Heinsius nicht als 
Schiffsmodell, sondern als Kultgerät verstanden wissen will. E r sieht in ihr 
frühe, in vorchristliche Zeit zurückreichende Symbolik und datiert das Stück vor 
1200. Da das Schiff durch einen Aufsatz als ewige Lam pe verwendbar gemacht 
wurde, glaubt er, daß es schon vor der Reformation (1531) nach Uelzen gelangt 
sei, während Woehlkens es für eine Stiftung der Merchants Adventurers um 
1575 hielt. — An weiteren für uns nicht unwichtigen Arbeiten seien genannt: 
U v o  H ö l s c h e r ,  Die Godehardikirche zu Hildesheim  (9—44; Neudatierung 
des Langhauses auf Ende der 60er Jah re  des 12. Jhs., französische Einflüsse, im 
ganzen aber sächsische und Hirsauer Formen); H a n s  W i l l e ,  Die romanische 
Pfarrkirche St. Andreas in Hildesheim  (45— 84; Grabungsbericht über die älteste, 
im frühen 12. Jh. entstandene Pfarrkirche). — Hoffen wir, daß diese schöne neue 
Zeitschrift im echten Sinne ein Sammelbecken für die Kunstgeschichte des mittel­
alterlichen niederdeutschen Raumes, d. h. des Hanseraumes um N ord- und Ostsee 
mit seinen vielen Beziehungen und Querverbindungen werden wird. C. H.

R u d o l f  S t e i n ,  Romanisdie, gotische und Renaissance-Baukunst in Bre­
men; erhaltene und verlorene Baudenkmäler als Kultur- und Geschichtsdokumente 
(Forsch, zur Gesch. der Bau- u. Kunstdenkmäler in Bremen Bd. 2. Bremen 1962, 
H. M. Hauschild. 668 S., 644 Abb.). Das Bildmaterial dieses Buches ist von her­
vorragender Qualität, und im ganzen ist auch die D arstellung sehr nützlich — 
zumindest anregend. Das W erk enthält eine große Stoffülle: die Baugeschichte 
der wichtigsten Kirchen, eine neue Version des Roland-Problems, eine ausführ­
liche Untersuchung über das Rathaus und eine Beschreibung der Bürgerhäuser und 
städtischen Bauwerke bis ins 16. Jh. — Dem aufmerksamen Leser kommen neben 
manchem verdienten Lob doch etliche Bedenken. Vor allem werden Vermutungen 
und Tatsachen nicht scharf genug auseinandergehalten. Dazu einige Beispiele 
aus dem ersten Teil des Buches: Es ist unbeweisbar, daß  Bremen vor der Be­
setzung durch die Franken „Hauptort des W ichmodesgaues“ und „Sitz zunächst 
eines sächsischen Edlen, wenn nicht eines Fürsten“, dann eines fränkischen 
„Pfalzgrafen“ war, dessen Burg südlich vom Dom lag (ihre Topographie wird 
aus den Stadtplänen des 16./17. Jhs. abgelesen!). Ü berhaupt ist die ganze frühe 
Entwicklung Bremens eine Hypothese des Verf.; aber nichts davon wird in sei­
ner Unsicherheit kenntlich gemacht. W enn es für die Argumentation paßt, be­
kommen sogar Fälschungen das Etikett des G laubhaften  (etwa die gefälschte 
Gründungsurkunde des Bistums). Störend ist es auch, daß Verf. bisweilen nach 
veralteter L iteratur zitiert (so Adam von Bremen nach der Ausgabe von 1850 
und Kaiserurkunden nach dem Hamb. UB von 1842), obwohl sich daraus Irr- 
tümer ergeben, etwa falsche Datierungen (Bistumsgründung 787 statt 788; Dom­
weihe 787 statt 789; Willerichs Tod 835 statt 838 usw.). M an wird auch skeptisch, 
wenn man sicht, wie die gleichen bau- und stilgeschichtlichen Argumente, die 
Stein als Beweis für eine bestimmte Behauptung (etwa eine Datierung) ansieht,



bei anderen Forschern zu ganz anderen Folgerungen geführt haben. W ir  wollen 
uns vor allem auf solche Stellen besdiränken, wo mit historischen Methoden ge­
arbeitet wird. Manchmal werden hier die Quellen nicht sorgfältig verwertet. So 
w ird  behauptet, das Bremer Rhederbuch bezeuge, Lüder von Bentheim habe 1595 
die schmalen spitzbogigen Fenster des Rathauses durch breite rechteckige ersetzt 
D er betr. E intrag aber bezeugt nur, daß  Lüder von Bentheim 1595 einen G eld­
betrag für Steine und Arbeit am Rathaus und anderen städtischen Gebäuden 
erhielt. Von Fenstern ist nicht die Rede. Zahlreich sind die Behauptungen, die 
unbegründet und unbegründbar sind und dennoch als Tatsachen hingestellt w er­
den: Der Umbau des nördlichen Seitenschiffs im Dom 1502— 1522 w ird  als Aus­
druck landesherrlicher Ansprüche des Erzbischofs hingestellt, obwohl der Erz­
bischof in dieser Zeit nicht mehr auf Baumaßnahmen am Dom einwirken konnte; 
der Königszins wird als Nachweis für älteste Siedlung in karolingischer Zeit 
herangezogen, obwohl es sich um einen Erbleihezins des hohen Mittelalters 
handelte; der Verlust des Bürgerrechts ist für die Einwohner des „Steffens- 
viertcls“ nicht nachweisbar und auch nidit wahr sdieinl ich; das Kirchspiel 
St. M artini wird als klein und arm hingestellt, obwohl zu ihm zahlreiche Dörfer 
gehörten und es das zweitreichste in Bremen war; das Franziskanerkloster wird 
als Abtei bezeichnet, obwohl ein G uard ian  an der Spitze stand. Unsicher ist auch 
die neue (in den Grundzügen dennoch alte) Rolandversion: Ein a lte r „Rechts­
und Schwertpfahl“ soll später durch ein „Ritterbild“ ergänzt worden sein, das 
dann von den Bürgern auf Roland bezogen wurde, als sie im 14. Jh . in Op­
position zum Stadtherrn ihre Freiheitsliebe auf Karl den Großen zurückführten. 
Das läßt sich nicht überprüfen; aber in einem anderen Punkt irr t  sich Stein ganz 
sicher: Im Rechnungsbuch des Rathauses steht zu 1404, die H erstellung des 
Rolandsbildes habe 170 Bremer M ark gekostet, „de claves Zeelslegher und 
Jacob Olde deme rade rekenden“. Stein hält „Claus Seelschläger“ für den Ro­
land-Steinmetzen; aber die beiden Personen waren „nur“ die Ratsherren, die 
dem Rat über die Arbeiten am Roland die Abrechnung vorlegten. — Im wichtigen 
Kapitel über den Rathaus-Umbau von 1595 (!) bis 1614 sind die unsicheren 
Kombinationen besonders zahlreich. Stein meint nachgewiesen zu haben, daß 
Lüder von Bentheim nicht nur der geniale Gestalter des Bremer Rathaus-Umbaus, 
sondern auch der Schöpfer der Leidener Rathaus-Fassade war. Das wird als 
bewiesen angesehen und daraus der eigenständige W ert und die große Aus­
strahlungskraft der Bremer Baukunst dieser Zeit abgeleitet. Aber es bleibt ebenso 
die andere Möglichkeit: Lieven de Key aus Haarlem  schuf den Entw urf für das 
Leidener Rathaus (das läßt sich ja  nachweisen) und Lüder von Bentheim lie­
ferte von Bremen aus nach diesem Plan  die fertig bearbeiteten Sandsteine (daß 
L üder den Plan Lieven de Keys grundlegend umänderte, wie Stein behauptet, 
läß t sich nicht beweisen). — Zum Schluß noch eine technische Bemerkung: L ite­
ra tu r-  und Quellennachweise stehen recht willkürlich verstreut im T ext und sum­
marisch am Schluß der Kapitel. Eine strengere Zitierweise, wie sie sonst in 
wissenschaftlichen W erken üblich ist, dürfte sich doch wohl empfehlen.

H . Schw.

W o l f - H e r b e r t  D e u s  nimmt Z ur Problematik der Scheibenkreuze 
(Soester Zs. 76, 1962, 5— 11) Stellung. E r  geht vom Scheibenkreuz in St. Marien 
zur Höhe in Soest aus, gibt eine Übersicht über die Meinungen der bisherigen
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Forschung. Die Vorbilder sind vielleicht in G otland zu suchen, wo die Scheiben­
kreuze als Triumphkreuze dienten. Die Kunstbeziehungen von G otland  nach 
Soest bleiben zunächst jedoch noch unklar. H . Schw.

Beiträge zur mittelalterlichen Kunstgeschichte Pommerns enthalten — wie 
auch frühere Jah rgänge  — die beiden letzten Bände der M aterialy Zachodnio- 
Pomorskie. W a l t e r  O h l e ,  Zur Baugeschichte des Cam miner Domes, Bau- 
analyse der romanischen O stteile  (V, 1959, dt. 361—377, poln. Übers. 331—360, 
18 Zeichn., 12 Photogr.), hat das wenige erhaltene M aterial (und die eigene 
Erinnerung) über die Untersuchungen am Camminer Dom 1939 durch neuerliche 
Nachprüfungen ergänzt und zu einer Studie über den Dombau bis 1308 zu­
sammengefaßt. — A us dem  Forschungsmaterial zur Geschichte der Architektur 
Pommerns hat H e n r y k  D z i u r l a  einige Detailfragen an Objekten im Be­
reich der heutigen Wojewodschaft Stettin herausgegriffen: Fassadenaufbau, 
Farbgebung, A nw endung von bestimmten Baumaterialien (Z m aterialow do 
badan nad histori^ architektury Pomorza Zachodniego, in: V, 1959, 379—388). — 
M a r i a n  R e h o r o w s k i  untersucht Gotisches Kirchengestühl in Pommern 
(Gotyckie stalle na Pomorza Zachodnim, in: V, 1959, 389—418, 50 Abb.) und 
bietet damit eine gute Ergänzung zum Buch von M aria  Beek-Goehlich (s. 
unten, 177) über Kirchengestühl in Westpreußen. Stilgeschichtliche Vergleiche 
ergeben Verbindungen zu N ord- und Mitteldeutschland sowie zu Skandinavien, 
seltener zu Westeuropa. — Als Teil I einer Beitragsreihe A us den Studien  zur 
spätgotischen Kunst Pommerns veröffentlicht Z o f i a  K r z y m u s k a - F a f i u s  
eine Untersuchung über Die W erksta tt des M eisters der Freienwalder Passion 
(Ze studiow nad  pöznogotydk^ tworczosci^ Pomorza Zachodniego. C zqsc I. 
W arsztat Mistrza Pasij Chociwelskiej, in: VI, 1960, 391—418, 27 Abb.). W äh ­
rend ältere Forscher Verbindungen vom Meister der künstlerisch bedeutenden 
Kreuzigungsgruppe aus Freienwalde (aufgestellt im Stettiner Museum) zu Veit 
Stoß und Tilm an Riemenschneider annahmen, weist Verf.n. Ähnlichkeiten zu 
anderen, wenn auch nicht so wertvollen, pommerschen Kunstwerken nach; sie 
nimmt eine Künstlerwerkstatt in Kolberg an (um 1500 bis in die 20er Jah re  des 
16. Jhs.) und vermutet im Meister einen Schüler des Lübeckers Bernt Notke.

H . W .

I n g r i d  S c h u l z e  untersucht Die Bildhauerw erkstatt des Conrad von Ein­
beck in H alle und ihre Ausw irkungen auf die mitteldeutsche Plastik in der ersten 
H älfte  des 15. Jhs. (WissZsHalle 10, 1961, 1131 — 1144). Bürgerliches Selbst­
bewußtsein und Wirtschaftsblüte veranlaßten seit 1388 den Neubau der Moritz­
kirche in Halle. Führender Architekt und Bildhauer war Conrad von Einbeck, der 
seinen Namen nach dem Geburtsort trug. Prager Einflüsse auf seinen Stil werden 
besonders betont, im übrigen aber wird seine Verwurzelung im bürgerlichen 
Geschmack der Zeit hervorgehoben. H. Schw.

Die von G ü n t h e r  G r u n d m a n n  herausgegebene Reihe „Bau- und 
Kunstdenkmäler des Deutschen Ostens“ (vgl. HGbll. 78, 179 f.) ist in den letzten 
Jahren  um zwei Bände vermehrt worden. H a n s  E r i c h  K u b a c h  ha t Die 
K unstdenkm äler des Kreises Oststernberg  veröffentlicht (Reihe B, Bd. 3. Stuttgart 
[Copyright 1960], W . Kohlhammer. 295 S., 266 Abb., 1 Kte.). Der vor- und
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frühgeschichtliche Überblick stammt von L i e b e t r a u t  R o t h e r t ,  der ge­
schichtliche und kunstgeschichtliche Überblick von H a n s  E r i c h  K u b a c h ;  
die wertvollen ortsgeschichtlichen Abschnitte hat H e r b e r t  L u d a t  verfaßt. 
Für die Hanseforschung von größerem Interesse ist der von M a r i a  B e e k -  
G o  e h  l i e h  bearbeitete Band: Die m ittelalterlichen KirchengeStühle in W est­
preußen und Danzig  (dass. Reihe B, Bd. 4. Stuttgart [Copyright 1961], W . Kohl­
hammer. 156 S., 189 Abb.). Chronologisch geordnet, werden die Kunstwerke 
genau beschrieben, ihre Aufstellung in alter und neuerer Zeit im G rundriß  der 
Kirche verzeichnet und abgebildet. Gut vertreten sind die H ansestädte Danzig 
und Thorn: in Danzig St. Johann, St. Nikolai, St. T rinitatis  und St. Marien, in 
T horn  St. Marien und St. Johann. Die großartigsten Kunstwerke weist die Dom ­
kirche zu Pelplin auf; das älteste Stück ist die steinerne Sediliennische in der 
Domkirche St. Trin ita tis  zu Culmsee (um 1290), während ein Großteil der übrigen 
Gestühle dem 15. Jh. angehört. Vertreten sind u .a .  in diesem wertvollen Bande 
noch Marienburg, M arienwerder und Frauenburg. / / .  W .

Eine erstaunliche, nach den bisherigen Publikationen auf diesem Gebiete kaum 
erwartete Fülle zeigen M ittelalterliche Kunstschätze Finnlands (Suomen keskiajan 
taideaarteita. Helsinki 1960, Verlag Otava. 252 Abb.), die durch meisterhafte 
Fotos des U ngarn  I s t v ä n  R a c z  den Beschauer fesseln und tief beeindrucken. 
Leider sind die Bildunterschriften nur finnisch, ebenso die Nachweise, nur eine 
kurze Einleitung (2 V2 S.) ist auch deutsch verfaßt (von R i i t t a  P y l k k ä n e n ) .  
Besonders gut sind die schwer zugänglichen Landkirchen mit ihrer Architektur, 
den W andm alereien  und dem Inventar vertreten, auch diejenigen der Älands- 
Inseln. Auf wissenschaftliche Erforschung und Einordnung des reichen Materials 
wurde verzichtet. P. J .

Anknüpfend an die Gründung der südlich von Posen gelegenen Abtei Lubin 
von St. Jacques in Lüttich aus um 1075, geht J a c q u e s  S t i e n n o n ,  La Pologne 
et le pays mosan au m oyen äge (Cahiers de civilisation medievale 4, Poitiers 
1961, 457—473, 8 Bildtafeln), den Einflüssen maasländischer Kunst auf Polen 
nach, deren Höhepunkt nach ihm die Bronzetüren des Domes zu Gnesen sind.

E. P.

H e n n i n g  B o c k ,  Der Beginn der spätgotischen A rchitektur in Prag 
(Peter Parier) und die Beziehungen zu England  (WallRichJb. 23, 1961, 191—210), 
sucht zu zeigen, daß neben den bekannten oberdeutschen, französischen und 
kölnischen Einflüssen im W erk Peter Parlers auch eine südwestenglische Kom­
ponente wirksam war. Dem Bau des Prager Domes liegt zwar das französische 
Kathedralschema zugrunde; aber im Obergadentypus und im Typus des M ittel­
schiffsgewölbes sieht Verf. freie Weiterbildungen von Formen, die in der Kathe­
drale von Wells vorgebildet waren. Er nimmt nicht an, daß Parie r  in England 
war, sondern glaubt eher an die Vermittlung von Baurissen infolge der starken 
politischen und auch wirtschaftlichen Beziehungen Englands zum deutschen Raum 
gerade im 14. Jahrhundert. Bewiesen wird das alles nur durch Stilvergleich, nicht 
durch unmittelbare Ouellenzeugnisse. — Verf. weist darauf hin, daß  ähnliche 
englische Einflüsse auch im Ordensland wirksam gewesen seien. C. H .

12 H  G bl.  81



178 Hansische Umschau

S p r a c h e ,  L i t e r a t u r ,  S c h u l e  
(Siehe auch: 167, 191, 203, 207, 210, 238, 248, 252, 253, 258.)

Hansegeschichtlich höchst bedeutsam ist der Aufsatz von K a r l  B i s c h o f f ,  
Über die Grundlagen der mittelniederdeutschen Schriftsprache (Jahrbuch des 
Vereins für niederdeutsche Sprachforschung 85, 1962, 9—31). Das M ittelnieder­
deutsche bildet sich als Ausgleichssprache der verschiedenen M undarten aller in 
den Ostsiedlungsraum strömenden Siedler etwa seit der Mitte des 12. Jhs. im 
frühhansisch-frühlübischen Raum. Der Prozeß zieht sich über mehrere Generatio­
nen hin, und erst 1 V2 Jahrhunderte  später w ird  die neu entstandene Sprache 
auch Schriftsprache. Der westfälische Anteil scheint geringer, als man nach der 
Größe des westfälischen Bevölkerungsanteiles annehmen sollte. Die -en-Endung 
im Plural Präsens Indikativ („se hebben“) möchte Verf. auf niederländische, 
nicht auf mitteldeutsche Einflüsse zurückführen. — Als Umgangs- und Verkehrs­
sprache dringt das neue Mittelniederdeutsche mit Hanse und Ostsiedlung in den 
Ostseeraum hinein und breitet sich dann auch nach W esten aus. — Stärker als 
die Umgangs- und Schriftsprache ist die Rechtssprache von W estfalen her be­
einflußt. C. H.

Hingewiesen werden muß auf L e o p o l d  S c h m i d t ,  Das deutsche Volks­
schauspiel. Ein Handbuch (Berlin [Copyright 1962], Erich Schmidt Verlag. 516 S., 
6 Karten, 18 Abb.). Das Buch enthält neben einem sachlichen Teil auch einen 
landschaftlichen, in dem die Volksschauspiele, Umzüge und spielhaftes Brauch­
tum in jeweils einer Landschaft behandelt werden; auf Verbindungen über die 
Grenzen der Landschaft hinweg wird dankenswerterweise hingewiesen. Den 
Hansestädten ist ein besonderer Abschnitt gewidmet (79—83); obwohl hier vor­
nehmlich nur Lübeck und Ham burg erwähnt werden, sind doch gesamthansische 
Bezüge herausgestellt. In den Abschnitten über die Landschaften mit Hanse­
städten von dem Niederrhein bis Livland (65— 132) werden oft hansische Ver­
bindungen und ihr Niederschlag in der Verbreitung von Elementen des Volks­
schauspiels angesprochen. So erweist sich besonders das sogenannte Schodüwel- 
Laufen als „hansisches“ Brauchtum, das in Braunschweig, Hildesheim, Göttingen, 
W arburg , Magdeburg (unsicher), Ham burg und Lübeck, in Mecklenburg und 
Pommern sowie in Livland (Riga 1384) belegt ist. Auch die Ausritte des „Mai­
g rafen“ sind in vielen Hansestädten nachweisbar. Verf. weist darauf hin, daß die 
Stoffe der Fastnachtsspiele der Lübecker Zirkelgesellschaft Beziehungen zu Flan­
dern, England und auch Frankreich aufzeigen; diese Zusammenhänge treten auch 
sonst in den Hansestädten zutage. H. W .

Eine erhebliche Reihe heute geläufiger Ausdrücke wie Handelsfreiheit, Frei­
händler, Merkantilsystem, Arbeitsteilung, produktiv, Bankgewerbe, transferieren, 
sind nach E r i k  E r ä m e t s ä ,  A dam  Sm ith  als M ittler englisch-deutscher Sprach- 
einflüsse (Annales Academiae scientiarum Fennicae Series B. 125, 1. Helsinki 
1961, Suomalainen Tiedeakatemia. 116 S.), erst durch die Übersetzer des klas­
sischen Werkes englischer Wirtschaftswissenschaft geprägt worden, und zwar in 
Anlehnung an das englische Original. Deutlich zeigt sich in dem sprachlichen 
Befund die sachliche Überlegenheit der neuen W irtschaftslehre gegenüber der 
deutschen Wissenschaft. Ob allerdings die lexikographischen Hilfsmittel aus-
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reichen, um die fachwissenschaftliche Terminologie zu erfassen, das ist vielleicht 
doch mit größeren Vorbehalten zu bejahen, als sie hier gemacht werden; sicher 
jedenfalls  dürfte die Kameralistik sprachlich einiges an G rundlagen für die 
Aufnahme von Smith gelegt haben. E. P.

Der N am e C uxhaven  w ird von B e n n o  E i d e  S i e b s  (JbMorgenst. 43, 
1962, 148— 152) gedeutet. Die herrschende Meinung leitete ihn von Koogs-hafen 
ab, während Siebs ihn mit norweg. kok =  Mund zusammenbringt. Sicherheit 
ergibt sich nicht. H. Schw.

Einen Überblick über Die Literatur im  Deutschen Ritterorden und  seinen E in ­
flußgebieten  bietet G e r h a r d  E i s  (OstdWiss. IX , 1962, 56— 101). E r behandelt 
dabei auch die Rechtsdenkmäler und Geschichtsdarstellungen der Städte Preußens.

H. W .

R o b e r t  S t u p p e r i c h  behandelt Geistige und religiöse Ström ungen in 
W estfa len  in der zw eiten H ä lfte  des IG. Jahrhunderts (BeitrDortm. 58, 1962, 
45—56), wobei nicht nur die offiziellen Richtungen, sondern auch die U n te r­
strömungen berücksichtigt werden. Im M ittelpunkt stehen die Verhältnisse in 
Dortmund, wo eine schwankende Haltung der Humanisten zur Reformation be­
zeichnend w ar (bes. bei Johann  Lambach, dem Leiter des Archigymnasiums). 
Schweizer Einflüsse werden deutlich, freilich mehr in der liberalen Ausprägung
Sebastian Castellios als in der Calvins. Am Ende des Jhs. trug dann die Richtung
des Petrus Ramus den Sieg davon (Friedrich Beurhaus als Vertreter dieser Schule 
in Dortmund). H . Schw.

Mit der westfälischen Geistesgeschichte seit dem 16. Jh. beschäftigt sich der 
Aufsatz von H e i n r i c h  K a r l  H o f m e i s t e r ,  W estfälische S tudenten  der 
Rechte, M edizin und Theologie an der U niversität Leiden von 1575— 1813 
(BeitrDortm. 58, 1962, 59—89). Von 60 000 Studenten waren 937 aus W estfalen 
(übrigens 1283 aus Nordwestdeutschland und 940 aus Hamburg und Schleswig- 
Holstein). Nach 1740 gingen kaum noch W estfalen nach Leiden. H . Schw.

T i l o  A h r e n s  berichtet A us der Lehr- und Spruchtätigkeit der alten Duis­
burger Juristen}akidtät (DuisbF., Beiheft 4, 1962), die von 1655 bis 1818 be­
stand. Da die Universität Duisburg eine Bildungsanstalt reformierten Glaubens 
war, hat sie vor allem für jenen Teil Deutschlands eine Rolle gespielt, der diesem 
Bekenntnis anhing. U n ter  den Hansestädten w ar es vor allem Bremen, das Stu­
denten an die Duisburger Juristenfakultät schickte (im ganzen aber nu r 17!) und 
Rcchtsgutachten anforderte  (soweit bekannt, waren es vier). Bremen stellte auch 
einen bedeutenden Rechtslehrer: Johann Friedrich Gildemeister (geb. 1750, Prof. 
in Bremen und Duisburg 1776— 1784, dann Syndikus der Elterleute in Bremen, 
gest. 1812). Über ihn finden sich manche Einzelheiten. H . Schw.

F r i t z  M e y e n ,  Bremer Beiträger am Collegium Carolinum in Braun­
schweig; K. Chr. Gärtner, J. A . Ebert, F. W . Zachariä, K. A . Schm id  (Braun­
schweiger Werkstücke Bd. 26. Braunschweig 1962, Waisenhaus-Buchdruckerei und 
Verlag. 183 S., 4 Abb.). — Das Carolinum, 1745 gegründet, w ar eine Akademie, 
in der Söhne von Adligen und vermögenden Bürgern auf die Aufgaben ihres 
Standes vorbereitet wurden. Neben den alten Sprachen wurden auch die neueren

12 *
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und Realien gelehrt, dazu W erk- und Kunsterziehung betrieben. Das Institut 
war die Vorgängerin der Technischen Hochschule. — Der Hauptteil des Buches 
bietet Biographien und Bibliographien der vier im Tite l genannten „Bremer 
Beiträger“, die auf die Literatur des 18. Jhs. starken Einfluß hatten.

H. Schw.

G o t t f r i e d  K l i e s c h ,  Der E influß der U niversität Frankfurt (Oder) 
auf die schlesische Bildungs ge schichte, dargestellt an den Breslauer Im m atriku­
lierten von 1506— 1648 (Quellen und Darstellungen zur schlesischen Geschichte, 
hrsg. v. d. Historischen Komm. für Schlesien, 5. Bd. W ürzburg  1961, Holzner. 
X X X II ,  244 S.), hat weit verstreutes Material zusammengetragen, um die Spuren 
der Breslauer an der Universität Frankfurt/O. aufzudecken. Nach W ittenberg 
und Leipzig war Frankfurt die am häufigsten von Breslauern aufgesuchte U ni­
versitätsstadt dieser Epoche. Verf. wertet die Unterlagen über die Studierenden 
nach soziologischen und geistesgeschichtlichen Gesichtspunkten gründlich durch 
statistische und genealogische Tabellen aus. Aus Breslau stammende Absol­
venten der Frankfurter Universität waren auch im Hanseraum  tätig, in Hamburg, 
Bremen und Lübeck, in Mecklenburg, Pommern und Brandenburg, Danzig, Thorn
und Königsberg sowie in Livland. H. W .

Ostslavische Studenten an deutschen Hochschulen in der vorpetrinischen Zeit 
hat es nach P. N. B e r k o v  (ZsSlavPhil. 30, 1962, 351—374) seit dem Ende des
15. Jhs. gegeben. Die ersten und auch meisten unter den wenigen genannten 
Namen sind interessanterweise im hansischen Bereich nachweisbar; 1493 in 
Rostock der von H. Raab erstmalig hervorgehobene Sylvester Maloj aus Nov- 
gorod (vgl. HGbll. 75, 177), der nach B. ein geflüchteter Judaisierender gewesen 
sein könnte. Der bekannte Übersetzer Dmitrij Gerasimov (um 1500) hat zwai 
keine deutsdie Universität, aber immerhin eine deutsche Schule in Livland be­
sucht. Z ar Boris Godunov sandte 1601/02 russische Adlige an westeuropäische 
Schulen; von 18 gingen fünf nach Lübeck. 1635 hat sich ein Kiever, 1672 ein 
Lemberger an der Rostocker Universität immatrikuliert. H. W .

Die vorwiegend verwaltungsgeschichtlich ausgerichtete Arbeit von W e r n e r  
O h n s o r g e ,  Zw eihundert Jahre Geschichte der Königlichen B ibliothek zu H an­
nover (1665— 1866) (Veröffentlichungen der Niedersächsischen Archivverwaltung; 
Heft 14. Göttingen o .J .  [Copyright 1962], Vandenhoeck 8c Ruprecht. 82 S.), möge 
hier genannt sein, weil sie an einem typischen Beispiel die Entwicklung einer 
Bibliothek vom H andappara t des Hofhistoriographen (Leibniz!) zur allgemeinen 
öffentlichen Bibliothek mit dem Umweg über ein Forschungsinstitut für Landes- 
gcschichte — unter Pertz — deutlich macht. Vor ziemlich genau hundert Jahren 
wurde der Punkt erreicht, an dem die hannoversche Bibliothek das M aterial nui 
noch auf bereitete, nicht mehr als Institut auch T räger der Forschung war.

C. H.

In der gleichen Reihe erschien auch die beachtliche Edition von P e t e r  
B a u m g a r t  und E r n s t  P i t z ,  Die Statuten der Universität Helmstedt (Ebd. 
H eit 15. Göttingen o. J. [Copyright 1963], Vandenhoeck & Ruprecht. 205 S.). — 
Die ältesten Statuten dieser in streng protestantischem Geiste errichteten Uni-



Vorhansische Zeit 181

versität stammen von 1576. Sie kamen unter der entscheidenden M itwirkung des 
bedeutenden Theologen David Chyträus zustande. — Die sachliche Einleitung 
des Buches stammt von Baumgart, ebenso der Sachkommentar und das Personen­
register. Die textkritische Edition besorgte Pitz. C. H.

H e l m u t  P r o t z e  hat Das W ort M a rk t‘ in den mitteldeutschen M und­
arten — mit besonderer Berücksichtigung des Siebenbürgisch-Sächsisdhen und 
unter Einbeziehung des Indogermanischen — untersucht (Berichte über die Ver­
handlungen der Sachs. Akad. d. Wiss. zu Leipzig, phil.-hist. Klasse, Bd. 106, 
H. 2. Berlin 1961, Akademie-Verlag. 76 S., 3 Karten). Dabei streift er auch die 
Frage nach der Bezeichnung für ,M arkt4 in anderen Teilen Europas, besonders 
die von der indogcrm. W urzel terg- abgeleiteten Benennungen. H. W .

V O R H A N S I S C H E  Z E I T

(Bearbeitet von Gert Hatz)

Bericht über den V. Internationalen Kongreß für Vor- and Frühgeschichte 
Hamburg vom 24. bis 30. August 1958, herausgegeben von G e r h a r d  B e r s u  
unter Mitwirkung von W o l f g a n g  D e h n  (Berlin 1961, Gebr. Mann. X X I,  
935 S., 99 Tf., zahlr. Textabb.). — Dieser gewichtige und gut ausgestattete Band 
enthält die Referate und Kurzreferate — 289 an der Zahl —, die auf dem Prä- 
historiker-Kongrcß vor fünf Jahren  in Ham burg gehalten wurden. Das Ziel 
dieser Acta ist es, den „fast lückenlosen Querschnitt durch den S tand der For­
schung“ festzuhalten, so wie er sich 1958 darbot. Außerdem wurden die A n ­
merkungen meist noch um die bis zum Druckjahr (1961) erschienene einschlägige 
L itera tu r  ergänzt. — Das umfangreiche Material ist alphabetisch nach den Namen 
der Autoren geordnet. Ein in zehn Sachgruppen gegliedertes Inhaltsverzeichnis 
erleichtert den Zugang. Uns interessieren vor allem die Sektionen Römer- und 
Völkerwanderungszeit sowie W ikinger- und Slawenzeit, die in die vorhansische 
Periode und in einigen Beiträgen unmittelbar in den Ostseebereich hinleiten. — 
Von grundsätzlicher Bedeutung für die Kenntnis des Wirtschaftslebens im
10. und 11 Jh. sind die Schatzfunde aus N ord- und Osteuropa. U n ter  diesen 
nehmen wegen ihrer großen Zahl die schwedischen Funde eine besondere Stel­
lung ein. Der leider äußerst knappe Überblick von M ä r t e n  S t e n b e r g e r ,  
Die schwedischen Schatzfunde der W ikingerzeit und ihre Bedeutung (774), ver­
heißt vor allem eine ähnliche katalogmäßige Erfassung des festlandschwedischen 
und  öländischen Fundmaterials, wie Verf. sie für Gotland vorgelegt hat (vgl. 
HGbll. 79, 163 f.). Wichtig ist die Beobachtung, daß die Schätze sich auf die 
Küstenbezirke konzentrieren sowie auf die Uferzonen der W asserwege, die in 
Verbindung zur Ostsee stehen; hier ist wohl vor allem an das M älar-Gebiet zu 
denken. Die Behauptung, daß die Verbergung der Schätze vorwiegend auf 
kriegerische Ereignisse deute, wird noch zu diskutieren sein. Die unrichtige A n ­
gabe, daß die Münzen in den Schatzfunden zumeist in zerstückeltem Zustand 
vorkämen, wird sicher aus der Gestrafftheit des Beitrages zu erklären sein, da 
Verf. das Fundmaterial doch wie kaum ein zweiter kennt. — In die F rüh­
geschichte der in ihrer Bedeutung umstrittenen Älands-Inseln (vgl. HGbll. 79, 
224), die als Landbrücke zwischen Schweden und Finnland von besonderem
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Interesse sind, kann vor allem die Archäologie neues Licht bringen. Deshalb ist 
der vorsichtige Bericht über die Untersuchungen eisenzeitlicher Gräberfelder hier 
anzuzeigen: E l l a  K i v i k o s k i ,  Die Völkerwanderungszeit Alands (468— 
472). Es wird betont, daß die Beigaben neben den deutlichen und bekannten 
Spuren aus Mittelschweden auch finnische Einflüsse erkennen lassen. — In die 
Reihe der wikingerzeitlichen Handelsplätze hat T h o r k i l d  R a m s k o u  durch 
seine Ausgrabungen Lindholm  Hoeje  am Lim fjord  eingeführt (695). Untersucht 
wurde eine große Zahl von Hausgrundrissen und Gräbern, die aufschlußreiche 
Beifunde enthielten. Außerdem wurden bei der Ansiedlung alte Ackerformationen 
festgestellt. Lindholm H oje  hat bis etwa 1100 existiert; zu seinem Untergang 
mögen vorrückende Sanddünen, die das Gebiet heute bedecken, entscheidend 
beigetragen haben. — Über Das Suburbium am frühgeschichtlichen Burgwall A lt 
Lübeck berichtet W e r n e r  N e u g e b a u e r  (603), der in den letzten Jahren 
die „z. T. stark gewerblich ausgerichtete Siedlungsanlage“ ausgrub. Eine ausführ­
lichere Deutung des Befundes gab Verf. inzwischen an anderer Stelle (vgl. 
HGbll. 78, 185). — Aufschlüsse über die soziale Struktur in den Ländern an der 
südlichen Ostseeküste in der vorhansischen Zeit vermitteln die Burgwälle, die in 
den letzten Jahren vielfach untersucht worden sind. A ußer einem Überblick über 
die gesamte slawische Forschung von W i t o l d  H e n s e l ,  Types de fortifi- 
cations slaves au commencement du moyen age (384—385), legt H. M o o r a  
einen detaillierten Bericht für das Baltikum vor: Die wichtigsten Ergebnisse der 
Burgbergforschung im Ostbaltikum  (554—556). Von den von ihm herausgear­
beiteten vier Gruppen sind hier die beiden letzten zu erwähnen, die etwa seit 
der Zeit um 500 die Sitze von Stammeshäuptlingen erkennen lassen und seit dem 
„Ende des 1. Jahrtausends“ starke Befestigungen von Kleinfürsten, denen eine 
beträchtliche Mannschaft zur Verfügung gestanden haben muß. An diese Burgen 
schlossen sich auch Suburbien an; hierher gehören auch aus der schriftlichen Über­
lieferung bekannte Orte wie etwa Gerzike. — Über das Arbeitsprogramm, das 
zur Erforschung der Anfänge des polnischen Staates aufgestellt worden ist, be­
richtet A l e k s a n d e r  G i e y s z t o r ,  Recherches d ’equipe sur le Haut Moyen 
Age en Pologne (336—337). Bei diesen Arbeiten werden in stärkerem Maße auch 
die Aussagen der Archäologie und Numismatik herangezogen. — Neben größeren 
Zusammenhängen werden auch Detailfragen erörtert. U n te r  diesen sei hinge­
wiesen auf E j n a r  D y g g v e ,  Der Holztempel Svantevits und der Schuchhardt- 
sehe Baubefund zu Arkona  (250—251). Verf. betont, daß  der 1168 von den 
Dänen eroberte und zerstörte Tempelbau nach Saxo aus Holz bestanden habe 
und deshalb nicht mit den von Schuchhardt ausgegrabenen Steinfundamenten 
identisch sein könne. Diese gehörten vielmehr zu einem späteren Kirchenbau (vgl. 
auch HGbll. 78, 187). — Diese Beispiele aus dem reichhaltigen Sammelband 
mögen genügen, um erneut auch für die vorhansischc Geschichte auf die Bedeu­
tung der archäologischen Forschungsmethoden und -ergebnisse hinzuweisen.

G. H.

Das Them a der jährlich stattfindenden Arbeitstagungen des italienischen 
Instituts für die Geschichte des Hohen Mittelalters in Spoleto lautete 1960: 
Moneta e scambi nelValto medioevo (Settimane di Studio del Centro Italiano di 
Studi sull’alto Medioevo 8. Spoleto 1961, Presso la Sede del Centro. 746 S., zahlr.
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Abb.). Der Begriff „Hohes M itte lalter“ reicht dabei, von Süden nach Norden 
betrachtet, vom 6. bis ins 12. Jh. Aus dem umfangreichen M aterial können an 
dieser Stelle nur einige Aufsätze erwähnt werden. — In einer methodisch interes­
santen, auf viele Verbreitungskarten gestützten Arbeit unterbaut J o a c h i m  
W e r n e r  mit H ilfe  archäologischer und numismatischer Quellen die Ansicht 
von der natural wirtschaftlichen Struktur des östlichen Merowingerreiches. Bis in 
die Karolingerzeit hinein bestand hier kein wirkliches Bedürfnis nach einer 
eignen Münzprägung. Die Münzen wurden als Grabbeigaben und als Schmuck 
verwendet, wanderten vor allem auch in die Schmelztiegel der Gold- und Silber­
schmiede; sie waren Edelmetall, das nach Gewicht verhandelt wurde. Auch die 
karolingischen Denare sind nach W erner zunächst nur als reine Fernhandels­
münzen anzusehen: Fernhandel und Naturalwirtschaft im östlichen M erowinger­
reich nach archäologischen und numismatischen Zeugnissen (557— 618. Auch: 
42. Bericht der Römisch-Germanischen Kommission 1961, 307—346). — Die A b­
handlung von F e r n a n d  V e r c a u t e r e n ,  Monnaie et circulation monetaire 
en Bclgique et dans le nord de la France du V Ie au X I e siecle (279—311), wurde 
bereits besprochen (HGbll. 80, 160). — Mit dem Beginn der angelsächsischen 
Münzprägung im 7. Jh., besonders mit Datierungsfragen, beschäftigt sich der 
Beitrag von P h i l i p  G r i e r s o n , L a  fonction sociale de la monnaie en A ngle- 
terre aux VIIe— VU Ie siecles (431—362). — A l e x a n d e r  G i e y s z t o r  be­
tont in seinem umfassenden Artikel Les structures economiques en pays slaves 
ä Vaube du moyen age jusquau  X Ie siecle et Verhänge monetaire (455—484), 
daß  das vielbehandelte Problem „W ikinger“, einschließlich der damit ver­
bundenen Beziehungen nach Ost und West, nicht dazu verleiten dürfe, die gleich­
zeitigen Verhältnisse südlich der Ostsee unberücksichtigt zu lassen. A uf breiter 
Basis untersucht er die vorwiegend für den großpolnischen Bereich zur V er­
fügung stehenden Quellen des 9. bis 11. Jhs.; dabei werden vor allem die Münz­
schätze analysiert, in denen auch wieder zunächst die orientalischen Gepräge 
überwiegen und dann, seit der zweiten Hälfte des 10. Jhs., die deutschen und 
angelsächsischen an Einfluß gewinnen. Zu beachten ist die zusammenfassende 
Skizzierung des Sklavenhandels und der Verbindungen zwischen den westslavi- 
schen Gebieten mit Kiev. — V. L. J a n  i n  betrachtet Les problemes generaux de 
Verhänge monetaire russe en I X e—X I I e siecle (485—505, 1 Tf.) vorwiegend 
von der Metrologie her. E r  prüft sorgfältig, wie die nach Rußland einströmenden 
Münzen, Dirhems und seit dem 11. Jh. englische und deutsche Gepräge, sich in 
das altrussische Gewichtssystem von Grivna, Nogata (V 20 Grivna), Kuna (V 2 5 ) 

und Rezana (Vso) einpaßten bzw. diese beeinflußten. Der Aufsatz ist die teil­
weise Zusammenfassung einer größeren Arbeit über die russischen Münzgewichte 
des Mittelalters, die Verf. 1956 vorgelegt hat. — Schließlich verbreitet sich 
S t u r e  B o l i n ,  Die Anfänge der Münzprägung in  Skandinavien  (387—399), 
noch einmal über die von ihm entwickelte These des „feodalen Münzwesens“. Er 
erklärt das Ausströmen der arabischen, englischen und deutschen Münzen vom 
9. bis 11. Jh. nach N ord- und Osteuropa damit, daß sie in ihren H erkunfts­
ländern  durch dauernde Verrufungen an W ert verloren. Infolge des Gresham- 
schen Gesetzes seien die außer Kurs gesetzten Stücke dann in jene Gebiete aus­
geführt worden, in denen kein staatlicher Zwangskurs galt, sondern lediglich 
der Edelmetallwert. Erst durch die eigne verstärkte Münzprägung in Dänemark
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und Schweden in der zweiten H älfte  des 11. Jhs. bzw. zu Beginn des 12. Jhs. 
sei diese Erscheinung zuende gegangen, da nun auch hier das feodale Münzwesen 
seinen Einzug gehalten habe. Diese Hypothese ist von den deutschen Münzen 
her aus verschiedenen Gründen abzulehnen. Es kann hier verwiesen werden auf 
die Kritik von W . Hävernick (HBNu. 8, 1954, 409—413). G. H.

Das Buch von B e r n h a r d  B l u m e n k r a n z ,  Ju ifs  et Chretiens dans le 
M onde O ccidental 430— 1096 (Ecole Pratique des Hautes fitudes — Sorbonne. 
Sixieme section: Sciences economiques et sociales, ßtudes Juives 2. Paris/La 
Haye 1960, Mouton & Co. 440 S.), zieht nur wenige Quellen aus dem späteren 
Hanseraum heran. Trotzdem muß darauf hingewiesen werden, da hier der Ver­
such gemacht wird, für einen begrenzten Zeitraum auf der Grundlage einer 
hervorragenden Quellen- und Literaturkenntnis ein Gesamtbild des Verhältnisses 
zwischen Juden  und Christen zu entwerfen. Zw ar stehen die religions- und 
geistesgeschichtlichen Fragestellungen weit im Vordergrund; aber einzelne Ka­
pitel sind doch auch der wirtschaftlichen und sozialen Stellung des Judentums 
gewidmet. So wird anhand der Berufe des Kaufmanns, des Arztes, des Bauern 
die Frage untersucht, ob es ausgesprochene jüdische, vornehmlich Juden vor­
behaltene Berufe gegeben habe, und ob sie von anderen Berufen, wie dem des 
Landwirts, ausgeschlossen gewesen seien. Die Frage w ird  entschieden verneint. 
Auch für das aufkommende Städtewesen, wo nach der Beteiligung der Juden 
an der Stadtverteidigung und Stadtverwaltung gefragt wird, kommt Verf. zu 
dem Ergebnis einer weitgehenden Gleichstellung von Ju d en  und Christen. Die 
Bildung besonderer jüdischer Stadtviertel sieht er als eine Späterscheinung, im 
wesentlichen des 11. Jhs., an. Ebenso sieht er für den Geldhandel und Wucher — 
der sich überhaupt erst später recht entwickelt — wie fü r den Sklavenhandel 
keineswegs eine jüdische Vormachtstellung gegeben. Überall dort, wo die Juden 
in der Gesetzgebung eine Sonderstellung einnehmen, geschieht das entweder in 
ihrer Eigenschaft als Nichtchristen oder als Berufsgruppe neben anderen.

C. H.

Im Rahmen der Wik-Forschung untersucht J a n  D h o n d t ,  Les Problemes 
de Q uentovic  (Studi in onore di Amintore Fanfani, M ilano 1962, Bd. 1, 183— 
248), ein hier vor 50 Jah ren  von 0 .  Fengler behandeltes Problem (HGbll. 12, 
91 f.). Gegenüber dem heutigen fitaples, d .h . am südlichen U fer der Canche bei 
der Kreuzung des Flusses und der römischen Landstraße, setzt Verf. das rätsel­
hafte Quentovic an. Diese ab 670 in den Quellen erwähnte Siedlung wächst rasch 
zur Münzstätte, Zollstätte und zum Stapelplatz auf dem W eg  von England nach 
Rom. Ihr gänzliches und fast plötzliches Verschwinden nach 864 erklärt Verf. durch 
eine Veränderung des Meeresspiegels an der Kanalküste sowie durch Plünde­
rungen der Wikinger. Im Zusammenhang mit H. Jankuhns Ausführungen knüpft 
Dhondt Blütezeit und Verschwinden des Handelsplatzes an die Umgestaltung 
der Handelswege zwischen M ittelmeer und Skandinavien (vgl. HGbll. 80, 157). 
W ie Domburg, Dorestad, Haithabu usw. wäre Quentowic nach seiner Ansicht 
eine typische kaufmännische Niederlassung, die nur den besonderen Handels­
bedingungen der Karolingerzeit entsprach. A . Joris
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F r .  D e i s s l e r - N a g e l s ,  Valenciennes, ville carolingienne (MA 68, 1962, 
51— 90), untersucht die Frühgeschichte der Stadt, deren Entwicklung mit dem 
Beginn der Sdiiffbarkeit der Schelde zusammenzuhängen scheint. An einen könig­
lichen Fiskus schlossen sich im 9. Jh. portus und Zoll und im 10. Jh . ein castrum 
an ; es bleibt aber offen, ob das grundherrliche palatium  als vorstädtischer Sied­
lungskern anzusehen ist. E. P.

W e r n e r  H a a r n a g e l ,  Die Marschen im deutschen Küstengebiet der 
Nordsee and ihre Besiedlung (Berichte zur deutschen Landeskunde 27, 1961, 
203—219), gibt einen Überblick über seine bisherigen Forschungsergebnisse. 
W ährend  die im 4./5. Jh. aufgegebene W u rt  Feddersen W ierde  von Vieh­
züchtern und Ackerbauern bewohnt war, zeigt er für die im 8. Jh. gegründete 
S tad tw urt Emden und andere W urten, daß sie als Stapelplätze, W ikorte für 
H andw erker und H ändler gedient haben, die in engen Handelsbeziehungen zum 
N iederrhein standen. — Der Band enthält zahlreiche weitere Arbeiten zur 
Landes- und Siedlungskunde des Marschengebietes, auf die hier nicht eingegangen 
werden kann. C. H.

H e r b e r t  J a n k u h n ,  Zur Fortführung der Ausgrabungen in Haithabu 
(ZGesSHG 87, 1962, 9—35), gibt zunächst eine kurze Übersicht über die jüngste 
Auswertung der Funde älterer Grabungen: die Keramik, die Haustiere und die 
menschlichen Skelettreste wurden bereits bearbeitet; die Grabfunde werden fol­
gen. 1953 wurden auch die Arbeiten im Gelände wieder aufgenommen, wobei 
m an sich zunächst mit gutem Erfolg auf den H afen  konzentrierte (Mole, Schiffs­
reste). Ziel ist hier u .a . die Gewinnung sicherer Erkenntnisse über die H afen­
anlage. W eiterhin wurde am Südostfuß der Hochburg (also außerhalb des H a lb ­
kreiswalles) ein Siedlungskomplex des 9. Jhs. entdeckt. 1956 fand man dann vor 
dem Südtor des Halbkreiswalles einen Friedhof, der u. a. mit U rnen belegt war. 
Die Anlage wurde 1960 ausgegraben. Dabei stieß man auf verschiedene Be­
stattungsformen, beginnend mit dem 8. Jh.: Brandgruben, Körpergräber in Süd- 
N ord- sowie W est-Ost-Lage und Urnen. Dam it wurde klar, daß die Siedlungs­
geschichte Haithabus bereits im 8. Jh. beginnt. Die Untersuchung der Keramik 
durch Hübener hat zudem deutlich gemacht, daß sich eine Siedlung des 9. Jhs. 
au f einen engen Platz am U fer beschränkte; von hier breitete sie sich aus und 
erfüllte  schließlich einen großen Teil des Raumes innerhalb des Halbkreiswalles. 
M an strebt an, das alte Siedlungsgebiet am U fer (12-15 000 qm) vollständig zu 
ergraben. Inzwischen ist bekannt geworden, daß es noch andere Siedlungskerne 
des 9. Jhs. im Bereich von H aithabu gegeben hat; ihre Weiterentwicklung wurde 
aber wohl unterbrochen. Es bleibt in der Zukunft noch manche Frage zu klären: 
der ursprüngliche Verlauf der Uferlinie, die Befestigung des Siedlungskernes, 
die genaue Datierung des Halbkreiswalles und der Hochburg. H . Schw.

Von J o h a n n e s  B r o n d s t e d s  Nordischer Vorzeit erschienen inzwischen 
zwei weitere Lieferungen (Bd. 2, Lief. 1-2. Neumünster 1962, Karl Wachholtz 
Verlag. S. 1 — 160, zahlr. Tafe ln  u. Abb. Vgl. HGbll. 79, 156 u. 80, 152). Be­
handelt wird die ältere Bronzezeit in Dänemark (ca. 1 500 bis 900 v. Chr.), in 
de r deutlich eine Oberklassenkultur hervortritt — große Grabhügel mit reichen 
Beigaben, Zeichen der Sonnenverehrung. Diese herrschende Schicht verstand es, 
in einem wohlorganisierten Handel zunächst fertige Bronzegeräte, dann aber
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auch die fehlenden Rohstoffe selbst, Kupfer und Zinn, offenbar im Austausch 
gegen Bernstein, einzuführen. Es kommt diesem H andel also für die ganze 
Bronzezeit eine entscheidende Bedeutung zu. Allerdings wurden Werkzeuge 
und W affen  der niederen Bevölkerungsschichten auch weiterhin in Flint ge­
fertigt, oft in genauer Nachahmung der Bronzevorbilder. G. H.

E r i k  N y l e n s  Aufsatz Bebyggelseproblem i Nordens förhistoria (Tor 8, 
1962, 169— 185) untersucht vor allem die im Zusammenhang mit den Solidi­
funden oft diskutierte mögliche Zäsur in der Besiedlung Gotlands in der Mitte 
des 6. Jhs. E r stellt fest, daß eine verbreitete Brandschicht vielfach einen Sied­
lungsabbruch erkennen läßt, daß aber an anderen Stellen eine Kontinuität von 
der römischen Eisenzeit bis in die Wikingerzeit nachzuweisen ist. Der Verf. 
führt als Erklärung die Klimaverschlechterungen des 3. bis 5. Jhs. an, die sich 
besonders für bestimmte Böden auswirkten. N ur diese verarm ten Siedlungen 
seien dann nach den Zerstörungen des 6. Jhs. nicht wieder aufgebaut, sondern 
endgültig verlassen worden. G. H.

Nicht nur aus dem vielzitierten Ottar-Bericht, sondern auch aus den Boden­
funden ist die Bedeutung der nordnorwegischen Küstenbezirke für die früh­
geschichtliche Zeit bekannt. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß  nun ein genauer 
Fundkatalog nebst einer ausführlichen Interpretation erscheint, von dem der 
erste Teil vorliegt: T h o r l e i f  S j ö v o l d ,  The Iron Age Settlement of Arctic 
Norway, /.* Early lron Age (Roman and Migration Periods) (Tromsö Museums 
Skrifter 10,1. Tromsö-Oslo 1962, Norwegian Universities Press. X V I, 253 S., 
50 Tfn., 18 Abb.). — U nter Arctic Norway sind die drei nördlichsten nor­
wegischen Fylker zu verstehen: N ord land  ( =  Helgeland, Salten, Lofoten-Ve- 
steralen), Troms (Süd- und Nord-Troms) und Finnmark. Der Katalog verzeich­
net das Fundmaterial in der Reihenfolge von Süden nach N orden; er ist nach 
Kirchspielen geordnet und innerhalb dieser alphabetisch nach den Fundorten 
gegliedert. In der Zusammenfassung geht Verf. auf die H intergründe der nord­
norwegischen Siedlungen in der frühen Eisenzeit und ihre Zeitstellung ein. Von 
den sicher datierbaren Funden enthielten 53 M aterial der römischen Zeit, 113 
solches der Völkerwanderungszeit. N u r  ganz wenige Fundobjekte reichen bis in 
das 2.—3. Jh. zurück, fast das gesamte Material entstammt dem 4.—6. Jh. Die 
Funde liegen in auffallender Weise am äußersten Küstensaum, auf Inseln und 
an den Fjordmündungen. Sie schieben sich bis Süd-Troms vor, unter besonderer 
Häufung in Lofoten-Vesteralen; nur je  zwei völkerwanderungszeitliche Funde 
sind aus Nord-Trom s und Finnmark bekannt geworden. H ier überwiegt die in 
diesem W erk nicht untersuchte und  schlecht datierbare Hinterlassenschaft der 
Lappen. Aus vergleichender Betrachtung des Fundmaterials schließt Verf. auf 
Zusammenhänge zwischen Südwestnorwegen (Rogaland) und dem Untersuchungs­
gebiet. Er nimmt eine Zuwanderung aus dem südwestlichen Gebiet seit dem 
4. Jh. an und meint, daß diese Kontakte schon deshalb nicht unterbrochen worden 
seien, weil man im Norden auf Importe angewiesen war, wie die Funde be­
weisen. Deshalb sei auch mit einem H andel zu rechnen, wobei für die Ausfuhr 
aus dem Norden in erster Linie die Erzeugnisse der Jag d  (Pelze, Häute), viel­
leicht auch der Viehzucht und des Fischfangs in Betracht kämen. Die spätesten 
Funde deuteten überdies Verbindungen mit Mittelschweden an. — Der Autor
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betont selbst, daß die Auswertung des Fundmaterials oft nur hypothetisch sein 
kann. Man darf auf den zweiten Band, der in gesichertere Zeiten führt, gespannt 
sein. G. / / .

Zum achtzigsten Geburtstag des schwedischen Königs, der in der Archäologie 
als bedeutender Kenner und Sammler gilt, erschien: Proxima Thule , Sverige och 
Europa under Forntid och M edeltid  (Hyllningsskrift tili H. M. Konungen den 
11. November 1962 utgiven av Svenska Arkeologiska Samfundet. Stockholm 
1962, P. A. Norstedt & Söners Förlag. 238 S., zahlr. Tfn. und Abb.). Die Fest­
schrift soll durch die Betonung der Verbindungen Schwedens zum Kontinent 
zeigen, daß das Land auch in der vor- und frühgeschichtlichen Zeit keineswegs 
isoliert am Rande der bekannten W elt gelegen hat. — Von den insgesamt fünf­
zehn Aufsätzen interessieren hier: M a r g a r e t a  B i ö r n s t a d ,  Handel pä 
nordliga vägar under järnäldern  (123— 138, 4 Tfn., 1 Kt.). Sie untersucht 
wichtige west-ostskandinavische Verbindungen, die zugleich stark vom gesamt­
europäischen H andel abhängig waren. In der Völkerwanderungszeit, seit dem 
späten 4. Jh., taudien in den Bodenfunden von N orrland  (Jäm tland  und Medel- 
pad) plötzlich westeuropäische Importe auf, die sich über T röndelag  und Süd- 
west-Norwegen zurückvcrfolgen lassen. Sie dürften im Zusam m enhang mit dem 
intensiven Nordseehandel Norwegens stehen, bei dem mit einer großen Pelz­
ausfuhr zu rechnen ist, die sich auf die Jagdgebiete bis nach österbo tten  hin 
stützte. Seit der Mitte des 6. Jhs., in der Vendelzeit, wird dagegen ein anderer 
W eg deutlich, der aus Mittelschweden von Südosten her (Dalarna, Hälsingland, 
Jäm tland) nach Norwegen führte. Jetzt dominiert umgekehrt östliches und mittel­
schwedisches M aterial in den Funden. Als H intergrund ist dafür die beherr­
schende Stellung Upplands anzusehen, das in der Vendelzeit den Pelzhandel an 
sich zog, während Norwegens Rolle im Fernhandel zurückging. In  der W ikinger­
zeit schließlich sind beide Wege, der von der Küste durch M edelpad und der 
innernorrländische, für den Verkehr zwischen Schweden und Norwegen benutzt 
worden, wie die Ausgrabungsbefunde deutlich zeigen. So lassen sich z. B. Be­
ziehungen zwischen Birka und Tröndelag erkennen. In dieser Zeit mag auch 
das norrländische Eisen für den Handel wichtig geworden sein. — W i l h e l m  
H o l m q v i s t ,  Helgö en internationell handelsplads (139— 155, 5 Tfn; vgl. 
HGbll. 80, 154 ff.), gibt noch einmal einen Überblick über die wichtigsten ge­
fundenen Importwaren, um die weitreichenden Verbindungen des Platzes in der 
Zeit von ca. 400 bis 800 aufzuzeigen. Aus dem Süden kamen spätrömische G old­
münzen, große Mengen von Glas und Keramik, eine bronzene Schöpfkelle, 
Bronzekessel und Spangen; aus dem Osten verschiedene Schmuckarten, arabische 
Silbermünzen (9 Einzelfunde) sowie die berühmte Buddhastatue aus Kaschmir; 
aus dem W esten schließlich die Kurvatur eines Bischofs- oder Abtstabes, ein 
Glockenfutteral und eine Silberschale. Besondere Aufmerksamkeit widmet Verf. 
den 69 Solidi, die eine beachtliche Menge darstellen. — Einen Überblick 
über die frühgeschichtlichen Verbindungen mit dem Osten verm itte lt H o l g e r  
A r b m a n ,  Sverige och östern under vikingatiden  (156— 166, 5 Tfn.). Er un ter­
streicht, daß durch die Forschungen der letzten Jah re  immer m ehr der H andels­
charakter der wikingerzeitlichen Ostzüge herausgearbeitet worden sei. U nter 
knapper Andeutung des „Normannisten-“ und „A nti-N orm annisten“-Problems 
bezieht er etwa den Standpunkt von Stender-Petersen in diesen Fragen. —
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N i l s  L u d v i g  R a s m u s s o n ,  Guldet i norden nnder senrnedeltiden (167— 
183, 5 Tfn.), gibt einleitungsweise einen Überblick über die Edelmetalleinfuhr 
nach Skandinavien in der Vor- und Frühgeschichte; als Goldzeit wird die Pe­
riode von 350 bis 550 besonders herausgcstellt, als Silberzeit die W ikinger­
periode. In seinem Hauptteil behandelt der Artikel dann das Gold in Skandi­
navien im 14. und 15. Jh. W egen ihres sicheren Herkunftsnachweises und ihrer 
Menge spielen auch hier wieder die Münzen die wichtigste Rolle, so daß der 
Beitrag zugleich einen Abriß des spätmittelalterlichen Goldmünzenumlaufs in 
N ordeuropa enthält. Mit dem 14. Jh. tauchten zuerst Gulden im Norden auf, 
später auch französische, englische, ungarische und schließlich spanische sowie 
portugiesische Goldnominale. Am bedeutendsten ist aber die Einfuhr der deut­
schen Gulden, vor allem der schlechten rheinischen (Ende 14. Jh.) und der noch 
schlechteren niederländischen. Erst am Ende des M ittelalters gab es auch eigne 
skandinavische Goldprägungen. Nachgewiesen sind die Goldmünzen aus Funden 
und Schriftquellen; bei letzteren ist aber immer mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß die angegebenen Goldnominale tatsächlich in einer anderen W ährung, z.B. 
einheimischen Silbergeprägen, bezahlt wurden. Die Goldmünzenfunde N or­
wegens lassen eine gewisse Häufung um Bergen herum erkennen. Der Verf. 
sieht darin deutlich hansische Einflüsse. Abschließend w irft Rasmusson einen 
Blick auf das nicht-gemünzte Gold. Erhalten haben sich hier in nennenswerter 
Zahl nur Fingerringe, während die kirchlichen und staatlichen Geräte und Klein­
odien fast nur aus Aufzeichnungen bekannt sind. — Nach den Untersuchungen 
von R a g n a r  B l o m q v i s t  geht die Geschichte Lunds im wesentlichen auf 
die Anlage einer Münzstätte durch Knut den Großen ca. 1020 zurück (vgl. 
HGbll. 72, 190 f.). 1060 wurde der inzwischen gewachsene O rt Sitz eines Bischofs, 
und der Suche nach der ersten Bischofskirche gilt der vorliegende Aufsatz des 
Verf.: Lunds första biskopskyrka? (184— 198, 6 Tfn., 7 Abb.). Südwestlich der 
heutigen Domkirche, die sich an diesem Platz bis etwa in das J a h r  1080 zurück- 
verfolgen läßt, wurde im Jahre  1961 im Quartier „F ärgaren“ eine große Stab­
kirche mit einem Friedhof ausgegraben, die durch die münzdatierte Stratigraphie 
(Stader Denar) gerade in die Zeit um 1060 gehören dürfte. Blomqvist sieht in 
dieser Kirche, die auf Grund späterer Angaben wahrscheinlich St. Stephan ge­
weiht war, die älteste Bischofskirche, die allerdings schon bald, nach dem Bau des 
steinernen Doms, in eine Pfarrkirche verwandelt und etwa 1160 abgebrochen 
wurde. Nachfolgerin ist vielleicht die unmittelbar im W esten anschließende 
St. Drottenkirche. Die Darstellung ist zugleich ein Beitrag zur Frühgeschichte 
Lunds. G. H.

Der knappe Überblick Kaupang-Kcramikken von E l l e n - K a r i n c  H o u -  
g e n  (Universitetets Oldsaksamlings Ärbok 1960/61, 143— 151, 2 Abb.) zeigt, 
daß unter den bisher gefundenen ca. 700 Scherben aus der Schwarzen Erde 
weitaus die Badorf-W are dominiert (470 Stücke). Sicher auszumachen sind etwa 
40 Scherben von Friesenkannen sowie eine kleinere Gruppe, die wahrscheinlich 
von Pingsdorfer Keramik stammt. Alles in allem herrscht mit etwa 76 Prozent 
die scheibengedrehte, importierte W are  vor. G. H.

Bisher einzigartig unter dem norwegischen wikingerzeitlichen Material ist En 
barre av bly, der ebenfalls in der Schwarzen Erde von K aupang gefunden wurde:
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publiziert durch C h a r l o t t e  B l i n d h e i m ,  chemische Analyse von Ivar 
Oftedal (ebd. 155— 158, 1 Abb.). Das Stück wiegt 1,3727 kg, es ist länglich und 
von trapezförmigem Querschnitt. Die eine Schmalseite zeigt eine Bruchkante, die 
andere die ursprüngliche Gußhaut mit einer nicht deutbaren M arke darin. Das 
Blei ist sehr rein, doch läßt sich über die H erkunft leider nichts sagen. G. H.

Zusammenfassende Darstellungen über die Geschichte der Wikingerzeit 
scheinen gefragt zu sein. Nach den beiden kürzlich angezeigten Arbeiten (HGbll. 
79, 156 f.) sind jetzt gleich zwei Bücher von H o l g e r  A r b  m a n  vorzustellen: 
The V ikings  (London 1961, Thames and Hudson. 212 S., davon 40 Tfn., 
44 Abb.) und Vikingarna  (Stockholm 1962, Bonniers. 223 S. 40 Tfn., 47 
Abb.). Die beiden Veröffentlichungen stimmen in der Anlage und im um­
fangreichen Bilderteil weitgehend überein; allerdings ist die schwedische Fassung 
ausführlicher. Verf., einer der namhaftesten Archäologen Schwedens, versteht es, 
m it souveräner H and  ein Gesamtbild der Wikingerzeit zu zeichnen, das trotz der 
großen Linie immer wieder auch ins Detail geht und dadurch lebendig bleibt. Die 
Darstellung richtet sich an einen weiten Leserkreis; sie ist, abgesehen von einem 
knappen Literaturverzeichnis, ohne A pparat geschrieben, jedoch überall wohl­
fundiert. G. H.

In dem Buch von P. H. S a w y e r ,  The A ge of the Vikings (London 1962, 
Edw ard  Arnold Publishers Ltd. X , 254 S., 10 Tfn., 17 Abb.), w ird die W ikinger­
zeit in neun Querschnitten (Einführung, Schriftquellen, Archäologie, Schiffbau, 
Schatzfunde, Wikingerzüge, Siedlungen, Städte und Handel, Überblick) kritisch 
und oft anregend behandelt. Es ist das erklärte Ziel des Buches, die verschieden­
artigen Quellen gegeneinander abzuwägen, Übereinstimmungen herauszustellen 
und Abweichungen zu erklären. In dem Abschnitt über Städte und H andel wer­
den noch einmal die bekannten Zeugnisse über Birka, Haithabu und Kaupang 
und das zweifelhaftere Västergarn zusammengetragen, unter nachdrücklicher Be­
tonung des Handels; die Bedeutung Birkas erfährt allerdings eine Einschränkung. 
Sawyer sieht dort einen Markt, der völlig vom orientalischen Silber abhängig 
war, ohne einen eignen Handel entwickeln zu können. Aber immerhin müssen 
dort doch die für das Silber erforderlichen Gegenwerte vorhanden gewesen sein. 
— Ohne Zweifel das wichtigste Kapitel, das am meisten neue Gedanken enthält, 
ist dasjenige über die Schatzfunde. An dieser Stelle können nur wenige Punkte 
angedeutet werden. Einen breiten Raum nehmen naturgemäß die Ausführungen 
über die Dirhems ein, die im 9. und 10. Jh. in großen Mengen bis nach Schweden 
gelangten. Aus einer Analyse russischer und schwedischer Dirhemfunde zieht 
Verf. sehr weitreichende Schlüsse. Z. B. kamen nach seinen Untersuchungen die 
Münzen nach Schweden vorwiegend aus dem östlichen Chalifat über Bulgar, 
nach Rußland aber aus dem Gebiet des Kaspischen Meeres über das Chasaren- 
reich. Er schließt ferner aus der Struktur der schwedischen Schätze auf eine Aus­
fuhr orientalischen Silbers nach England (Ende 9./Anfang 10. Jh.). Als G rund­
lage für diese Folgerungen diente leider nur unveröffentlichtes M aterial von 
Sture Bolin. In den angelsächsischen Münzen der skandinavischen Funde erblickt 
Verf. das Silber wieder, das im Danegeld und Heregeld vom Ende des 10. Jhs. 
bis 1051 gezahlt wurde. Das auffällige Fehlen karolingischer Münzen, die dem­
nach als Zeugnisse der Tribute des 9. Jhs. in den Funden zu erwarten wären,
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erklärt Sawyer mit Landkäufen in England, wo ein strenger Wechselzwang mit 
Einschmelzung fremder Münzen bestand. Die seit der zweiten H älfte  des 10. Jhs. 
zahlreichen Münzen aus dem deutschen Gebiet werden dagegen als Ergebnisse 
eines regen Handelsverkehrs angesehen. Im übrigen bedeuten viele Funde für 
den Verf. vor allem unruhige Zeiten. H ier finden sich manche Anregungen und 
Ansätze für weitergehende Diskussionen, aber vielleicht sollte man doch die 
Aufarbeitung des riesigen schwedischen Fundmaterials abwarten. — Die ab­
schließende Zusammenfassung, die eine Erklärung für die Wikingerzüge finden 
möchte, betont die Suche nach Siedlungsland und darüber hinaus auch nach Reich- 
tümern; sie weist auf wesentliche Übertreibungen hin, die bei der Formung des 
Bildes von den heidnischen und fremdartigen W ikingern seit der zeitgenös­
sischen Chronistik mitwirkten, und meint, daß manches vielleicht auf eine „nor­
mal Dark Age activity“ zurückgeführt werden könne. G. H .

H e l m u t  P r e i d e l ,  Die slavische Keramik im wikingischen Skandinavien 
(WSlav. VII, 1962, 55—67), geht der Frage nach, wie die Funde der in ihren 
Formen slavisdien, dem Material nach teilweise nachweislich in Skandinavien 
entstandenen Keramik zu erklären seien; er rechnet vornehmlich mit slavischen 
Menschen (Kriegsgefangenen, Sklaven und ihren Nachkommen) in den unteren 
Bevölkerungsschichten Skandinaviens, die diese Keramik dort geschaffen haben 
sollen. Diese These müßte noch stärker unterbaut werden. I I . W .

Den Festvortrag auf dem internationalen Historikertag zu Stockholm hielt 
S t u r e  B o l i n  über das Them a Handel und Handelswege der W ikinger 
(Actes du Congres, X I e Congres International des Sciences Historiques Stock­
holm, 21—28 aoüt 1960. Stockholm-Göteborg-Uppsala 1962, 19—25). An Hand 
der M ünzfunde als der wichtigsten Quellengruppe für den H andel skizziert 
er die weitreichenden Verbindungen der W ikinger nach Osten und Westen. Die 
Schilderung ist allerdings einerseits zu allgemein, andererseits zu knapp gehalten, 
um neue Gedanken zu den bekannten Problemen beitragen zu können. G. H.

Als Spuren eines slavisch-baltischen Handels im frühen M ittelalter deutet 
J e r z y  A n t o n i e w i c z  die Funde von Spinnwirteln aus wolhynischem Schie­
fer im Gebiet der baltischen Völker (Slady handlu Slowian z Baltami we wczes- 
nym Sredniowieczu. In: Rocznik Olsztynski III, Allenstein 1960, 9— 19, engl. 
Zus.fass. 20). Er nimmt gegen B. A. Rybakov und W. L. Jan in  Stellung, die 
diese Funde auf Hausiererhandel innerhalb der Einflußsphäre der reußischen 
Fürstentümer zurückführten (Rybakov) bzw. als Geldersatz auf südreußischen 
Märkten in der zweiten H älfte  des 10. Jhs. betrachteten (Janin). H. W .

Die meisten Handelswaren der vorhansischen Zeit lassen sich archäologisch 
nicht nachweisen; man ist oft auf Vermutungen angewiesen. Sehr gut erkennbar, 
sowohl in der Herkunft als auch in der Verbreitung, sind aber die Speckstein­
gefäße und -gerate. Für sie liegt je tz t eine M onographie vor: A r n e
S k j o l s v o l d ,  Kleb er Steinindustrien i v ikingetiden  (Oslo-Bergen 1961, Uni- 
versitetsforlaget. 162 S., 1 Karte, 29 Abb.). Der Speckstein (Steatit) kommt be­
sonders reich in vielen Orten in Norwegen vor, hauptsächlich im Südwesten 
(Hordaland, Rogaland, Aust-Agder, Ostfold). Er ist wegen seiner leichten Ge-
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winnung, Bearbeitungsmöglichkeit und Hitzebeständigkeit seit der Steinzeit gern 
verwendet worden. Einer besonderen Beliebtheit erfreute er sich allerdings in 
der Wikingerzeit, vornehmlich jedoch erst, wie Verf. nachweist, in ihrer letzten 
Phase. Aus der Anlage und Größe der Abbauplätze sowie der Q ualitä t der ge­
fundenen Objekte wird deutlich, daß sowohl die Ansiedler der Umgebung für 
den Hausgebrauch, als auch vorwiegend professionelle H andw erker für einen 
größeren H andel (von Kaupang aus) in der Specksteinindustrie tä tig  waren. Denn 
Specksteinwaren der Wikingerzeit fanden sich nicht nur überall in Norwegen, 
auch in Gebieten ohne eigenes Vorkommen, sie begegneten in größerer Menge 
außerdem in Dänemark, Norddeutschland (vor allem Haithabu) und auf Island. 
(Für eine Karte dieser Exportfunde sei verwiesen auf Jankuhn , Haithabu,
3. Aufl., S. 169). G. H.

H e l m u t  P r e i d e l  beschäftigt sich in seinem Buch Slawische A ltertum s­
kunde des östlichen M itteleuropas im 9. und 10. Jahrhundert, Teil 1 (Adalbert- 
Stifter-Verein e. V. München, Veröff. der Wiss. Abt. 6. G räfelfing bei München 
1961, Edm und Gans Verlag. 176 S. m. 29 Abb. u. Kt.), auch mit H andel und 
Verkehr (95— 116). Er setzt sich sehr kritisch mit den bisherigen Forschungs­
ergebnissen auseinander und möchte den Handel auf ein M inimum reduzieren; 
die Zeugnisse des Warenaustausches sollten in erster Linie auf Schenkungen, 
Raub u. ä. zurückzuführen sein. M an kann schwer den Annahm en im vorliegen­
den U m fang folgen. H. W .

Eine vergleichende Betrachtung der vier in Dänemark bekanntgewordenen 
wikingerzeitlichen Lager, Trelleborg auf Seeland, Fyrkat un d  Aggersborg in 
Jü tlan d  und Nonnebakken auf Fünen, unterstreicht noch einmal ihre  weitgehende 
Übereinstimmung in der Gesamtanlage, der Bauweise der Häuser und  wohl auch 
der Datierung, die sich nur auf wenige Funde stützen kann. O l a f  O l s e n ,  
Trelleborg-problem er (Scandia 28, 1962, 92— 112, 3 Abb.), sieht in den Bauten 
Kasernen des dänischen Königs Svend Tveskaeg (985— 1014) fü r die Ü ber­
w interung seiner Truppen, mit denen er fast in jedem Ja h r  zur Tributeintre ibung 
nach England zog. Diese Erklärung paßt auch gut zu der nur kurzfristigen Be­
nutzung der Anlagen, wie sie der archäologische Befund verm uten läßt.

G. H.

Seit dem Beginn dieses Jahrhunderts  erscheint das große, bereits viele Bände 
umfassende Inventarwerk Sveriges runinskrifter. Einer der gegenwärtigen 
Herausgeber, S v e n  B. F. J a n s s o n ,  legt jetzt die vorwiegend auf das 
M aterial der bisher bearbeiteten Landschaften gestützte Zusammenfassung The 
Runes o f Sw eden  vor (Stockholm 1962, P. A. Norstedt & Söners Förlag. 168 S., 
2 Farbtfn., 1 Kt., 74 Abb.). Abgesehen von den vereinzelten, bis in das 3. Jh. 
zurückgehenden ältesten Runeninschriften und der bis weit in die Neuzeit 
reichenden Verwendung von Runen vorwiegend im handwerklichen oder länd­
lichen Bereich, standen als Quelle für die Darstellung fast ausschließlich die 
Runensteine des 11. Jhs., der späten Wikingerzeit also, zur Verfügung. Dem 
Verf. gelingt es, aus den wahrhaft lapidaren Nachrichten interessante Aussagen 
zu gewinnen, indem er die Inschriften nach verschiedenen Gesichtspunkten grup­
piert. So ergibt eine Zusammenstellung aller einzelnen Zeugnisse, die von Fahr-
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ten in den Osten berichten, ein anschauliches Bild von der Richtung und Aus­
dehnung dieser Züge; genannt werden das Baltikum, Finnland, Rußland, 
Griechenland, Byzanz und Serkland, womit das Chalifat gemeint sein dürfte. Bei 
den W estfahrten überwiegen natürlich die Verbindungen zu England, die durch 
den dänisch-englischen Staat im 11. Jh. besonders eng waren. H ier spielen auch 
die Nachrichten über die Eintreibung des Danegeldes eine Rolle. Neben der E r­
wähnung verschiedener Schlachten im Norden selbst spiegeln die Inschriften 
aber auch das friedliche Leben in Skandinavien wider: den H andel — hierher 
gehört auch die Nennung von (Kaufmanns-)Gilden — , die Regelung von Be­
sitzansprüchen, die nützlichen Werke wie z. B. den Bau von Straßen und vor 
allem von Brücken, von Hospizen sowie die Anlage von Thingplätzen. Zahlreich 
sind auch die Hinweise auf die Einführung des Christentums. — Nimmt man also 
die Einzelaussagen der Runeninschriften zusammen, so ergeben sie in ihrer gegen­
seitigen Ergänzung ein durchaus anschauliches Bild von der ausgehenden W i­
kingerzeit. G. H.

A r t h u r  N o r d e n  erblickt in zwei Inschriften der Zeit um 800 die ältesten 
„historischen“ Runennachrichten: „Sparlösa“ och „K älvesten“ vära äldsta historiska 
runinskrifter  (Fornvännen 56, 1961, 256—270, 1 Abb.). Es handelt sich nach 
Norden um zwei in ihrer Aussage in Beziehung zueinander stehende Steine aus 
Västergötland und östergötland, die bereits für eine so frühe Zeit von einem 
unglücklichen Wikingerzug in den Osten berichten. G. // .

Die Bände V und VI der M aterialy Zadiodnio-Pom orskie  (1959/60, gedruckt 
1960/61) bringen wiederum einige auch uns interessierende Beiträge zur Früh­
geschichte Pommerns. In mehreren Aufsätzen w ird  über neue Ausgrabungs­
ergebnisse aus W ollin berichtet, über Steingeräte (V, 1959, 219—248), eine 
romanische Bronzeschale aus einem Frauengrab des 11. Jhs. (V, 1959, 249—256), 
über Textilfunde (V, 1959, 257—276; es werden starke Zusammenhänge mit 
Birka festgestellt) und Lederwaren (VI, 1960, 159— 194). Ein frühm ittelalterlicher 
Miinzschatz aus Cammin  enthielt in einem Lederbeutel 67 ganze Münzen und 
70 Stücke deutscher Münzen des 11. Jhs., in der M ehrzahl W endenpfennige aus 
Sachsen ( R y s z a r d  K i e r s  n o w s k i ,  Skarb monet wczesno£redniowiecznych z 
Kamienia Pomorskiego, in: MatZachPom. V, 1959, 187—218). J e r z y  O l c z a k ,  
Ergebnisse der Spektralanalyse einiger frühm ittelalterlicher G lasfunde aus 
Pommern  (Wyniki analiz spektrograficznych niektorych wczesnosredniowiecznych 
zabvtkow szklanych z terenow Pomorza Zachodniego, in: MatZachPom. V, 1959, 
227—294), berichtet u. a., daß neben einheimischen auch auswärtige Glassorten (und 
zwar bei Rosenkranzperlen) festgestellt werden konnten. J a n  Z a k ,  Der früh - 
m ittelalterliche skandinavische Kamm in Pommern  (Wczesnosredniowieczny grze- 
bien skandynawski na Pomorzu Zachodnim, in: MatZachPom. V, 1959, 295—310), 
kommt zum Ergebnis, daß neben tatsächlich aus Skandinavien importierten 
Kämmen regelrechte Nachahmungen sowie stilistische Beeinflussung vom Norden 
festgestellt werden konnten. H. W .

Gewisse Rückschlüsse auf den vor- und frühgeschichtlichen H andel zieht 
E. T o n i s s o n  in seinem Aufsatz Die estnischen Schatzfunde des 9.— 13. Jhs. 
(estn., mit dt. Referat und einem Inventar, in: Muistsed kalmed je  aarded =  
Alte G räber und Schatzfunde II, Tallinn 1962, 182—274). Bemerkenswert ist die 
H äufung der Silberfunde in der Gegend des Aufkommens späterer Städte;
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das Vorkommen russisch beeinflußter karelischer Silbergegenstände in Estland 
im 12. und 13. Jh . wird durch den Korn- und Salzhandel der Esten erklärt, der 
später z .T . von Reval übernommen wurde. Das erste Auftreten der Deutschen 
spiegelt sich in rheinländischen Münzen und Bronzeschüsseln wider, gotländische 
Gegenstände finden sich in der Hauptsache auf ösel und bei Reval. P. ].

G e r h a r d  M e y e r ,  Zur Geschichte der Münzstätte Bardowick (HBNu. 16, 
1962, 237—249), sucht aus den spärlichen schriftlichen Quellen zur Münz- und 
Ortsgeschichte ein Gesamtbild zu gewinnen. Er geht aus von der Urkunde 
Ottos I. von 965 für das Michaeliskloster in Lüneburg, welche die Münze in 
Reichsbesitz zeigt; sie bleibt es offenbar bis ins 12. Jh. und gleitet dann, zunächst 
durch Usurpation, in welfischen Besitz über. H ier finden wir sie zur Zeit Heinrichs 
des Löwen. — Das Verbreitungsgebiet erstreckte sich um die Mitte des 11. Jhs. 
über den Ostseeraum, verengte sich dann aber immer mehr, im 12. Jh. bis auf 
den westelbischen Bereich. — Die Münzprägungen setzten sich nach des Verf. 
Ansicht auch nach der sogenannten Zerstörung Bardowicks von 1189 fort, wie 
auch die Stadt als Handelsstadt zunächst weiterzuleben versuchte, bis Lüneburgs 
Aufstieg dem ein Ende setzte. — Die Untersuchung wird erschwert durch den 
Umstand, daß, obwohl die Prägetätigkeit der Münzstätte Bardowick sicher be­
zeugt ist, es keine Gepräge mit der Aufschrift Bardowick gibt. Verf. bringt 
weitere Bestätigungen für die These, daß die Niedereibischen Agrippiner nach 
Bardowick gehören. C. H .

Es ist sehr erfreulich, daß in Mecklenburg die Publikation der Quellen zur 
Vor- und Frühgeschichte in Form der prähistorischen Inventare fortgesetzt wird. 
Nach der Bearbeitung des Bestandes an Funden und Überresten in der L and ­
schaft für den Kreis Neustrelitz (1958) brachte A d o l f  H o l l n a g e l  jetzt 
Die vor- und frühgeschichtlichen Denkmäler und Funde des Kreises N  eubranden- 
burg (Die vor- und frühgeschichtlichen Denkmäler und Funde im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik Bd. 2. Schwerin 1962, Petermänken-Verlag. 
88 S., 52 Tfn., 7 Ktn., 5 Abb.) heraus. Abgesehen von dem reinen Katalogteil 
(31— 88), der natürlich die Grundlage des Buches bildet, sei hier vor allem auf 
die Kapitel Slavenzeit und frühdeutsche Zeit der einleitenden Darstellung h in ­
gewiesen, in denen aus archäologischer Sicht insbesondere die Siedlungsgeschichte 
behandelt wird. Auch die ungelöste Frage nach der Lage der Tempelburg 
Rethra, dem Stammesheiligtum der im Neubrandenburger Raum ansässigen 
Redarier, findet eine gründliche Erörterung. G. / / .

Ein Grabungsschnitt auf dem „Fischmarkt“ in Berlin-Cölln von B r u n o  
K r ü g e r  (AusgrFu. 7, 1962, 137— 142, 3 Abb.) führte bis in die Frühzeit der 
Stadt, bis in die erste H älfte  des 13. Jhs., zurück. Gefunden wurde vor allem 
frühdeutsche Keramik, dagegen kein slavisches Material. Verf. sieht hierin die 
archäologische Bestätigung für die Annahme der nach 1225 erfolgten Gründung 
ohne Anlehnung an eine ältere slavische Siedlung. G. H .

Dagegen konnten für Perleberg mit H ilfe einer Ausgrabung am Großen 
M arkt ältere, vor der deutschen S tadtgründung von 1239 liegende Ansiedlungen 
aus der slavischen Zeit festgestellt werden: H i l d e  A r n d t  und A d o l f  
H o l l n a g e l ,  Ein Siedlungsprofil aus der Altstadt von Perleberg (AusgrFu. 7, 
1962, 193— 196, 2 Abb.). G. / / .

13 H Gbl. 81
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ZU R G E S C H IC H T E  DER E IN Z E L N E N  H A N SE ST Ä D T E  U N D  DER 
N IE D E R D E U TSC H E N  L A N D SC H A FT E N  

(Bearbeitet von Herbert Schwarzwälder, 
für Mittel- und Ostdeutschland von Hugo W eczerka)

S i e g f r i e d  E p p e r l e i n ,  Bündnisse zwischen Bauern und Bürgern in 
Nordwestdeutschland im  13. Jahrhundert (Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 
1962, Tl. I, 69—91), untersucht das Verhältnis der drei Kräfte: Adel, Bürger, 
Bauern an drei Einzelbeispielen, den Stedinger-Kreuzzügen von 1233/34, dem 
Rheinischen Städtebund und schließlich der Schlacht bei W orringen 1288. Das 
Verhältnis der Städte zur bäuerlichen Bevölkerung sicht er vornehmlich als von 
taktischen Gesichtspunkten, vor allem vom Verhältnis zum Stadtherrn, bestimmt 
an. Freilich sind alle drei Beispiele, so interessant sie sein mögen, doch wohl 
nicht symptomatisch für ihre Zeit. Zum Verlauf der Schlacht bei W orringen wäre 
J. F. Verbruggen, De Krijgskunst in W est-Europa in de Middeleeuwen, Brussel 
1954, heranzuziehen gewesen. C. H.

Ein unbekannter B rief W izlavs II. von Rügen  an den Rat der Stadt Lübeck 
ist nach dem letzten Kriege im Lübecker Archiv aufgetaucht. D i e t r i c h  K a u ­
s c h e  hat ihn nunmehr veröffentlicht und datiert: er fällt in die Zeit der U n ­
ruhen im norddeutschen Raum um die brandenburgischen Markgrafen, genauer 
in die Tage nach Abschluß des besonders gegen die Brandenburger gerichteten 
Landfriedensbündnisses verschiedener norddeutscher Fürsten und Städte vom
13. Juni 1283 (BaltStud. N. F. 48, 1961, 14— 16). H. W .

F r a n z  P e t r i  behandelt Nordwestdeutschland im W echselspiel der Politik 
Karls V. und Philipps des G roßm ütigen von Hessen (Zeitschr. d. Vereins f. hes­
sische Gesch. u. Landeskunde 71, 1960, 37—60). — U nter Nordwestdeutschland 
wird hier vor allem W estfalen verstanden; aber die Interessen Karls V. waren 
darüber hinaus auf Friesland und die Nordseeküste bis nach Dänemark gerichtet 
(Graf Johann von Oldenburg hatte ein Dienstverhältnis zu ihm, und Christian II. 
von Dänemark w ar sein Schwager). So expansiv Hessen auch war, seine terri­
torialen Interessen drangen nicht bis an die Küste vor, wohl aber die politischen 
Einflüsse im Gefolge der Reformation. Die Beziehungen zur Stadt Bremen waren 
besonders eng, während andererseits die Übernahme der weltlichen Gewalt im 
Erzstift Bremen durch Karl V. zur Debatte stand. Im Schmalkaldischen Krieg 
1547 stand eine Angliederung Bremens an Burgund auf dem Spiel; durch die 
Schlacht bei der Drakenburg wurde sie verhindert. H. Schw.

R H EIN L A N D . H e r m a n n  J a c o b s ,  St. Pantaleon und der Griechen- 
m arkt in Köln  (AnnNdrh. 164, 1962, 5—55), untersucht die vor der Römermauer 
auf einem Hügel gelegene ecclesia mit Hospital, die zuerst 866 als Lichtergut 
des Domes genannt wird. Jacobs meint, daß daraus erst zwischen 955 und 964 
ein Benediktiner-Kloster wurde. Mit St. Pantaleon — mit byzantinischem Patro­
zinium — wurde schon mehrfach der „Griechenmarkt“ (heute Straßenname) in 
Verbindung gebracht, der aber andererseits auch auf die Kaiserin Theophanu 
bezogen werden konnte. Der „Griechenmarkt“ ist zuerst im 12. Jh. als „Cricm ar“ 
und „Krichmarct“ (oder ähnlich) genannt, in latinisierter Form später als 
Grecum forum. Dazu gehört eine „Crigporta“, latinisiert Greca porta. Eine 
etymologische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, daß „C ricm ar“ (die



Zur Geschichte der Hansestädte und niederdeutschen Landschaften 195

älteste Form) von „cric“ und „m ar“, beides in der Bedeutung M orast oder 
Tümpel, abgeleitet ist, nicht aber von den Griechen, daß also der Griechenmarkt 
weder mit St. Pantaleon noch mit Theophanu irgend etwas zu tun hat. Das ist 
ein gutes Beispiel dafür, wie vorsichtig man mit Etymologien sein muß! — Es 
w ird dann wahrscheinlich gemacht, daß das Pantaleons-Patrozinium auf eine 
Reliquientranslation aus Burgund im Anfang des 9. Jhs. zurückgeht. H. Schw.

Bei dem schönen Buch von E d i t h  E n n e n ,  Geschichte der S tad t Bonn,
II. Teil (Bonn o. J . [Copyright 1962], Ferd. Dümmler. 272 S., 114 Abb., 2 S tad t­
pläne), der Fortsetzung des 1956 erschienenen Werkes von Josef Niessen, müssen 
wir uns mit einem Hinweis begnügen, da es nur das 17. und 18. Jh . behandelt. 
Besondere Abschnitte sind dem Verkehr (145 ff.) und dem Gewerbebürgertum 
(296 ff.) gewidmet. Genaue Tabellen geben Aufschluß über den zahlenmäßigen 
Anteil der verschiedenen Handwerke an der Bevölkerung. U nter den Kaufleuten 
fallen seit der 2. H älfte  des 17. Jhs. die vielen Italiener auf. C. H.

Die Kölner Diplomarbeit von H e r b e r t  M i l z ,  Das Kölner Großgewerbe 
von 1750 bis 1835 (Schriften zur Rhein.-Westfäl. Wirtschaftsgesch., NF der 
Veröff. d. Archivs f. Rhein.-Westfäl. Wirtschaftsgesch. Bd. 7, hrsg. v. Rhein.- 
Westfäl. Wirtschaftsarchiv. Köln 1962. 144 S., 12 Abb., Karten usw.), wurde 
noch von Ludwig Beutin betreut. Sie zeigt, wie in Köln die Interessen der Zünfte 
und kapitalistische Bestrebungen einander kreuzen: Verleger machen Z unft­
meister von sich abhängig, indem sie Rohstoffe besorgen und den Absatz ver­
mitteln; in zunftfreien Bereichen breiten sich Großunternehmen aus und unter­
graben die Zunftmonopole. Im Rat hatten zunächst die Zünfte bestimmenden 
Einfluß, aber die Kaufleute gewinnen nach und nach an Boden, so daß die 
Behinderungen durch die Obrigkeit abnehmen. Die merkantilistische Politik der 
umliegenden Territorien  bringt ohnehin Erschwerungen genug. Eine Zeit der 
Förderung ist dann die 20jährige Franzosenzeit (1794— 1813) — im Gegensatz 
zu mancher anderen alten Hansestadt: Die Beengung durch territorialen  M erkan­
tilismus wird abgebaut, die englische Konkurrenz ferngehalten, die Gewerbe­
freiheit fördert kapitalistische Unternehmungen. Nach 1813 bringen dann die 
billigen englischen W aren  eine große Krise, wie auch die preußische Verwaltung 
der rheinischen Wirtschaft gegenüber zunächst nicht gerade zuvorkommend ist. 
Auch nach 1834 hat das Kölner Großgewerbe mit der Konkurrenz anderer P ro­
duktionszentren im Zollvereinsgebiet schwer zu ringen. — Das zweite Kapitel 
bringt einen Überblick über die einzelnen Gewerbe unter starkem Einsatz sta­
tistischen Materials: Textilindustrie, Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, Metall- 
verarbeitungsgewerbe, Glas- und Keramikfabrikation, Herstellung von Kölnisch- 
Wasser, Gerberei, Seilerei, Leim- und Seifensiederei. W ir  stoßen auf Gewerbe, 
die handwerklich betrieben werden und solche, die kapitalistische und industrielle 
Züge tragen. Dazwischen stehen Verleger, die zünftige Meister für sich arbeiten 
lassen, vielleicht sogar selber Zunftmeister sind oder waren. — Das dritte Ka­
pitel beschäftigt sich mit dem Unternehmer und dem Arbeiter, also mit dem 
„persönlichen F ak to r“. Besondere Aufmerksamkeit wird dem 1797 gegründeten 
„H andelsvorstand“ (1802 „Handelskammer“) geschenkt. Das Bild des Arbeiters 
wird wohl nicht genügend differenziert, überhaupt auf wenigen Seiten erledigt.

H . Schw.

13 *
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W ESTFA LEN . Der Schiedsspruch von Maastricht in  deutscher Sprache wird 
von W o l f - H e r b e r t  D e u s  (SoesterZs. 74, 1961, 11—27) veröffentlicht. Er 
fand sich in einer Hs. der Jenaer Universitätsbibliothek. Bisher war dieser 
Schiedsspruch des Kardinals Johann  C arvaja l von San Angelo, der 1449 die 
Soester Fehde beendete, nur in lateinischer Fassung bekannt, die als Paralleltext 
von Deus mitgedruckt wurde. H . Schw.

Die von E m i l  D ö s s e i e r  herausgegebenen Süderländischen Geschichts­
quellen und Forschungen enthalten im III. Bande (1958) sehr vielseitige Beitrüge 
zur Geschichte der südlichen M ark vor 1806 (283 S.), die eine Fülle von Einzel­
daten zur Geschichte der westfälischen frühen Industriewirtschaft bieten, auch zur 
Ostwanderung und zum Besuch der großen Messen. Ein ausführliches Register 
erschließt die bunte Vielfalt der Regesten, die als Ergänzung zum Quellenwerk 
Alois Meisters (1909) dienen. P. J.

W o l f - H e r b e r t  D e u s  bringt (SoesterZs. 74, 1961, 30 ff.) einige Nach­
träge Zur Ikonographie des füg. Patroclus, des Patrons der berühmten Soester 
Stiftskirche (vgl. SoesterZs. 70, 1957, 39—75, und 73, 1960, 48—53; weitere 
Nachträge 76, 1962, 93—94). H. Schw.

Ein weiterer Aufsatz von D e u s  trägt den T ite l Henrich Melchior Schütte 
und das Soester Recht in W issenschaft und Politik  (SoesterZs. 76, 1962, 95— 103). 
Schüttes Dissertation von 1720 war das erste wissenschaftliche W erk  über das
Soester Recht und wirkte anregend auf die weitere Forschung H. Schw.

Als Ergänzung zu den vier Text- und Bildbänden „Soest in seinen Denk­
m älern“ und dem fünften Bande über die Kirchen der Soester Börde erschien 
nunmehr — ebenfalls von H u b e r t u s  S c h w a r t z  — Das Soester W appen­
buch. D ie W appen an den Denkmälern von Soest und der Börde (Soest 1962, 
Mocker & Jahn. 122 S.). Der schön ausgestattete Band enthält gegen 550 nach­
gezeichnete Bürger- und Adelswappen, dazu Blasonierungen und kurze H in­
weise auf Familiengeschichte und Quellen. P . / .

W i l l y  T i m m  bietet einen ersten zusammenfassenden Blick über die 
Geschichte der S tadt U nna  (Kleine Hellweg-Bücherei 4. U nna  1962. 104 S.) von 
den Anfängen des Ortes als karolingische „curtis“ bis zur gegenwärtigen Situa­
tion der Stadt am Rande des rheinisch-westfälischen Industriegebietes. Das 
Schwergewicht der Darstellung liegt naturgem äß auf der neueren Zeit, doch 
bleibt das Ganze, in umsichtiger Kombination politischer, wirtschafts-, sozial- und 
verfassungsgeschichtlicher Aspekte, von ausgewogenem Charakter. Für das Ka­
pitel „Unna und die H anse“ bietet der relativ knappe Gesamtüberblick nicht viel 
Raum; das spätmittelalterliche Wirtschaftsleben der S tad t wird nur flüchtig 
gestreift: die Beziehungen und W anderungen U nnaer Kaufleute in den Ost­
seeraum zwischen 13. und 15. Jh., bis Stockholm, Reval und Nowgorod, sind 
immerhin skizzenhaft angedeutet. H. Schmidt

Der Domdechant A rno ld  von Büren (gest. 1614) und seine Nachkom m en  heißt 
ein Aufsatz von G u s t a v  A d e r s  (Westfalen 40, 1962, 123— 132), der zu­
gleich ein Beitrag zur Verfassungsgeschichte der Zünfte in Münster sein will. 
Dem Enkel des Domdechanten wurde wegen seiner Abstammung von einem 
Geistlichen die Aufnahme in das Wandschneideramt versagt. Der sich daraus
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ergebende Prozeß wirft einiges Licht auf die Aufnahmebedingungen der Zünfte, 
die offenbar nicht mehr streng auf eheliche Abstammung achteten. Zudem ergibt 
sich — was aber keineswegs überrascht —, daß der Domdechant nicht zum Priester 
geweiht war und daher auch nie Messe las. Erstaunlich ist aber der Kinderreich­
tum münsterscher Präla ten  um 1600. H. Sc/iw.

Die Familienchronik des Johann W edem hove von 1610 ediert H e l m u t  
R i c h t e r i n g  (Westfalen 40, 1962, 133— 148). Die Wedemhove waren eine 
Wandschneiderfamilie in Münster. Johann schrieb die Chronik für seine Nach­
fahren aus einem gewissen Familienstolz heraus, und so wundert es uns nicht, 
daß  die Mitglieder der Sippe mit allerhand lobenden Beiworten bedacht werden: 
sie sind ehrlich und gottesfürchtig usw. — „feine Leute“. Mannigfache Beziehun­
gen verknüpfen die W edemhove mit der herrschenden Schicht in Münster. Johann  
bekennt sich jedoch zu einem schlichten Leben und lehnt die Hoffahrt der 
„neuen W elt“ ganz energisch ab. Das Detail hat lokale und genealogische 
Bedeutung. H . Schw.

Der Domschatz und das Dombaumuseum in Minden. Text und Beschreibung: 
P e t e r  L e o  und H a n s  G e l d e r b i o  m (Mindener Beiträge 9. M inden 1961, 
J. C. C. Bruns. 100 S., 36 Abb.). — Es handelt sich um den Katalog zweier 
Sammlungen: des Domschatzes und des Dombaumuseums. Die Beschreibung der 
einzelnen Gegenstände gibt in Kürze das Wesentliche; die Qualität der Bilder ist 
recht gut. Leider fehlt eine kurze historische und kunsthistorische Einführung, die 
vor allem die Aufgabe gehabt hätte, die gezeigten Stücke in einen größeren 
Rahmen einzuordnen. — Der Domschatz hat durch Bombenschaden schwer ge­
litten, enthält aber immer noch zahlreiche Kunstwerke hohen Ranges, darunter 
das Mindener Kreuz des 11. Jhs. und einige vorzügliche Reliquiare. Die meisten 
Arbeiten stammen aus Westfalen, einige aber auch aus Frankreich. Schwerpunkte 
sind das 11. und 13. Jh . — Das Dombaumuseum zeigt Bauteile der durch Bomben 
1944 und 1945 schwer beschädigten und nunmehr wiederhergestellten Kirche, 
Modelle, Zeichnungen, Photos, Grabfunde usw. H. Schw.

H e i n z  N e u m a n n  bringt den „Versuch einer umfassenden D arstellung“ 
über Das Boten- und Postwesen in M inden  (Mindener H eim atblätter 33, 1961, 
102— 109; 142— 150). W as über die ältere Zeit gesagt wird, ist Vermutung; die 
ersten dürren Nachrichten über Botenverkehr u. a. mit Hansestädten stammen 
aus dem 14. Jh. Die Organisation wird vom Verf. offenbar unterschätzt. Erst im
16. Jh. beginnen die Quellen reicher zu fließen. Bremer Boten auf dem W ege 
nach Speyer, die von Minden aus Briefschaften mitnahmen, werden mehrfach 
genannt. Im 17. Jh. hatte M inden selbst einen festbesoldcten Boten; zudem wurde 
die Stadt Station für verschiedene Fahr- und Reitposten, die vor allem in Rich­
tung Bremen, Osnabrück und W estfalen sowie an die Oberweser führten.

H. Schw.

In dem Aufsatz von J ü r g e n  S o e n k e ,  Vom Neckar zur W eser (Mindener 
Heim atblätter 33, 1961, 1 — 13), wird auf bisher wenig beachtete schwäbische E in ­
flüsse auf die Weser-Renaissance hingewiesen: Jö rg  Unkair, der an den Schlös­
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sern Neuhaus bei Paderborn, Sdielenburg bei Osnabrück, Stadthagen, Peters­
hagen und Detmold arbeitete, kam aus einem D orf bei Tübingen und war in 
seinen jungen Jahren  vermutlich in Bebenhausen und Tübingen tätig.

H. Schw.

Ebenfalls der Weser-Renaissance gewidmet ist ein Aufsatz von P e t e r  
M ü l l e r  über Die „Welschen Gewels“ (ebd. 121 — 139). Es handelt sich um den 
weit verbreiteten, halbrunden Giebelaufsatz, der sich zuerst in Oberitalien findet, 
dann aber nach Mittel- und N ordeuropa vordrang, wo sich in Sachsen-Thüringen 
und an der W eser (Minden, Stadthagen, Detmold, Bückeburg, Celle und auch 
Bremen) Schwerpunkte bildeten. Auch Jörg  U nkair (s. oben) verwandte den 
welschen Giebel; sogar in Mecklenburg, Holstein und Dänem ark findet er sich. 
Es werden vom Verf. a llerhand Kunstbeziehungen nachgewiesen und vermutet.

H. Schw.

N IEDERSA CH SEN /FRIESLAN D . B e r n h a r d  D i e s t e l k a m p  untersucht 
Die Städteprivilegien Herzog Ottos des Kindes, ersten Herzogs von Braun­
schweig und Lüneburg (1204— 1252) (Quellen u. Darstellungen z. Gesch. N ieder­
sachsens, Bd. 59. Hildesheim 1961, Lax. X  u. 267 S., 7 Kt.). Interpretiert 
werden, zunächst in einem diplomatischen Vergleich, dann in sorgfältigen 
Einzeluntersuchungen, 12 U rkunden für 9 Stadtgemeinden: für die Braun­
schweiger Hagenstadt (es handelt sich um das vieldiskutierte Hagenrecht, 
von D. im Prinzip als dem Niederländerrecht ähnelndes Neusiedlerrecht ver­
standen, das in wichtigen Bestimmungen in die Gründungszeit der Sied­
lung zurückreicht); A ltstadt Braunschweig; Braunschweig-Alte W iek; Göttingen 
(Ottos Urkunden gehören in den Zusammenhang seiner Auseinandersetzung 
mit der staufischen Partei); Osterode; Hannover (die enge Beziehung zum 
M indener Stadtrecht ist auf das W irken der G rafen von Roden-Lauenrode 
bei Entstehung der Stadt zurückzuführen); Lüneburg (daß Ähnlichkeiten mit dem 
älteren Bremer Recht und der Urkunde für Stade 1209 auf gemeinsame Privile­
gierung durch Heinrich d. Löwen zu beziehen seien, wird angezweifelt); Duder- 
stadt; Münden (Ottos Privileg bestätigt hier weitgehend Rechtsverleihungen der 
thüringischen Ludowinger). Überhaupt ist der „Rechtsbestand“ der ottonischen 
Privilegien größtenteils älter; Otto gründete nicht, sondern konnte nur mehr 
fördern. Im Gesamtergebnis sieht D. die „welfischen Stadtrechte des 12. und 
beginnenden 13. Jhs. . . .  stark von der fortgeschrittenen westeuropäischen Stadt­
rechtsentwicklung gepräg t“, was nicht eben sensationell anmutet; Heinrich der 
Löwe, dessen Städtepolitik flüchtig gestreift wird, habe „die expansiven Kräfte 
des Westens in seine Eroberungs- und Kolonisationspolitik eingespannt“. Viel­
leicht hätte die wirtschaftspolitische Situation und Funktion der Städte ausführ­
licher berücksichtigt und die Interpretation durch genauere Beachtung sozial­
geschichtlicher Gesichtspunkte angereichert werden können; über Zusammenhänge 
und Divergenzen ländlicher und städtischer Rechtsentwicklung hätte sich einiges 
mehr sagen lassen. Aufs Ganze gesehen eine in trockener Sorgfalt saubere Arbeit, 
weiterführend und wertvoll vor allem im jeweils ortsgeschichtlichen und darüber 
hinaus im landesgeschichtlichen Rahmen. H. Schmidt
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D er Inhalt der Göttinger Dissertation von G ü n t e r  G l a e s k e ,  Die Erz­
bischöfe von H am burg-Brem en als Reichsfürsten (937— 1258) (Quellen u. D a r ­
stell. zur Gesch. Nieders. Bd. 60. Hildesheim 1962, August Lax. 243 S.), berührt 
die Hanseforschung nur am Rande. Vor allem darf  alles das Interesse bean­
spruchen, was über die Missions- und Kirchenpolitik in Skandinavien und im 
Gebiet östlich der Elbe gesagt wird. Es wird manches gebracht, was die reichs­
fürstliche Stellung des Erzbischofs kaum berührt, wie sich die Arbeit denn auch 
trotz aller Dementis zu einer neuen Geschichte des Erzstifts weitet, wodurch 
Dehios altes W erk teils ersetzt, teils ergänzt und verbessert wird. Mays Regesten­
werk gibt überall das Gerüst; dazu wird die einschlägige L iteratur verarbeitet 
und alles in den größeren reichsgeschichtlichen Rahmen eingefügt. Dabei ergeben 
sich einige neue Aspekte, aber im großen und ganzen wird das bisherige Bild 
nicht wesentlich verändert. Über manches kann man anderer M einung sein; aber 
im ganzen ist es eine nützliche Arbeit, die eine ausgezeichnete und im allgemeinen 
auch zuverlässige Übersicht über die Geschichte des Erzstifts im frühen und 
hohen M ittelalter bietet, wenn auch manches Problem offengelassen werden 
muß, weil zu viele strittige Fragen berührt worden sind. H . Schw.

Die sorgfältige Arbeit von H e l g e  b e i  d e r  W i e d e n ,  Fürst Ernst G raf 
von  Holstein-Schaumburg und seine W irtschaftspolitik  (Schaumburg-Lippische 
Mitteilungen, 15. Heft. Bückeburg 1961. 211 S., 10 Abb.), malt uns das Bild eines 
landesväterlich sorgenden Fürsten in den ersten beiden Jahrzehnten des 17. Jhs., 
am Rande des Dreißigjährigen Krieges, in einem typischen deutschen Kleinstaat. 
H andel und Gewerbe des Staatsgebildes waren unbedeutend, der H andelsraum  
reichte etwa bis Bremen, Halberstadt, Kassel und Osnabrück. Als Ausfuhrgüter 
erscheinen Steinkohle und Obernkirchener Sandstein. Seinen Bedarf an Kunst­
gegenständen und Luxusgütern deckte der Fürst durch seinen auch sonst nicht 
unbekannten Faktor in Hamburg, Alexander della Rocha. C. H .

Beachtung verdient die Miszelle von H e l m u t  P l a t h  über Papillarlinien  
auf der Rückseite m ittelalterlicher Wachssiegel (Hannoversche Geschichtsblätter 
N F  16, 1962, H. 3/4, 264—271). Betrachtungsgrundlage bieten die beiden un ter­
schiedlichen Ausfertigungen des Privilegs Herzog Ottos des Kindes von Braun- 
schweig-Lüneburg für Hannover von 1241, von denen eine für eine Fälschung 
gehalten wird. In der Korroboration beider Fassungen werden Siegel Ottos und 
der Herzogin Mathilde angekündigt, aber es hängen an der einen U rkunde die 
Siegel Ottos und seines (einjährigen) Sohnes Johann, während an der anderen 
das Siegel Mathildes befestigt ist. Es wird mit einem Um hängen der Siegel ge­
rechnet, bei dem es sogar mehrere Möglichkeiten gibt. Durch die Fingerabdrücke 
auf der Rückseite der Siegel hat sich nun aber die jeweils anbringende Person 
verewigt. Eine Untersuchung des Landeskriminalamtes Niedersachsen ergab, daß 
die Abdrücke von verschiedenen Personen stammen, so daß das Um hängen nicht 
von einer Person durchgeführt sein dürfte. Eine interessante methodische Mög­
lichkeit für die Diplomatik! H . Schw.

E r i c h  v o n  L e h e  schreibt über Das W urster S ietland m it grauem  W a ll , 
S treitob jekt zwischen der H ansestadt Bremen und L and W ursten  (1575— 1606) 
(JbMorgenst. 43, 1962, 66—85). Der Prozeß vor dem Reichskammergericht (nicht 
vor dem Erzbischof!) wurde dadurch ausgelöst, daß der bremische A m tm ann von
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Bederkesa den W urster Marschbauern untersagte, auf der Geest, also im bre­
mischen Herrschaftsbereich, T orf  zu stechen und Heide zu mähen. Der Aufsatz 
bringt manches Detail des umständlichen Rechtsverfahrens. Die Grenzstreitig­
keiten werden in Verbindung gebracht mit dem Ansteigen der Preise für land­
wirtschaftliche Produkte im 16. Jh.: die Marschbauern drängten nach einer E r­
weiterung ihrer Ländereien. H . Schw.

Das Büchlein von C a r l - W i l h e l m  C l a s e n ,  Stader Silber; das Gold- 
sdimiedeamt zu Stade (Einzelschriften des Stader Geschichts- und Heimatvereins 
e. V. Bd. 15. Stade 1962, Selbstverlag des Stader Geschichts- und Heimatvereins. 
128 S., 73 Abb. und 3 Tafeln), erweist sich als ein sorgfältiges und fleißiges 
W erk  mit vorzüglicher Ausstattung. Das Stader Goldschmiedeamt blieb klein 
und überschaubar (jeweils vier bis fünf Meister; von 1412 bis zur Mitte des 
19. Jhs. zusammen 100). Seine Geschichte läßt sich mit guten Quellen belegen 
(man vermißt die Nachweisungen im Text) und kann daher exemplarischen W ert 
beanspruchen. Ausführlich wird die Organisation des Amtes geschildert, und 
man erfährt auch einiges über Preise, Beschau- und Meisterzeichen. Wichtigster 
Teil des Buches ist eine vollständige Liste der Meister und ihrer W erke von 
1412 bis 1870 (einige Zuschreibungen bleiben unsicher), sowie ein Abbildungs­
teil mit 73 schönen Photographien. Man erkennt, daß in Stade einzelne Spitzen­
erzeugnisse norddeutscher Goldschmiedekunst entstanden, daß aber im übrigen 
gutes Gebrauchssilber geschaffen wurde. Der Verlust an W erken in Kriegen, 
durch Brand und Not war sehr groß, und so haben sich nur noch etwa 230 A r­
beiten erhalten. — Die Handelsbeziehungen kommen etwas zu kurz. Offenbar 
ging es den Stader Meistern im allgemeinen nicht gut, da sie mit auswärtiger 
(vor allem Hamburger und Bremer) Konkurrenz zu kämpfen hatten. Der größte 
Teil der Arbeiten blieb wohl in Stade und seiner engeren Umgebung; im 17. Jh. 
gab es aber schwedische Auftraggeber, die Stader Silber für Geschenke (u. a. 
nach Rußland) in Auftrag gaben. H. Schw.

Der Aufsatz von M a r g a r e t e  S c h i n d l e r  über Die Stadt Buxtehude 
als Typ einer landesherrlichen Kleingründung (S tad jb . 1962, 45—55) ist die 
Kurzfassung einer Arbeit, die bereits (HGbll. 78, 198) angezeigt wurde.

H. Schw.

J o h a n n  S e g e l k e n  bemüht sich um Die Geschichte des Marktwesens in 
den früheren Herzogtümern Bremen und Verden (S tadjb . 1962, 143— 158). Die 
Bemerkungen über die ältere Zeit sind recht knapp und im einzelnen anfecht­
bar. So wird behauptet: „Selbst Bremens und Hamburgs Marktgeschichte reicht 
nicht so weit zurück wie die der alten Bischofsstadt an der A lle r“. Das M arkt­
recht in Verden sei 985 verliehen, das in Bremen und H am burg  1035. Ein Blick 
in die einschlägige Literatur zeigt aber, daß es ein H am burger Marktprivileg 
von 1035 nicht gibt und daß die Urkunde für Bremen aus diesem Jah r  zwar 
als Jahrm arktpriv ileg  etwas Besonderes ist, daß Bremen aber bereits 888 und 
965 Marktprivilegien erhielt. Auch die H am burger Marktgeschichte beginnt 888. 
Festeren Boden gewinnt Verf. erst im 17. Jh., als die Quellen reichlicher fließen. 
Das Zuständliche, Kulturgeschichtliche steht im V ordergrund. So wird über die 
M ärkte in Verden, Stade, Buxtehude und Heeslingen-Zeven vor allem aus den 
Akten referiert. Leider fehlt die wirtschaftsgeschichtliche Einordnung in einen 
größeren Zusammenhang. H. Schw.
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D i e t r i c h  K a u s c h e  berichtet über Die Heueindeichung der D ritten  M eile  
im  15. Jahrhundert (HambGHbll. 19, 1962, Nr. 3, 52—65). Es wird dargestellt, 
wie große Teile der Elbmarschen, die im 12./13. Jh. eingedeicht und besiedelt 
wurden, im 14./15. Jh. unter Deichbrüchen zu leiden hatten und wüst wurden. 
A m  Ende des 15. Jhs. erfolgte dann eine neue Eindeichung und Besiedlung, 
so daß erst jetzt der Zustand geschaffen wurde, der bis in unsere Zeit erkenn­
bar blieb. H . Schw.

Als Einführung für den französischen Leser gedacht, bietet der Aufsatz von 
C h a r l e s  H i g o u n e t ,  Lunebourg, capitale du sei au m oyen age (L’Infor- 
mation Historique 24, Paris 1962, 47—53), auf knappem Raum einen meisterlich 
geschriebenen Überblick über Lüneburg als Salzstadt im Mittelalter. H. wendet 
sich zunächst der Salzgewinnung (Salzproduktion, Eigentümer und U nternehm er 
der Salinen, Holzversorgung), dann dem Lüneburger M arkt und dem Salzhandel 
und schließlich dem Aufschwung der Stadt und der Krise im 15. Jh . zu. Zwei 
Karten dienen dem Uneingeweihten zur Orientierung, eine Bibliographie soll 
nähere Kenntnisse vermitteln. H. W .

K u r t K r o n e n b e r g  untersucht Die Gestalt der Stadt G andersheim  (Braun- 
schwjb. 43, 1962, 77— 101), eine verfassungstopographische Betrachtung, die auch 
für die allgemeine Stadtgeschichte nützlich ist. „Am Anfang der S tadt G anders­
he im “ soll die Gründung des Kanonissinnenstiftes 852 gestanden haben. Mit einer 
„S tad t“ hatte es noch gute Weile, zudem dürfte die Rolle des Stiftes für die 
Stadtw erdung doch wohl etwas überschätzt sein. Gandersheim wuchs aus mehreren 
Kernen zusammen, von denen jed er  seine eigene Rolle spielte: es handelt sich 
dabei um den befestigten Stiftsbezirk (Kronenberg weist die Einzelgebäude nach), 
den „W ik “ bei der St.-Georgs-Kirche (einen „Handelsplatz, an dem reisende 
Kaufleute zusammenkamen, um W aren  zu verkaufen oder zu tauschen“, über 
dessen topographische Beschaffenheit fast nichts bekannt ist), den M arkt (topo­
graphisch und rechtlich zum Stift gehörig, Kern der bürgerlichen Siedlung); die 
herzogliche Burg war Zutat des 13. Jhs., als die Entwicklung zu einem städtischen 
Gebilde offenbar bereits abgeschlossen war. Im Laufe des M ittelalters kamen 
neue Stadtteile hinzu: die N eustad t und der Hagen als Anhängsel der Burg 
sowie eine Ansiedlung im Süden. Alles hat kleinen Zuschnitt und bleibt daher 
überschaubar, wenn auch die Quellen dürftig sind. Die topographische Vielfalt 
ist ein getreues Abbild der komplexen Rechtsverhältnisse. H. Schw.

Die Schrift von W i l h e l m  J e s s e ,  Die M ünzen der Stadt Braunschweig 
von 1499 bis 1680 (Braunschweiger Werkstücke Bd. 27. Braunschweig 1962, 
Waisenhaus-Buchdruckerei und Verlag. 120 S., 302 Abb.), ist die Bearbeitung 
eines Manuskripts des 1939 verstorbenen Heinrich Buck und als zweiter Teil 
eines umfassenden Werkes über die Münzen der Stadt Braunschweig gedacht. 
F ü r  die einzelnen Prägeperioden werden knappe Einführungen über die E n t­
wicklung der Münze, den Einfluß von Münzordnungen und -Verträgen sowie 
über die Münzsorten gegeben. Die Stadt besaß die Münze seit der Mitte des 
14. Jhs. zunächst als Pfand, dann seit 1412 als Eigentum. Das entspricht einer 
Entwicklung, wie wir sie auch in anderen Hansestädten mit fürstlichen S tad t­
herren vielfach beobachten können. 1680 hörte die eigene Prägung auf, nachdem 
Braunschweig 1671 seine Freiheit verloren hatte. — Die vorliegende Arbeit setzt 
1499 ein, als die Groschenprägung begann. T aler wurden verhältn ism äßig  spät
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(1546) geprägt; die ersten Goldgulden entstanden 1622 nach dem Ende der 
Kipper- und W ipperjahre , 1638 folgten dann noch Golddukaten. Die Braun­
schweiger Münze zeigte sich für einige Nominale sehr produktiv, und der Münz­
gewinn w ar zeitweilig erheblich. Es kam allerdings auch zu einigen Krisen. — 
Wichtigster Teil des Buches ist das Verzeichnis der 302 in Braunschweig von 
1499 bis 1680 geprägten und bisher bekanntgewordenen städtischen Münzen. 
Die Stempelvarianten werden nicht besonders beschrieben; der Sammler von 
Braunschweig-Münzen mag das bedauern, nicht aber der Historiker. — Die 
Ausstattung des Werkes ist vorzüglich. H. Schw.

Die Untersuchung von G ü n t e r  M e i n h a r d t ,  M ünz- und Geldgeschichte 
der Stadt Göttingen von den Anfängen bis zur Gegenwart (Studien zur Ge­
schichte der Stadt Göttingen, hrsg. v. d. Stadt Göttingen, Band 2. Göttingen 
1961, Vandenhoeck & Ruprecht. 249 S.), basiert vor allen Dingen auf den Münz­
akten und der Prägestatistik. D a die Aktenbestände des Göttinger Stadtarchivs 
in den vergangenen Jahrhunderten  keine Verluste zu verzeichnen hatten, liegt 
ein vollständiges M aterial vor, das über die Prägung der G öttinger Münzstätte 
von 1392 bis 1664 fast lückenlos Auskunft zu erteilen vermag. Verständlich ist, 
daß das M itte lalter in der Studie nur einen recht bescheidenen Teil (26 S.) 
bildet, da ergiebigere Quellen erst für das Ende des 14. Jhs. vorliegen, aus 
jener Zeit, in welcher die Stadt den welfisdien Pierzögen das Münzrecht abge­
pachtet hat. — In Göttingen sind erst für das 13. Jh. Münzmeister nachweis­
bar, und erst zu diesem Zeitpunkt kann die Münze in T ätigkeit gewesen sein. 
Göttingen ha t vor 1428 ausgesprochen kleine Pfennige geprägt, w ährend andere 
münzberechtigte niedersächsische Städte, wie Goslar und Braunschweig, sehr viel 
größere schlugen. Die Meinung, daß Göttingen deshalb nach lübisdiem Fuß 
geprägt habe und daß dieser Münzfuß mit der Zugehörigkeit Göttingens zur 
Hanse Zusammenhänge, hält Verf. für nicht gerechtfertigt, da das Lübecker Geld 
zwar Göttingen erreichte, hier jedoch nicht umlaufsfähig w ar und nach Aussage 
der Kämmereiregister eingeschmolzen werden mußte. — Die einzelnen Epochen 
der Göttinger Münzgeschichte werden in den immer w iederkehrenden Abschnitten: 
Münzpolitik — Kampf gegen die Falschmünzer — Münzmeister — Münzprägung 
untersucht. Eine wichtige Zeitmarke stellt das J ah r  1428 dar. In diesem Jahr 
begannen Hildesheim und Göttingen mit der P rägung des sog. Körtlings, einer 
Münze größeren Nominals als der bis zu diesem Zeitpunkt geprägten. Gleich­
zeitig wird die Jahreszahl der P rägung auf den Münzen vermerkt: eine Neue­
rung, die von Göttingen aus überall nachgeahmt worden ist. — Methodisch 
wichtig ist die Schlußfolgerung, die Verf. im Kapitel über die Göttinger Münz­
funde erarbeitet hat. E r stellt fest, daß von den vielen H underttausenden von 
Münzen der Göttinger Münzstätte nur sehr wenige Exem plare wieder gefunden 
worden sind. Die Klage Göttingens, daß seine Münzen sofort nach der Ausgabe 
in fremde Schmelztiegel wanderten, ist aufgrund der fehlenden Münzfunde 
durchaus berechtigt. Andererseits zeigt sich daraus, daß M ünzfunde zwar das 
Bild abrunden, aber niemals die aus den Archivalien gewonnenen Erkenntnisse 
ersetzen können. N ur das erhaltene Schriftgut einer Münzstätte bietet sichere 
Grundlagen für numismatische Forschungen. — Die Untersuchung vermittelt in 
den weiteren Kapiteln dank der ausgezeichneten archivalischen Quellenlage ein 
fesselndes Bild der Entwicklung des Geld- und Münzwesens Göttingens in der 
Neuzeit bis in die jüngste Gegenwart. H.-G. Steffens
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H A N SESTÄ D TE . A h a s v e r  v. B r a n d t ,  Lübeck und die Anfänge der M o- 
numenta Germaniae Historica und die Gründung des Vereins f  ür Lübeckische Ge­
schichte (ZVLGA 42, 1962, 55— 78), macht deutlich, daß direkte Beziehungen zwi­
schen der G ründung der M G H  1819 und der Konstituierung eines „Ausschusses 
fü r  das Sammeln und Erhalten der Quellen und Denkmäler der Geschichte L ü­
becks“ bestanden. Es war Senator Hach, der vorschlug, es möge sich ein Verein 
bilden, der das Unternehmen der M G H  von Lübeck aus fördern solle. Zusagen 
kamen u. a. von Brehmer, Grauthoff, Pauli, Roeck und Sievers. Es finden sich aber 
auch manche Absagen und kritische Äußerungen zum damaligen P lan  der M GH. 
Aufschlußreich ist in mancher Beziehung die falsche Einschätzung der Lübecker 
Archivalien in jener Zeit. Senator Hach, 1820 zum korrespondierenden und 
Ehrenm itglied der M G H  ernannt, wurde dann 1821 der In it ia tor des „Aus­
schusses“ für Lübeckische Geschichte, der sozusagen auf lokaler Basis das gleiche 
leisten sollte wie die M G H  auf deutscher Ebene. Die M itglieder w aren zunächst 
die gleichen Personen, die 1819 aufgefordert worden waren, einen Verein zur 
Förderung der M G H  zu bilden. H . Schw.

Zwei kleinere Arbeiten, die zusammen eine vorzügliche erste Einführung in 
Organisation und Bedeutung der lübischen Rechtspflege aus der Feder der besten 
Sachkenner bieten, erschienen in einem Sonderheft zur E inw eihung des neuen  
Lübecker Gerichtshauses am 8. M ärz 1962 (Schleswig-Holsteinische Anzeigen, 
Justizm inisterialblatt für Schleswig-Holstein. Sondernummer, März 1962, S. 37— 
72): W i l h e l m  E b e l ,  Lübeck in der deutschen Rechtsgeschichte (40—47), be­
tont die Sonderstellung des lübischen Rechtes, das ganz auf Kaufmannsstädte 
zugeschnitten war, von der Rezeption kaum erfaß t wurde und bis in das moderne 
deutsche Handelsrecht hineingewirkt hat. Auch das hansische Recht w ar ja  weit­
gehend Lübecker Recht. — Die Stadt versuchte schon sehr früh, vom m itte la lter­
lichen System der Einholung von Rechtsbelehrungen bei der M utterstad t zu einem 
echten Instanzenzug — ohne Zwischeninstanzen in anderen Städten — zu ge­
langen und zugleich ihre Sprüche verbindlich zu machen. Die Verhandlungen 
fanden grundsätzlich in Lübeck statt; es gab keine schriftliche Appellation. — 
A h a s v e r  v. B r a n d t  steuert einen Überblick über Ä ltere  Lübecker Gerichts­
stä tten  (47—55) bei, der zugleich eine kurzgefaßte Geschichte der Lübecker 
Gerichtsorganisation von den Anfängen bis zur Gegenwart darstellt. C. H.

H a n s - D i e t r i c h  K a h l  bietet eine Untersuchung, betitelt Der Ortsname 
Lübeck (ZVLGA 42, 1962, 79— 114). Angeknüpft w ird  an die gründliche Arbeit 
von Ohnesorge von 1909, der die älteste Form Liubice von altslaw. ljubu-lieb- 
(lich) ableitete (als Attribut der Örtlichkeit). Kahl gibt eine Übersicht über 
andere Deutungen (von Brückner, Wäschke, Steller usw.) und bestätigt Liubice 
(Lautw ert c =  z) nach eingehender Untersuchung als älteste Namensform, leitet 
sie aber von einem slawischen Personennamen auf Liub- (in der Bedeutung 
„lieb“, etwa Liubomir) ab. H. Schw.

Ein Reisepaß fü r  W allfahrer 1442 A p ril 8 w ird  in einer Miszelle von 
W o l f - H e r b e r t  D e u s  behandelt (SoesterZs. 76, 1962, 16— 17). Er wurde 
von einem Lübecker Domherrn für zwei Kaufleute ausgestellt, die nach Errettung 
bei einem Raubüberfall W allfahrten  unternahmen. H. Schw.

G e r h a r d  H a f s t r ö m ,  Gustav Vasa i Lübeck (Livrustkammaren IX : 2, 
Stockholm 1961, 37—52), untersucht kurz die Quellen über G ustav Vasas A uf­
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enthalt in Lübeck und stellt große Übereinstimmung untereinander fest. Die 
Frage der in Lübeck verwahrten angeblichen Leibröcke Gustavs wird auch auf­
geworfen; seine wirklichen alten Bauernkleider seien bis 1705 in Lübeck nach­
weisbar, vor 1735 tauchten dann aber dafür die heutigen Röcke auf. H. W .

Beiträge zur H erkunft und zur zeitgenössischen Beurteilung des Lübecker 
Bürgermeisters Jürgen W ullenwever bietet H e i n r i c h  W u l l e n w e v e r  
(ZVHG 48, 1962, 77— 101). Immer noch schwankt das U rteil über Wullenwever; 
es wird oft bestimmt durch den Zusammenbruch seiner Politik und fällt dann 
negativ aus. Dabei sind Vergleiche m it Demagogen aller Zeiten nicht gerade 
selten. Dagegen aber wehrt sich der Verf. als (angeblicher) Nachkomme des 
Bürgermeisters besonders energisch. E r versucht, den C harakter des umstrittenen 
Mannes dadurch zu erhellen, daß er seine Abstammung untersucht — ein U nter­
fangen, das für eine Genealogie nützlich sein mag, für eine Charakteristik aber 
doch nur geringen W ert hat. D ann werden einige Charakterzüge Wullenwevers 
dargestellt; vor allem wird versucht, manche leichtfertigen Unternehmungen 
Lübecks in Wullenwevers Bürgermeisterzeit auf andere (bes. M arx Meyer) ab­
zuwälzen und W ullenwever selbst als aufrechten Pflichtmenschen zu schildern, 
wogegen die Opponenten seiner Politik scharf verurteilt werden. M an merkt 
leider allzusehr, daß Verf. Partei ist. Neue Quellen, die eine feste Grundlage 
bieten könnten, werden nicht ins Feld geführt. Am Schluß findet sich die Ahnen­
liste der Wullenwevers. H. Schw.

E l i s a b e t h  H a r d e r  setzt den Abdruck ihrer H am burger Dissertation 
(bei P. Johansen) über den Seehandel zwischen Lübeck und R ußland im  17J
18. Jh . (ZVLGA 42, 1962, 5—63) fort (vgl. HGbll. 80, 167). Je tz t werden Um­
fang und W ert des Seehandels sowie Lübecks Stellung im russischen Außen­
handel untersucht. Es zeigt sich, daß die Schiffe auf der Rüdefahrt von Rußland 
im allgemeinen stärker ausgelastet waren und daß an ihrer Ladung im allge­
meinen 10—20 Firmen beteiligt waren (Ausgleich des Risikos). In den Jahres­
umsätzen einiger Firmen der 2. H älfte  des 18. Jhs. ist bemerkenswert, daß 
die Eingänge aus Rußland wesentlich höher waren als die Ausgänge. Die kon­
junkturellen Schwankungen waren erheblich: die Zeit vor dem Nordischen Krieg 
brachte eine Hausse, der Krieg selbst einen Tiefpunkt; nach dem Nystader
Frieden gab es wieder einen Anstieg, der im 7-jährigen Krieg eine über­
ragende Höhe erreichte (bes. die Einfuhr). Kriege wirkten also sowohl för­
dernd als auch hemmend auf den H andel; Kriege im Ostseegebiet wirkten 
immer negativ. Aber es gab noch andere Faktoren, die auf den H andel ein­
wirkten; sie werden im einzelnen mit Umsicht analysiert. In  guten Zeiten war 
der Anteil der russischen Einfuhr an der Gesamteinfuhr in Lübeck etwa 20% , 
in schlechten Zeiten sank er auf 1 % . Seit 1748 betrug er etwa 2 5 % , war also 
recht erheblich. Im russischen H andel stieg im ganzen gesehen seit Peter dem 
Großen der Import stärker als der Export — ein Zeichen für den erhöhten 
Konsumbedarf Rußlands an europäischen W aren. Das schlug sich auch im 
Lübecker Rußlandhandel nieder. Der Anteil der Lübecker am russischen Export 
schwankte — wenn man vom Tiefstand im Nordischen Krieg absieht — zwischen 
7 ,3 %  (1651/60) und 1 ,8%  (1771—80). Beim Import w ar der Anteil noch ge­
ringer. Die Engländer waren im 18. Jh. für Rußland die wichtigsten H andels­
partner. H. Schw.



Zur Geschichte der Hansestädte und niederdeutschen Landschaften 205

T o r v a l d  H ö j e r  berichtet über Charles d e l Villers Versuch , „Princeps 
scnatus“ in Lübeck zu werden  (ZVLGA 42, 1962, 120— 124). De Villers war 
royalistischer Emigrant, fand  Zugang zum deutschen Geistesleben und hielt sich 
einige Jah re  bei den Roddes in Lübeck auf. Mehrfach setzte er sich für die 
Hansestädte ein, hatte engen Kontakt mit Bernadotte und schlug offenbar vor, 
Lübeck in eine A rt Fürstentum umzuwandeln, wobei er selbst als Princeps 
senatus an der Spitze stehen wollte. H . Schw.

Ein Vortrag von P e t e r  W i e k  über Hamburgs Bürger und ihre Kirchen 
(ZV HG  48, 1962, 41—56) behandelt die vier Pfarrkirchen St. Petri, St. Nikolai, 
St. Katharinen und St. Jakobi. Die anderen kirchlichen Institutionen, zu denen 
die Bürger auch z. T. recht enge Bindungen hatten, werden aus d e r  Betrachtung 
ausgeschlossen. — Die H am burger Pfarrverhältnisse fügen sich in die allge­
meine Entwicklung ein: am A nfang steht der Dom als U rpfarre  eines Sprengels, 
der über den Stadtbereich weit hinausging. Im 12. Jh. übernahm eine eng an 
den Dom gebundene Kirche (St. Petri) den Pfarrdienst. Die H am burger N eu­
stadt erhielt 1188 eine besondere Kirche (St. Nikolai) mit sdiauenburgischem 
Patronat, aber bürgerlicher M itverwaltung; sie wurde 1195 Eigenkirche des Doms. 
St. Katharinen und St. Jakobi entstanden bei Stadterweiterungen, wohl im R ah­
men bürgerlicher Initiative, aber unter W ahrung  der Pfarrechte des Dom­
kapitels. Bürgerliche Anteilnahme an der Verwaltung des Kirchenvermögens 
(durch iurati ecclesie) ist seit der 2. Hälfte des 13. Jhs. nachweisbar. P farr-  
wahlrecht hatten die Gemeinden nicht. Zum Schluß finden sich Betrachtungen 
über eine Soziologie der Kirchspiele und über die Kirchenbauten, auf die das 
Bürgertum starken Einfluß ausübte. W iek sieht hier nicht so sehr Einflüsse aus 
dem wendischen Quartier der Hanse als vielmehr aus dem niedersächsischen 
Raum — parallel zu sonstigen Beziehungen der Stadt. H. Schw.

G e r h a r d  A h r e n s  gibt eine nützliche Zusammenstellung über Das Boten- 
wesen der H am burger Kaufm annschaft (1517— 1821) (Archiv für deutsche Post­
geschichte 1962, 1. Heft, 28—42, zahlr. Abb.). Das bis ins 13. Jh . zurückreichende 
Botenwesen erreichte offenbar seinen Höhepunkt in der 2. H älfte  des 16. Jhs., 
m it regelmäßig verkehrenden, nach festen Tarifen  arbeitenden Boten nach A n t­
werpen, Amsterdam, Lüneburg, Emden, Köln, Lübeck, Danzig und Kopenhagen. 
Die Verbindung mit Frankfurt am Main, Nürnberg und H annover, 1620 mit 
Stockholm, 1649 mit Berlin wurde jeweils von diesen Städten, nicht von H am ­
burg aus hergestellt. Um die Mitte des 17. Jhs. wurden die H am burger Boten 
in einer Postmeisterei zusammengefaßt. Um diese Zeit begann auch bereits die 
starke Konkurrenz auswärtiger Postanstalten, insbesondere der T h u rn  und 
Taxisschen Post. Die Verstaatlichung des Ham burger Postwesens erfolgte 1821.

C. H.

L u d w i g  L a h a i n e  schreibt über Berend Jacobsen Carpfanger  (ZV H G  48, 
1962, 57— 75), den berühmten Kapitän H am burger Kriegsschiffe. 1622 als Sohn 
eines Schiffers geboren, war auch er zunächst Seemann, wirkte aber zudem als 
angesehener Bürger in der Deputation zur Erbauung der Michaeliskirche, im 
Admiralitätskollegium, in der Konvoi-Deputation und wurde seit 1674 als Kom­
m andant des Kriegsschiffes „Leopoldus Prim us“ für den Geleitschutz nach Spa­
nien, Grönland und Archangelsk eingesetzt. 1683 fand er beim Brand des
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„W appen von H am burg“ vor Cadiz den Tod. Der Aufsatz enthält mandies 
Detail über das komplizierte Ham burger Geleitwesen. Leider fehlen vielfach 
die Quellen- und Literaturhinweise; das Verzeichnis am Schluß ist dafür kein 
vollgültiger Ersatz. H. Schw.

Der kurze nachgelassene Aufsatz von H e i n r i c h  R e i n e k e ,  Syndicus 
Vincent Garmers, ein hamburgischer Politiker des Barock (HambGHbll. 19, 
1962, Nr. 3, 49—52), ist eine erweiterte Fassung des Artikels in der NDB. 
Garmers war auf zahlreichen wichtigen Missionen für H am burg  unterwegs und 
tat vor allem viel für die Selbständigkeit der Stadt. Er beteiligte sich führend 
an den Reaktivierungsversuchen der Hanse (in Verbindung mit den oberdeut­
schen Städten, den Generalstaaten und der Schweiz) — eine Sache, die schließ­
lich im Sande verlief. Er war ein Meister politischen Lavierens, vor allem gegen 
die Dänen, die Hamburgs Freiheit bedrohten. 1659— 1677 w ar Garmers in 
Diensten der Stadt, dann kamen Sturz, Elend und ein T od  in Vergessenheit.

H. Schw.

E u g e n  W i r t h  untersucht Hamburgs W ochenmärkte seit dem  Ende des
18. Jhs. (ZVHG 48, 1962, 1—39). An den Anfang stellt er eine Schematisierung 
der Bedarfsdeckung für die städtische Wirtschaft bis ins 18. Jh., die eine Ver­
einfachung darstellt, welche manchen Erscheinungen der städtischen Wirtschaft 
nicht gerecht wird. Die Schilderung der Ham burger Wochenmarktverhältnisse 
ist etwas verwirrend und nicht immer durch Quellennachweise belegt. An­
fangs gab es zahlreiche Straßen und Plätze, auf denen W ochenmärkte abge­
halten wurden; außerdem zogen Karrenhändler in den Straßen umher. Das 
W arensortiment w ar recht vielseitig, zeigte aber eine deutliche Tendenz zur 
Verengung auf rohe Naturerzeugnisse. Im Laufe des 19. Jhs. reduzierte sich 
die Zahl der Wochenmärkte, bis schließlich am Ende des Jhs. die Konzentration 
auf einen „G roßm ark t“ auf dem Hopfenmarkt und M eßberg (seit 1911 auf dem 
Deichtor) vollendet war. Dort deckte sich nicht mehr der Verbraucher, sondern 
der Zwischenhändler ein, der dann im Laden oder vom Karren seine W are 
verkaufte. Den Karrenhändlern war es verboten, ihren Karren an einer be­
stimmten Stelle zu postieren; er mußte stets in Bewegung sein. Erst die Zeit 
nach dem 1. W eltkrieg  brachte eine W iederbelebung der kleinen Wochenmärkte 
(vor allem mit Karrenhandel). Fraglich erscheint aber doch, ob die Wochen­
märkte mit Verkauf an den Verbraucher jemals ganz verschwanden; auch der 
Verf. spricht gelegentlich (etwa S. 23 für 1910) von „Ballungszentren, die fast 
den Charakter kleiner Karrenmärkte ha tten“. — Der letzte Teil der Arbeit 
gibt einen Überblick über die Wochenmärkte nach dem 2. W eltkrieg, die seit 
der W ährungsreform  eine kräftige W iederbelebung erfahren haben. — W irth  
behandelt nicht nur die Wochenmärkte Hamburgs, sondern auch die in Berge­
dorf, Harburg, W andsbek und Altona. H. Schw.

Eine amüsante und zugleich lehrreiche Lektüre ist P e r c y  E r n s t  
S c h r a m m :  H am burger Biedermeier; m it 122 Karikaturen eines D ilettanten  
aus den Jahren 1840/50 (Hamburg 1962, Hoffmann und Campe. 132 S.). Als 
Grundstock des Büchleins dienen die Karikaturen des Notars Dr. Eduard 
Schramm, der auf zeichnerischem Gebiete doch wohl etwas mehr als „durch­
schnittlich begabt“ war. Die Skizzen fangen mehr vom C harakter der Menschen
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ein als so manche steife Daguerreotypic jener Zeit. Um die Bilder rankt sich 
nun  der unterhaltsame Text P. E. Schramms: der Lebenslauf des N otar- 
Karikaturisten, die Lebensform des Ham burger Biedermeier, die städtische W ir t ­
schaft mit ihren weltweiten Beziehungen und dann das W irken der Menschen: 
der Diplomaten, Postbeamten, Bürgermilitärs, Pastoren, Professoren und Lehrer, 
der Senatoren, Syndiker und Oberalten, der Juristen, Ärzte und Kaufleute, der 
Beaus und Originale, der Literaten und Theaterleute — ein bunter Reigen! 
Auch die Vergnügungen, der Reitsport und die behäbigen H elden von 1848/49 
werden mit spitzer Feder aufgespießt — vom einen Schramm in Skizzen, vom 
ändern  im Text. Immer werden Personen und Begebenheiten in den institutio­
nellen und „hierarchischen“ Rahmen eingefügt, Anekdoten und zeitgenössische 
Berichte eingestreut. H. Schw.

Geist und Gesellschaft, Geschichte und Gegenwart Hamburgs aus den Quellen 
sichtbar zu machen, ein lebendiges Bild der S tadt und ihrer Um gebung gestern 
und heute nach Augenzeugenberichten zu zeichnen, unternimmt das hübsche 
Büchlein von H e l m u t h  T h o m s e n ,  H am burg  (München o .J . ,  1962, Prestel. 
326 S., zahlr. Abb.). Kurze Abschnitte, selten länger als eine Drudeseite, werden, 
nach Sachgebieten locker zusammengefügt, dargeboten. Den Löwenanteil stellen 
Reiseberichte aus dem reisefreudigen 18. und dem 19. Jh. Aber auch Schrift­
steller und Künstler der Gegenwart kommen mit oft impressionistisch hinge­
tupften  Schilderungen zu Worte. Ein Buch zum Schmunzeln, das aber am Schluß 
doch ein lebendiges Bild vom W erden und vom Sein Hamburgs hinterläßt.

C. H.

K a r l  H.  S c h w e b e l  schreibt über Johann S?nidt als Förderer der va ter­
ländischen Studien  (Bremjb. 48, 1962, 25—97). Die Aktivität des Bremer Bürger­
meisters wird vor dem zeitbedingten geschichtsphilosophischen H in terg rund  ge­
sehen, der durch Aufklärung und Romantik bestimmt war. Sie w ar aber auch 
beeinflußt durch das politische Geschehen jener Zeit. — Smidt w ar seit 1819 
außerordentliches und Ehrenmitglied der Gesellschaft für ältere deutsche G e­
schichtskunde und unterstützte Sartorius’ Bemühungen um eine Sammlung der 
Quellen zur Hansegeschichte seit 1820. Sartorius erhielt in G öttingen mehrfach 
Bremer Archivalien, kam aber auch selbst nach Bremen. Darüber b ringt Schwebel 
manches Detail. Smidt erkannte die große Bedeutung des Archivars für die G e­
schichtsforschung, verlangte von ihm kritischen Blick, gute Sprachkenntnisse und 
vielseitige Bildung. Mehrfach machte Smidt sich Gedanken über ein Bremisches 
Urkundenbuch und hatte dabei schon Ehmck als Bearbeiter im Auge. Immer 
wieder taucht bei ihm auch der Plan eines lokalen Geschichtsvereins auf. Bei 
Lebzeiten des Bürgermeisters kam es jedoch zu keiner Verwirklichung.

H. Schw.

O t t o  K n e c h t e i ,  Das älteste B rem en , Seehafen oder Brückenort? Ein 
Beitrag zur Entstehungsgeschichte Bremens (Bremen 1962, Heinrich Döll und Co., 
51 S., 1 Abb., 1 Karte). — Um es vorweg zu sagen: den Stein der Weisen 
hat auch Knechtei nicht gefunden; er hat nur eine neue zu vielen anderen 
Hypothesen beigesteuert. Er stellt fest (und das soll wohl eine Rüge sein): 
„Die meisten Historiker haben sich bislang für die Vorgeschichte Bremens mit 
reinen Annahm en begnügt“. Das ist auch bei Knechtei nicht anders; aber er
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merkt es offenbar nicht. Er meint, Bremen habe sich von Anfang an als H afen­
ort entwickelt — eine Möglichkeit, die von den Forschern bisher „noch nicht 
ernsthaft erwogen worden sein“ soll. Das ist nun allerdings ein Irrtum, denn 
immer wieder wurde eine Hafenfunktion für das frühe Bremen ohne weiteres 
angenommen; ebenso aber betonte man freilich auch, daß in diesem Ort eine 
Fähre für Fernstraßen war, und gerade das bestreitet Knechtei ohne ausreichende 
Gründe. — Methodisch ist in der Arbeit manches nicht in Ordnung; vor allem 
werden immer wieder Zustände der neueren Zeit um Jahrhunderte  zurück­
projiziert. — Ausführlich kann über diese Dinge hier nicht verhandelt werden; 
soviel steht jedoch fest: das letzte W o rt  über die Anfänge Bremens ist noch 
nicht gesprochen. H. Schw.

Das mit Aufnahmen von H a n s  S a e b e n s  reich bebilderte Buch von S i e g -  
f r i e d F l i e d n e r  und W e r n e r  K l o o s ,  Bremer Kirchen (hrsg. v. C h r i s t e l  
M a t t h i a s  S c h r ö d e r .  Bremen o .J .  [Copyright 1961], Heye & Co. 180 S., 
70 Abb.), stellt keine wissenschaftlichen Ansprüche. U nd  doch faßt es wohl 
zum ersten Male die Geschichte der bremischen Kirchen zusammen. Ständig 
wird dabei der kunstgeschichtliche Aspekt mit dem Blick auf die allgemein­
geschichtlichen Zusammenhänge verbunden: bremisches Freiheitsstreben, Ver­
bindungen mit Westfalen, Beziehungen zu Prag, werden in ihrer Bedeutung 
und ihren Folgen für das künstlerische Bild der Stadt hervorgehoben. Zwei 
Drittel des Buches sind den mittelalterlichen Kirchen gewidmet, dem Dom, den 
alten Pfarrkirchen und den Kirchen der Bettelorden. Grundrisse und G rundriß ­
rekonstruktionen ergänzen Text und Abbildungen in willkommener Weise.

C. H.

Die Bremer Chronik von Rynesberch, Scheue und H em eling  soll in der Reihe 
der Deutschen Städtechroniken herausgegeben werden. Über die Vorarbeiten 
und mannigfachen Schicksale des für die Edition vorgesehenen Textes berichtet 
H e r m a n n  M e i n e r t ,  der Herausgeber (Bremjb. 48, 1962, 132— 138). Nach­
dem die Bemühungen um sein 1945 in der Tschechoslowakei verschollenes 
Manuskript lange vergebens gewesen waren, wurde es 1961 dem Eigentümer 
zurückgegeben, wodurch ein völliger Neubeginn vermieden werden konnte.

H. Schw.

Von hohem Interesse für die Rechts-, Verfassungs-, Wirtschafts- und Sozial­
geschichte Bremens ist H e r b e r t  S c h w a r z w ä l d e r s  Untersuchung über die 
Geschichte der Bremer Bürgerweide (Bremjb. 48, 1962, 139—202). Verf. nimmt 
an, daß schon das alte Dorf Bremen eine Bürgerweide besessen habe. Besonders 
eingehend behandelt er die Bürgerweideurkunde von 1159 und das Verhältnis 
des Stadtherrn zur Stadt in Bezug auf die Bürgerweide. Interessant ist es, zu 
erfahren, daß die demokratische Bewegung von 1530/32 an einen Streit um 
die Bürgerweide anknüpfte. C. H.

Bremer Beziehungen zu Rostock im  13. Jh. untersucht H i l d e g a r d T h i e r -  
f e l d e r  (Bremjb. 48, 1962, 203—219). Die V erbindung Bremen-Rostock wird 
nur aus dem „Herkunftsnamen“ „von Brem en“ erschlossen, der seit 1257 bei 
Rostocker Ratsherren auftaucht und seither bei Angehörigen aller Stände vor­
kommt. Es kann jedoch in keinem Falle nachgewiesen werden, daß sie Be-
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Ziehungen zu Bremen hatten, ja, man wird auch nicht ohne weiteres annehmen 
dürfen, daß jeder Rostocker mit dem Namen „von Bremen“ wirklich aus der 
S tadt Bremen stammte (vgl. zu anderen Deutungen: E. Grohne, Bremer, die 
keine „Bremer“ sind, in: H eim at u. Volkstum 1956, 3—31). H. Schw.

K a r l  H.  S c h w e b e l  gibt eine Darstellung über Bremens kirchliche Ver­
sorgung im  Spiegel der konfessiojiellen und theologischen Richtungskäm pfe  
1522—1922 (Hospitium Ecclesiae 3, 1961, 9—40). Die Verhältnisse waren seit 
der Reformation sehr kompliziert, vor allem, nachdem sich die S tad t der refor­
mierten Richtung angeschlossen hatte: der Dom, zunächst katholisch, wurde und 
blieb dann unter erzbischöflicher, schwedischer und hannoverscher Herrschaft 
lutherisch. Als er 1803 städtisch wurde, diente er als Pfarrkirche fü r die vielen 
Lutheraner in der Stadt, während die anderen Kirchen reformierte Lokalsprengel 
versorgten. Die Reibereien, die sich aus diesem Zustand ergaben, füllten einen 
großen Teil des kirchlichen Lebens im 19. Jh. Die Politik des Senats ging dahin, 
durch lutherische Predigerstellen an den reformierten Kirchen der großen Dom ­
gemeinde Abbruch zu tun. Zu einer Konfessionsvereinigung kam es trotz eifriger 
Bemühung einflußreicher Kreise nur in einigen unbedeutenden Gemeinden. Am 
Ende des Jhs. verlagerten sich die Gegensätze auf den Streit von Konservativen 
und Liberalen. W eiterh in  erfahren wir durch Schwebel Einzelheiten über die E nt­
wicklung der Kirchspieleinteilung, die durch den Bau neuer Kirchen und Filiation 
recht verschiedener A rt stets im Fluß war, und über die innere Verfassung der 
Gemeinden. H. Schw.

F r i e d r i c h  P r ü s e r  beschreibt Eine bisher unbekannte Ansicht der Stadt 
Bremen aus dem  Jahre 1632 (Bremjb. 48, 1962, V II—VIII). Sie stammt vom 
Hessen-Butzbacher H ofm aler Valentin W agner, der seinen H errn , den L an d ­
grafen Philipp III., 1632 auf dessen Brautfahrt nach Aurich begleitete und dabei 
Bremen berührte. Die Skizze fand sich in einem Album, das in der W iener 
Albertina verwahrt wird. Die Darstellung ist etwas flüchtig (und ungenau), aber 
doch ganz stimmungsvoll, vor allem durch das im Vordergrund dargestellte
Fürstengeleit. H . Schw.

Das hübsche Buch von F r i t z  P e t e r s ,  Freimarkt in B rem en , Geschichte 
eines Jahrm arkts (Bremen 1962, Carl Schünemann, 183 S., 48 Abb.), bietet einen 
bunten Strauß ergötzlicher Einzelheiten — das Ergebnis eines jahrzehntelangen 
Sammlerfleißes. Die rechtliche und wirtschaftliche Problematik des 1035 von 
Konrad II. privilegierten Bremer Jahrm arkts  wird zwar anhand der bisherigen 
Forschungsergebnisse behandelt, steht aber nicht im Mittelpunkt. Die Stärke 
liegt in der D arstellung des Amüsierbetriebes, wie er seit dem A nfang  des
19. Jhs. in zunehmendem Maße das Bild des Freimarkts bestimmte. Die Z irkus­
unternehmen, die Artisten, Zauberkünstler und Wachsfigurenkabinette, die 
Karussels, Flimmerkisten und Kasperletheater ziehen in fröhlichem Reigen vor­
über. W ir  erfahren, daß einiges davon ins M ittelalter zurückreicht, als der 
W arenverkauf auf dem Freim arkt dominierte. Es wird freilich in diesem Z u­
sammenhang klar, wie wenig wir über den alten Marktbetrieb wissen, weil er 
in der schriftlichen Überlieferung keinen Niederschlag gefunden ha t;  vor dem
17. Jh. ist alles nur zufälliges Fragment. Eine Erscheinung mit bedeutsamem 
wirtschaftsgeschichtlichem H intergrund wird angeschnitten: die A bnahm e des 
Verkaufsgeschäfts und die Zunahme des Vergnügungsbetriebes im A nfang  des

14 H Gbl. 81
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19. Jhs. Das dürfte mit der steigenden Bedeutung der Ladengeschäfte sowie mit 
dem Anwachsen m ittlerer und kleiner Gewerbezentren in der Umgebung Bremens 
Zusammenhängen. — Das Buch von Peters ist „die erste ausführliche Mono­
graphie eines Jah rm ark ts“ — ein gutes Stück Kulturgeschichte und Volkskunde.

H. Schw.

Über Johann Georg Kohl und die Baltischen Lande; die „Wiederaufseglung“ 
Livlands durch einen Bremer der Biedermeierzeit schreibt A r v e d  F r e i h e r r  
v o n  T a u b e  (Bremjb. 48, 1962, 261—318). Der Aufsatz spürt dem Leben 
Kohls, des beliebten Reiseschriftstellers und späteren Leiters der Bremer Stadt­
bibliothek, in Kurland, Livland und St. Petersburg nach (1830). M an erfährt 
manches liebenswürdige Detail über die baltische Adelsgesellschaft jener Zeit.

H. Schw.

R o l f  E n g e l s i n g :  Ein Reisebericht von 1842. Brem en im  U rteil eines 
Anhängers des „Jungen Deutschlands“ (Bremjb. 48, 1962, 375—401). Es handelt 
sich um einen anonymen Aufsatz in der oppositionellen „Rheinischen Zeitung“, 
die u. a. von Karl M arx redigiert wurde. Man erfährt h ier in einem Journa­
listenstil, der an Heine erinnert, allerhand über das Leben und Treiben in 
Bremen. Bei aller Subjektivität des Urteils trifft doch manche kritische Bemer­
kung ins Schwarze. H. Schw.

SC H L E SW IG -H O L ST E IN . N i s  R. N i s s e n ,  Mölln. Festung an der Salz- 
straße (Sonderheft Zeitschrift des Heimatbund- und Geschichtsvereins Herzogtum 
Lauenburg. Ratzeburg 1961. 107 S., 11 Abb., 7 Tafeln, 1 Karte), gibt eine instruk­
tive Geschichte der M öllner Stadtbefestigung vom 13. bis 19. Jh . — Mölln, an der 
„Salzstraße“ von Lübeck nach dem Süden gelegen, 1359— 1683 lübischer Pfandbe­
sitz, w ar für die H ansestadt von großer, Straßen sichernder Bedeutung; Lübeck 
baute denn auch im 15. u. 16. Jh. die Möllner Stadtbefestigung intensiv aus. N. 
zeichnet die Entwicklung der Befestigungsgeschichte Möllns nach, beschreibt — ein 
wertvoller Beitrag zur Stadttopographie — die einzelnen Festungswerke, kann äl­
tere Stadtpläne und -ansichten neu bewerten, ergänzt seine Arbeit durch den Ab­
druck dreier aufschlußreicher Artillerieverzeichnisse von 1486, 1505 und 1623, hätte 
vielleicht Bezüge zur allgemeinen Fortifikationsgeschichte schärfer im Blick haben 
können, bleibt aber jedenfalls mit seiner sachlich gut fundierten  Monographie 
belehrend über den Rahmen der Möllner Lokalgeschichte hinaus. H. Schmidt

Reich mit Bildern, Plänen und anderem Anschauungsmaterial ausgestattet, 
erschien die Geschichte der Stadt Itzehoe von R u d o l f  I r m i s c h  (Itzehoe 1960, 
Selbstverlag der Stadt Itzehoe. 555 S., 188 Bilder, 2 Stadtpläne). Das Buch 
wendet sich an den heimatkundlich interessierten Laien; es soll daher vor allem 
den Ablauf der Stadtgeschichte (von der Urgeschichte bis 1959) anschaulich und 
lebendig schildern. Dies ist dem Verf., der als Stadtarchivar Quellen und Lite­
ra tur genau kennt, im wesentlichen gut gelungen. W eniger als die Hälfte 
(181 S.) ist dem von der Urzeit bis zum Jah r  1814 reichenden Zeitraum, der 
übrige Teil ist dem 19. und 20. Jh. gewidmet. Die neuen Grabungsergebnisse 
zur Lage der Esesfeld-Burg, die man jetzt außerhalb der mittelalterlichen Stadt 
mit großer Wahrscheinlichkeit lokalisiert hat, sind gewissenhaft eingearbeitet. 
Allerdings stellt Verf. die Kontinuität zwischen der karolingischen Burg und 
der späteren Siedlung in der Itzehoer Altstadt recht gewaltsam und ohne zu-
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reichenden Quellenbeweis her (43), um das 1150jährige Bestehen des Ortes nicht 
in Frage stellen zu müssen. In der folgenden, R. Hansens Geschichte der Stadt 
(1910) verpflichteten Darstellung des mittelalterlichen und neuzeitlichen Itzehoe 
kommen seine Eigenart als Kaufmannsstadt, seine politische Geschichte, die stets 
im größeren Rahmen gesehen wird, die Entstehung der Ratsverfassung, das 
Zunftwesen, die innerstädtischen Auseinandersetzungen, die Bedeutung des Klo­
sters für die Stadt und die eigenartige A ufteilung des Stadtgebiets in vier Ju ris ­
diktionen zu ihrem Recht. Gut herausgearbeitet ist Itzehoes Lage an zwei wich­
tigen Handelswegen: an dem von Jü tlan d  nach W edel führenden Ochsenweg 
und an der Stör als Verkehrsader ins Landinnere. Infolge seiner Lage konnte 
sich Itzehoe einerseits in den Viehgroßhandel einschalten, andererseits dank 
seines Stapelrechts zum wichtigen Umschlagplatz für den Seehandel M ittel- und 
Nordostholsteins werden: eine im Osten bis nach Lübeck reichende H andels­
route berührte die Stadt. Trotz wirtschaftlicher Initiative während des 18. Jhs. 
(Schiffbau, G rönlandfahrt zum W alfang) sank Itzehoes Bedeutung als wichtiger 
P latz  des holsteinischen W esthandcls gegen Ende des Jhs. Auch das Stapel­
recht ließ sich nicht mehr verteidigen. Das 19. Jh. brachte mit der Ansiedlung 
wichtiger Industriebetriebe einen neuen Aufschwung. I.s Darstellung wäre über­
sichtlicher und geschlossener geworden, hätte er über Kultur-, Wirtschafts- und 
Verfassungsgeschichte in besonderen Kapiteln zusammenhängend berichtet, statt 
alles M aterial in die chronologische Erzählung einzubauen. Doch wird dieser 
M angel durch ein ausführliches Register weitgehend ausgeglichen. Es gehört zu­
sammen mit Zeittafeln, Ratsherrenverzeichnis, Liste der Itzehoer Äbtissinnen und 
Quellennachweis zu dem 66 Seiten umfassenden Anhang, der dieses so außer­
ordentlich stoffreiche Buch abschließt. — Die kleine von der Stadt herausgegebene 
„Festschrift zur 1150-Jahrfeiet der Stadt Itzehoe 810— 1960“ erhebt keine wissen­
schaftlichen Ansprüche. / •  Asch

E m i l  W a s c h  i n  s k i  möchte die Frage beantworten: Seit wann ist Rends­
burg S tadt? (ZGesSHG 87, 1962, 71—89). E r versucht nachzuweisen, daß es 
das schon vor 1253 (in diesem Jahre  zum ersten Mal civitas genannt) war. In 
der Terminologie (civitas, oppidum), der Topographie, der Verfassung (1280 
consules), der Münzprägung, der Siegelführung, der Privilegierung werden 
städtische Merkmale gesucht und gefunden, wobei jedoch die Quellen oft nach 
Wunsch ausgelegt werden. H. Schw.

H e d w i g  S i e v e r t ,  Kiel einst und je tzt — Die A ltstadt (MittKiel 52, 
Kiel 1963, W alter  G. Mühlau. 100 S., 113 Abb.). — Es handelt sich um einen
Bildband, der A lt und Neu nebeneinanderstellt, ein Gedanke, der j a  nach den
Veränderungen durch die Bomben des 2. W eltkrieges nahelag und im allge­
meinen gut gelungen ist. H. Schw.

Bei dem Beitrag von W o l f g a n g  L a u r ,  Eine Domburg in Alt-Schleswig? 
(Beiträge zur Schleswiger Stadtgeschichte 6, 1961, 37—54), handelt es sich vor 
allem um eine Auseinandersetzung mit einer Theorie Erich Keysers, der eine 
solche Domburg in Schleswig — also abseits vom Handelsplatz H a ithabu  — 
bereits im 10. Jh. angenommen hatte, wogegen L aur die M einung vertrit t , daß 
das Bistum sich anfangs in Haithabu installierte und dann im 11. Jh . mit einer 
Verlegung des Ortes ins heutige Schleswig umzog. Es wird vor allem auf die 
anderen dänischen Bistümer hingewiesen, die alle in bereits bestehenden H andels­

14*



2 1 2 Hansische Umschau

platzen angelegt wurden, so daß auch in Schleswig eine abgesonderte Domburg, 
für die es im übrigen keine archäologischen Anhaltspunkte gibt, unwahrschein­
lich sei. Es spricht manches für Laur, wenn auch keine Sicherheit zu erlangen ist.

H . Schw.
W i l h e l m  K o p p e  gibt eine kurze Mitteilung über Zwei alte Urkunden 

zur Schleswiger Handels ge schichte (ebd. 67—68). Untersucht werden zwei Lü­
becker Niederstadtbuch-Eintragungen von 1339 und 1345, die sich auf Geschäfts­
verbindungen zwischen dem Lübecker Ratsherrn Bertrammus Heideby und dem 
vornehmen Schleswiger Bürger Nicolaus de Sleswik beziehen. H . Schw.

H a n s  F r i e d r i c h  S c h ü t t  untersucht Die St.-Knuds-Gilde zu Flensburg 
(ZGesSHG 87, 1962, 57— 70), deren Statuten sowohl in der deutschen wie in 
der skandinavischen Forschung mehrfach ausgewertet wurden. Schütts Vorstel­
lung geht dahin, daß die Gilde vom Niederrhein, aus Friesland und Flandern 
in Schleswig importiert wurde, eine Behauptung, die wohl kaum bewiesen w er­
den kann. In der Schleswiger Knuds-Gilde sollen bis zur 2. Hälfte des 12. Jhs. 
nicht-dänische Elemente überwogen haben, dann aber soll sie die Gilde der 
dänischen G otlandfahrer gewesen sein und als solche unter dem Schutz der 
Dänenkönige gestanden haben. Als Konkurrenzunternehmen der Hanse wirkte 
sie bei Städtegründungen mit. So soll sie auch — veranlaßt durch Knud VI. — 
Flensburg gegründet haben. Das bleibt aber alles nur Vermutung, ebenso wie 
das Verhältnis zwischen Gilde und Gemeinde. Abwegig ist der Vergleich mit 
Nürnberg, da es im nordeuropäischen Bereich genügend Städte gibt, in denen 
der Stadtherr großen Einfluß hatte. Am Schluß ist von der Topographie Flens­
burgs die Rede. Überall werden Vermutungen als Tatsachen hingestellt, was 
den sachlichen W ert des Aufsatzes erheblich mindert. H. Schw.

M IT T E L - U N D  O STD EU TSC H LA N D . Siedlung und Verfassung der Sla­
wen zwischen Elbe, Saale und Oder. In Verbindung mit H erbert Jankuhn, W alter 
Schlesinger und Ernst Schwarz hrsg. von H e r b e r t  L u d a t  (Gießen 1960, W il­
helm Schmitz. 226 S., 18 Kt.). — Neben den Fachtagungen allgemeiner A rt mit 
einem großen Teilnehmerkreis haben sich seit den letzten Jahrzehnten auch reine 
Arbeitstagungen mit begrenzter Themenstellung und einer auf die Spezialisten 
beschränkten Teilnehmerzahl eingeführt. Auf diesen Zusammenkünften können 
die Diskussionen eine größere Bedeutung erlangen, vor allem, wenn Vertreter be­
nachbarter Diziplinen von ihrem Standpunkt aus und mit ihren Methoden ein ge­
meinsames Them a abhandeln. — Der anzuzeigende Sammelband geht auf eine 
T agung  zurück, die 1957 in Göttingen stattfand und eine Anzahl von Prähistori­
kern, Germanisten, Slawisten, Geographen, Verfassungs-, Rechts- und Siedlungs­
historikern vereinte. Die meisten der in Göttingen gehaltenen Vorträge werden 
nun, zum Teil überarbeitet und erweitert, vorgelegt. Einige sind an anderer 
Stelle gedruckt, so daß nicht alle Disziplinen zu jedem  Teilgebiet (Siedlungs­
raum der Sorben, Liutizen und Abodriten) zu W orte  kommen, wie es auf der 
Tagung der Fall war. Geographisch umfaßt dieser Siedlungsraum das gesamte 
slawisch besiedelte Gebiet zwischen Elbe, Saale, Oder, Ostsee und Erzgebirge. 
Vielfach werden aber zum Vergleich die Verhältnisse anderer west- und ost­
slawischer Stämme (z. B. in Böhmen, Polen, Rußland) herangezogen. — Das 
sorbische Gebiet behandeln von archäologischer Seite W e r n e r  C o b l e n z  
(1 — 14, für das ehemalige Land Sachsen) und P a u l  G r i m m  (15—26, für Teile
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der ehemaligen Provinz Sachsen), wobei insbesondere die Fragen der slawischen 
Befestigungen nach A lter und Typologie sowie die Beziehungen zwischen den 
slawischen „civitates“ und den deutschen Städten erörtert werden. Als Siedlungs­
historiker äußert sich in einem umfassenden Überblick für das gleiche Stammes­
gebiet H e r b e r t  H e l b i g  (27—64), während der Bereich der Oberlausitz 
durch K a r l h e i n z  B l a s c h k e  (65— 73) eine zusätzliche Behandlung erfährt. 
Beide kommen, im Gegensatz zu bestimmten neueren, einseitigen Darstellungen, 
übereinstimmend zu dem Ergebnis, daß Sorben und Deutsche generationenlang 
friedlich nebeneinander gelebt haben müssen und daß sorbische Siedler in die 
Kolonisation einbezogen worden sind und gerodet haben. Auch aus der von 
W a l t e r  S c h l e s i n g e r  (75— 102) vorgenommenen Untersuchung der V er­
fassung der Sorben ergibt sich, daß die breite Masse der bäuerlichen Bevölke­
rung in der Zeit der deutschen Herrschaft nicht verknechtet gewesen ist, w äh­
rend die obersten Führungsschichten aus vordeutscher Zeit, die „reges“ und 
„duces“, spurlos verschwunden sind und möglicherweise vernichtet wurden. Bei 
den übrigen sozialen Schichten seien besonders die Bemerkungen über die De- 
ditzen hervorgehoben, eine nur in der Nieder- und Oberlausitz bezeugte Gruppe 
von unfreien Zeidlern und Fischern, die offenbar auf sehr alte Verfassungs­
formen zurückgeht. Später siedeln sich Angehörige dieser Schicht in den wenigen 
Nicderlausitzer Kietzen an, woraus sich die unfreie A rt dieser „S täd te“ im 
Gegensatz zu den Städten deutschen Rechts erschließen läßt. Doch lassen sich 
in Torgau und bei der Burg Zwenkau Märkte nachweisen, die in die slawische 
Zeit zurückzureichen scheinen, während im übrigen die Burgen die M ittelpunkte 
der Stammesgebiete wie ihrer Unterbezirke gebildet haben. Es ergibt sich, daß 
trotz mancher ausgeprägter Verschiedenheiten sich die Verfassung der Sorben 
von der eines germanischen Stammes nicht grundlegend unterscheidet. W ie 
M a n f r e d  H e l l m a n n  (103— 113) zeigt, hebt sich auch die liutizische V er­
fassung, etwa hinsichtlich der zeitweilig bei ihr stärker hervortretenden ge­
nossenschaftlichen Elemente, nicht von Einrichtungen der Germ anen ab, ist aber 
auch nicht im Vergleich zu anderen slawischen Stammesverfassungen einmalig. 
A n  die Stelle eines zunächst herrschenden Oberkönigtums tri t t  eine Volksver­
samm lung bei der Tem pelburg Rethra. Die Priesterschaft bei dieser Burg w ar 
politisch einflußreich, hat aber ebensowenig wie später diejenige bei der Tem pel­
burg  Arkona Herrschaft ausgeübt. Für den Kreis Herzogtum Lauenburg be­
handelt W o l f g a n g  P r a n g e  (115— 123) die Epochen der slawischen Sied­
lung, worüber inzwischen seine eingehende Darstellung erschienen ist (vgl. HGbll. 
80, 171 f.). Bemerkenswert ist seine Feststellung, daß die wendischen Doppeldörfer 
nicht auf ursprünglich slawischem Siedlungsraum liegen, sondern erst zur Koloni­
sationszeit entstanden. Es dürfte sich lohnen, auch in anderen Stammesbereichen 
die Doppeldörfer erneut zu untersuchen und sie mit den Ergebnissen Pranges zu 
vergleichen. Auch in dem von ihm untersuchten Gebiet gibt es also einen slawi­
schen Anteil an der deutschen Kolonisation, wie ihn ebenso F r a n z  E n g e l  (125 
— 140) in dem von ihm bearbeiteten nordmecklenburgischen Raum W ism ar-G ü- 
strow-Rostodk, dem Grenzgebiet zwischen Abodriten und Liutizen, feststellt, wo 
sogar slawische Lokatoren nachweisbar sind. Die von Engel rekonstruierten sla­
wischen Siedlungsräume, die durchaus nicht als reines Offenland anzusehen sind, 
werden von ihm mit den bekannten Landschaftsnamen in V erbindung gebracht. 
Den umfangreichsten Beitrag steuert W o l f g a n g  H.  F r i t z e  (141—219) bei
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über „Probleme der abodritischen Stammes- und Reichsverfassung und ihrer Ent­
wicklung vom Stammesstaat zum Herrschaftsstaat“. U n te r  eingehender, z. T. 
noch in Exkursen fortgeführter Kommentierung der wichtigsten Quellen, insbe­
sondere Thietmars, Helmolds und Adams von Bremen, behandelt er die verfas­
sungsmäßige Stellung und die Genealogie der abodritischen Fürsten sowie das 
Verhältnis zwischen Stammesbereich und Herrschaftsbereich, Teilstamm und Ge­
samtverband, Teilfürst und Gesamtherrscher. Suburbiale M arktorte  lassen sich 
auch hier nachweisen. Zu den bedeutendsten dieser Orte (Mecklenburg, Oldenburg 
und Ratzeburg), die mit ihren Burgen zugleich M ittelpunkte der drei Teilstamm­
gebiete waren, tra t das zwischen diesen Gebieten gelegene Altlübeck, das der 
Fürst Heinrich zu seiner Residenz erwählte und wirtschaftlich förderte. Eine 
Gliederung des Stammesgebietes in Burgbezirke läß t sich, wie bei den anderen 
Stämmen, nachweisen. Fritze geht wie Schlesinger den sozial herausgehobenen 
Schichten und der Frage nach ihrem Verbleib nach und w idm et den frühmecklen­
burgischen Castellanen einen der fünf Exkurse. H e r b e r t j a n k u h n  (211—226) 
faßt die in den einzelnen Beiträgen behandelten Probleme und die Ergebnisse 
der Untersuchungen noch einmal klar zusammen. Die A usführungen der Sied­
lungshistoriker (Coblenz, Helbig, Blaschke, Prange, Engel) werden in z. T. 
äußerst instruktiven Karten erläutert. Der auch äußerlich ansprechende Band 
repräsentiert so Forschungsergebnisse berufener V ertre ter verschiedener Diszi­
plinen, die in gemeinsamen Bemühungen und wechselseitiger Anregung das 
weite Gebiet der westslawischen Siedlungs- und Verfassungsgeschichte aufge­
hellt haben. H. Schieckel

B r u n o  K r ü g e r ,  Die Kietzsiedlungen im nördlichen Mitteleuropa. Bei­
träge der Archäologie zu ihrer Altersbestimmung und W esensdeutung  (Dt. A ka­
demie der Wiss. zu Berlin, Schriften der Sektion für V or- und Frühgeschichte, 
Bd. 11. Berlin 1962, Akademie-Verlag. 208 S., 4 Taf., 3 Faltkarten , 39 Pläne), 
wendet sich, gestützt auf eindeutiges Fundmaterial, gegen die allgemein ver­
breitete These vom vordeutschen A lter der Kietze. Er kann nachweisen, daß 
es sich überwiegend um Anlagen handelt, die mit einer deutschen Burg, einer 
H ofanlage oder einer geistlichen Curie in Zusammenhang gebracht werden kön­
nen; die ältesten Funde zeigen Scherben deutscher Keramik. Es scheinen Dienst­
siedlungen kleiner Leute (nicht nur von Slawen) gewesen zu sein, denen be­
sondere Funktionen, z. B. Fischerei, Bienenzucht, Arbeit am H of oder in der 
Mühle usw., zugewiesen worden waren. Jedenfalls besteht in keinem Falle 
(nach Ansicht des Verf.s) Verbindung zu den „Suburbien“ der slawischen und 
deutschen Frühzeit. Ein sehr eingehender Katalog der Kietzsiedlungen mit 190 
Nummern beschließt den Band. — Leider w ar es Kr. nicht möglich, die im 
heutigen polnischen Gebiet gelegenen Kietze zu bearbeiten, er ha t auch darauf 
verzichtet, die westlichsten Kietze jenseits der Elbe zu untersuchen, weil er 
sie für unecht hält; ebenso unterließ er es, die „Kautze“ im Sächsischen und 
die „W ieken“ im Mecklenburgischen hinzuzuziehen. U n te r  diesen Umständen 
wird man seine Forschungen nur als Teilergebnis werten können. Es bleibt im 
übrigen rätselhaft, warum — wenn es sich um von Deutschen angelegte Sied­
lungen handelte  — ein slawischer Name als terminus technicus gewählt wurde; 
dieser terminus setzt doch das Vorhandensein eines slawischen Ansatzes voraus. 
Kr. scheint sogar zu glauben, daß es sich bei den Kietzen, weil sie im wesent­
lichen nur im Herrschaftsbereich der Askanier Vorkommen, um auf dem Ver-
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ordnungswege geschaffene Hilfssiedlungen handeln könne (135) — eine ausge­
sprochen unhistorische Argumentation. M an wird also, trotz einiger sehr über­
zeugender Teilergebnisse des Verf., immer noch zu den Arbeiten von Herbert 
L udat zurückgreifen müssen, wenn die ganze Frage überschaut und gelöst w er­
den soll. P. J.

Das kleine Büchlein von R u d i  O g r i s s e k ,  Dorf und Flur in der Deutschen 
Demokratischen Republik (Leipzig 1961, VEB Verlag Enzyklopädie. 142 S., 
44 Abb.), führt knapp und sachlich über Fakten informierend und auch auf 
methodische Fragen eingehend in sechs Kapiteln (Ur- und frühgeschichtliche 
Siedlungsweise; Grundzüge der Siedlungsentwicklung im Früh- und Hochmittel­
alter; Die mittelalterliche Wüstungsperiode; Dorf und Flur unter dem Einfluß 
der Gutsherrschaft; Die demokratische Bodenreform; Das sozialistische D orf und 
seine Flur) durch die Siedlungsgeschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart. 
Die Wechselwirkung von Stadtentwicklung und ländlicher Siedlung w ird  a llen t­
halben mit verfolgt. Verf. erweist sich als ein guter Kenner der M aterie und 
der gesamten deutschsprachigen älteren und neueren Literatur. Besonders reich 
an Tatsachen und Daten, die wohl nicht jedem  geläufig sind, sind die letzten 
Kapitel. Eine Anzahl gut ausgewählter Karten und Pläne sowie ein Kapitel 
„H undert siedlungskundliche Begriffe“ ergänzt das Büchlein. C. H.

M a n f r e d  H a m a n n ,  Das staatliche W erden Mecklenburgs (M itteldeut­
sche Forschungen, hrsg. v. Reinhold Olesch, W alter  Schlesinger, Ludwig Erich 
Schmitt, 24. Köln/Graz 1962, Böhlau. 197 S., 2 Tfn.), faßt in umsichtiger Weise 
die bisherige Forschung über die mecklenburgische Verfassungs- und Verwal­
tungsgeschichte in einer an modernen Forschungstendenzen orientierten, klar ge­
gliederten und gut geschriebenen Gesamtdarstellung zusammen. Die m itte la lter­
lichen Entwicklungen werden skizziert, die der Neuzeit seit dem 16. Jh . bis 
1945 — die Ausbildung des „Ständestaates“, die Zentralverw altungen in Schwe­
rin  und Strelitz, die Lokal- und Kommunalverwaltung, die Justizverwaltung — 
breiter gezeichnet. Ein allgemeineres Interesse über den landesgeschichtlichen 
Bereich hinaus gewinnt das Buch vor allem mit der Darstellung des eigenartigen, 
im Landesgrundgesetzlichen Erbvergleich von 1755 rechtlich fixierten, vom 
„Normalschema“ territorialstaatlicher Entwicklung der Neuzeit abweichenden 
Verhältnis  von Landesherrschaft und Ständen. H. Schmidt

Von den während des 2. Weltkrieges nach Teterow in den Tresor der dor­
tigen Stadtsparkasse ausgelagerten und verloren geglaubten wertvollen Archi­
valien der Stadt W ismar ist das sogen. Privilegienbuch, ein im 2. Viertel des
14. Jhs. angelegtes Diplomatarium, wieder aufgefunden und dem Stadtarchiv 
zurückgegeben worden. Es hatte  die Nachkriegszeit unter den Dachsparren einer 
a lten  Stallscheune überdauert. Das Buch enthält die Abschriften einer größeren 
Anzahl der ältesten, beim Rathausbrand von 1350 verlorengegangenen Urkunden 
der Stadt und des Heil.-Geist-Hospitals. Es überliefert u. a. für Stadt und 
H ospital bedeutungsvolle Rechtsverleihungen und Besitzbestätigungen von den 
ersten Jah ren  nach der Stadtrechtsverleihung (1226) bis 1343. Die Rechtsgültig­
keit der Abschriften hatte Herzog Albrecht von Mecklenburg der Stadt im 
Februar 1351 auf den ersten Seiten des Diplomatars bestätigt und ihm sein 
prachtvolles, mit Rücksiegel versehenes großes Siegel angehängt.

H. Cordshagen
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R u d o l f  K l e i m i n g e r ,  Das H eiligengeisthospital von W ism ar in sieben 
Jahrhunderten . Ein Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte der S ta d t, ihrer H öfe und  
D örfer (Abh. zur Handels- und Sozialgeschichte, hrsg. im A uftrag des Hans. 
Geschichtsvereins, Bd. IV. W eim ar 1962, H erm ann Böhlaus Nachf. XV , 308 S., 
27 Abb. im Text, 1 Falttafel). — Die Geschichte des Heiligengeisthospitals zu 
W ismar, das um die Mitte des 13. Jhs. entstanden und damit kaum ein Men­
schenalter jünger ist als die Stadt, ist angesichts der starken besitzlichen Ver­
ankerung des Hospitals in der Stadt und der regen Beziehungen zu deren Bürgern 
(in der Frühzeit zu den Reichen wie den Armen) ein gutes Stück W ismarer 
Geschichte selbst. Dies tr i t t  in K.s Darstellung besonders deutlich hervor, da 
zunächst epochenweise das Schicksal der Stadt skizziert wird; in der ausführ­
lichen Schilderung der Verhältnisse im Hospital findet dann das Auf und Ab 
in der Geschichte der Stadt eine lebensvolle und einprägsame Spiegelung. Das 
zweite, das diese Arbeit so bedeutsam erscheinen läßt, ist das Exemplarische 
in der Darstellung der Institution eines mittelalterlichen Hospitals, ihre W an d ­
lungen durch die Jahrhunderte  bis zur Gegenwart, ausführlich zumindest bis 
1831. M an erfährt Genaues über die Baulichkeiten des Hospitals, die Verwal­
tung desselben, die Aufnahmebedingungen, die Lebensverhältnisse darin, die 
rechtliche Stufung der Insassen und vieles mehr. U nd nicht zuletzt bietet das 
Buch sehr interessantes allgemeines wirtschaftsgeschichtliches Material, das in 
der Hauptsache erstmalig durch den Verf. erschlossen worden ist, so aus Proto­
kollbüchern des 17. und 18. Jhs. und vor allem aus der großen Masse von 
Rechnungsablagen der Hospitalsprovisoren, von 1535 bis 1832 fast vollständig 
erhalten. Das Heiligengeisthospital w ar die reichste geistliche Institution W is­
mars; dies zeigt ein Vergleich der Vermögen 1831: Heiligengeisthospital 
420 012,— M., St. Marien 189 475,— M., St. Jakob 22 425,— M. usw. Die 
wichtigsten Einnahmequellen hatte das Hospital bereits im M ittelalter erworben; 
neben Haus- und Güterrenten, Mühlen, Teichen und Äckern in der Nähe der 
Stadt besaß es um die Mitte des 14 Jhs. vier Meierhöfe und  fünf Dörfer. Den 
schriftlichen Niederschlag dieses Wirtschaftskomplexes ha t Verf. gründlich ver­
arbeitet — hier und da hat man beinahe den Eindruck, die Quelle sei über­
fordert worden. M an erhält ausgezeichnete Angaben über Ernteerträge, W aren ­
preise, Speisenzusammenstellung der Hospitaliten, Alkoholgehalt des Bieres, um 
nur einige Beispiele zu bringen. D a  den einzelnen Hospitalhöfen und -dörfern 
besondere Kapitel gewidmet sind, kann man deren Wirtschaftsweise und -Wand­
lungen genau verfolgen. M an legt das vielseitige Buch m it großem Gewinn aus 
der H and ; es beleuchtet viele Dinge in besonderer Schärfe, führt zu neuen E r­
kenntnissen und regt zu Vergleichen und W eiterarbeit an. H. W .

Nach der Arbeit von Benthien (vgl. HGbll. 79, 179) ha t das Schweriner 
Archiv die Edition der „Mecklenburgischen Bauernlisten“ (vgl. Heeß, Geschichtl. 
Bibliographie von Mecklenburg, N r. 5938) wieder aufgenommen. D er erste Band 
ist unter dem — etwas komplizierten — Titel erschienen: Quellen zur länd­
lichen Siedlungs-, W irtschafts-, Rechts- und  Sozial ge schichte M ecklenburgs im
15. und 16. Jh. A m t C rivitz , V ogtei C rivitz (m it L and  Silesen) und Vogtei 
Parchim. Bearb. v. P a u l  S t e i n m a n n  (Veröffentl. d. Mecklb. Landeshaupt­
archivs. Hrsg. v. Hugo Cordshagen. Bd. I I / l .  Schwerin 1962, Petermänken-Ver- 
lag. 375 S., 1 Kt.). Die Anlage ist gegenüber den älteren Bänden anspruchs­
voller. So sind jetzt auch die Urkunden des 15. Jhs., Amtsbeschreibungen und
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Kirchenvisitationen großzügig ausgewertet und die Quellen durch einen um ­
fangreichen A ppara t erläutert worden. Auf diese Weise gewinnt das Material 
eine vielseitige Aussagekraft, nicht zuletzt auch für das Stadt-Landverhältnis. 
Eine selbständige Leistung bildet die Einleitung, die dank der profunden Kennt­
nis Steinmanns in Bezug auf die G ründung von Parchim und Crivitz die Artikel 
des Deutschen Städtebuchs revidiert. M. Hamann

R y s z a r d  K i e r s n o w s k i ,  M ünzstätten und M ünzmeister in Pommern 
in der zweiten H älfte des 12. Jahrhunderts (Mennice i mincerze na  Pomorzu 
Zachodnim w drugiej polowie X I I  w., in: MatZachPom. VI, 1960, 315—338, 
2 Taf.; dt. Zus.fass. 338—340), beschäftigt sich mit dem Beginn einer eigenen 
M ünzprägung in Pommern. Als erste Münzstätte ist 1180 die von Kolberg 
belegt, es folgen Demmin, Stettin, Cammin, für kurze Zeit Prenzlau  sowie drei 
Münzstätten im Schlawe-Stolper Raum. Wie die Namen der Münzmeister und 
die Ausführung der Prägungen zeigen, wurde das Münzwesen Pommerns von 
Deutschen aufgebaut. H. W .

J ü r g e n  P e t e r s o h n ,  Zum  mittelalterlichen Kulteinfluß Bambergs auf 
Pommern , Heinrichs- und Kunigundenverehrung in Stettin  (98. Bericht des 
Historischen Vereins Bamberg, 1962, 340—351). — Bis zum Jah re  1534 kam 
der jeweilige Prior der St.-Jakobi-Kirche in Stettin aus dem Benediktinerkloster 
Michelsberg in Bamberg. Verf. zeigt den vergeblichen Versuch des Priors Theo- 
dericus II. (1464/76), mittels Reliquienübertragung und Geschichtsschreibung 
(Liber sancti Jacobi) den Heinrichs- und Kunigundenkult in Pom m ern heimisch 
zu machen. Der Versuch scheiterte an der niederdeutsch-hansischen Bezogenheit 
des pommerschen Kultraumes. C. H.

R o m a n  B u c z e k  hat Die Siegel der pommerschen Z ü n fte  vom  15. bis zum
19. Jahrhundert zusammengestellt und beschrieben (Piecz^cie cechow zachodnio- 
pomorskich od X V  do X I X  wieku. C zqsc I. Katalog, in: MatZachPom. VI, 
1960, 419—454, 21 Taf.); es wurden 203 Siegel aus 30 Städten gefunden. Dieser 
Katalog wird als erster Teil der Arbeit bezeichnet. H. W .

Die gründliche Untersuchung von Z b i g n i e w  S z o p o w s k i  über Kleine 
Häfen W estpommerns [Pommerns] im Zeitraum bis zum Zw eiten W elt­
krieg (Male porty Pomorza Zachodniego w okresie do drugiej w ojny  Swiatowej. 
Polska Akademia Nauk, Instytut Budownictwa Wodnego w Gdansku. Warschau- 
Posen 1962, Panstwowe W ydawnictwo Naukowe. 396 S., mit vielen Tab. und 
Abb.), ist auch für die Hanseforschung von Interesse. Nach einer kurzen E in­
leitung über die Entstehung kleiner H äfen in Pommern bis zum 13. Jh . werden 
in fünf in sich abgeschlossenen Kapiteln (mit Lit.) die H afenverhältnisse im 
Mündungsgebiet der pommerschen Flüsse Leba, Stolpe, W ipper, Persante und 
Rega vom M ittelalter bis 1939 behandelt. Verf. widmet sich nicht nur dem 
Ausbau Her Häfen, sondern schildert die Verlagerungen der Küstenlinien und 
Flußläufe, die Entwicklung der Hafenstädte, Um fang und A rt  der Schiffahrt
u .a .m . ;  dabei werden auch die weiter flußaufwärts gelegenen bedeutenderen 
Städte berücksichtigt, für die die Mündungshäfen quasi V orhäfen waren, so 
Leba für Lauenburg, Stolpmünde für Stolp und Regamünde bzw. später Deep 
für Treptow. Hervorgehoben seien die Kapitel über den „H andelshafen in 
Rügenwaldermünde und Rügenwalde an der W ip p er“ (160—274) und den 
„Handelshafen in Kolberg und  seine Handelsgegensätze zu Köslin“ (273—372); 
hansische Verbindungen werden vielfach erwähnt. H. W .
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Als eine Erinnerung an die Art, wie der 1956 verstorbene Adolf Hofmeister 
in Greifswald Geschichte zu behandeln pflegte, erscheint einem die nunmehr 
gedruckte Dissertation seiner langjährigen Assistentin U r s u l a  S c  h e i l ,  Zur  
Genealogie der einheimischen Fürsten von Rügen  (Veröff. d. Hist. Komm. f. 
Pommern, hrsg. v. F. Engel, Reihe V: Forsch, z. pomm. Gesch. H. 1. Köln 1962, 
Böhlau. 3 Stammtfn., VIII, 205 S.). W er sich über die etwas dunklen Familien­
verhältnisse dieses 1325 ausgestorbenen Dynastengeschlechts, sein Auftauchen 
aus dem Nebel der Vorgeschichte, die Versippung mit slawischem, deutschem 
und skandinavischem Adel, informieren will, darf gründlicher Belehrung gewiß 
sein. Darüber hinaus kann die genealogische Methode hier beachtliche Beiträge 
zur Quellen- und Urkundenkritik beisteuern. W enn dagegen verfassungs-, wirt- 
schafts- und sozialgeschichtliche Gesichtspunkte nur am Rande anklingen, so 
liegt das an der Forschungsrichtung und wohl auch daran, daß die Arbeit vor 
den Veröffentlichungen von Brüske, Fritze, Hellm ann u. a. abgeschlossen war 
(vgl. dazu oben S. 212 ff.). M. Ham ann

Auf seinem umfangreichen Buch (vgl. HGbll. 80, 115 ff.) fußend, hat G e r ­
h a r d  E i m e r  die Idealprojekte zur Erweiterung S te ttins um  1630 gesondert 
dargestellt (BaltStud. N. F. 48, 1961, 33—40 und 6 Tfn.). Bald nachdem Schwe­
dens Königs Gustaf II. Adolf 1628 Stettin zum erstenmal betreten hatte, tauchten 
Pläne einer Stadterweiterung auf, die nach manchen Vorstellungen gar den dop­
pelten U m fang der mittelalterlichen Stadt haben sollte. 1630 wurden die Arbeiten 
begonnen, jedoch wurden bis gegen Ende des 17. Jhs. mehrere neue Pläne 
entworfen und in Angriff genommen, ohne daß ein P ro jek t zu Ende geführt 
wurde. H . W .

L e c h  L e c i e j e w i c z  hat eine ausführliche Studie über Das frühm itte l­
alterliche Kolberg  verfaßt (Wczesnosredniowieczny Kolobrzeg. In: Slavia A nti­
qua VII, Warschau-Posen 1960, 307—389, franz. Zus.fass. 390—392). E r faßt 
die deutschen und polnischen Forschungsergebnisse unter nochmaliger Prüfung 
der schriftlichen und archäologischen Aussagen zu einem Gesamtbild zusammen, 
in das die Entwicklung der ganzen Landschaft um Kolberg einbezogen wird. 
Die von einem W all umgebene alte Siedlung ist seit der M itte des 9. Jhs. an 
der Persante 4 km vom Meer entfernt nachweisbar. G rundlage der wirtschaft­
lichen Blüte des Ortes waren vornehmlich die Salzgewinnung und der Fisch­
fang; jedoch entwickelten sich natürlich in einem solchen Zentrum  auch andere 
Gewerbezweige. Verf. spricht Kolberg seit der zweiten H älfte  des 10. Jhs. 
einen bedeutenden Fernhandel über Land und M eer zu und verlegt den Kern 
der entstehenden pommerschen Herrschaft hierher. Zweifellos hat der O rt eine 
überregionale Rolle gespielt, als er im Jah re  1000 Bischofssitz wurde. H. W .

Ein für die Geschichtsforschung, besonders für die Siedlungs-, Wirtschafts­
und Sozialgeschichte, wichtiges Handbuch ist mit seinem ersten Bande erschienen: 
Historisches O rtslexikon fü r  Brandenburg . Teil I: P rign itz , bearbeitet von 
L i e s e l o t t  E n d e r s  (Veröff. des Brand. Landeshauptarchivs, hrsg. von 
F r i e d r i c h  B e c k ,  Bd. 3. W eim ar 1962, Böhlau. X V I, 463 S., 1 Faltkarte). 
Sehr breit angelegt, umschließt es mehr Sachgruppen und  bringt ausführlichere 
Details als andere Veröffentlichungen dieser Art. Berücksichtigt werden „sämt­
liche Ortschaften und W ohnplätze mit eigenem Namen, die seit der hochmittel­
alterlichen Kolonisationszeit jemals bestanden haben“, also auch die Wüstungen,
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soweit die Quellenlage dies erlaubt (ein Register der mittelalterlichen W üstungen: 
461— 463). Die uns besonders interessierenden Städte (hier u. a. die H anse­
städte Havelberg, Kyritz, Perleberg und Pritzwalk) sind nach dem W illen  der 
Herausgeber verhältnismäßig knapp behandelt worden, um eine Konkurrenz zum 
Deutschen Städtebuch zu vermeiden; dennoch sind die Vergleichsmöglichkeiten 
zwischen Stadt und Land vornehmlich in der Wirtschafts- und Sozialstruktur 
sehr wertvoll. H. W .

J o h a n n e s  S c h u l t z e ,  Die M ark Brandenburg , D ritter Band: Die M ark 
unter der Herrschaft der H ohenzollern (1415— 1535) (Berlin o .J .  [Copyright 
1963], Duncker & Humblot. 254 S.), setzt seine Darstellung (vgl. HGbll. 80, 
178) in der begonnenen Form fort. Dabei fällt auch manches Licht auf die Be­
ziehungen der märkischen Städte zur Hanse, auf Konflikte mit dem Landes­
herrn, auf innerstädtische Unruhen und auf Städtebünde. C. H.

Als Band 25 der Reihe „Heimatchroniken der Städte und Kreise des Bundes­
gebietes“ ist eine stattliche H eimatchronik Berlin  erschienen (Köln [Copyright 
1962], Archiv für deutsche Heimatpflege GmbH. 951 S.). M it der Vor- und 
Frühgeschichte des Berliner Raumes bis hin zu Albrecht dem Bären beschäftigt 
sich O t t o - F r i e d r i c h  G a n d e r t  (7—67). Den für die Hanse bedeutenden 
Zeitabschnitt von der Stadtentstehung bis zum Dreißigjährigen Kriege hat 
B e r t h o l d  S c h u l z e  geschrieben (69— 180). In einer plastischen und leben­
digen Sprache hat er die äußere und innere Entwicklung der beiden Städte Berlin 
und Cölln gezeichnet; dabei deutet er öfter Probleme, wie sie die Wissenschaft 
gestellt hat, an, stellt Thesen gegenüber und bringt eigene M einungen vor. 
Dennoch vermeidet er an manchen Stellen — der beabsichtigten Breitenwirkung 
des Buches entsprechend — die wissenschaftliche Vertiefung zu sehr. Die han­
sischen Beziehungen der Stadt treten in diesem großen Rahmen naturgemäß 
etwas zurück, bleiben jedoch in den entsprechenden Zusammenhängen nicht uner­
wähnt. Die interessanteste und für die Entwicklung Berlins zur Residenz eines 
mächtigen deutschen Territoriums wichtigste Epoche war die des 17. und 18. Jhs. 
Der ehemalige Archivdirektor E r n s t  K a e b e r  t  hat in satten Farben ein 
wohlausgewogenes, straff gegliedertes Bild jener Zeit entworfen (181—346). 
Städtebau, Recht und Verwaltung, Wirtschaft, H andel und Bevölkerung, bürger­
liches Leben, Wissenschaft und Kunst — alles wird in knappen Kapiteln treffend 
geschildert. Die anschließende Periode mit der sprunghaften Erw eiterung des 
Stadtgebietes, dem Ausbau Berlins zu einem politischen und kulturellen Zentrum 
von W eltform at behandelt K o n r a d  K e t t i g  (347—472); die wirtschaftliche 
Komponente wird gesondert von E b e r h a r d  S c h m i e d e r  ausführlich d a r ­
gestellt (663—760). Als sehr nützlich erweist sich ein Sonderabschnitt zur G e­
schichte der äußeren Stadtteile, den H e l m u t  W i n z  verfaßt ha t (551—638); 
m an erfährt dadurch einiges zur Struktur der städtischen Um gebung und deren 
W andlungen  unter dem Einfluß Berlins. Die Veränderungen im Stadtbild  auf 
dem H intergründe der Geschichte zeigt ein anregender Beitrag von E b e r h a r d  
F a d e n  (639—662). Die Zeit nach 1945 haben A l b r e c h t  L a m p e  und K a r l  
C. T h a l h e i m  bearbeitet. Das Buch ha t eine sehr reiche und gut ausgewählte 
Bebilderung erhalten; auch historische Stadtpläne fehlen nicht. E in  um fang­
reiches Literaturverzeichnis von K o n r a d  K e t t i g  sowie ein Orts- und P e r­
sonenregister runden das beachtliche W erk  ab. H. W .
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H. J. K r a m m  behandelt Die deutsche Ostexpansion in ihren Auswirkungen 
auf die Wirtschaft und Siedlung im Gebiet des heutigen Bezirks Frankfurt an 
der Oder (WissZsPotsdam 5, 1959/60, 9—31). Besondere Abschnitte sind dem 
Städtewesen und den H eer- und Handelsstraßen gewidmet. Die Rekonstruk­
tionen mittelalterlicher Stadtpläne, die Verf. beifügt (Eberswalde, Fürstenwalde, 
Beeskow, Bernau, Angermünde, Altlandsberg, Müncheberg, Wriezen, Straus­
berg), sind leider nicht groß genug, um auch die Grundstücksgrenzen wieder­
zugeben, außerdem fehlt bei den meisten der Maßstab. Die G rundrißtypen wer­
den konventionell unterschieden: Rippensystem, Parallelsystem, Zweistraßen­
system. Die Arbeit bringt nichts Neues, faßt aber Bekanntes nicht ungeschickt 
zusammen. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß durdi die deutsche Expansion der 
entscheidende Einschnitt erfolgt, „von dem an Elemente der städtischen und 
ländlichen Siedlungen für das gegenwärtige Antlitz menschlicher Ansiedlungen 
Bedeutung erlangend  C. / / .

R i c h a r d  D i e t r i c h  beendet seine Untersuchungen zum Frühkapitalismus 
im mitteldeutschen Erzbergbau und M etallhandel (vgl. HGbll. 78, 211 f.) mit 
Beiträgen zum Leipziger, N ürnberger und Frankfurter Kapital im mansfeldischen 
Kupferschieferbergbau und Saigerhüttenhandel, zu den sozialen Problemen des 
Bergbaus im Frühkapitalismus und zur Bergordnung Kurfürst Augusts von 1554 
(JbGMOst. IX /X , 1961, 127— 194). M an gewinnt wie in den vorangegangenen 
beiden Teilen einen ausgezeichneten Einblick in die Probleme des Bergbaus im
16. Jh., erkennt die Triebkräfte  beim Aufschwung desselben und erfährt viele 
interessante Einzelheiten. Besonders aufschlußreich ist das Kapitel über die 
soziale Lage der Bergleute (166— 185), da hierüber nicht viel bekannt ist.

H. W .
Den Strukturwandel der halleschen A ltstadt untersucht H a n s  J o a c h i m  

M r u s e k  (WissZsHalle 10, 1961, 1071 — 1090). Die Entwicklung wird folgender­
maßen periodisiert: vorstädtisch-karolingischer Grenzhandelsplatz; frühstädtisch- 
ottonische Siedlungslandschaft; stadtherrlich-romanische Stadt; bürgerlich-gotische 
Stadt. W enn man einmal vom verschwommenen Begriff „Siedlungslandschaft“ 
absieht, wird man zustimmen müssen. Richtig ist auch, daß Halle zum Typ der 
Flußufersiedlungen (besser als „F lußstädte“) gehört. D er F lußübergang be­
deutender Handelsstraßen und die Salzquellen gaben die Impulse für die Ent­
wicklung zur Stadt. Durch die Lage in der Landschaft wurde die Topographie 
der A ltstadt weitgehend mitbestimmt (die Orientierung erfolgte zu einem Saale­
arm hin). Zw ar ergab die Niederungsgeologie eine gewisse Unregelmäßigkeit, 
aber die Fernstraßen laufen einigermaßen radial zum M arkt (Mrusek spricht 
von „Radia ls tad t“), der sein Gesicht dem U fer zuwendet. Die Salzproduktion 
ist kein Sonderfaktor der Stadtentwicklung, sondern ist m it der Verkehrsfunktion 
eng verflochten. Das Fluß- und Niederungsgebiet ha t sich im Laufe der Jhh. 
stark verändert (wie etwa auch in H am burg und Bremen). — Urgeschichtliche 
„Siedlungsballungen“ werden nördlich bei Giebichenstein vermutet (ebenfalls 
mit Salzquelle und Flußübergang, A lt-Halle). Das mittelalterliche H alle  soll 
von einem fränkischen Militärkastell im späteren Domplatzgelände ausgegangen 
sein. Daneben entwickelte sich eine Siedlung von Salzsiedern. Der Saaleübergang 
und das Zentrum der Salzproduktion verlagerte sich von Giebichenstein hierher. 
Noch weiter südlich entstand eine ottonische Fernhändlersiedlung mit Straßen­
markt und (weiterem) Flußübergang. Zwischen beiden Siedlungen bildete sich
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um 1120 ein Platzmarkt. Mehrfach mußte sich also das Verkehrsgerüst neu orien­
tieren, wobei Geländeverhältnisse und ältere Siedlungsgegebenheiten starken 
Einfluß ausübten. Derartige Verlagerungen sind nicht selten, tragen  aber im 
Einzelverlauf durchweg lokalen Charakter. Auf die Halleschen Besonderheiten 
kann hier nicht eingegangen werden, zumal sogar einige Grundzüge der E n t­
wicklung unsicher bleiben. Für die ottonische Siedlung wird bereits eine U m ­
mauerung angenommen (der Verlauf ist umstritten); die Entstehung der S tad t­
mauer fällt wohl ins 12. Jh. Am Schluß werden topographische Erscheinungen 
(bes. die Befestigungsanlagen) zur Verfassungsstruktur in Beziehung gesetzt. 
Die nach-mittelalterliche Entwicklung wird nur kurz gestreift. D er Aufsatz ist 
mit Plänen und Bildern gut illustriert. H. Schw.

Im perialis civitas H allensis — quasi aurora et novum  sidus ist ein etwas 
umständlicher Aufsatz von A n t o n  B l a s e  h k e  (WissZsHalle 10, 1961, 881 — 
892) betitelt. Es handelt sich um eine Untersuchung, in deren M itte lpunkt eine 
Urk. des Johannes Truchseß de Beyerrod von 1454 Sept. 19 steht. D er Truchseß 
w ar von Kaiser Friedrich III. nach Halle geschickt worden, um dort die Reichs­
interessen wahrzunehmen. Die Urk. nennt in ihrer blumigen Sprache Halle 
mehrmals imperialis civitas, ohne daß die Stadt diesen Rechtszustand jemals 
erreicht hätte. H. Schw.

S i b y l l e  H a r k s e n  gibt einen Überblick über Hallesche Bürgerhäuser 
(WissZsHalle 10, 1961, 1091 — 1110). Das älteste bekannte und einigermaßen 
erhaltene Haus ist von 1471; bei ihm wie bei vielen anderen Bauten dominiert 
das Fachwerk (heute vielfach verputzt). Aus der folgenden Zeit s ind  alle Stile 
mit guten Beispielen vertreten. Die Beschreibung des Details steht im V order­
grund, man vermißt eine eingehende Erörterung der Einflüsse von außen, denn 
nicht alles ist bodenständige Architektur. Wirtschaftliche und soziale V erhält­
nisse, die ja  auf die Entwicklung des Bürgerhauses großen Einfluß hatten, kom­
men zu kurz. H . Schw.

H a n s  P a t z e ,  Z um  ältesten Rechtsbuch der Reichsstadt M ühlhausen/Th. 
aus dem A n fa n g  des 13. Jahrhunderts (JbGMOst. IX /X , 1961, 59— 126), befaßt 
sich eingehend mit dem Titel, Aufbau, Inhalt und Verfasser dieses Rechtsbuches. 
Er zeigt, daß man es weder als „Reichsrechtsbuch“ noch als Stadtrechtsbuch be­
zeichnen kann; das Landfriedensrecht, das Recht der Landgem einde und — an 
letzter Stelle! — das Recht der Kaufmannsbürger stehen hier nebeneinander. 
Als Verfasser nimmt P. einen Reichsministerialen oder Ritter von M ühlhausen an.

H. W .
Die eingehende Darstellung von F r i t z  W i e g a n d ,  Das Rathaus und der 

Fischmarkt in Erfurt (Beiträge zur Geschichte der Stadt Erfurt,  H . 6. E rfurt 
1961. 175 S., 54 Abb.), befaßt sidi in den ersten Abschnitten mit der Topographie 
des ältesten Siedlungskernes der Stadt und den Vorläufern des a lten  Rathauses 
(Verwaltungshaus, Kaufhaus); es bietet bei sorgsamer Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und politischen W andlungen eine wohlausgewogene, die ve r­
schiedenen Forschungsergebnisse andeutende und ordnende Geschichte des frühen 
Erfurt. Der Hauptteil der Schrift bringt auf dem H intergrund der Stadtgeschichte 
eine ausführliche, vielfach auf unveröffentlichten Akten beruhende Baugeschichte 
des alten und neuen Rathauskomplexes bis zur Gegenwart. Zahlreiche, gut 
ausgewählte Bilder und Kartenskizzen ergänzen den Text der sehr ansprechen­
den Broschüre. H. W .
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W ernigerode gehört zu den schönsten Städten niedersächsischer Bauweise. 
Das zeigt wieder einmal der prächtige Bildband von R o l f  L a n g e m a t z ,  
Fachwerk in W ernigerode  (Text von E r n s t  P ö r n e r  und H e r b e r t  K ü r t h .  
W eim ar 1961, H erm ann Böhlaus Nachfolger. 127 S., 129 Abb.). Die 1229 mit 
Goslarer Recht bewidmete Stadt hat anfänglich eine gewisse Stellung im Fern­
handel, besonders im H andel mit Eisen gehabt, diese aber schon gegen Ende 
des Mittelalters verloren. Die erhaltenen, durchgängig traufseitig aufgestellten 
Fachwerkhäuser gehören alle der Zeit nach der M itte des 15. Jhs., meist erst 
dem 17. und 18. Jh. an. Verf. verfolgt mit der Kam era besonders die schönen 
Schmuckformen; ein besonderes Kapitel ist den T üren  und Toren gewidmet. 
Zur E inführung wird der Fachwerkbau mit seiner besonderen Terminologie 
schematisch dargestellt und erläutert. Ein schönes Buch zur Betrachtung und 
Erinnerung. C. H.

K a r l h e i n z  B l a s c h k e  untersucht Bevölkerungsgang und W üstungen in 
Sachsen während des späten M ittelalters (JbbNatStat. 174, 1962, 414—429) mit 
der Fragestellung, wieweit sich in den W üstungen ein echter Bevölkerungs­
verlust, wieweit nur eine Bevölkerungsverschiebung ausdrückt. Das wichtige 
Ergebnis: die W üstungen, bis in die heutige Zeit nie wieder besiedelt, deuten 
zwar auch auf einen gewissen zahlenmäßigen Schwund der Bevölkerung hin; 
vor allem aber drückt sich in ihnen der Umschwung Sachsens von landw irt­
schaftsbetonter zu gewerbe- und industriebetonter W irtschaft aus. Bei diesem 
Strukturwandel, etwa in der 1. Hälfte des 14. und 2. H älfte  des 15. Jhs., 
verschiebt sich ein Teil der Bevölkerung von Nordwestsachsen ins Gebirge. 
Zugleich w andert Landbevölkerung in die Stadt. Schließlich, allerdings nur 
in sehr kleinem Umfange, werden Dorffluren von den Städten aufgesogen. 
Es handelt sich um einen einmaligen Vorgang der Umstrukturierung, während 
beispielsweise der D reißigjährige Krieg zwar beträchtliche Bevölkerungsverluste 
gebracht, aber die Gesamtstruktur Sachsens nicht m ehr verändert hat. C. H.

H e l m u t  F r e i w a l d ,  M arkgraf Albrecht von Ansbach-Kulmbach und 
seine landständische Politik  in Preußen 1521— 28 (Die Plassenburg. Schriften 
für Heimatforschung und Kulturpflege in Ostfranken, Bd. 15. Kulmbach 1961, 
Freunde der Plassenburg. 298 S., 5 Abb.) — Die Bedeutung der preußischen 
Landstände bei der Um w andlung des Ordensstaates (Ostpreußen) in ein pro­
testantisches Herzogtum wird abschließend mit sicherem U rte il  untersucht, wobei 
der Zusammenhang von Vergangenheit und W eiterb ildung  treffend heraus­
gearbeitet wird. Das „L an d “, d. h. die Stände, w aren und blieben die Stütze 
der neuen „Herrschaft“. Verf. betont mit Recht, daß  die Anfänge dieser Ent­
wicklung bis 1466 zurückreichen, daß der Adel als H elfe r  Albrechts voran­
gegangen ist und daß die „Verklammerung mit dem königlichen Teil Preußens“ 
(Westpreußen) bestehen blieb. Das tritt  deutlich in der hansischen Politik 
Albrechts hervor: Das Herzogtum behielt von den sechs preußischen Hanse­
städten nur Königsberg. Fernhändlerstadt war von dessen drei Teilstädten 
eigentlich der Kneiphof auf der Pregelinsel. Die A ltstadt, seit 1457 Landes­
hauptstadt, blühte durch hochwertiges Handwerk, hauptsächlich Edelschmiede­
kunst, und hatte, wie einst Marienburg, die Bevorzugungen des Ordens und 
den mittelbaren Nutzen aus dem Eigenhandel des Königsberger Großschäffers
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genossen. Die Neustadt Löbenicht wurde von H andwerkern und Ackerbürgern 
bewohnt. Der Kneiphof hatte immer enge Beziehungen zu Danzig unterhalten 
und mußte nach dem Abfall von 1454 vom Orden 1455 erst zurückerobert 
werden, wobei den dort ansässigen Danzigern freier Abzug zugestanden wurde. 
Noch Albrecht hatte bei seinen geldlichen Forderungen an die Drei Städte mit 
dem durch Danzig gestützten W iderstand  des Kneiphof zu rechnen. Dieser 
hat 1521 durch Anwendung des Widerstandsrechtes, d. h. durch D rohung mit 
Gehorsamverweigerung und W ahl eines neuen Landesherrn, den Frieden im 
aussichtslosen Krieg gegen Polen erzwungen, wie der Thorner Bürgermeister 
Reussop 1433, Königsberg potentiell 1466 und Anselm v. T e ttau  für die 
gesamten Stände 1478/9. Ausgeglichen wurden solche Gegensätze zu Albrechts 
Zeit durch Einsicht und Verständigungswillen fähiger Bürgermeister, wie M artin  
Röseler vom Kneiphof und Nikolaus Richau oder Reichau von der A ltstadt. Auch 
wirkten die Gewerke verbindend, da sie wohl gegen die Räte opponierten, aber 
der Herrschaft vertrauten. So sind die Drei Städte Königsberg und  mit ihnen 
die kleineren dem Adel bei der Stützung Albrechts während und nach der 
U m wandlung im ganzen willig gefolgt. Als abschließenden Erfolg  konnte A l­
brecht 1528 verbuchen, daß ihm eine Dauersteuer, die „Erbzeise“, von den 
Städten bewilligt wurde. In Angelegenheiten der Hanse blieb die von den 
Hochmeistern übernommene Übung bestehen, daß der Herzog bei V erhand­
lungen mit auswärtigen Mächten, z. B. Schweden, maßgeblich beteiligt wurde.

E . W eise

Als Parallelarbeit zu seinem Aufsatz über die Ritterorden als Grenzhüter 
des Abendlandes untersucht W a l t e r  K u h n  Kirchliche Siedlung und G renz­
schutz 1200— 1250 (am Beispiel des m ittleren  Oderraums) (OstdWiss. IX, 1962, 
6—55); die Siedlungstätigkeit kirchlicher Institutionen an den Grenzen zwischen 
christlichen Staaten Ostmitteleuropas blieb auf die erste H älfte  des 13. Jhs. 
beschränkt. H. W .

An der Dissertation B r i g i t t e  P o s c h m a n n s ,  Bistümer und  Deutscher 
O rden in Preußen 1243— 1525. Untersuchung zur Verfassungs- und  V  crwaltungs- 
geschichte des Ordenslandes (ZsErmland 30, H. 2, 1962, 227—356), interessiert 
uns der Hinweis, daß die alleinige Zuständigkeit der Bischöfe in Fragen der 
Gesetzgebung in ihren Territorien  (bis Ende des 14. Jhs.) im Falle der erm- 
ländischen und Hansestadt Braunsberg durchbrochen wurde; dort waren die 
auf den Städtetagen verabredeten und ohne Mitbeteiligung des crmländischen 
Bischofs vom Hochmeister in Geltung gesetzten W illküren in Gebrauch — ebenso 
wie in den übrigen fünf großen Städten des Landes, die sämtlich auf Ordens- 
terrätorium lagen (250—252). H. W .

Den Ausführungen von H a r r y  S c h o l z ,  Uber Ä rzte  und H eilkundige zur 
Z eit des Herzogs Albrecht von Preußen  (JbKönigsb. 12, 1962, 45— 106), sind 
auch einige Nachrichten über das Gesundheitswesen in den preußischen H anse­
städten zu entnehmen. 1404 wies der Deutsche Orden die Städte Danzig, Elbing 
und Thorn an, einen Stadtarzt anzustellen, der auch die H ospitäler beaufsich­
tigen sollte; aber schon im 14. Jh. sind Ärzte in Elbing (1338) und  Danzig 
(1354, 1382) nachweisbar. Im 16. Jh. durften sich in den drei S täd ten  Königs­
berg zwölf Barbiere niederlassen. H. W .
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M a r i a n  B i s k u p  ha t die bisher unveröffentlichte Steuerabrechnung erm- 
ländischer Städte aus dem  Jahr 1572 publiziert (Declaracje podatkowe miast 
warminskich z roku 1572. ln : Komunikaty M azursko-W arminskie, Allenstein 
1962, 616—620). Diese teils nach Grundstücken, teils nach Berufs- und Sozial­
gruppen erhobene Schoßzahlung ergab in der A lts tad t von Braunsberg 210 M., 
10 Gr., 1 Sch., in Heilsberg 142 M., 7 Gr. und in G utts tad t 94 M., 5,5 Gr.

H . W .

Ein neues Jahrbuch, das auch unser Interesse finden wird, hat zu erscheinen 
begonnen, das von der „Polskie Towarzystwo Historyczne“ und der „Towarzyst- 
wo Rozwoju Ziem Zachodnich w Elbl^gu“ herausgegebene Elbinger Jahrbuch 
(Rocznik Elbl^ski. Bd. 1, Elbing 1961. 251 S.). Z w ar soll sich das Jahrbuch 
mit gegenwärtigen Problemen ebenso wie mit historischen Fragen befassen, und 
nach dem Vorwort zu urteilen, soll es hauptsächlich populärwissenschaftlichen 
Zielen dienen (auch das Fehlen fremdsprachlicher Resümees im Gegensatz zu 
vielen anderen polnischen Zeitschriften, etwa den Danziger Jahrbüchern, scheint 
auf einen lokalen Wirkungsbereich abzuzielen). Der Name des Historikers 
M a r i a n  B i s k u p  als Redakteur läßt jedoch auch uns interessierende Beiträge 
erwarten. — Schon der erste Band bringt einige erwähnenswerte Arbeiten. 
M a r i a n  B i s k u p  stellt Historiographische A u fgaben  Elbings und seiner 
Umgebung  an den A nfang (Potrzeby historiograficzne Elbl^ga i jego regionu; 
5—29). Leider dominiert in diesem Aufsatz ein polemischer Ton; nützlich ist 
ein gedrängter Überblick über die wichtigsten deutschen wie polnischen Arbeiten 
zur Geschichte Elbings. Als Aufgaben der Geschichtsforschung nennt B. die 
archäologische Erforschung des Terrains, eine Darstellung der Wirtschafts- (ins­
besondere Handels-) und Sozialgeschichte Elbings, ebenso seiner politischen, 
Verfassungs- und Kulturgeschichte; in diesen wie in anderen Punkten wird 
eine besondere Berücksichtigung der polnischen Fragestellung gefordert. — 
W a n d a  K l e s i n s k a ,  Das Stadtarchiv E lbing  (Archiwum miasta Elblaga; 
73—95), bringt nicht nur eine Übersicht der Bestände des Archivs, das sich seit 
seiner Übergabe an Polen vom Auslagerungsort Goslar im Jah re  1947 im 
Staatlichen Wojewodschaftsarchiv Danzig befindet, sondern auch eine kurze 
Geschichte desselben. W l o d z i m i e r z  S i e r z p u t o w s k i  behandelt Zustand  
und W iederaufbau der D enkm äler Elbings in den Jahren 1945— 1960 (Stan i 
odbudowa zabytkow Elbl^ga w latach 1945— 1960; 137— 148), M i r o s l a w a  
G a j e w s k a  und J e r z y  K r u p p e  berichten über Archäologische Untersuchun- 
gen auf dem  Boden der M arienkirche in Elbing im  Jahre 1959 (Badania arche- 
ologiczne na terenie koSciola NM P w Elbl^gu w roku 1959; 207 226).
H e n r y k  B a r a n o w s k i  hat eine Bibliographie zur Geschichte Elbings und 
Umgebung für die Jahre 1945— 1960 (Bibliografia historii Elbl^ga i regionu za 
lata 1945— 1960; 245—250) zusammengestellt; es wurden nur die wichtigsten 
Veröffentlichungen aufgenommen, insbesondere hinsichtlich des deutschen 
Schrifttums. H. W .

Eine zuverlässige Darstellung der Elbinger Schiffbauindustrie in den Jahren 
1570— 1815 hat S t a n i s l a w  G i e r s z e w s k i  auf G rund  eingehender Ouellen- 
untersuchung verfaßt (Elbl^ski przemysl okr^towy w latach 1570— 1815. Gdanskie 
Towarzystwo Naukowe, W ydzial I. nauk spolecznych i humanistycznych. Danzig
1961. 239 S., 17 Abb. Engl. Zus.fass. 207—210). Diese T horner Dissertation be-
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schäftigt sich weniger mit der technischen als mit der wirtschaftlichen und  sozialen 
Seite des Schiffbaus und der mit ihm verbundenen Handwerke. Z w ar erweiterte 
sich die Elbinger Schiffbauindustrie von einer W erft im 17. Jh. auf drei zu 
Beginn des 19. Jhs.; die Anlagen entwickelten sich heraus aus dem eigentlichen 
Hafengebiet, wo nur Reparaturwerkstätten verblieben. Aber im Vergleich zu 
Schiffbauzentren im W esten Europas und auch zu Danzig w ar Elbing etwas 
rückständig und erreichte auch unter den Schiffbauplätzen am südlichen Ostsee­
ufer keine hervorragende Stellung. Zwischen 1570 und 1610 entstanden im Z u­
sammenhang mit dem lebhaften Englandhandel viele seegehende Schiffe; in der 
darauffolgenden Periode wurden dagegen fast nur Küsten- und Flußschiffe ge­
baut, bis gegen Ende des 18. Jhs. ein erneuter Wechsel zum Seeschiffbau ein­
trat. Besondere Aufmerksamkeit widmet Verf. den mit dem Schiffbau verknüpften 
Handwerken, ihrer Organisation, den Arbeitsbedingungen, den sozialen Span­
nungen im 18. Jh . u .a .m .  H. W .

Die seit 1959 von der Danziger Gelehrten Gesellschaft herausgegebene Reihe 
Das frühm ittelalterliche Danzig  (Gdansk Wczesnosredniowieczny. Prace Komisij 
Archeologicznej. Gdanskie Towarzystwo Naukowe. Bd. I: 1959, 143 S.; Bd. II: 
1960, 113 S.; Bd. III: 1960, 158 S.; Bd. IV: 1961, 205 S.) berührt unseren 
Arbeitsbereich nur am Rande und kann daher nur kurz angezeigt werden. In 
ihr werden die Ausgrabungsergebnisse aus Danzig und Pommerellen veröffent­
licht. Die bisher erschienenen auf Danzig bezogenen Artikel behandeln die in 
der letzten Zeit in der Stadt gemachten Funde. Es wird versucht, mit Hilfe 
eingehender Untersuchungen daraus Schlüsse auf A rt und Entwicklungsstand 
verschiedener Handwerke zu ziehen, so für das Töpfer- und Goldschmiedehand­
werk, für die Eisenbearbeitung, Glasherstellung, für Schustererzeugnisse u. a. 
Eine zusammenfassende Darstellung über das frühmittelalterliche Danzig auf 
G rund der Ausgrabungen steht noch aus und kann wohl zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht gegeben werden. H. W .

Der älteste T ext des Seerechts in Danzig  ist von B e r n a r d  J a n i k  sehr 
sorgfältig herausgegeben worden (Najstarszy tekst prawa morskiego w Gdansku. 
Gdanskie Towarzystwo Naukowe, W ydzial I. nauk spolecznych i humani- 
stycznych. Danzig 1961. 268 S.). Die Veröffentlichung umfaßt den T ex t von vier 
Fassungen des Danziger Seerechtes von 1407, 1429, 1522 und 1611 in der O ri­
ginalsprache und in polnischer Übersetzung, eine ausführliche Einleitung des 
Herausgebers und andere Hilfsmittel für den Benutzer. H. W .

H e n r y k  S a m s o n o w i c z  hat wieder eine interessante, wohlfundierte 
Studie zur Danziger Handelsgeschichte verfaßt: Die Struktur des Danziger H an­
dels in der ersten H ä lfte  des 15. Jahrhunderts (Struktura handlu  gdanskiego w 
pierwszej polowie X V  wieku, in: PrzeglHist. 53, 1962, 695— 715). Die Frage, 
die sich Verf. anfangs stellt: ob der gewaltige Aufschwung des Danziger Handels 
nach der Unterstellung der Stadt unter polnische Oberhoheit bereits in der 
vorausgehenden Zeit seine Anfänge besitzt, wird sehr differenziert beantwortet: 
Diese Entwicklung ist in Ansätzen schon vor dem 13jährigen Kriege festzustellen, 
begründet vielfach in Tendenzen im Westen. Seine aufschlußreichen Ergebnisse 
zieht Verf. aus den Angaben über Verluste Danziger Bürger auf See. Diese

15 H G b l .  81
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Quellengruppe ermöglichte Zusammenstellungen über die Größe der Danziger 
Flotte, die A rt und den Um fang der transportierten W aren  (Tabellen), die 
Frachtkosten, die Schiffstypen und deren Mannschaften u .a .m . N adi S. wies 
Danzig in der ersten H älfte  des 15. Jhs. eine passive Handelsbilanz auf; erst 
am Ende des 15. Jhs. bahnte sich ein W andel an. Die Ausfuhr von Getreide 
spielte jedoch schon vorher eine beträchtliche Rolle; an zweiter Stelle lag das 
Holz. Das Anwachsen der Schwergüter im Export zeigt sich u. a. darin, daß 
die Danziger Flotte gegen 1450 ihren größten U m fang erreichte. Bei der Einfuhr 
nahmen Tuche, Salz und Heringe die ersten Plätze ein. H. W .

M a r i a  B o g u c k a ,  die vor Jah ren  ein Buch über das Textilhandwerk 
Danzigs im 16. und 17. Jh . veröffentlicht hat (vgl. HGbll. 75, 160 f.), hat nun­
mehr eine umfangreiche Arbeit allgemein dem Danziger Gewerbe gewidmet: 
D anzig als Produktionsm ittelpunkt im  14.—17. Jahrhundert (Gdansk jako 
osrodek produkcyjny w X IV —X V II wieku. Instytut Historii Polskiej Akademiei 
Nauk. Warschau [Copyright 1962], Panstwowe W ydaw nictw o Naukowe. 424 S. 
Dt. Zus.fass. 416—421). Im ersten Teil untersucht Verf.n die Veränderungen 
in der wirtschaftlichen Situation Danzigs um die Mitte des 16. Jhs., indem sie — 
nach Handwerksgruppen getrennt — die Verhältnisse vor und nach diesem Zeit­
punkt vergleicht und die Tedinik sowie die Organisation der Handwerke dar­
stellt. Der zweite Teil ist der Rohstoffversorgung und dem Absatz, der dritte 
den Produktionsverhältnissen gewidmet. W aren  vor der Mitte des 16. Jhs. in 
Danzig der Schiffbau und das Brauereiwesen die führenden Gewerbe, so traten 
danach andere Gewerbezweige, das Bauhandwerk, leder- und metallverarbeitende 
Handwerke, Papier-, Keramik- und Glasherstellung, in den Vordergrund. Um 
1600 gab es in Danzig 3150 in Zünften vereinigte Meister, etwa viermal so viele 
wie in Krakau: die Spezialisierung war sehr weit fortgeschritten. M it der Er­
höhung der W arennachfrage und dem Arbeitskräftemangel stieg die Zahl der 
nicht zunftmäßig gebundenen Arbeiter an. Die Produktionsmethoden wandelten 
sich, es kam recht früh zu Ansätzen eines Kapitalismus, dessen W irkungskraft 
allerdings durch städtische Verordnungen Grenzen gesetzt waren; das mittel­
alterliche Zunftsystem wurde allmählich unterhöhlt. Die Anziehungskraft Danzigs 
w ar in dieser Zeit wegen seiner großen Bedeutung als H andels- und Gewerbe­
stadt beträchtlich; die Bindung der Bevölkerung auf dem Lande verhinderte 
jedoch einen starken Zustrom in die Stadt. Die Arbeit bringt eine reiche Aus­
beute der Quellen, wichtige Zusammenstellungen und zuverlässige Ergebnisse, 
die hier nur angedeutet werden konnten. H. W .

Das auf reichhaltigem unveröffentlichtem M ateria l beruhende Buch von 
E d m u n d  C i e s l a k ,  Sozialpolitische K äm pfe in  D anzig in der zweiten H älfte  
des 17. Jahrhunderts. Die Intervention Johanns III . Sobieski (Walki spoleczno- 
polityczne w Gdansku w drugiej polowie X V II  wieku. Interwencja Jan a  III 
Sobieskiego. Gdanskie Towarzystwo Naukowe, W ydzia l I. nauk spolecznych 
i humanistycznych. Danzig 1962. 310 S. Franz. Zus.fass. 285—289), ergänzt 
sehr gut die Arbeit von Vera Bahr über „Die Stadt Danzig und Johann III. 
Sobieski, König von Po len“ (vgl. HGbll. 80, 181). Es ist zeitlich breiter angelegt, 
indem es die um die Mitte des 17. Jhs. einsetzenden sozialen Unruhen bereits 
berücksichtigt und die Darstellung über das Dekret Johanns III. von 1678 hinaus
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bis zum Ende der Unruhen 1680 fortführt. Im Vordergrund stehen hier die 
Spannungen innerhalb der Danziger Bürgerschaft; aber auch die Absichten des 
polnischen Königs und seiner Umgebung werden durchaus richtig beurteilt. Nicht 
scharf genug scheint die Tatsache herausgearbeitet zu sein, daß (ebenso wie der 
König sich mit den Zielen der Gewerke nicht identifizieren konnte und wollte) 
die Gewerke allein zur Durchsetzung ihrer Forderungen gegenüber dem Rat zur 
Erw eiterung der königlichen Macht in Danzig bereit waren; besonders im kon­
fessionellen Bereich waren die streng lutherisch eingestellten Gewerke gegen 
die katholischen Pläne des Königs. H. W .

Aus verschiedenen Quellenarten des Staatlichen Wojewodschaftsarchivs in 
Danzig, der Bibliothek der Polnischen Akademie der Wissenschaften ebendort 
und der Sammlung des Fürsten Czartoryski im Nationalmuseum in Krakau hat 
C z e s l a w  B i e r n a t  eine Sta tistik  des W arenverkehrs Danzigs in den Jahren  
1651— 1815 zusammengestellt (Statystyka obrotu towarowego Gdanska w latach 
1651 — 1815. Instytut Ilistorii Polskicj Akademii Nauk, 2 rod la  do dziejow 
hancllu i zeglugi Gdanska, hrsg. von S t a n i s l a w  H o s z o w s k i ,  1. Warschau 
1962, Panstwowe W ydawnictwo Naukowe. 343 S.). Die 45 Tabellen, zu denen 
Verf. einen ausführlichen Kommentar geschrieben hat (7— 70), bringen recht 
gute Angaben über W areneinfuhr und -ausfuhr in Danzig, getrennt nach See- 
und Land- bzw. Flußverkehr, sowie über W arenbevorratung; teilweise sind diese 
Angaben monatsweise, sonst jahrweise, in den übersichtlich zusammenfassenden 
Tabellen  nach Jahrfünften. Die besten U nterlagen liegen für den G etreide­
umsatz vor, und zwar schon seit 1651, während die Quellen für andere W aren  
erst seit 1745 fließen. Für die seewärtige W arenausfuhr gibt es Angaben über 
die Bestimmungshäfen (abgesehen von den Jahren  1707— 1713) erst seit Beginn 
der preußischen Herrschaft (1793). Sehr zu begrüßen ist, daß in dieser wichtigen 
Quellenveröffentlichung für den nichtpolnischen Benutzer außer einer deutschen 
Zusammenfassung des Kommentars (336—339) sämtliche Tabellenbezeichnungen 
auch deutsch eingefügt worden sind. H. W .

Die bekannte, von der Historischen Kommission für Schlesien, jetz t unter Lei­
tung von H e r m a n n  A u b i n ,  L u d w i g  P e t r y  und H e r b e r t  S c h i e n ­
g e r ,  herausgegebene Geschickte Schlesiens, Band 1: Von der U rzeit bis zum  
Jahre 1526, liegt nunmehr in der dritten Auflage vor (Stuttgart 1961, Brentano- 
Verlag. 620 S., 31 Abb., 31 Karten). Abgesehen vom vorgeschichtlichen Teil, 
der von O t t o  K l e e m a n n  neu geschrieben worden ist, sind nur geringfügige 
Änderungen vorgenommen worden. Besonders hingewiesen sei auf die bewährte 
Darstellung der Wirtschaft im M ittelalter von H e r m a n n  A u b i n  (401— 483; 
dazu die Karte der Handelsstraßen um 1500 von H e r b e r t  S c h i e n g e r )  
und den verfassungsgeschichtlichen Abschnitt von H e i n r i c h  v o n  L o e s c h  
(304—400). H. W .

L u d w i g  P e t r y  ha t aus dem Nachlaß des 1949 verstorbenen bekannten 
Rechtshistorikers T h e o d o r  G o e r l i t z  (vgl. G erhard  W ebersinn, Professor 
Theodor Goerlitz und sein W erk, in: JbBreslau 6, 1961, 73—99) den ersten 
Teil eines beachtenswerten Werkes herausgegeben: Verfassung , V erw altung und  
Recht der Stadt Breslau , Teil I: M ittelalter  (Quellen und Darst. zur schles.

15 *
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Gesch., 7. Bd., hrsg. im Auftr. d. Hist. Komm. f. Schlesien. W ürzburg 1962, 
Holzner. VIII, 155 S., 1 Tf., 2 Ktn.). Die offenbar für eine Stadtgeschichte 
Breslaus vorgesehene Arbeit ha t ihre besondere Bedeutung einmal darin, daß 
Verf. unveröffentlichtes Quellenmaterial verwertet hat, das nach 1945 nicht wie­
der aufgetaucht ist; der Herausgeber hat die Lücken im wissenschaftlichen 
A pparat zu schließen versucht, teilweise unter Hinzuziehung von Notizen aus 
dem Nachlaß des Verf. Zum anderen wird jeder  Stadthistoriker das Buch mit 
Gewinn in die H and  nehmen, da hier der schriftliche Niederschlag der mittel­
alterlichen Rechts- und Verwaltungspraxis unmittelbar gedeutet und in größere 
Zusammenhänge eingeordnet wird. Dabei achtet Verf. darauf, an wichtigen 
Stellen auf Übereinstimmungen mit anderen Städten oder auf Abweichungen 
hinzuweisen. Die 15 Kapitel des Buches umfassen alle Bereiche der rechtlichen 
und verfassungsmäßigen Beziehungen nach innen und außen sowie der städ­
tischen Verwaltung, die einen mehr, die anderen weniger ausführlich behandelt. 
Ein Namensregister von L u d w i g  P e t r y  jun. und vor allem ein Sachregister 
unter Mitarbeit von H e l m u t  N e u b a c h  erleichtern die Benutzung. Es ist 
zu wünschen, daß der Anschlußband für die habsburgische Zeit aus der Feder 
Ludwig Petrys und ein drit ter Band, für den Vorarbeiten ebenfalls von Goer­
litz vorliegen, recht bald folgen mögen. H. W .

Die Dissertation von B e r n h a r d  B r i l l i n g ,  Geschichte der Juden in 
Breslau von 1454 bis 1702 (Studia Delitzschiana Bd. 3. Stuttgart 1960, W . Kohl­
hammer. 110 S.), beruht auf M aterial, das der Verfasser 1928— 1938 in den 
Breslauer Archiven gesammelt hatte. Sie umfaßt den Zeitraum  von der Ver­
treibung der Juden bis zu einer wichtigen Judenordnung. — Das Hauptgewicht 
liegt auf dem Wirtschaftsleben; das hängt mit den Quellen zusammen, die vor 
allem durch die Handelstätigkeit der Juden  entstanden sind. Zunächst war es 
diesen durchweg nur gestattet, auf den Märkten zu erscheinen; in den Zwischen­
zeiten vertraten „Schamesse“ mit einer A rt konsularischer Funktion die jüdischen 
Interessen. Erst seit 1657 kam es zu einer dauerhaften N iederlassung von Juden 
in Breslau, zur Einrichtung einer Synagoge und zur Bildung einer Gemeinde. — 
Die Handelstätigkeit der Juden  wurde vielfach aus finanziellen Gründen vom 
Breslauer Rat und dem Kaiser unterstützt, wogegen die bürgerlichen Kaufleute 
aus Futterneid oft zu Schikanen aufgelegt waren. Einen größeren Pogrom gab 
es jedoch nicht. Der jüdische H andel in Breslau w ar recht bedeutend. Er zeigte 
eine Vorliebe für bestimmte W arengattungen und nahm hierbei fast Monopol­
charakter an. Vor allem vermittelten die Juden den wichtigen H andel mit den 
Türken, Russen und Polen; sie kamen vielfach als Handelsbeauftragte  polnischer 
Adliger nach Breslau. So waren es auch besonders polnische Juden, die auf dem 
M arkt erschienen. Daneben fanden sich böhmische, mährische und schlesische 
Juden. Sie bildeten landschaftliche Korporationen mit einer recht straffen Organi­
sation, deren Beauftragte (Marktvorsteher, Marktrichter und MarktdienerJ star­
ken Einfluß auf die Handelstätigkeit der Juden  ausübten. Auch setzte die pol­
nische „Judenheit“ es durch, daß israelitischer Gottesdienst in Breslau abge­
halten werden durfte. — Über alle diese Dinge findet sich viel Detail. So 
erfährt man auch, daß es jüdische Münzvorsteher und vor allem Münzlieferanten 
(darunter einen Hamburger) gab. Die Arbeit untersucht alles in gründlicher und 
sachlicher Weise. H. Schw.
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W E S T E U R O P A
(Bearbeitet von Ernst Pitz)

N IE D E R LA N D E. J. A. F a b e r  gibt einen kurzen, die wichtigsten Perioden 
heraushebenden Überblick über Handel und Schiffahrt Frieslands im Laufe der 
Jahrhunderte (It Beaken, tydskrift fan de Fryske Akademy, Jg. 24, Nr. 1, 1962, 
36—46), der allerdings vornehmlich die Neuzeit behandelt. Bemerkenswert ist, daß 
mit dem Aufstieg Amsterdams zur W eltgeltung eine Arbeitsteilung insofern s ta t t­
fand, als Amsterdam sich vornehmlich auf den H andel beschränkte und Fries­
land die Schiffahrt dafür besorgte. Die Blüte der friesischen Schiffahrt lag in 
der 2. H älfte  des 16. und der 1. Hälfte des 17. Jhs., als besonders Harlingen, 
Staveren und Molkwcrum viele Schiffe durch den Sund schickten, während 
Hindeloopens Schiffe hauptsächlich nach Norwegen liefen. C. H.

Miscellanea Trajectensia (Werken uitgegeven door Limburgs geschied- en 
oudheidkundig genootschap gevestigd te Maastricht 4. Maastricht 1962). — In 
der voluminösen Festschrift zum 300jährigen Bestehen der Stadtbibliothek von 
Maastricht behandelt H. H a r d e n b e r g ,  De Maastrichtse Vroenhof (29—53), 
Entstehung und Frühgeschichte der Stadt, die nicht nur von dem römischen, 
seit merowingischer Zeit bischöflichen Kastell und der karolingischen Kloster­
pfalz, sondern daneben noch von dem bisher unbeaditeten H aupthof des Fiskus 
Maastricht als Siedlungskernen ausgegangen ist. — W . J a p p e  A l b e r t s ,  
De Maastrichtse „raadsverdragent( (169— 178), weist auf den Quellenwert der 
einzigartigen Serie Maastrichter Ratsprotokolle hin, die in 46 Bänden für 1368 
bis 1795 erhalten sind. — Nach J. G. J. K o r e m a n ,  Aspecten van de Maas­
trichtse lakennijverheid en -handel (195—225), gehörte Maastricht im 15. und 
16. Jh. zum deutschen Wirtschaftsgebiet. Seine Tuchmacher kauften in Köln 
westfälische, hessische und thüringische W olle und vertrieben ihre Tuche vor 
allem in Oberdeutschland, aber auch über Brügge ins hansische Gebiet. Der 
Aufsatz behandelt ausführlich Technik und Organisation der Tuchherstellung.

E. P.

J .  C r a e y b e c k x ,  A lvays tiende penning een m ytlie? (BM HG 76, 1962, 10— 
40), zeigt, daß die wirtschaftliche Depression der südlichen N iederlande  im W in ­
ter 1571/72 nicht von der von Alba geforderten Steuer verursacht worden ist, 
sondern allgemeinere Ursachen hatte; das Steuerprojekt ist erst durch den W id e r­
stand, den es bei den am meisten betroffenen kleinen Kaufleuten und H a n d ­
werkern fand, zu geschichtlicher Bedeutung gekommen. E. P.

P a u l  B o n e n f a n t  untersucht La Fondation de «villes neuves» en Brabant 
au moyen age (VSW G 49, 1962, 145— 170). Die G ründung bzw. Erhebung neuer 
Städte erfolgt hier, wie anderwärts, durch den Herzog, oft in Verbindung mit 
lokalen Gewalten, etwa Klöstern. Das Ziel ist die Schaffung von Befestigungen; 
doch werden auch wirtschaftliche Ziele ins Auge gefaßt, und einige der N eu­
gründungen erhalten eine beträchtliche Bedeutung als Tuchmacherorte. Im G an ­
zen ist das Ergebnis der Gründungen höchst unterschiedlich, wie die H äuser­
zahlen von 1437/38 zeigen. Die schwächsten der Neuschöpfungen bleiben ganz im 
Agrarischen stecken, sind winzig klein und unbefestigt; die bedeutendste, s’Her- 
togenbosch, hat schon 1438 etwa 13 000 Einwohner. Im Gegensatz etwa zu W est­
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falen ist es aber nicht so, daß die ersten Gründungen auch noch die bedeutend­
sten werden und die jüngsten am weitesten Zurückbleiben. Vielmehr dürfte 
gerade die lebhafte wirtschaftliche Entwicklung des behandelten Raumes hier 
schon eine Verschiebung zwischen Gründungszeit und Bedeutung herbeigeführt 
haben, die in vielen Teilen des Reiches erst im 18. und 19. Jh. festzustellen 
ist. — Die meisten der neugeschaffenen Städte erhalten das Recht von Löwen, 
andere das von Antwerpen oder Brüssel, etliche aber auch schon das von s’Her- 
togenbosch, obwohl es selbst eine „ville neuve“ ist. Das entspricht ganz dem, 
was wir auch aus unserem Gebiet kennen. — Verf. stellt mit seiner wertvollen, 
durch sieben Stadtpläne ergänzten Arbeit, die insgesamt etwa 20 Städte erfaßt, 
wichtiges Vergleichsmaterial auch für die deutsche Forschung bereit. C. H.

In seinem Aufsatz Les oppida en Brabant (1123— 1355) (Anciens Pays et 
Assemblees d ’Etats 22, 1961, 33—46) sucht A l b e r t  V e r m e e s c h  zu be­
weisen, daß im mittelalterlichen Brabant der Begriff oppidum  keineswegs einen 
rechtlich privilegierten Ort, sondern immer eine befestigte Stadt bezeichnet. 
O ppida  hießen nach seiner Ansicht nur die in zwei Stufen (ca. 1200; ca. 1400) 
durch die Herzöge an den Grenzen ihres Territorium s zum Zwecke der Ver­
teidigung desselben angelegten befestigten Städte. Verf.’s Schlüsse bleiben doch 
manchmal strittig. Um alle Bedenken zu beheben, wäre eine schärfere Kritik 
und eine genauere Datierung der angeführten Quellen erwünscht. A . Joris

R. v a n U y t v e n ,  La Flandre et le Brabant, „terres de promission(( sous 
les ducs de Bourgogne? (RN 43, 1961, 281—317), stellt die Frage, wie sich die 
Lehre von der Blütezeit der Niederlande unter burgundischer Herrschaft mit 
den Nachrichten über Abwanderung der Bevölkerung unter Steuerdruck und 
wirtschaftlicher Depression am Ende des 15. Jhs. verträgt, und findet, daß 
negative und positive Entwicklungen in dieser Zeit nebeneinander ablaufen. 
W andlungen der Bevölkerungsstruktur und der Verbrauchsgewohnheiten be­
trachtet er als Ursache sowohl für den Verfall der auf Luxusware ausgerichteten 
städtischen Tuchindustrie wie für den Aufschwung der ländlichen Weberei, die 
billige Massenware herstellte. Derartige Entwicklungen scheinen auch die letzte 
Ursache für den Verfall Brügges in dieser Zeit zu sein. Ferner zeigt sich in 
gewissen Eigenarten der sozialen Entwicklung, daß in dieser Zeit die Indu­
striellen, Kaufleute und zünftigen H andwerker von einem unverkennbaren w irt­
schaftlichen Aufschwung profitieren, während es den Bauern und Arbeitern in­
folge von Mißernten und Preisanstieg namentlich seit 1470 sehr schlecht ging. 
Die große Depression des 15. Jhs. setzt eigentlich erst um diese Zeit ein, vorher 
fehlte es nicht an positiven Entwicklungen. E. P.

W. B. W  a t s  o n , The structure o f the Florentine galley trade w ith  Flanders 
and England in the fifteenth Century (RB 39, 1961, 1073— 1091, und 40, 1962, 
317—347), sucht die Erklärung für die jüngst von de Roover festgestellte 
(HGbll. 78, 221) ständige Passivität der Handelsbilanz der N iederlande gegen­
über Italien und damit zusammenhängend Italiens gegenüber England darin, 
daß der eigentliche G rund für die N ordfahrt der Ita liener der Erwerb von 
W olle für die italienische Tuchindustrie war, dem nur in England ein genügen­
des Angebot entgegentrat, daß aber andererseits die Ita liener ihre meist erst 
in Spanien eingenommene Hinfracht in den N iederlanden  verkaufen mußten, 
um ihr — und das gilt namentlich für Florenz — von Brügge aus aufgebautes
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multilaterales Zahlungssystem immer wieder mit Geldmitteln aufzufüllen. H in ­
sichtlich der Bedeutung Brügges als Bankplatz im 15. Jh. kommt W . zu anderen 
Ergebnissen als de Roover. E. P .

In Statistiques de la province de Liege soas le regime hollandais  (Cahiers 
du Centre Interuniversitaire d ’Histoire contemporaine, H. 25, Paris-Leuven
1962. 36 S., 14 Taf.) hat Frau N i c o l e  C a u l i e r - M a t h y  zwei bisher un­
gedruckte wichtige Berichte über die gewerbliche Tätigkeit der Lütticher Gegend 
am A nfang  des 19. Jhs. (1816— 1829) veröffentlicht. Diese von der Ortsver­
waltung verfaßten Dokumente enthalten wertvolle Angaben nicht nur über 
die verschiedenen Betriebe, sondern auch über Zahl und H erkunft der Arbeiter, 
Höhe der Löhne, Erzeugnisse und vor allem über die Einführung neuer tech­
nischer Verfahren im Kohlenbergbau und in der Metallindustrie. A uf die Be­
deutung dieses reichen M aterials für die Geschichte der Anfänge der indu­
striellen Revolution im Dreieck Lüttich-Maastricht-Aachen, sowie für einen V er­
gleich mit den Verhältnissen im Ruhrgebiet sei hier besonders hingewiesen.

A . Joris

V. V ä z q u e z  d e  P r a d a ,  Lettres mardiandes d 'A nvers  (ficole pratique 
des hautes etudes V Ie section: Centre de recherches historiques. Affaires et gens 
d ’affaires X V III  3. Paris o .J .  [1962], S.E.V.P.E.N. 403 S.). — Von der ge­
waltigen Quellenveröffentlichung, welche die kaufmännische Korrespondenz der 
in Antwerpen ansässigen Geschäftspartner der spanischen Firm a Ruiz der 
Wissenschaft erschließt, liegt der vierte Band (X V III 3 der Reihe) vor mit 
den Briefen Nr. 1021 — 1639 aus den Jahren  1585— 1589. Da wir auf die Be­
deutung des Werkes sowohl für die allgemeine wie auch für die hansische W ir t ­
schaftsgeschichte bereits eingegangen sind (HGbll. 80, 186 f.), mag hier dieser 
Hinweis genügen. Eine abschließende W ürdigung soll folgen, sobald das W erk 
vollständig vorliegt. E. P.

P. V ä c z y  , La transform ation de la techniqne et de VOrganisation de V indn- 
strie tex tile  en Flandre aux X I e— X I l I e siecles (fitudes historiques, publiees 
p a r  la Commission Nationale des Historiens Hongrois, I, Budapest 1960, 291 — 
316), setzt in interessanter Weise den Aufschwung der flandrischen Tuchproduk­
tion in Beziehung zur Mechanisierung der Arbeit. Ausgehend von der mit der 
politischen Landschaft nicht zur Deckung zu bringenden flandrischen W irtschafts­
landschaft und ihrem nordwesteuropäischen Einzugsbereich (Pariser Becken, 
Niederlande, England, Friesland), zeigt er, wie durch einen entscheidenden Bruch 
mit der antiken Technik der Schritt zur Ausweitung des Handelsraumes und 
zur Massenproduktion bei gesteigerter Qualität möglich wurde: Erfindung des 
Spinnrades, Erfindung der W alkm ühle  und vor allem V eränderungen am W eb ­
stuhl, nämlich Übergang zur Arbeit mit Armen und Beinen zugleich. Da die 
A bnehmer der feinen Tuche eine verhältnismäßig kleine Oberschicht darstellten, 
fand die Mechanisierung ihre Grenze dort, wo eine Q ualitätsm inderung ein- 
treten mußte. So blieb es bis ins 18. Jh.; erst dann wurde die Mechanisierung 
den nächsten großen Schritt vorangetrieben: die Produktion für eine sich mehr 
und mehr demokratisierende Massengesellschaft vertrug die mit der Techni­
sierung verbundene Qualitätsminderung. — Da die Mechanisierung zugleich den 
K apitalbedarf erhöhte, führte sie zur Konzentration, d. h. zur S tadtbildung, zu­
gleich zur Bildung einer patrizischen Unternehmerschicht und schließlich zur 
Unterdrückung des selbständigen Handwerkertums durch das Verlagssystcm.
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Hier greift die ebenfalls Kapital erfordernde Arbeitsteilung zwischen Flandern 
und England ein: England liefert die Wolle, Flandern die Tuche. Damit sind 
zugleich die W urzeln für soziale Spannungen gelegt, wie sie denn auch schon 
im 13. Jh. zur explosiven Entladung führten. Zugleich machte die zunehmende 
Ausdehnung des flandrischen Exportraumes Flandern mehr und mehr abhängig 
vom W ohlergehen des internationalen Handels. — Dieses sind etwa die G rund­
gedanken der Arbeit, deren Verdienst uns vor allem darin  zu liegen scheint, 
daß sie die verschiedenen Komponenten zu einem Ganzen zu vereinigen sucht — 
mag auch das eine oder andere anders gesehen werden können. Leider sind 
dem Verf. offenbar manche jüngeren Veröffentlichungen nicht zugänglich ge­
wesen, so werden die wichtigen Arbeiten von Ammann (HGbll. 72) und vor 
allem van W erveke (HGbll. 76) nicht genannt. C. H.

W. Pr e v e n i e r  , De leden en de staten van V iaanderen 1384— 1405 (Ver- 
handelingen van de Koninklijke Vlaamse Academie voor Wetenschappen, Klasse 
der letteren Nr. 43. Brussel 1961, Paleis der Academien. 414 S.). — W ie bereits 
das vom gleichen Verfasser vorgelegtc Quellcnwcrk (HGbll. 79, 194 f.), so ist 
auch die Darstellung der flandrischen Stände und ihrer Organisation und T ätig ­
keit für die hansische Forschung von höchstem Interesse. G erade in der hier 
behandelten Zeit spielten in der Politik der Stände Handels- und Wirtschafts­
fragen eine besondere Rolle, mußten doch die in dem großen Aufstande von 
1379— 1385 abgerissenen Verbindungen nicht nur mit Venedig, Genua, Spanien 
und Portugal, sondern auch mit den Hansen (die 1388 ihren Stapel von Brügge 
nach Dordrecht verlegt hatten) neu angeknüpft werden. Hinzu kommt aber, daß, 
was der T itel des Werkes kaum vermuten läßt, die flandrischen Stände auch 
organisatorisch eine Eigenart zeigen, die in unserer Zeitschrift hervorgehoben 
werden muß. Den Kern und das allein aktive Element der Stände bildete näm­
lich der Bund der drei Städte Gent, Brügge und Ypern, zu dem im 14. Jh. das 
Brüggische Freiam t hinzugetreten war; um diese vier G lieder gruppierten sich 
je nach politischer Lage und Interesse, jedoch auf bloße passive Anwesenheit 
beschränkt, die Stände selbst: Klerus, Adel, plattes L and und kleine Städte. 
Schon in der Rolle des „Freien44, das adlige und nichtadlige Grundbesitzer und 
Kleinstädter unter einem kommunalen M agistrat zusammenfaßte, zeigt sich eine 
sehr merkwürdige Nuancierung des Typus des Städtebundes, wie er auch sonst 
in dieser Zeit vielfach vorkommt und letztlich ja  auch in der Hanse vorliegt; 
die diesem Bunde mögliche Erweiterung zum Ständetag enthält darüber hinaus 
eine vielleicht einmalige Qualität. Das Ganze erinnert deutlich daran, daß Städte­
bünde nicht im leeren Raume, sondern in landschaftlichen Zusammenhängen 
stehen, ein Gesichtspunkt, den auch auf die Hanse konsequent anzuwenden erst 
neuerdings Johansen gefordert hat (HGbll. 73, 1— 105). Eine künftige ver­
gleichende Typologie mittelalterlicher Städtebünde wird aus P.s W erk  reiche 
Belehrung schöpfen. E. P.

Der Aufnahme des Brüggischen „Freien44 (s. oben) m it adlig-bäuerlicher 
Struktur in den Städtebund der flandrischen Stände geht W . P r e v e n i e r ,  
Realite et histoire. L e quatrieme m em bre de Flandre  (RN 43, 1961, 5— 13), 
mit dem Ergebnis nach, daß eine Verbindung des Freien zu den G rafen von 
Flandern erst seit 1477 unter dem auf Ausschluß des Freien gerichteten Drucke 
der Stadt Brügge zustandegekommen ist und nicht in die frühere Zeit über­
tragen werden darf. E. P.
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Eine eigenartige Entwicklung des Maklerwesens behandelt O. M u s ,  De 
verhouding van de waard tot de drapier in de K ortrijkse draperie op het einde  
van de 15e eeuw  (ASE 98, 1961, 156—218). Die auf der E infuhr englischer 
W olle und dem Tuchexport ins hansische und spanische Gebiet beruhende Tuch­
macherei in K ortrijk  erlebte im 15. Jh . einen Rüdegang, in dessen Gefolge die 
alte Schicht kapitalistischer Unternehm er-Verleger verschwand und eine große 
Anzahl von W ebern  mit kleinen Betrieben und absichtlich niedrig  gehaltener 
Produktion an ihre Stelle trat. Diesen kapitalschwachen Kleinunternehmern 
sicherten nun die mit eigenem Risiko arbeitenden M akler sowohl die Rohstoff­
versorgung wie den Absatz, und dabei traten die M akler sowohl als solche wie 
auch als Faktoren der Kaufleute oder Gesellschafter der W eber auf, unterstützt 
von den gleichzeitig aufkommenden neuen Formen des in ternationalen Handels 
überhaupt. So konnten sie den Tuchabsatz im Auslande nahezu für sich mono­
polisieren, während im W ollim port neben ihnen fremde Kaufleute ihren Platz 
behaupteten. E . P.

E N G L A N D  U N D  SCH O TTLA N D . Essays in the economic and social 
history o f Tudor and Stuart E ngland , in honour of R. H. Taw ney edited 
by F. J. F i s h e r  (Cambridge 1961, University Press. 235 S., 1 T ite l­
bild). — Die thematisch sehr geschlossene, ausschließlich den englischen Ver­
hältnissen gewidmete Festschrift w ird eingeleitet durch eine vom H eraus­
geber verfaßte Charakteristik des späten 16. und des frühen 17. Jhs. als 
wirtschaftsgeschichtlicher Periode [T aw neys Century, 1 — 14). Als typisch stellt 
sich die Langsamkeit des Wachstums der englischen W irtschaft dar, die 
durch unzulängliche Techniken, altertümliche Rechtsformen und mangelnde 
Anregung der Industrie durch den Export bedingt war. Durch die Be­
seitigung der hansischen Privilegien wurde zwar der vorhandene Tuchhandel 
in englische H and  gebracht, nicht aber dessen Volumen vergrößert, so daß 
davon keine Anregung der gewerblichen W irtschaft ausgehen konnte. — C h r i ­
s t o p h  e r  H i l l ,  Protestantism  and the rise o f Capitalism  (15—39), sieht den 
umstrittenen Zusammenhang beider Erscheinungen darin, daß der Protestan­
tismus lediglich das Aufblühen eines bereits vorhandenen Kapitalismus be­
günstigt habe, indem er gewisse im Katholizismus gegebene Hemmungen be­
seitigte. Auch dieser Beitrag behandelt nur englische Verhältnisse, so daß unter 
Protestantismus besser der Puritanismus zu verstehen ist. — J o a n  T h i r s k ,  
Industries in the countryside  (70—88), untersucht die Ausbreitung gewerblicher 
Erwerbsformen auf dem flachen Lande, die dazu beitrug, E ngland  zu einem 
wichtigen Abnehmer für Danziger und Ostseekorn zu machen. — Die Qualität 
der englischen Tuche, die die italienische W are  aus dem türkischen Markte 
verdrängte, und die Überlegenheit des englischen Schiffbaus, der sich auf 
Schnelligkeit und starke Bewaffnung richtete und dadurch die Seeräubergefahr 
ausschaltete, begründeten nach R a l p h  D a v i s ,  England and the M editerranean  
1570— 1670 (117— 137), seit dem Ende des 16. Jhs. die englische Stellung im 
Mittelmeer. Namentlich die Vorzüge der englischen Handelsflotte verdienen 
Beachtung, war es doch gerade die Seeräubergefahr, der seit 1610 die nicht 
viel jüngere deutsche M ittelmeerfahrt erlag. — Von den übrigen Beiträgen 
des Buches seien erwähnt R o b e r t  A s h t o n ,  Charles 1 and the  C ity  (138— 163),
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und D. C. C o  l e r n  a n ,  Sir John Banks, fmancier (204—230), die das Ver­
hältnis der Londoner Kaufmannschaft zur englischen Krone im 17. Jh. behandeln.

£.  P.
P a u l  R.  T e e t o r ,  Englands earliest treatise on the law merchant (The 

American Journal of legal History 6, Philadelphia  Pa. 1962, 178—210), weist 
hin auf die um 1280 in lateinischer Sprache in einem vermischten Stadtbuch 
von Bristol aufgezeichnete Darstellung englischen Kaufmannsrechtes und gibt 
eine Übersetzung nach der Veröffentlichung von 1900. Die Aufzeichnung be­
handelt neben anderem Prozeß- und Verfahrensrecht, das Recht der H andlungs­
gehilfen, Schiff- und Marktrecht, Gerichtsvollzug, das vom M arktherrn  zu haltende 
Marktsiegel, das Schriftwesen der Kaufmannsgerichte usw. E. P.

E. B. F r y d e ,  The last trials of Sir W illiam  de la Pole (EcHistRev. 2nd 
Series XV, 1962—63, 17—30), setzt seine Studien zur Besteuerung und Regle­
mentierung des englischen Wollexports im 14. Jh . fort (vgl. HGbll. 78, 224) 
und zeigt, daß die Prozesse, die der König seit 1353 gegen Pole, einen der 
führenden englischen Kaufleute und den Organisator der Zollverpachtung, führte, 
Zusammenhängen mit der Aufgabe des W ollstapels zu Brügge und dem Über­
gang zu inländischen Stapelplätzen. E. P.

O l i v e  C o l e m a n  ed., The brokage book o f Southa?npton 1443— 1444 
(Southampton Records Series IV Vol. I. Southampton 1960, at the University. 
X X X V III ,  148 S., 2 Kt., 1 Schrifttf.). — Das Stadtarchiv in Southampton ver­
w ahrt eine ganze Reihe von Einnahmebüchern des Zolls von den zu Lande ein- 
und ausgehenden W aren, deren ältestes, von 1439—40, bereits 1941 veröffent­
licht worden ist. Der jetz t folgende zweite Band belegt deutlich Southamptons 
Stellung als Vorhafen von London namentlich für Luxuswaren und W aid  aus 
Italien und für Gascogne-Wein. Als Em pfänger von W aid  tritt  der bedeutende 
Tuchmacherplatz Coventry hervor, wie überhaupt die E infuhr von W aid  und 
A laun ein Maßstab für die englische Tucherzeugung ist (S. X X V III  Tabelle 
für Salisbury 1439— 1493). — Die Einrichtung des Buches und die Zollerhebung, 
namentlich die völlig unsystematisch gewachsene Zahl der Zollbefreiungen, zeigt 
verblüffende Ähnlichkeiten zum hansisch-deutschen Zollrecht. Auch hierin macht 
sidi die Einheitlichkeit wichtiger rechtlicher Institutionen des mittelalterlichen See­
wesens bemerkbar! E. P.

M. E. M a 11 e 1 1 , Anglo-florentine commercial relations 1465— 1491 (EcHist­
Rev. 2nd Series XV, 1962—63, 250—265), zeigt, daß nach dem Abbau der 
Diskriminierung fremder Flaggen durch Florenz im Jah re  1465 die florentinisdien 
Staatsgaleeren aus dem Verkehr mit England durch englische Schiffe verdrängt 
wurden, und erklärt dies aus der Abhängigkeit Florenz* von der Lieferung 
englischer Wolle. 1489 brachte Florenz sogar einen englischen W ollstapel zu­
stande, der ihm ein Monopol für Italien verlieh, aber keinen großen Effekt 
erzielte. E. P.

H. G. H a n b u r y ,  The legislation of Richard III. (The American Journal
of legal History 6, 1962, 95— 113), untersucht die Gesetze des englischen P a rla ­
ments von 1484, die unter anderem Vorschriften über die Tuchmacherei und 
solche zum Schutze des englischen Kaufmanns gegen unfairen auswärtigen W ett­
bewerb, gerichtet gegen die Italiener, enthalten. E. P.
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Auch in England ist über die Kleinstädte, bei denen oft unerfindlich ist, 
warum sie als Städte und nicht als Dörfer erscheinen, nur wenig bekannt. Einen 
Anfang zur Füllung dieser Lücke macht J u l i a n  C o r n w a l l ,  English country  
towns in the fifteen twenties (EcHistRev. 2nd Series XV, 1962— 63, 54—69), 
anhand eines Steueranschlags von 1524, der über die Formen der Kommunal­
verwaltung, über Einwohnerzahl und Vermögensverhältnisse einige Auskunft 
gibt. E. P.

John Isham  mercer and merchant adventurer. Two account books o f a London  
mcrchant in the reign o f E lizabeth 1, edited by G. D. R a m s a y  (The Publi- 
cations of the Northamptonshire Record Society X X I .  Durham 1962, North- 
umberland Press. C X II, 197 S., 1 Abb.). — Kaufmännische Geschäfts- und 
Handlungsbücher haben sich in England sehr viel seltener als im hansischen 
Bereich erhalten, so daß man jedem  Fund mit Interesse entgegensehen muß. 
M an ist daher nicht allzu sehr enttäuscht, wenn die hier mit umfangreicher E in­
leitung und kritischer Sorgfalt publizierten Geschäftsbücher einen mehr firmen­
geschichtlichen als allgemein handels- und verkehrsgeschichtlichen Quellenwert 
darstellen. Das liegt zum Teil an der Firma, der sie ihre Existenz verdanken, 
und zum Teil an der Art der Buchführung. John Isham, zu A nfang  der 40er 
Jah re  des 16. Jhs. mit zwei Brüdern ländlicher Herkunft nach London über- 
gesicdelt und bald in der Gewandschnciderkompanie und der Gesellschaft der 
Merchants adventurers in den Rang der ansehnlichsten Mitglieder aufgestiegen, 
befaßte sich vorwiegend mit dem Aufkauf von Wollentüchern bei den länd ­
lichen Tuchmachern Englands und dem Export dieser Tücher nach Antwerpen; 
dort kaufte er Fusteine, Leinen- und Seidentücher auf, die er nach England 
zurückbrachte. Er betrieb also ein recht bescheidenes Geschäft, und da das A n­
fangskapital aus der Mitgift seiner Frau stammte und gerade 1552 die han ­
sische Konkurrenz aus dem englischen Tuchexport ausgeschaltet worden war, 
so ist Ishams Aufstieg wohl mehr der Gunst der äußeren Um stände als seinem 
Geschick zuzuschreiben. Dafür spricht auch, daß er sich, als ihm 1564 mit der 
Sperrung Antwerpens der einzige Auslandsmarkt, auf dem er sich auskannte, 
verschlossen wurde und für die Merchants adventurers das schwierigste J a h r ­
zehnt ihrer Geschichte anbrach, nur zögernd und nicht nachhaltig an den V er­
suchen beteiligte, in Emden, Ham burg und Danzig neue M ärkte zu gewinnen. 
S tatt dessen zog er sich 1572 ganz auf seine Landgüter zurück. W a r  demnach 
die Firma an sich nur von mittlerer Bedeutung, so wird die Aussagekraft ihrer 
erhaltenen Handlungsbücher noch dadurch eingeschränkt, daß sie sich als Aus­
züge aus verlorenen Büchern darstellen, die Ishams Außenstände, sein V er­
hältnis zu Dienern und Gesellschaftern, sein Vermögen in Grundbesitz und 
Handelswaren und seine Schulden zusammenfassen, also mehr die Vermögens­
lage als die H andlung dokumentieren. Die vom Herausgeber in der Einleitung 
gegebene vorzügliche Firmengeschichte beruht daher nicht nur und wohl nicht 
einmal in erster Linie auf diesen Büchern, sondern auf anderweitig überlieferten 
Nachrichten. W as die Bücher an personengeschichtlichem und an M ateria l zum 
englischen Handel in Antwerpen bieten, berührt den hansischen Raum nur in­
direkt. In etlichen Einträgen der Bücher kommt Ishams Beteiligung an dem Tuch­
handel der Merchants adventurers in Emden 1564 zum Ausdruck, ein anderer 
E intrag  bezieht sich auf Tuchexporte nach Ham burg im Jahre  1571. Ist demnach
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der unmittelbare Nutzen des Werkes für die hansische Forschung gering, so 
sei doch hingewiesen auf seine exemplarische Bedeutung. Denn hier w ird nicht 
zuletzt dank der vorzüglichen Einleitung des Herausgebers ein Kaufmann vor­
gestellt, der als typisch für eine breite Schicht von Standesgenossen gelten kann.

E. P.

Y. S. B r e n n e r ,  The Inflation of prices in England 1551— 1650 (EcHistRev. 
2nd. Series 15, 1962—63, 266—284), führt seine Untersuchungen fort (vgl. HGbll. 
80, 191 f.) mit Belegen für die These, daß der Preisanstieg nicht durch die Flut 
amerikanischen Silbers, sondern durch wachsende Geldmenge, wachsende U m ­
laufgeschwindigkeit und wachsende Kreditschöpfung ausgelöst worden sei.

E. P.

FRANKREICH. R u d o l f  V o l l a n d ,  Die Rolle Bordeaux s im  H andel zw i­
schen den H ansestädten und W estfrankreich im M ittela lter, besonders im 15. ja h r - 
hundert (phil. Diss. H am burg 1962. 148 S., 7 Ktn.), stellt die im wesentlichen be­
reits bekannten Daten über den seit dem Ende des 13. Jhs. einsetzenden Direkt­
verkehr mit den westfranzösischen Häfen zusammen, für den die strenge Absonde­
rung der Fahrt auf Bordeaux kennzeichnend ist. Solange Bordeaux unter englischer 
Herrschaft stand, war es den Hansen ganz unzugänglich; die Engländer ließen 
sie nur zur Fahrt zwischen Bordeaux und England zu, und auch nach 1453 blieb 
hier der hansische Direkthandel gering. Wichtig ist der Versuch Verf.s, die am 
Bordeaux-England-Verkehr beteiligten deutschen Kaufleute und Schiffer nach­
zuweisen. Die für die Hanse wichtigen französischen H äfen  waren die berühmten 
Salzhäfen der Baye, deren H andel unter Führung von Danzig und Reval ganz 
in hansisch-holländischer H and  war, und von Brouage, das seit der zweiten 
H älfte des 15. Jhs. die Bayenfahrt fast vollständig ablöste. Die Fahrt auf La 
Rochelle pflegten besonders Stralsund und Kämpen. Neben dem Salz spielten 
andere Handelsgüter: Wein, Gewürze, Früchte, Tuch, nur eine untergeordnete 
Rolle; vielfach begegnen sie nur als freie Führung der Schiffsleute, nicht als 
kaufmännische Handelsware. — Leider ist die Verarbeitung der L iteratur m an­
gelhaft. So ist das wichtige, bereits 1958 erschienene Buch von Craeybeckx über 
den französischen W einhandel mit den N iederlanden (HGbll. 80, 183 f.) un ­
berücksichtigt geblieben, obwohl es die hansische Frankreichfahrt ausführlich 
behandelt. So beruht z. B. das, was V. über die Roles d ’Oleron schreibt, ganz 
auf veralteter und durch Craeybeckx außer Kurs gesetzter Literatur. E. P.

M i r e i l l e  Z a r b ,  Les Privileges de la v ille  de M arseille du x c siecle ä la 
revolution  (Paris 1961, A. et J. Picard et Cie. 364 S., 2 Abb.). — Das Buch 
ist kein Quellenwerk, sondern stellt das Privilegienrecht der Stadt Marseille, 
d. h. die auf stadtherrlicher Verleihung oder wenigstens Anerkennung beruhenden 
Teile des Stadtrechts in ihrer Entwicklung dar. Diese Entwicklung zeigt einen 
scharfen Einschnitt in der Mitte des 13. Jhs., durch den eine ältere Periode mit 
schwacher Stadtherrschaft, reicher kommunaler Rechtsbildung und entsprechend 
geringer Bedeutung des Privilegienrechts getrennt wird von den Zeiten der 
mächtigen Stadtherrschaft zunächst des Hauses A njou  und seit 1481 der fran ­
zösischen Krone, unter der für kommunale Rechtsbildung kaum noch Raum blieb
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und das vom Stadtherrn oktroyierte Recht überragende Bedeutung erhielt. Daß 
dieses Recht von der Stadt als Privilegienrecht empfunden werden konnte, 
e rk lärt sich daraus, daß das Königtum in Marseille den französischen M itte l­
meer- und Levantehandel zu konzentrieren suchte und daher an einer Sonder­
stellung der Stadt selbst interessiert war — im Gegensatz zu der zentralisierenden 
und  nivellierenden Politik, deren sich der französische Absolutismus sonst be­
diente. Erw ähnt sei als Beispiel der 1669 durch Colbert oktroyierte Freihafen, 
der Marseille aus der französischen Zollgrenze ausschloß und dadurch gegenüber 
G enua und Livorno konkurrenzfähig machte; vergleicht man damit das Schicksal 
der von mittelmeerisdien Vorbildern angeregten Freihafenpläne, die Ham burg 
seit 1692 ventilierte, so zeigt sich der Unterschied zu den deutschen V erhält­
nissen, in denen Hafenstädte von W eltrang  als herrschaftliche Städte gar nicht 
bestanden und daher auch für Freihäfen kein Bedürfnis vorlag. So wäre wohl 
auch für keine deutsche Stadt die Behandlung des Privilegienrechtes als selb­
ständigen Themas und losgelöst von der kommunalen Rechtsbildung denkbar; 
Marseille könnte so einen ganz eigenartigen Typus der europäischen Stadt ver­
treten. Leider enthält sich die vorliegende Untersuchung jedes Vergleichs selbst 
zu den proven^alischen Städten, so daß das Typische der Marseiller Rechts­
entwicklung nur knapp herausgearbeitet wird. E. P.

Einen wichtigen Beitrag zur Geschichte des Tuchhandels bietet H u g u e t t e  
C a l d e r a n - G i a c c h e t t i ,  L exp o rta tio n  de la draperie languedocienne dans 
les pays mediterraneens d ’apres les Archives D atini 1380— 1410 (Annales du 
Midi 74, 1962, 139— 176). Die ziemlich mittelmäßigen und billigen Tuche des 
Languedoc fanden in N ord- und Mittelitalien einen bedeutenden Markt, w äh­
rend in Süditalien und Sizilien die katalanische Konkurrenz herrschte. Der H a n ­
del war in den Händen italienischer Kaufleute, welche die Messen besuchten oder 
in M ontpellier Kontore unterhielten. — O d e t t e  T a v i a n i ,  L e commerce 
dans la region aixoise au rnilieu du X I V e siecle (1348— 1349) ä travers un 
fragm ent de compte du peage d ’A ix  en Provence (ebd. 255—285), untersucht 
W aren , Kauflcute und Handelsstraßen und zeigt durch den Vergleich mit dem 
H andel des Jahrhundertanfangs, wie tief die Krise der Jahrhundertm itte  ein- 
schnitt. — In demselben Bande (345—360) analysiert J o s i a h  C. R u s s e l l ,  
R evo lu tio n  demographique de M ontpellier au M oyen age, die Faktoren des 
städtischen Wachstums von Montpellier. P. Jeannin

E l i s a b e t h  C a r p e n t i e r  et J e a n  G l e n i s s o n ,  La dem ographie  
frangaise au X IV e  siecle (AESC 17, 1962, 109— 129), geben einen Überblick 
über den Stand der bevölkerungsgeschichtlichen Forschung in Frankreich, für 
welche die sich vielfach widersprechenden Ergebnisse der M onographien kenn­
zeichnend seien. An der Art, wie die Steuerregister oft ganz unterschiedlich die 
Zahl der Feuerstellen feststellen, und an der Schwierigkeit, die Kopfzahl pro 
Feuerstelle zu bestimmen, zeigen die Verf., daß die sorgfältigste Untersuchung 
der benutzten Quellen und die Definition aller für die Statistik verwandten 
Begriffe gefordert werden muß. Es zeigt sich, daß die Kopfzahl pro Feuerstelle 
in den verschiedenen sozialen Gruppen ganz unterschiedlich ist; ob allerdings 
der Vorschlag, anstatt der unsicheren Umrechnung in Einwohnerzahlen in Feuer­
stellen zu rechnen, praktikabel ist, bleibt wohl abzuwarten. E. P .
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F r a n f o i s e  D u m a s - D u b o u r g ,  A propos de Vatelier royal de Dijon. 
Apergus sur la politique monetaire des ducs de Bourgogne Jean sans Peur 
et Philippe le Bon (Annales de Bourgogne 34, 1962, 5—45), zeigt, daß trotz 
aller herzoglichen Ansprüche der König die Münze zu D ijon in der Hand 
behielt, und untersucht die M ünzprägung im Zusammenhang mit der wirtschaft­
lichen Situation. Zeitweilig erbrachte sie fast die H älfte  aller Einnahmen der 
burgundischen Staaten. P. Jeannin

S. D e c k ,  Les municipalites en Haute Normandie (Annales de Normandie 
12, 1962, 77—92; 151 — 167; 213—234), gibt einen Überblick über die Stadt­
rechtsentwicklung der Normandie seit dem Ende des Mittelalters. Die nach 
vorangegangener Unterdrückung der Kommunen am Ende des 14. und im 15. Jh. 
wiederhergestellten städtischen Körperschaften hatten  eine rein administrative 
Funktion, und seit dem 16. Jh. wurde ihre Autonomie durch Eingriffe der 
Zentralgew alt wieder beschnitten. — Aus den genealogischen Nachrichten der 
Notarsregister gewinnt P i e r r e  D a r d e l ,  Une fam ille de manufacturiers en 
Haute Normandie. Les Pouchet, X V e— X I X e siecles (ebd. 93— 107; 169— 184), 
ein schönes Beispiel für sozialen Aufstieg aus kleiner, halb ländlicher Kauf­
mannschaft zum großen Kolonialhandel und zur Tuchfabrikation. P. Jeannin

Die wechselnden Konjunkturen eines lokalen M arktes untersucht A l a i n  
D e r  v i 11 e , Le marche du vin ä Saint-Omer. Ses fluctuations au X V e siecle 
(RB 40, 1962, 348—370), anhand des Weinverbrauchs in Saint-Omer während 
des 15. Jhs. Es zeigt sich, daß die Konjunktur vom Angebot abhängt und dieses 
wiederum von einer Reihe sich ständig ändernder natürlicher und politischer 
Bedingungen. Der Ernteausfall in Frankreich und der Gascogne w ar da ebenso 
wichtig wie der Stand der englisch-französischen, später der französisch-burgun- 
dischen Kriege. W enn politische Gründe die Konkurrenz ausschalteten, hatten, 
wie D. vermutet, sogar hansische Kaufleute im W einhandel der Stadt eine 
Chance (S. 362). E. P.

P i e r r e  G o u h i e r ,  Port en Bessin 1597— 1792. E tüde d ’histoire demo- 
graphique  (Cahiers des Annales de Norm andie 1, 1962, 115 f.), zeigt die Be­
sonderheiten der Bevölkerungsgeschichte der Küstenlandschaft und den Einfluß 
der Seefahrt auf die Sozialstruktur, ohne allerdings bei der schmalen G rund­
lage seiner Arbeit zu allgemeinen Ergebnissen zu kommen. P. Jeannin

H e n r i  L a p e y r e ,  U A rithm etique  d ’E tienne de la Roche (1520), source 
de Vhistoire du commerce (Cahiers d ’histoire 7, 1962, 165— 183). W ie andere, 
besser bekannte W erke dieser A rt enthält der erste gedruckte französische 
T rak ta t  über die Rechenkunst einen theoretischen und einen praktischen Teil. 
Der letztere behandelt auf mehreren Seiten den Wechselusus auf dem Platz 
Lyon. P. Jeannin

P O R T U G A L /S P A N IE N /IT A L IE N . H e r m a n n  K e l l e n b e n z ,  Os mer- 
cadorcs alemäes de Lisboa por vo lta  de 1530 (Sonderabdruck aus: Revista 9, 
1961. 20 S.), beschreibt nach spanischen und deutschen Quellen die Geschäfte, 
die um 1530 Jorge H erw art aus Augsburg in Lissabon betrieb. M it den Fugger 
und W elser waren es nur oberdeutsche Häuser, die damals via Antwerpen in 
Lissabon im Gewürzhandel den Italienern Konkurrenz machten. H erw art selbst 
w ar auf den Handel in Juwelen spezialisiert. E. P.
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J o s e - G e n t i l  d a  S i l v a  (Hrsg.), Marchandises et Finances I I I:  Letlres  
de Lisbonne 1563— 1578 (ficole pratique des Hautes fitudes V Ie section, Centre 
de recherches historiques: Affaires et gens d'affaires X IV . Paris 1961, S. E. V. P.
E. N. 494 S.). — Der zweite Band des Briefkorpus, das die Geschäftsbriefe 
der Lissaboner Korrespondenten an Simon Ruiz in Medina del Campo vo r­
legt (vgl. HGbll. 79, 213; die Zählung als Band III bezieht einen bibliographisch 
selbständigen früheren Band ein, HGbll. 80, 196 f.), behandelt fast ausschließ­
lich die Jahre  1575— 1578. E r enthält 82 Schreiben von Fernando de Morales 
und 359 Briefe verschiedener Korrespondenten, von denen nur 17 in den Jahren  
1563— 1574 entstanden sind. Die Morales-Briefe sind von besonderem In te r­
esse. Sie zeigen, wie die im allgemeinen auf den Indien-N iederlande-H andel 
beschränkten Geschäftsbeziehungen bei günstiger Konstellation mühelos in den 
hansischen Raum übergreifen konnten. Die Briefe beschäftigen sich vor allem 
mit dem Einkauf Pariser Stoffe, die über Nantes und Rouen nach Lissabon 
gebracht und aus dem Verkauf von Gewürzen und Salz in den N iederlanden  
und Frankreich bezahlt wurden, und mit dem diesem W arenverkehr dienenden 
Wechselverkehr, der die besondere Bedeutung der Lyoner Messen fü r die Z a h ­
lungen mit Frankreich erhellt. Als 1576 der Vertrieb des Setubalsalzes in F rank ­
reich einen sehr schlechten M arkt fand, wurde eine Flotte von vier H andels­
schiffen nach Hamburg umdirigiert, weil man sich davon einen besseren Gewinn 
versprach. In ähnlicher Form dehnte die Firma ihre Getreideankäufe, die sie 
in der Regel in Spanien und Frankreich plazierte, bis in die Ostsee aus; sowohl 
1576 wie 1577 importierte sie preußisches und polnisches Korn aus Lübeck und 
Danzig, und mehrfach nehmen die Briefe Bezug auf die durch die polnischen 
Thronw irren  verursachten Schwierigkeiten. In Lübeck bezahlte man mit dem 
Erlös aus Verkäufen von Gewürzen in den Niederlanden. Die für diese G e­
schäfte erforderliche Kenntnis der hansischen Märkte scheinen in der Regel die 
niederländischen Korrespondenten zu Verfügung gestellt zu haben; nur einmal 
w ird  ein Korrespondent im hansischen Bereich genannt (Melchior Engelbrecht 
in Lübeck). — Die Briefe der übrigen Korrespondenten sind sehr viel kürzer 
und beleuchten weniger das Warengeschäft als den Zahlungsverkehr. Sie be­
reiten deshalb dem Verständnis viele Schwierigkeiten, zeigen aber sehr schön 
die Wege des Zahlungsverkehrs von Antwerpen über Lyon und die spanischen 
Plätze nach Lissabon namentlich während der Störungen durch den n iederlän­
dischen Krieg von 1578. Mehrfach finden sich Nachrichten über hansische Schiffer, 
die mit Getreide aus der Ostsee gekommen waren und Rückfracht auf west­
französische Häfen einnahmen. — Hingewiesen sei auf das Register zu beiden 
Bänden, das den eiligen Benutzer allerdings leicht in die Irre führt, da es, um 
Sachzusammenhänge herauszustellcn, sehr stark entgegen der alphabetischen 
O rdnung gliedert; die N am en der deutschen Seestädte, die in der alphabetischen 
O rdnung  fehlen, erscheinen vereinigt unter dem Stichwort „Mer du nord — 
Baltique“. Daß die im Register gegebenen Zahlen die Seiten bezeichnen und 
zwar die in Antiqua gesetzten die des ersten Bandes, die fetten die der Morales- 
Briefe und die kursiven die übrigen des zweiten Bandes, das herauszufinden 
bleibt gleichfalls der Findigkeit des Lesers überlassen. — Im ganzen haben wir 
ein imponierendes W erk zu bewundern, das zwar an die Interpretationskunst 
höchste Anforderungen stellt, gerade damit aber der Wissenschaft manche A n ­
regung verspricht. E. P .
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J a c q u e s  H e e r s ,  Genes au X V e siecle. Activite  economique ei pro- 
blemes sociaux (£cole pratique des hautes etudes V Ie section: Centre de recher- 
ches historiques. Affaires et gens d ’affaires X X IV . Paris 1961, S. E. V. P. E. N. 
741 S., 7 Bildtfn., viele Ktn. u. Tab.). — Im Gegensatz zur älteren wirtschafts­
geschichtlichen Forschung, die durch Sieveking auch m it Deutschland eng ver­
bunden war, ist in neuerer Zeit die Bedeutung Genuas im Rahmen des euro­
päischen Handelssystems auch schon der hansischen Zeit vielleicht nicht immer 
gebührend gewürdigt worden. Durch H.s monumentales, auf der Auswertung 
von hunderttausend N otariatsakten beruhendes W erk  ist ihr je tz t die Auf­
merksamkeit der Wissenschaft wieder gesichert. Auch die Hanseforschung hat 
Anlaß, davon Kenntnis zu nehmen, nicht nur, weil Genuas Blüte im 15. Jh. 
noch auf dem Zwischenhandel zwischen dem östlichen M ittelm eer und England- 
Flandern beruhte und damit hansische Interessen unm ittelbar berührte, sondern 
ebenso sehr aus allgemeinen Gründen, in deren Betonung ein besonderer Vor­
zug von H.s Arbeit liegt. — So zeigt H., wie der T ransport  von Massengütern, 
vor allem phokäischcm Alaun und lombardischem W aid  (Pastell), nach England 
und Flandern zum Bau großräumiger Schilfe (wohl der größten, die das M ittel­
alter gekannt hat) führte und wie der Mangel an Rückfracht sogar die Ein­
nahme von Getreide interessant machte, das wahrscheinlich durch hansische Kauf­
leute dorthin gebracht wurde. Sowohl in London wie in Brügge und Middel­
burg trafen die Genuesen mit den Hansen zusammen und wurden ihre W aren: 
Alaun, Pastell, Wein, ö l ,  Früchte, Seife, dem hansischen H andel infiltriert. 
1445 ist sogar eine direkte Schiffsreise von Pera in Kleinasien nach Bremen 
bezeugt; doch blieb dies eine Ausnahme, in der Regel endete die italienische 
Schiffahrt in Brügge. Andererseits berührte der genuesische H andel, der damals 
das türkische Reich und das Schwarzmeergebiet mit den Endpunkten der zen­
tralasiatischen Straße beherrschte, auch im Osten das hansische Gebiet mit Ver­
bindungen vom Schwarzen Meer über Lemberg nach Danzig, die erst 1484 durch 
die Türken unterbrochen wurden. W enn aber um 1450 ein Danziger in Genua 
nachweisbar ist, der von dort aus nach Spanien und N ordafrika  handelte, so 
ist darin doch wohl wieder nur ein merkwürdiges Einzelschicksal zu sehen, das 
keine weiteren Schlüsse erlaubt. Schließlich ist des Landweges von Genua nach 
F landern zu gedenken, der zum Transport von Luxusgütern benutzt wurde, durch 
die Messen von Genf und Lyon führte und wichtige Verbindungen nach Ober­
deutschland und N ürnberg einschloß. — Nicht näher dargelegt werden kann 
hier der genuesische M ittelmeerhandel und ebensowenig alles das, was H. über 
die kapitalistische Struktur des kaufmännischen Betriebes in Genua an Erkennt­
nissen gesammelt hat. Der Erwähnung mag wert sein, daß sich primitive und 
hochkapitalistische Formen nebeneinander beobachten lassen, daß aber diese 
letzteren schon im 15. Jh. allgemein verbreitet und weiten Kreisen der Kauf­
mannschaft vertraut und geläufig waren. Von höchster Bedeutung sind dagegen 
die Wege, in denen sich diese gewaltige Wirtschaftsmacht betätigte: wie die 
zunächst ganz auf Flandern gerichtete genuesische A tlan tik fah rt die Wirtschaft 
der iberischen Halbinsel anregte und die spanisch-portugiesischen Häfen zur 
Blüte brachte, und wie sich dann im Laufe des 15. Jhs. der erregende U m ­
schwung vollzog, in dessen Verlauf die Flandernfahrt ih r Gewicht verlor und 
hinter dem Spanien-, M adeira- und Sudanhandel zurücktrat. So befand sich 
die spanisch-portugiesische Schiffahrt von Anfang an in wirtschaftlicher Ab-
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hängigkeit von Genua, und der Vorsprung des atlantischen Handelssystems vor 
denen der europäischen Binnenmeere ist, wie H. deutlich herausstellt, w ahr­
scheinlich schon im 15. Jh. und vor der Entdeckung Amerikas begründet worden. 
So wurden hier und bereits im 15. Jh. die neuen Maßstäbe gesetzt, an denen 
gemessen sowohl der venezianische wie der hansische Handel, wenn auch in 
den absoluten W erten  kein Rückgang eintrat, im 16. Jh. doch auf dritte und 
vierte Plätze zurückfiel. Nachdem sich die hansische Forschung jüngst mehrfach 
bemüht hat, durch den Vergleich zwischen Lübeck und Venedig dem N ieder­
gang der Hanse neue Gesichtspunkte abzugewinnen, könnte H.s hier nur in 
A ndeutungen vorgeführtes Buch durch seinen sachlich wie gedanklich weit­
greifenden Gegenstand ihr eine Fülle von Anregungen in einem ähnlichen Sinne
geben. E. P.

Als Teil des Aufbaus moderner Staatsformen im Venedig des 16. Jhs. e r­
weisen sich auch Organisation und Technik der Kriegsflotte als Funktionen der 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Situation Venedigs. A l b e r t o  T  e - 
n e n  t i , Cristoforo Da Canal. La marine venitienne avant Lepante (Biblio- 
theque generale de Fficole pratique des Hautes Etudes V Ie section. Paris 1962, 
S. E .V . P .E . N. XV, 211 S., 8 Abb.), verfolgt diese Zusammenhänge im Lebens­
werk des Admirals Da Canal, der Venedigs stehende Flotte schuf und sie mit 
einer allerdings unzulänglichen Basisorganisation für den Einsatz im östlichen 
M ittelmeer ausstattete. Da er am Ruderschiff festhielt, während die atlantischen 
N ationen bereits zum Segelschiff übergegangen waren, w ar die Anwerbung des 
Ruderpersonals Lebensfrage, die Da Canal durch den regelmäßigen Einsatz von 
Strafgefangenen löste. E. P.

S K A N D I N A V I E N
(Bearbeitet von Ahasver von Brandt)

Kulturhistorik Leksikon for nordisk middelalder, Bd. V II: H ovedstad-Judar 
(Kopenhagen 1962, Rosenkilde og Bagger. VII S., 719 Sp., 8 Tfln . u. zahlr. 
Textabb.). Von Bedeutung für den hansischen Bereich sind in dem neuen, wie 
immer sorgfältig redigierten und vorzüglich ausgestatteten Band (vgl. zuletzt 
H G bll. 80, 200 f.) u. a. einige Stichworte zur Stadt-, Bürger- und Bevölkerungs­
geschichte: Hovedstad (Hauptstadt, Hervortreten erst im Spätmittelalter), Hus- 
bygge (Hausbau, umfangreich und gut orientierend), Huvudskatt (Kopfsteuer), 
H ändverkslovgivning (speziell norwegische Handwerkergesetzgebung), Innvan- 
d ring  (nützliche und ziemlich ausführliche Angaben besonders über die deutsche 
Einwanderung); ferner zur Handelsgeschichte die Artikel Humle und Humle- 
handel (Hopfen), Hvalfangst, Jak t und Jak tfäg lar  (sehr ausführlich!), Import- 
och exportförbud (gute Übersicht namentlich über Ausfuhrverbote), Haervejen 
(der jütische Heerweg Viborg-Schleswig, mit Karte); zur Münzgeschichte Hvid 
(W itten) und Joachimsthaler; schließlich sind in diesem Zusam m enhang auch 
die Regionalartikel Ingermanland, Ishavsfart, Island, Islandhandel beachtens­
wert. A .v .B .

Excerpta Historica Nordica, Vol. I I I  (Kopenhagen 1962, Rosenkilde og 
Bagger. 236 S.). Der dritte Band dieses Referatorgans (vgl. zuletzt HGbll. 78, 
231 f.) en thält wieder länderweise gegliederte Berichte über die in Dänemark, 
F innland, Norwegen und Schweden erschienene historische L iteratur, diesmal

16 H  G b l. 81
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für die Erscheinungsjahre 1956—58 (mit wenigen Ausnahmen). Die Abschnitte 
werden jeweils durch einen Sammelbericht eingeleitet, es folgen Einzelreferate, 
überwiegend von den Autoren selbst verfaßt, sowie bloße Titelnennungen. Zu 
bedauern ist nach wie vor, daß Zeitschriftenaufsätze nur in sehr geringer und 
willkürlicher Auswahl aufgenommen sind. W ie schon in Vol. II ist auch dies­
mal der Inhalt durch ein Sach- und Regionalregister und ein Autorenregister 
erschlossen. Die Titelauswahl bzw. die Vollständigkeit des Überblicks ist in den 
vier Länderreferaten sehr unterschiedlich (am relativ vollständigsten für N or­
wegen). Doch hat sich das W erk inzwischen jedenfalls zu einem recht nützlichen 
Arbeitsinstrument für den ausländischen Forscher entwickelt. Auch die hansische 
Forschung erfährt dadurch doch wenigstens nachträglich etwas über manche 
Neuerscheinungen, die uns zur Besprechung leider nicht zugegangen sind; er­
w ähnt seien u. a. folgende Titel: N i l s  P.  V i g e l a n d  u. a., N orge pä havet 
(Geschichte d. norw. Seeschiffahrt, 2 Bde., Oslo 1952—54, Neuauflage in 4 Bden. 
1955—56); O d d  V o l l  a n ,  Den norske klippfiskhandels historie  (Förde/Norw. 
1956, 530 S.). A .v .B .

Das repräsentative, reich bebilderte dreibändige Sammelwerk Scandinavia , 
Past and Present ([Band 1:] From the V iking  A g e  to Absolute Monarchy, 
S. 1—608; [Band 2:] Through Revolutions to L iberty , S. 609— 1270; [Band 3:] 
Five M odern Democracies, 888 S. Ohne Ort und J a h r  [Kopenhagen 1959], 
published by Edvard Henriksen Arnkrone), ist uns zur Besprechung leider nicht 
zugegangen. Hingewiesen sei vor allem auf den ersten Band, der die Geschichte, 
Kunstgeschichte, Literaturgeschichte von den Anfängen bis zum Beginn des auf­
geklärten Absolutismus behandelt. E r gliedert sich in die Abschnitte „Primeval 
Scandinavia“, „Viking Times“, „Church, King and N ob ili ty“, „Scandinavian 
U n ion“, „Reformation and Renaissance“, „Absolutism and L iberty“. Jeder dieser 
Abschnitte ist in 10 bis 25 von verschiedenen Verfassern abgefaßte U nter­
abschnitte zerlegt, die Einzelthemen behandeln. Zahlreiche wichtige historische 
Abschnitte stammen aus der Feder von R o a r  S k o v m a n d  (z. B. „Hedeby and 
B irka“, 111 — 114; die Zeit der W aldem ars, 253 ff.; „The Hanseatic Towns and 
Scandinavia“ 325—331), andere, vor allem über die Unionszeit und über die 
Reformation, von W i l h e l m  T h a m .  W eitere N am en müssen wir uns ver­
sagen. Bei einem Repräsentativwerk können die Texte natürlich nur andeutend 
und zusammenfassend sein. Großartig  ist die Bebilderung. L itera tu r  wird nicht 
angegeben. Ein Register für die beiden ersten Bände findet sich im 2. Band. 
Der der Gegenwart gewidmete 3. Band hat sein eigenes Register. D aß auch 
Finnland und Island volle Berücksichtigung finden, ist selbstverständlich.

C . / / .

G e o r g  S c h w a i g e r ,  Die R eform ation in den nordischen Ländern  (Mün­
chen 1962, Kösel. 189 S.). — Das Buch ist eine geschickt gegliederte, übersicht­
lich referierende und mit umfangreichen Literaturhinweisen ausgestattete D ar­
stellung der Reformationsvorgänge im Norden, mit einleitenden Rückblicken 
auf die mittelalterlichen Verhältnisse, ausführlicher die Vorgänge des 16. Jhs. 
schildernd, mit wenigen oberflächlichen Stichworten jedoch noch bis in die 
Gegenwart führend. Der Anteil der Hansestädte an den politischen Ereignissen 
wird nur sehr knapp und mit geringem Verständnis für die tieferen Hinter-
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gründe berücksichtigt. Für den (katholischen) Verfasser stellt sich der ganze 
hier behandelte Abschnitt der nordischen Geschichte als „die Geschichte eines 
tragischen Unterganges“ dar (189). Diese Auffassung ist gewiß sein gutes Recht, 
aber er verbaut sich mit ihr selbst das Verständnis für das fruchtbare Neue, 
das durch die Vorgänge des 16. Jhs. gerade auch im Norden ausgelöst worden 
ist, j a  geradezu für die europäische Rolle höheren Ranges, die die nordischen 
Länder erst seitdem überhaupt spielen konnten oder jedenfalls gespielt haben. 
D er etwas elegische Ton, auf den das Ganze gestimmt ist, erscheint daher nicht 
recht geeignet, die tatsächlichen historischen Folgen der geistigen und politischen 
Vorgänge der Reformationszeit überhaupt verständlich zu machen. E r steht zudem 
in sonderbarem Gegensatz zu der Beobachtung, daß Verf. — abgesehen von 
dieser etwas ermüdend gleichmäßigen Tünche über der ganzen Darstellung — 
sich die Kompilation seines Textes selbst mindestens streckenweise ziemlich ein­
fach gemacht zu haben scheint; man vergleiche nur den Text von S. 121 (Mitte) 
und 122 mit demjenigen bei Ingvar Andersson, Schwedische Geschichte (München 
1950), S. 162— 163. Der Anspruch eigener, origineller W ertung sollte jedenfalls 
auch mit sprachlicher und darstellerischer Originalität vertreten werden können. 
Beachtet man, daß das Buch weitgehend Darstellung aus zweiter H and  ist, so 
kann es zu einer Orientierung über den Ablauf der Geschehnisse immerhin dank­
bar und mit Nutzen herangezogen werden. A .v .B .

M a r i a n n e  N i l s s o n ,  Öresundslullsräkenskaperna som källa  för fra k t- 
fa rten  genom  Öresund under Perioden 1690— 1709 (Meddelanden f rän  Ek.-Hist. 
Institutionen vid Göteborgs Universitet, 2, 1962. 52 S.). — Die Arbeit über­
p rü f t  für den begrenzten Zeitraum  1690— 1709 erneut und unter H eranziehung 
von Parallelquellen die bekannten kritischen Probleme, die sich infolge der A rt 
der Buchführung und Zollerhebung bei der handelsgeschichtlichen Verwertung 
der Sundzollregister ergeben. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Frage der 
zollfreien Fahrzeuge und W aren, d. h. insbesondere der schwedischen. Es ergeben 
sich dabei bemerkenswerte Aufschlüsse über den Anteil der schwedischen und 
holländischen Frachtfahrt namentlich am Export der Ostwaren (von Preußen 
und Livland), dargestellt in einer Reihe wertvoller Diagramme. Freilich handelt 
es sich hier nur um Teilergebnisse, die in Schweden besonders interessieren; ein­
schlägige deutsche Untersuchungen (W. Vogel, L. Beutin usw.) sind nicht be­
rücksichtigt, die für die quellenkritische Bewertung der SZR besonders aufschluß­
reiche Frage der W est- und Südeuropafahrt ist hier nicht näher untersucht; 
ebensowenig das Problem der „fortgesetzten Reise“, das namentlich wieder für 
die Bewertung des Verkehrs zwischen Ostsee und Südwesteuropa (via Holland) 
von Wichtigkeit ist. Der Rez. hofft darauf in anderem Zusam m enhang zurück­
kommen zu können. Einstweilen sei aber nachdrücklich auf die vorliegende A r­
beit hingewiesen, die auch für H andel und Schiffahrt der ostdeutschen Ostsee­
häfen wichtige neue Erkenntnisse bietet. A .v .B .

SCH W ED EN . S t e n  C a r l s s o n - J e r k e r  R o s e n ,  Svensk H istoria. Bd.  I: 
T iden  före 1718, av J e r k e r  R o s e n  (Stockholm 1962, Svenska Bokförlaget. X II ,  
736 S.). Bd. II: Tiden efter 1718, av S t e n  C a r l s s o n  (Stockholm 1961, Svenska 
Bokförlaget. X , 766 S.). Ein schwedischer „G ebhard t“, aber mit dem Vorteil, daß 
jed e r  der beiden Bände von nur einem Autor verfaßt ist und daher in Auf-

16 *
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fassung, G liederung und Stoffverarbeitung erfreulich einheitlich wirkt. Der in 
dieser Zeitschrift vornehmlich interessierende Band I gibt ein zwar relativ 
knappes, aber in jeder  Hinsicht kritisch und zuverlässig unterrichtendes Bild 
von Frühzeit und M ittelalter sowie von den beiden Jahrhunderten  der Vasa- 
und Großmachtzeit. Der wirtschaftliche, soziale und politische Anteil der Hanse 
und der Hansestädte an der schwedischen Geschichte dieses Zeitraumes erfährt 
eine ausreichende und in der Relation zum Ganzen angemessene W ürdigung. 
Daß man in Einzelheiten anderer Auffassung sein kann, versteht sich; doch soll 
besonders hervorgehoben werden, daß Verf. in strittigen Fragen mit eigenem 
Urteil sehr zurückhaltend ist und sowohl im Text wie auch in dem an jedes 
Kapitel angeschlossenen Literatur-Referat über Kontroversen und Auffassungs­
unterschiede Rechnung ablegt. Der Band ist also ein sehr dankenswertes und 
künftig unentbehrliches Hilfsmittel auch für jeden Hansehistoriker, der sich mit 
der schwedischen Geschichte beschäftigt. Ein erheblicher Mangel: Es fehlt ein 
eigenes Ortsregister, und das Sachregister (728—734) führt zwar eine Auswahl 
von Ortsnamen mit auf, ist aber dabei derart enthaltsam, daß es praktisch 
unbrauchbar ist. Es genüge die Feststellung, daß von Landschaftsbezeichnungen 
z. B. Estland, Holstein, Mecklenburg, Preußen fehlen und die Seitenhinweise 
beim Stichwort Livland unvollständig sind, daß ferner von nordischen Städte­
namen Bergen, Kopenhagen, Lund (!), Malmö, von deutschen u. a. Greifswald, 
Hamburg, Lüneburg, Rostock, Stralsund (!) und viele andere nicht vertreten 
sind, obwohl selbstverständlich diese sämtlichen Namen im Text mehrfach er­
scheinen. Ebenso gibt es in diesem Sachregister weder ein Stichwort Hanse noch 
etwa Hansestädte, Wendische Städte o. ä. — Gegenüber dem Autor des I. Ban­
des, der einen Zeitraum  von über einem Jahrtausend darstellend und wertend 
bewältigen mußte, war Carlsson als Verfasser von Bd. II dadurch begünstigt, 
daß hier nur zweieinhalb Jahrhunderte  zu behandeln waren. Dem entspricht 
nicht nur eine fülligere Breite in Text und Anm erkungsapparat, sondern noch 
der weitere Vorteil, daß Verf. sich hier in weit größerem U m fang auf eigenem 
Forschungsgebiet bewegen konnte, als das Rosen naturgem äß möglich war. In­
sofern trägt dieser Band noch deutlicher als der erste das Gepräge seines Autors. 
Doch hat auch Carlsson W ert darauf gelegt, in den Kapitelanhängen sorgfältig 
über die wissenschaftliche Diskussion zu referieren. Das Sachregister ist in diesem 
Band reichhaltiger (754— 764), hinsichtlich der Länder- und Ortsnamen aber 
ebenso mangelhaft. Es fehlen wichtige Namenstichworte, wie z.B. Fredrikshamn 
(Friedensschluß von 1809), ö reb ro  (Wahlreichstag 1810, sdhwed.-engl. Friedens­
schluß 1812), Ponte Corvo (Bernadottes ital. Fürstentum), Leipzig (Schlacht), 
Kiel (Friede 1814), während andererseits z. B. die Schweiz als EFTA-M itglied 
und das westindische Kolonialinselchen St. Barthelemy einer Aufnahme ge­
würdigt sind. — Beide Bände zeichnen sich durch relativ ausführliche Behand­
lung der wirtschaftlichen und sozialgeschichtlichen Entwicklung aus. Es sei aus 
Bd. I etwa auf den knappen Abschnitt über die entsprechenden hochmittelalter­
lichen Verhältnisse verwiesen (117— 184; hier wird, 182/183, aber die Rolle 
des Bergbaus gegenüber den anderen Produktionszweigen im Außenhandel wohl 
etwas unterbewertet und auch zu spät angesetzt), sowie aus Bd. II auf Carlssons 
sehr instruktives Kapitel über die Herausbildung der Industriegesellschaft seit 
1850 (425—532). A .v .B .
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Das anläßlich des Internationalen Historikerkongresses in Stockholm heraus­
gegebene Bildwerk Sweden and the W orld . Documents from the Swedish Natio­
nal Archives (Stockh. 1960, 4 S. Einführung von I n g v a r  A n d e r s s o n ,  
79 Abb. auf Tafeln; beigefügt ein photomechanisch vervielfältigtes H eft mit — 
ungeschickten — Verdeutschungen der englisch-sprachigen Bildtexte) reproduziert 
Siegel, U rkunden und Akten aus dem Besitz des schwedischen Reichsarchivs, 
von denen wir aus dem hansischen Interessenbereich die Schlußseite von HR 
III 8, 672 (Lübecker Novgorod- und Schonenfahrer an Gustav Vasa, 1524, 
Jan . 5) nennen. A .v .B .

N ur einen kurzen Hinweis können wir an dieser Stelle geben auf den be­
deutenden und umfangreichen Aufsatz unseres Mitarbeiters K j e l l  K u m l i e n ,  
Sveriges kristnande i slutskedet — spörsmal om vittnesbörd och verklighet (SHT 
1962, 249—297, dt. Zusammenfass. 294—297). Indem K. die schwierig zu deu­
tenden und viel umstrittenen Quellengruppen erneut kritisch untersucht und ab­
wägt, kommt er zu dem Schluß, daß in der Geschichte der Christianisierung 
Schwedens die Epoche der schlußgültigen kirchlichen Organisation deutlicher als 
bisher von der vorhergehenden der Missionierung abzusetzen sei und  daß die 
entscheidende Einbeziehung Schwedens in den festen Ordnungsrahm en der abend­
ländischen Kirche erst auf die Mitte des 12. Jhs. zu datieren sei: also in den­
jenigen Zeitraum, den die spätere Legende in staatlicher wie in religiöser H in ­
sicht mit dem Namen des Königsheiligen Erik verknüpft, in dem ferner erst­
malig ein päpstlicher Legat im Norden erschien und in dem schließlich auch die 
nordostdeutschen Bistumsgründungen Heinrichs des Löwen sowie die Gründung 
Lübecks eine neue Phase des Kontaktes zwischen dem Norden und dem Kontinent 
einleiteten. A. v. B.

P e t r u s  E n v a l l ,  Namnet Stockholm  (Samfundet St. Eriks Ärsbok 1962, 
25— 54), untersucht unter Anwendung neuer methodischer Gesichtspunkte erneut 
das vielumstrittene Problem der Deutung des Ortsnamens Stockholm. Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß die Vorsilbe Stock- h ier im Sinne von „G renzpfah l“ 
zu verstehen ist, Stockholm also -Grenzinsel“ bedeutet — das würde der sehr 
alten Überlieferung entsprechen, wonach auf der Altstadtinsel selbst die Grenze 
zwischen den Landschaften U ppland und Södermanland verläuft. A .v .B .

B i r g i t t a  O d e n ,  A Netherlands Merchant in Stockholm in the Reign of 
Erik X I V  (ScandEcHistRev. X, 1962, 3—37), wertet das in A ntw erpen erhaltene 
Rechnungsbuch des Kaufmanns Nicolas Verjuys von einer Geschäftsreise nach 
Stockholm aus den 1560er Jahren  aus; den T ext hatte Denucö bereits 1938 ver­
öffentlicht (Die Hanse u. d. Antwerpener Handelskompanien). Die sorgfältige 
Untersuchung gewinnt eine große Menge handelsgcschichtlich wichtiger A uf­
schlüsse über die Lebens- und Geschäftsbedingungen ausländischer (nicht­
hansischer) Kaufleute in Stockholm, über Zoll-, W ährungs- und Preisverhält­
nisse usw., namentlich auch durch vergleichende Heranziehung zeitgenössischer 
Stockholmer Quellen; bemerkenswert sind in diesem Sinne u. a. die erheblichen 
Differenzen zwischen den beim schwedischen Zoll deklarierten und den in V er­
ju y s ’ Rechnung tatsächlich nachgewiesenen W arenm engen usw. (vgl. z. B. 22 f.).

A. v. B.
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B i r g i t t a  L a g e r ,  Stockholms befolkning pä Johan III:s  tid  (Stockholm 
1962, Stadshistoriska Institutet. 194 S., 14 Tab.). M it H ilfe  von Schoßregistern 
und zahlreichen anderen kameralistischen Quellen (u. a. auch aus dem Archiv 
der deutschen Kirchengemeinde) unternim m t es diese methodisch und inhaltlich 
bemerkenswerte Arbeit, einen sozial- und wirtschaftsgeschichtlichen Querschnitt 
durch die Bevölkerung der schwedischen H auptstad t im letzten Drittel des 
16. Jhs. zu ziehen — Ausgangspunkt ist das Stichjahr 1582. Es wird für dieses 
J a h r  eine ortsfeste Bevölkerung von mindestens 1280 Haushalten errechnet; mit 
dem ausführlich begründeten M ultiplikator 6,25 ergibt sich eine Gesamtziffer 
von 7500—8000 Einwohnern. Dazu kommt die in der Residenz- und Garnison­
stadt naturgemäß relativ hohe Zahl von Nichtansässigen und fluktuierender Be­
völkerung (Militär, Hofpersonal, „Gäste“, Seeleute), die nach L.s Berechnung 
annähernd zwischen 600 und 1800 Personen schwankt. Im ganzen entspricht das 
den Bevölkerungsziffern „m ittelgroßer“ Hansestädte der Zeit, wie etwa Stralsund 
und Rostode. Erwähnenswert sind die Zahlen der Deutschen: es werden für 
1582 die Namen von 95 in der A ltstadt ansässigen Kaufleuten und Handwerks­
meistern genannt, zudem 210 „Gesellen“ (wohl ebenfalls Kauf- und H andwerks­
gesellen), die bei deutschen W irten  wohnen. Insgesamt scheinen 150 deutsche 
Haushalte =  ca. 1 2 %  der Gesamtzahl nachweisbar zu sein. W eitere Kapitel 
geben eingehende Angaben über Bürgerrecht, Grundbesitz, Berufsverteilung 
(Handelsleute ca. 14 ,3%  aller Haushalte, H andw erker mindestens 31 ,1% ; 743 
Grundstücke in der Altstadt; die Zahl der zur Miete wohnenden Haushalte über­
steigt die der im eigenen Hause ansässigen um etwa 15% !). Die Bevölkerungs­
entwicklung zeigt erst seit etwa 1590 eine deutliche Expansion, die nicht zuletzt 
durch zunehmende Besiedlung der Vorstadtgebiete (Norrmalm und Södermalm) 
gekennzeichnet ist; damit sind die Voraussetzungen für die Großstadtbildung 
geschaffen. — Das Buch, dessen ausführliche deutsche Zusammenfassung (160— 
170) besonderes Lob verdient, bietet nicht nur für die Hanseforschung ein un­
gewöhnlich reiches sozial-, personen- und wirtschaftsgeschichtliches Quellen- und 
Vergleichsmaterial, sondern darf darüber hinaus als ein aufschlußreicher Beitrag 
zur europäischen Stadtgeschichtsforschung überhaupt bezeichnet werden. Es sei 
noch hingewiesen auf das Tabellenverzeichnis (181 — 182, mit deutscher T itel­
übersetzung) und das Personenregister (183— 194), darin  auch viele deutsche 
Namen. A .v .B .

C a r l  E k m a n ,  Lödöse-Elfsborgs sjö fart m. m. om kring m itten  1500-talet 
(U nda Maris 1960, Sjöfartmuseet Göteborg). — Die von E. gegebenen 
Übersichten über die Einfuhrgüter nach Lödöse 1546 aus Holland, Lübeck, 
Rostock, Kiel, Stralsund, Schottland und Dänemark sind vor allem für den w irt­
schaftlichen Teil der Schiffahrtsgesdiidite interessant, ebenso das Verzeichnis der 
ausreisenden Schiffe im gleichen Jahr. Als Beilage finden w ir noch ein Verzeichnis 
der Belader einzelner Schiffe, Schuten und Boote aus dem Ja h r  1646. W eiter 
ist in dieser Arbeit für die Schiffbaugeschichte der Faksimiledruck einer Skizze 
von I. H ägg 1896 über die Konstruktion und das Funktionieren des Kolderstocks 
(38) bemerkenswert. Das statistische Quellenmaterial ist durch einen begleitenden 
Text verbunden, der uns den Vergleich mit der gleichzeitigen Schiffahrt in 
anderen kleinen Orten des hansischen Bereiches erlaubt. P. H.
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E i n a r  B a g e r ,  Nägra glim tar ur M alm ösjöfartens historia  (Malmö forn- 
minnesförening, Ärsskrift 1962, 12—33) bringt eine Reihe von Beispielen für 
Malmöer Spanienfahrt aus dem 16. und 17. Jh., mit Einzelheiten über Schiffs- 
sdhicksale, Partenreederei, Niederlassung holländischer Schiffer und Seeleute in 
M almö u. a.; die Verhältnisse sind den entsprechenden in deutschen Ostseehäfen 
sehr ähnlich. A .v .B .

Eine Neubestimmung der H erkunft der M adonna aus Viklau bei Visby auf 
Gotland gelang A r o n  A n d e r s s o n ,  der entgegen Roosvals französischer 
Theorie durch Vergleich mit Triumphkreuzen von der gleichen H a n d  in got- 
ländischen Kirchen eine klare Beziehung zum Kölner Raum der Zeit 1170— 1190 
nachweisen konnte (V  iklaum adonnans m ästare , mit dt. Referat. Antikvariskt 
Arkiv 18, Stockholm 1962. 48 S., 16 Tfln.). P .J .

O l l e  G a s s i a n d e r ,  H istory o f Stockholms Enskilda Bank to 1914 (o. O. 
u. J., Druck: Esselte, Stockholm 1962, nicht im Buchhandel. 643 S.). — Es 
handelt sich um eine gekürzte Übersetzung des Originalwerkes über die G e­
schichte der schwedischen Großbank, die mit dem Namen der führenden Finanz­
familie W allenberg eng verknüpft ist (Bank och industriellt genombrott, Stock­
holms Enskilda Bank kring sekelskiftet 1900, 2 Bde., 1956, 1960). Entstehung 
und Entwicklung des Unternehmens gehören in den Rahmen der großen kon­
tinentalen Kreditanstaltgründungen um die M itte des vorigen Jahrhunderts  und 
weisen daher eine Anzahl typischer Grundzüge auf, jedoch teilweise modifiziert 
durch die eigentümliche Entwicklung des älteren schwedischen Bankwesens. Die 
Bedeutung des neuen Instituts lag von A nfang an nicht nur auf innerwirtschaft­
lichem Gebiet, sondern vor allem auch in seinen ausgezeichneten auswärtigen 
Beziehungen. Das hat mit dazu beigetragen, daß die Bank einen entscheidenden 
Anteil an Aufbau und Ausbau des modernen schwedischen Industriestaates und 
seiner unlösbaren Eingliederung in das Weltwirtschaftssystem des Hochkapitalis­
mus genommen ha t — darüber hinaus aber durch Beteiligungen und K redit­
maßnahm en auch in den außerskandinavischen Raum vorgedrungen ist. Der Aus­
bau der großen mittel- und nordschwedischen Bergbauunternehmungen und 
-konzerne, der eisenverarbeitenden und Elektroindustrie usw. gehören u. a. in 
den Rahmen dieser internationalen Beziehungen, die die Bank nicht zuletzt 
auch in enge Kontakte mit der deutschen und hanseatischen W irtschaft gebracht 
haben (R. Diesel, Badische Anilin, vor allem L. Possehl 8c Co. in Lübeck, ferner 
auch den meisten deutschen Großbanken). A .v .B .

N O RW E G E N . Der erste Band einer kapitalen Geschichte der S tad t D rontheim  
von G r e t h e  A u t h c n  B l o m ,  redigiert von J o h a n  S c h r e i n e r  (Trondhcim 
bys historie, I. St. Olavs by ca. 1000— 1537, 1956. 540 S., mit vielen Abb. und 
Plänen), ist bereits vor mehreren Jahren  erschienen, als Teil einer vierbändigen 
Reihe, die jetzt abgeschlossen ist. W ir haben am meisten Veranlassung, den vor­
liegenden Band anzumelden, da er die hansische Zeit betrifft. Es ist aber einleuch­
tend, daß gerade Drontheim im wesentlichen außerhalb der hansischen Einflußzone 
gelegen hat, teils wegen der stärkeren direkten Beziehungen zu England , teils 
wegen des erzbischöflichen Eigenhandels, teils schließlich wegen des Verbots der 
N ord landfahrt durch die Hansen in Bergen selbst. Als weitere Begründung dafür, 
daß Drontheim auf die hansischen Kaufleute keine anziehende W irkung  aus-



248 Hansische Umschau

übte, gibt die Verf.n an, daß die Landschaften der Um gegend reichlich eigenes 
Korn produzierten und so von der fremden G etreideeinfuhr unabhängig waren. 
Immerhin hat es unter den späten Erzbischöfen deutsch-dänischer Herkunft 
(Finkenoge, Kaltisen, Walkendorff) so manchen deutschen Einkäufer und Ver­
walter gegeben, auch deutsche Maler, Münzmeister, Goldschmiede und Barbiere. 
Bekannt waren vor allem die deutschen Schuhmacher, die 1370— 1412 erwähnt 
werden und eine eigene „compani“ oder „selschop“ unterhielten. Aber das alles 
ist unwesentlich neben der dominierenden Stellung des Erzstifts mit der schönen 
Christkirche, welche besonders dem Kult des hl. O laf diente und alljährlich 
über Land und Meer Pilger zu Tausenden heranlockte. Kulturgeschichtliche und 
kirchliche Fragen stehen daher in der Darstellung an erster Stelle, und der — 
seit G ründung eines „kaupang“ durch Olaf Tryggvason um das J ah r  1000 — 
aufblühende H andel tri tt  dabei etwas zu stark zurück. Sehr eindrucksvoll ist 
der Bericht über die Erbauung der St. Margaretenkirche durch die „Miklagilde“, 
die sich als Kaufmannskirche schon dadurch zu erkennen gibt, daß sie ständig 
bewacht wurde und als Seezeichen diente. Die A nnahm e der Verf.n, daß es 
in D. nur eine Gilde gegeben hat — die bald „Große G ild e“, bald Olafs- oder 
Kreuz-Gilde hieß — ist wenig einleuchtend; sie vermutet, daß die Große Gilde 
nur für die reichen Bauern, Adligen und den König bestimmt gewesen sei. Es 
gab aber in vielen anderen Städten der Zeit „Große G ild en “, die der Kauf­
mannschaft als Zusammenschluß dienten. Es wären überhaupt öfters Parallelen 
der auswärtigen Entwicklung heranzuziehen gewesen, so auch bei der Entstehung 
der Ratsverfassung, die 1276 ihren Einzug hielt. M an darf  aber nicht übersehen, 
wie viele Schwierigkeiten bei der Abfassung der Stadtgeschichte zu überwinden 
waren, da D. relativ arm an schriftlichen Quellen ist, mehrfach abbrannte, so 
daß allein topographische Fixierungen der verschiedenen Straßen und Bauten 
äußerst mühsame Forschungen erfordern. In dieser Beziehung wurde Vorbild­
liches geleistet und der ganze Schatz der Grabungsfunde und musealen Zeug­
nisse herangezogen, was dem W erke eine überzeugende Aussagekraft und Farben­
fülle verleiht. P . / .

O l o p h  O d e n i u s ,  E tt obeaktat fragment av S. Hallvards legend (N H T 
1962, 321—331), veröffentlicht und kommentiert ein spätmittelalterliches Bruch­
stück der Legende des norwegischen heiligen H allvard , deren ältere Fassung 
noch in das 12. Jh. zu gehören scheint; sie ist hier von Interesse, weil darin u. a. 
erzählt wird, daß der Norweger als Kaufmann nach G otland  gelangt sei.

A . v. B.

Nicht zugegangen ist uns S t e i n  T v e i t e ,  Engelsk-norsk trelasthandcl 
1640— 1710 (Oslo 1961. 675 S.); auf die ausführliche kritische Rezension durch 
J o h  a n  S c h r e i n e r  und K n u t  M y k l a n d  (N H T  1962, 447—470) sei 
wegen der besonderen handelsgeschichtlichen Bedeutung des norwegischen Holz­
exports im 17. Jh. verwiesen. A .v .B .
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O S T E U R O P A  

(Bearbeitet von Hugo W eczerka)

FIN N L A N D . M a r t t i  K e r k k o n e n ,  D ie älteste Ostgrenze des westlichen 
Finnland  (Länsimaisen Suomen vanhin itä ra ja , in: HistAik. 1962, 243—268, mit 
dt. Ref.), gelang die Identifizierung einer ältesten Grenzbeschreibung vom F in ­
nischen zum Bottnischen Meerbusen, die dicht östlich an Tawastehus vorbei eine 
Linie verlaufen läßt, welche als erste kirchliche Ostgrenze für die Zeit um 
1200 anzusehen ist. Damit ist die erste Etappe der so umstrittenen Christiani­
sierungszeit Finnlands räumlich erfaßt. P .J .

Als wichtige Neuerscheinung auf dem Gebiete der finnischen Mediävistik 
können wir verzeichnen: K a u k o  P i r i n e n ,  Die Zehntbesteuerung in F inn­
land vor der Kirchenreduktion  (Kymmenysverotus Suomessa ennen kirkkore- 
duktiota. Historiallisia Tutkimuksia 55. Helsinki 1962. 254 S., m it dt. Referat). 
D er nach der Christianisierung auferlegte Zehnt wurde zwischen Bischof, Kirche 
(nebst Domkapitel) und Pfarrer geteilt. M an erhob ihn in je  nach dem Gebiet 
verschiedener Weise: in Südwestfinnland galt das „ius finnonicumu, in den 
schwedischen Küstenlandschaften und im finnischen Kolonisationsgebiet das „ius 
suecicum“ oder „helsingonicum“, im Inneren des Landes bei den Taw asten und 
Kareliern der vertraglich fixierte, nicht streng kanonische Zehnt. P aradoxer­
weise entsprach das „ius finnonicum“ im großen und ganzen dem in Schweden 
gültigen kanonischen Ertragszehnten, da es sich um Gebiete vorwiegenden G e­
treideanbaus handelte; dagegen stellte das „ius suecicum“ eine N euerung dar, 
die das Gewicht der Besteuerung auf die Viehwirtschaft (besonders Butter) ver­
legte, weil die Neusiedler wesentlich auf W iesen und W eiden beschränkt ge­
blieben waren; im Binnenlande schließlich, wo bei den riesigen Landstrecken 
eine effektive Kontrolle der Zehntabgabe von den zumeist brandwirtschaftlich 
genutzten Feldern unmöglich erschien, konzentrierte man die Abgaben auf ver­
traglich fixierte Leistungen vom Gehöft oder vom Haken, teils in Getreide, aber 
auch in Fischen und Pelzen, später Geld. Dam it gehört dieses östlichste Gebiet 
Finnlands auch in den Bereich der ostmitteleuropäischen Zwischenzone, die ähn­
liche Besteuerungsmethoden anstelle des kanonischen Zehnten kannte. — Für 
die Handelsgeschichte werden diese Besteuerungssysteme bedeutsam durch die 
den Kirchen, Priestern und dem Bischof gelieferten Feld-, W iesen- und W a ld ­
produkte, die alsbald im hansischen Verkehr weiteren Absatz fanden. — Das 
Buch stellt eine hervorragende Leistung dar, teils durch die mühsame Sammlung 
und Interpretation der kärglichen Quellen, teils durch die weitausgreifenden 
Vergleiche mit den Nachbarländern. Eine die Besteuerungsgebiete abgrenzende 
Karte wäre allerdings sehr willkommen gewesen. P. J.

Einen Einblick in die bäuerliche Produktion von Wollstoff, Leinwand, H olz­
geschirr, Segelbooten, Brettern, Teer und Kalk (letzteres nur aus Äland), zu­
meist zur Versorgung von Stockholm im 16. Jh., gibt die Schrift von G u n  v o r  
K e r k k o n e n :  Bondebefolkningens binäringer v id  1500-talets m itt (Svenska 
Litteratursällskapet i Finland, Historiska och litteraturhistoriska studier 37, 
Helsingfors 1962, 273—315). P .J .
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RUSSLAND. Das 1953 in Moskau auf Russisch erschienene Buch von A. V. 
B u n i n  liegt jetzt in deutscher Übersetzung und mit einem reichen Abbildungs­
teil versehen vor: Geschichte des russischen Städtebaus bis zum  19. Jahrhundert 
(Deutsche Bauakademie, Schriften des Instituts für Theorie und Geschichte der 
Baukunst. Berlin 1961, Henschelverlag. 158 S., 178 Abb.). Der T ex t wurde kaum 
verändert, nur die wissenschaftlichen Nachweise fehlen, was sehr bedauerlich 
ist. Denn so hängen viele Thesen des Verf. in der Luft, ohne daß sie für den 
deutschen Leser nachzuprüfen wären. Fraglos ist das Buch als erste Information, 
auch als Sammlung russischer Stadtpläne, sehr schätzenswert. Indessen ist es 
doch für ein russisches Publikum geschrieben und berücksichtigt in den seltensten 
Fällen die Interessen und den Blickwinkel des westeuropäischen Lesers, dem 
daher vieles an der russischen Stadtentwicklung unverständlich bleiben wird. 
Es zeigt sich eben immer wieder, daß wissenschaftliche W erke nicht wie Belle­
tristik wörtlich übersetzt, sondern für eine andere Sprache umgeschrieben, er­
weitert und mit Kommentaren versehen werden müßten. Verf. hätte dann auch 
sicher gewisse Stellen ausgemerzt, die einen übertriebenen Patriotismus er­
kennen lassen, und dafür die auswärtigen Vorbilder russischer Baukunst stärker 
berücksichtigt. P. J.

J a .  E. V o d a r s k i j  macht eine Liste  der Städte Rußlands m it Angabe 
der Vergleichsmenge an städtischen H öfen  (1723) bekannt (IstA. 1961, 6, 235— 
236). Die Städte sind nach der Zahl der Höfe in fünf Gruppen eingeteilt. Zur 
ersten Gruppe (über 2000 Höfe) gehört nur Moskau, zur zweiten (1000—2000 
Höfe) u. a. Novgorod, Viborg, N arva, Reval, Smolensk und Archangelsk, zur 
dritten (500— 1000 Höfe) Ladoga, Pleskau und D orpat; für Riga fehlt die 
Angabe. H. W .

Der Sammelband M ezdunarodnyje svjazi Rossii do X V I I  veka  (Internatio­
nale Beziehungen Rußlands bis zum 17. Jh., hrsg. vom Institut für Geschichte 
der Akad. d. Wiss. Moskau 1961. 560 S.) enthält verschiedene für uns wichtige 
Beiträge: A. V. F l o r o v s k i j  erörtert Tschechisch-russische Handelsbeziehungen  
im  10.— 12. Jh., ausgehend von der Raffelstettener Zollordnung (903/906) und 
den Nachrichten des Ibrahim ibn Jakub (966), die durch Funde, weniger aber 
durch Münzen, bestätigt werden (64—83). V. M. P o t  i n  schreibt über die 
Ursachen des Versiegens des Zustrom s westeuropäischer M ünzen nach Rußland  
im 12. Jh. und meint sie nicht in der Verschlechterung der westlichen Münze 
zu finden, sondern in der Tatsache ihrer durch Verordnungen erzwungenen 
Einschmelzung und der Bevorzugung von Silberbarren oder -kuchen im russischen 
Geldverkehr (84— 115). N. N. U s a f e v  behandelt im Aufsatz Z ur Bewertung  
der Außenhandelsbeziehungen von Sm olensk im  12.— 14. Jh. in der H aup t­
sache die verschiedenen V arianten des deutsch-russischen Handelsvertrages von 
1229, wobei er die Hypothese aufstellt, daß eine dieser Varianten das Pro­
jek t eines bereits 1210 vorläufig abgeschlossenen Vertrages Smolensk-Riga ge­
wesen sei, indem er darauf hinweist, daß die Niederlassung deutscher Kaufleute 
in Smolensk sicher schon auf das Ende des 12. Jhs., vor G ründung  Rigas, zurück­
geht (203—224). Besonders wichtig ist der Beitrag von A. L. C h o r o S k e v i c ,  
Die W achsausfuhr aus G roß-N ovgorod im  14.—15. Jh., in welchem Verf.n zu­
nächst darauf hinweist, daß Wachs in Rußland in der Hauptsache im Ober­
und M ittel-W olgagebiet und an der Oka produziert wurde, weniger im Novgo-
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roder Bereidi, dessen klimatische Verhältnisse für die Bienen ungünstiger lagen, 
so daß Novgorod auf Im port von Wachs aus Südostrußland, dem späteren 
Großfürstentum Moskau, angewiesen war. Im weiteren zeigt Verf.n, daß der 
Schwerpunkt der Wachsausfuhr sich Ende des 15. Jhs. von Riga nach Reval 
verlagerte (278—305). Im Aufsatz von N. A. K a z a k o v a  über R ußland  und  
L iv land  in den 60er Jahren des 15. Jhs., der einen guten Überblick über die 
kriegerischen und friedlichen Beziehungen gibt, erweckt die Feststellung In te r­
esse, daß der für D orpat und L ivland so verhängnisvolle Absatz über den Tribut 
Dorpats an den Großfürsten erstmalig 1463 von russischer Seite in einen V er­
trag  eingefügt, ohne daß zunächst dessen Erfüllung verlangt wurde (306—338).
H. R a a b  bringt (uns schon bekannte, vgl. HGbll. 77, 173) N eue Nachrichten 
über den Buchdrucker Bartholomäus G othan  (339—351). I. E. K l e i n e n b e r g  
versucht aus den deutsch-russischen Handelsverträgen von 1487 und 1514 kon­
krete Tatsachen über die H avarie nach russischem Seerecht im  15.— 16. Jh. 
zu entnehmen (352—365). I. P. S a s k o T s k i j  erörtert Die russisch-livlän- 
dischen Verhandlungen von 1554 und die Frage des livländischen Tributs in 
manchmal etwas einseitiger Weise (376—399). J a .  S. L u r j e  weist darauf hin, 
daß  Die russisch-englischen Beziehungen und die internationale Politik  der 
zw eiten  H älfte  des 16. Jhs. in engerer Verbindung standen, als das bisher 
angenommen wurde. Alle Beiträge sind mit — allerdings äußerst kurzen — 
Zusammenfassungen in französischer oder deutscher Sprache versehen. P .J .

Hinter dem zurückhaltenden Titel Die Sta tthalter von N ovgorod  (Novgorod- 
skije posadniki. Moskau 1962, Universitätsverlag. 387 S., 17 Tfn.) verbirgt 
sich eine überaus tiefschürfende Darstellung der Novgoroder Verfassung und 
der Machtkämpfe zwischen Stadtrepublik und Fürstentum vom 12. bis zum 
15. Jh. von V a l e n t i n  L.  J a n i n .  Die bisherigen Auffassungen von der Macht­
verteilung und auch dem W ohnsitz der S tadtbojaren sowie der Entstehung der 
Fünftelverwaltung werden grundlegend revidiert. Es ist hier leider kein Raum 
für eine ausführliche D arlegung der Novgoroder sozialen Verhältnisse gegeben, 
so möge dieser Hinweis genügen. Ein vollständiges Verzeichnis der Statthalter 
und ihrer erhaltenen Siegel beschließt den inhaltsreichen Band. P. J.

Aus dem Inhalt des zehnten Bandes der Serie N ovgorodskij lstoriceskij 
Sbornik  (Novgorod 1962. 280 S.) seien folgende Aufsätze hervorgehoben: G. S. 
R a b i n o v i c ,  Der Einfluß des Salzgewerbes auf die Entwicklung des W aren - 
und  G eldverkehrs im  G ebiet von Staraja Russa im  17. Jh. (75—95), entnimmt 
Rechnungen des Iverskij-Klosters wichtige Daten über Salzsiedereien und H olz­
zufuhr nach Staraja-Russa im 17. Jh. A. I. S e m e n o v ,  Die alte Topographie  
des m ittleren Teils der H andelsseite von N ovgorod  (137— 159), bringt zuver­
lässige topographische Angaben über den Verlauf der Straßen, H öfe und K ir­
chen auf der Handelsseite in Novgorod, wobei wohl die Lage der Handelshöfe 
von Pleskau und T ver’ genau verzeichnet werden konnte, nicht aber diejenige 
der deutschen Niederlassungen. Der Rekonstruktionsversuch eines archäologischen 
Arbeitskollektivs, einen Stadtbojarensitz aus der M itte des 13. Jhs. in N ov­
gorod betreffend, weckt Interesse (207—216). Schließlich w ird  unter den im 
Anhänge publizierten U rkunden auch der russisch-hansische V ertrag  von 1487 
in die russische Sprache übersetzt und kommentiert von N. A. K a z a k o v a  
(217—226). Eine Bibliographie der russischen L iteratur über N ovgorod 1958—60 
schließt den Band ab. P. J.
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E d u a r d  W i n t e r  hat Zwei Briefe Johann Taubes an Verwandte vom 
24. Nov. 1562 aus dem W iener Hofkammerarchiv veröffentlicht; die russische 
Übersetzung der Einleitung und Briefe hat M. P. L e s n i k o v  besorgt (IstA. 
1962, 3, 140— 155). Taube läßt sich in diesen Briefen über seine Erlebnisse 
in Rußland und die angebliche Politik Ivan IV. aus und  versucht, seine Ver­
wandten zum Dienst für Moskau zu gewinnen. H. W.

C o n r a d  B u s s o w ,  Die Moskauer Chronik (Moskovskaja chronika) 1584— 
1613, zuletzt 1851 von Kunik ediert, liegt nunmehr in einer schönen Ausgabe 
(nebst russischer Übersetzung) der Bibliothek der Akademie der Wissenschaften 
der UdSSR gedruckt vor (Moskau/Leningrad 1961. 400 S.). Die H erkunft des 
Verfassers, der sich in einer Eingabe an Herzog Friedrich-Ulrich von Braun­
schweig als aus dem Fürstentum Lüneburg gebürtig bezeichnet, ist nicht geklärt. 
Der eigentliche Titel seines W erks lautet: „Verwirrter Z ustand  des Russischen 
Reichs unter Regierung derer Szaren Fedor Ivanowitz, Boris Gudenow und 
sonderlich derer Demetriorum und Basilii S u s k y . . . “ Es ist sehr amüsant zu 
lesen, aber nicht immer glaubwürdig; in vielem erinnert Bussow an seinen 
abenteuerlichen Vorgänger Heinrich von Staden — auch er ist eine zwielichtige 
Persönlichkeit. Immerhin muß die russische Geschichtsforschung für die Zeit der 
W irren  mit diesem in gewissem Sinne einmaligen W erke  rechnen, dem die 
russische Chronistik der Jahre  kaum etwas Gleichwertiges an die Seite stellen 
kann. P. / .

Interessante wirtschaftsgeschichtliche Aspekte enthält der Aufsatz von S. 
K o n o v a l o v :  England and Russia: Three Embassies, 1662—65 (Oxford Slavonic 
Papers X , 1962, 60— 104, 2 Tfn.). Die Gesandtschaft des Fürsten Prozorovskij 
1662/63 nach England sollte Rußland u. a. eine Anleihe einbringen, die es 
durch jährliche Lieferung von H anf und Pottasche in A rchangelsk  zurückzahlen 
wollte. Dieser russische Wunsch ging nicht in Erfüllung, vermutlich nicht zuletzt 
auf Betreiben der am H andel mit Rußland beteiligten englischen Kaufleute, 
die zunächst eine W iederherstellung ihrer alten Privilegien forderten. 1663/64 
weilte dann eine englische Gesandtschaft unter dem Earl of Carlisle in Ruß­
land; aber die Verhandlungen scheiterten wieder an der Frage der englischen 
Privilegien. Carlisle reiste weiter nach Schweden, um über die Umleitung des 
Osthandels von Archangelsk in die baltischen H äfen zu verhandeln. Noch wäh­
rend er sich in Stockholm aufhielt, tra f in London eine neue russische Ge­
sandtschaft unter dem Stol’nik Daskov ein, um über Carlisle Beschwerde 
zu führen mit dem Ziel, die englisch-schwedischen Pläne zu verhindern. Wie 
weit diese gediehen waren, ist nicht bekannt; die U m leitung  des Handels in 
die baltischen H äfen wäre wohl schon am W iderstand  der englischen Kauf­
leute gescheitert, die in Archangelsk ihre alte Position wiederzuerlangen hofften. 
Bisher ungedruckte Quellen zu diesem Them a hat Verf. im A nhang  veröffentlicht.

/ / .  W.
Handels fragen in den russisch-schwedischen Beziehungen von 1661—1700 sind 

das Them a einer estnischen Kandidatenschrift von H. P i i r  i m ä e (Kaubanduse 
küsimused Vene-Rootsi suhetes 1661— 1700. T artu  Riikliku Ülikooli Toimetised 
113, 1961. 134 S., mit dt. Referat). — Verf. weist auf die Blüte des russisch­
schwedischen Handels in der Zeit zwischen dem Friedensschluß von Cardis und 
dem Ausbruch des Nordischen Krieges hin und widerspricht der These, als sei
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Rußland damals von der See wirtschaftlich abgeschnitten gewesen. Es wurde den 
Russen sogar gestattet, eine eigene Flotte zu halten. Das Entgegenkommen der 
Schweden beruhte auf dem Bestreben, den russischen W eißm eerhandel auszu­
schalten, was dennoch nicht gelang. Interessant ist die Hervorhebung einer schwe­
dischen Verordnung von 1662, nach der es den Russen verboten wurde, Geld 
nach Rußland einzuführen; man wollte sie zwingen, statt dessen westliche W aren 
einzukaufen. P .J .

K l a u s - D e t l e v  G r o t h u s e n ,  Die Historische Rechtsschule Rußlands. 
Ein Beitrag zur russischen Geistesgeschichte in der zw eiten H ä lfte  des 19. Jhs. 
(Giessener Abhandlungen zur A grar- und W irtschaftsordnung des europäischen 
Ostens Bd. 18. Giessen 1962, W ilhelm Schmitz. 261 S.), ist ein sehr aufschluß­
reiches Buch für jeden, der sich um das Verständnis der russischen Historio­
graphie bemüht. Da es bei den Auseinandersetzungen der Rechtsschule mit ihren 
Gegnern, z. B. den Slavophilen, vielfach um Fragen der Sozial- und W irtschafts­
geschichte geht, berührt dieser Teil der Darstellung (195 ff.) sehr wesentlich auch 
unsere Interessengebiete. Abgesehen davon enthält dieses sehr lesenswerte W erk 
gut gezeichnete Charakteristiken der bedeutendsten Historiker des damaligen 
Rußlands, z. B. S. M. Solov’evs u. a. P .J .

E S T L A N D  U N D  LETT LA N D . E r i c h  D o n n e r t  betrachtet in einer 
gründlichen Studie Rußland und die baltische Frage in der P olitik  Deutsch­
lands 1558— 1583 (Jb. f. Gesch. d. UdSSR u. d. volksdemokr. L änder Europas 6, 
1962, 203—265). Die Rollen von M ännern wie Hans Schlitte, Veit Seng, Heinrich 
von Staden werden erneut untersucht, europäische Zusammenhänge werden auf­
gezeigt. Ein besonderer Abschnitt ist der Stellungnahme der Hanse zu den E r­
eignissen gewidmet; Lübecks Streben nach einer Aktivierung des Rußlandhandels, 
gleichzeitig das aufgetauchte Projekt, L ivland der Hanse zu sichern, stehen im 
Vordergrund. H. W .

I. K l e i n e n b e r g  berichtet Aus der Geschichte des russischen Kaufhofes 
zu Tallinn im  15.— 16. Jh. (Eesti NSV Teaduste Akadeemia toimetised 1962, 
3, 241—257, mit dt. Referat). K. ha t alle verfügbaren Nachrichten über die 
Revaler Kaufmannskirche der Russen zusammengetragen, sogar einen G rund­
riß mit Fassadenzeichnung der Kirche vor ihrem Umbau 1827 entdeckt. Es er­
geben sich zahlreiche neue Gesichtspunkte, die das Problem der Kaufmannskirche 
auch allgemein neu beleuchten. Die St. Nikolaikirche der Russen, vielleicht schon 
im 12. Jh. erbaut, lag anfangs auf einer Anhöhe (Brokusberg) nicht weit von 
der ursprünglich gotländischen St. Olaikirche, wurde 1422 in die Rußstraße ver­
legt und neu errichtet. Der „Kaufhof“ enthielt somit eine kleine, mit Turm  ver­
sehene Kirche (20 X 6 m), dazu unter einem Dache den zweistöckigen Q uer­
bau der Lager- und Versammlungsräume der Russen. U n ter  der Kirche be­
fanden sich geräumige, gewölbte Keller. Zugänglich w ar das Ganze nur durch 
ein auf Steinsäulen errichtetes hölzernes, offenes Budenlokal, in welchem sich 
der H andel abspielte; auch in die Kirche gelangte man nur durch die Buden- 
und  Lagerräume. Der Revaler Rat hat sich mehrfach geweigert, einen direkten 
E ingang zur Kirche von der Straße aus zu gestatten, womit offenbar den deut­
schen und estnischen M itbürgern der Besuch des griechisch-orthodoxen Gottes­
dienstes unmöglich gemacht werden sollte. Ebenso weigerte sich der Rat eigen­
sinnig, den russischen Kaufleuten den Bau eines Ofens zu gestatten. Verf. deutet
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diese Handlungsweise richtig in dem Sinne, daß die russischen Handelsgäste 
ursprünglich nur „Sommerfahrer“ gewesen waren und keinen Ofen brauchten. 
Nun wollte man sie dazu zwingen, winters bei den Bürgern im Quartier zu 
liegen, um ihnen desto günstiger ihre W aren  abnehmen zu können. Der Ver­
sammlungsraum hieß — ebenso wie in St. Petershof der Deutschen in Novgorod 
— „gridnica“ (gridenisse). Hier hielt man auch das korporative Gericht ab; es 
gab einen Oldermann, mehrere Älteste und die „K inder“ — auch das eine 
Parallele zu St. Peter. Später unterschied man zwischen russischen Krämern 
(für den Binnenhandel) und russischen Fernkaufleuten. Wichtig sind auch die 
angeführten Daten über die E infuhr russischer M anufakturw aren in Livland 
zu Anfang des 16. Jhs. (Leinwand, Handschuhe, Hüte, Pflugeisen, Blech, Sensen, 
Beile, Seife, Lichte) sowie von Salz und Zwiebeln; Verf. übersieht dabei aber, 
daß die sog. „russischen K räm er“ vielfach Einheimische waren, die mit west­
licher W are  handelten. — Interessant ist auch der Hinweis darauf, daß die 
russischen Hofpriester (verheiratete Popen) H andel treiben durften. K. unter­
scheidet drei Perioden in der Geschichte des russischen „Kaufhofs“ in Reval:
1. die Zeit von 1030 (!) bis 1421, als Novgorod und Pleskau zusammen den Hof 
unterhielten (wofür es aber keine Beweise gibt); 2. die Zeit von 1422— 1478, 
als der Hof verlegt und ganz von Novgorod beherrscht wurde; und 3. 1478— 1558, 
als Novgorod Bestandteil des moskowitischen Reiches geworden war und nach 
Abschluß des ersten livländischen Krieges 1509/12 eine neue Blüte des Ruß­
landhandels eintrat, der nun über Land und über die livländischen Städte ging 
und bewußt vom Moskauer Großfürsten gefördert und geschützt wurde. 1558 
brachte dann der zweite livländische Krieg den vorläufigen Abbruch der Be­
ziehungen. — Diese Periodisierung ist (abgesehen von der Hervorhebung der 
Zeit 1512—58) nicht recht einleuchtend. Bewiesen werden müßte vor allem auch 
die Existenz eines Kaufhofs bzw. einer Kaufmannskirche schon im 11. Jh. (242) 
und die angebliche Ausbildung eines russischen Stadtviertels in Reval durch 
vielfache Hausvermietung seitens der deutschen Bürger im 16. Jh. (248). P. J.

R o l a n d  S e e b e r g - E l v e r f e l d t  glaubt Heinrich von  Staden im Dienste 
Revals nachweisen zu können (JbbGOE 10, 1962, 317—322). Ob der in einem 
Schreiben der Stadt Bremen vom 5. Sept. 1576 genannte Diener Revals Heine 
von Stade mit dem bekannten W estfalen  in russischen Diensten Heinrich von 
Staden (vgl. zuletzt HGbll. 79, 226) identisch ist, bleibt sehr fraglich; inter­
essant ist jedoch in diesem Zusammenhang der Beschluß des Hansetages zu 
Lübeck vom 28. Juli 1576, eine Besteuerung der H ansestädte zugunsten der von 
den Russen bedrohten Stadt Reval durchzuführen, und die darauffolgende Reak­
tion verschiedener Mitgliedstädte, die Verf. teilweise nach unveröffentlichten 
Unterlagen des Revaler Stadtarchivs mitteilt. H. W .

Der von deutschen Forschern seit langem vertretenen Meinung, der Chronist 
Heinrich von Lettland sei Deutscher gewesen, hat sich nunm ehr auch ein let­
tischer Forscher angeschlossen: V i l i s  B i l k i n s ,  Problem et om  „Henricus de 
L ettis“ natio?ialitet (SHT 1962, 1, 35—49). B. weist da rau f  hin, daß Heinrich 
von den Deutschen als den „unseren“ spricht und sich in manchen Dingen als 
schlechter Kenner baltischer Verhältnisse erweist, was ebenso wie seine tiefe 
Sympathie für die Deutschen für seine Dcutschstämmigkeit spricht. H. W .
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Um die Stellungnahme der sowjetischen Geschichtsschreibung zu kennzeichnen, 
sei ausnahmsweise einmal die recht ausführliche Besprechung von A. L. C h o - 
r o s k e v i c  über die Arbeit Fr. Benninghovens: „Rigas Entstehung und  der früh-  
hansische K aufm ann“ erwähnt (IstSSSR, 1962, H. 6, 193— 199; vgl. HGbll. 80, 
100 f.). Zunächst stellt sie ihren Lesern im Rahmen einer detaillierten  Inhalts­
angabe die wichtigsten und interessantesten Ergebnisse der A rbeit vor. H in ­
sichtlich einiger Feststellungen B.s erhebt sie dann Einwände. So widerspricht 
sie u. a. B.s Auffassung von der völligen Neusiedlung Rigas, da  doch recht 
eindeutig sei, daß sich schon in vorstädtischer Zeit an jenem Platz eine O rt­
schaft befunden habe. Mit großem Bedauern vermerkt Ch., daß sich B. in seiner 
Arbeit nur auf die deutschen Handelsbeziehungen und die deutsche Kaufm ann­
schaft Rigas beschränkt habe, wodurch er zwangsläufig die von der sowjetischen 
Forschung nicht akzeptierbare Auffassung Fr. Rörigs und P. Johansens hinsicht­
lich der führenden Rolle der frühhansischen Kaufmannschaft bei der Gründung 
Rigas unterbaue. Mit einer solchen Einseitigkeit könne man aber der besonderen 
Situation des frühen Riga nicht gerecht werden. Hier müßten auch noch andere 
Faktoren, wie die Handelsbeziehungen zu den Russen und L itauern , das V er­
hältnis zur einheimischen Bevölkerung, die Rolle der H andwerker, kurz, die 
Gesamtsituation der Zeit berücksichtigt werden. Trotz dieser M ängel bleibe das 
Buch B.s, das sich auch durch die Fülle und neuartige V erarbeitung seines 
Materials auszeichne, eine bedeutende Leistung und sei der sowjetischen Fach­
welt nachdrücklich empfohlen. F.-K. Proehl

W o l f g a n g  K ü t t l e r  behandelt auf der Grundlage guter Quellen- und 
Literaturkenntnisse Die Volksbewegung in Riga 1584— 1589 (Jb. f. Gesch. d. 
UdSSR u. d. volksdemokr. Länder Europas 6, 1962, 267—310). E r  greift weit 
aus, schildert zunächst die zwiespältige Lage des Landes seit Beginn des 16. Jhs. 
und skizziert dann die Entwicklung Rigas vor den Unruhen der 80er Jahre , dem 
sog. „Kalenderstreit“. Die Zusammenhänge zwischen Politik, W irtschaft, sozialen 
und nationalen (Undeutsche!) Verhältnissen werden richtig aufgezeigt, wenn 
auch die sozialen Fragen manchmal zu stark hervorgehoben werden. Der w irt­
schaftliche H intergrund in der Stellungnahme der verschiedenen Bevölkerungs­
schichten gegenüber Polen-Litauen tritt  deutlich hervor. Bei der Beurteilung 
des Schicksals Livlands im 16. Jh . sollte man die W irkung der russischen E in ­
fälle ebensowenig bagatellisieren, wie sie gelegentlich überbetont wird. H. W .

An etwas entlegener Stelle finden wir die Aufsätze von A. A n t e i n s : 
Produktion und Bearbeitung der Erze auf dem  Territorium  der Lettischen SSR  
vom  Ende des 13. bis zum A n fang  des 18. Jhs. sowie Bronzene Kanonen und  
Glocken des Stadtgießhauses in Riga  (lettisch, in: Par tehnikas vesturi Latvijas 
PSR III, Riga 1962, 5—48, 49—68). P .J .

Z u r Frage von der A u then tizitä t des Privilegiums S ig ism undi A ugusti, 
Königs von Polen, vom 28. Nov. 1561 nimmt E. T a r v e l  erneut Stellung 
(Eesti NSV Teaduste Akadeemia toimetised 1962, 3, 258—259, mit dt. Referat). 
Im Gegensatz zu einigen nationalistisch gesinnten estnischen und lettischen For­
schern hält der Verfasser dieses überaus wichtige Privileg für den livländischen 
Adel für echt — es ist im Original nicht erhalten — und beweist die Echtheit
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einleuchtend aus einigen nachfolgenden Lchnbriefen des polnischen Königs, die 
inhaltlich mit den Zugeständnissen des Privilegs voll übereinstimmen. (Zur 
Geschichte dieses Dokuments, das indirekt auch für die Städte des Landes be­
deutsam wurde, vgl. im übrigen E. E. Aidnik in der H Z  157, 1937, 69 ff.)

P .J .

PO LEN . Zur Geschichte der polnischen Städte sind zwei wichtige Veröffent­
lichungen erschienen, besonders bemerkenswert insofern, als es sich vornehmlich 
um den schriftlichen Niederschlag zweier internationaler Tagungen handelt, der 
neben den vorgetragenen Referaten, versehen mit L iteraturangaben, auch die 
Diskussionsbeiträge umfaßt. Vom 4. bis 6. Juni 1957 veranstaltete die „VIe 
Section de l ’ficole Pratique des Hautes fitudes“ in Paris  unter Teilnahme pol­
nischer und westeuropäischer Historiker eine Tagung, deren Ergebnisse (ver­
mehrt um weitere polnische Beiträge) unter dem Titel Les origines des villes 
polonaises9 Recueil de travaux, hrsg. von P i e r r e  F r a n c a s t e i  (Paris-La 
Haye I960, Mouton & Co. 242 S., 29 Abb., 20 Tfn.), erschienen sind. Das inter­
nationale Kolloquium über H andwerk und städtisches Leben im mittelalterlichen 
Polen vom 1. bis 12. Sept. 1959, veranstaltet vom Institut für Geschichte der 
Universität Warschau und vom Institut für Geschichte der materiellen Kultur 
in der Polnischen Akademie der Wissenschaften, begann und endete in W ar­
schau; dazwischen besuchten die Teilnehmer eine Reihe von Städten und Aus­
grabungsstätten. Über den Verlauf dieser Tagung kann man nunmehr eben­
falls nachlesen: V artisanat et la vie  urbaine en Pologne m edievale , redigiert 
von A l e k s a n d e r  G i e y s z t o r  u. a. (Warschau 1962, Panstwowe Wy- 
dawnictwo Naukowe. =  KwartHKM 10, 1/2, 1962, fase, suppl. [Ergon vol. III], 
277—571). — Der Band der Pariser Tagung enthält zunächst vier Grundsatz­
referate: A. G i e y s z t o r ,  Position da Probleme (15—26); K. D z i e w o n s k i ,  
R evo lu tio n  des plans et de Vordonnance des villes du H aut M oyen A ge en 
Pologne (27—51); G. L a b  u d a ,  Villes de  „droit polonais“ (53—67, Diskussion 
68— 71; es handelt sich um eine franz. Fassung des in HGbll. 78, 250, ange­
zeigten Aufsatzes); K. J a z d z e w s k i ,  La form ation de la civilisation urbaine 
Polonaise du H aut M oyen A ge ä la lumiere des rechcrches recentes (73— 102, 
Diskussion 102— 105). Es schließen sich Beiträge über m arkante  Ausgrabungs­
stätten in Polen an; am Schluß wird eine allgemeine Diskussion wiedergegeben 
(220—236). — D er Band der internationalen Tagung  in Polen zerfällt in vier 
Teile: Im ersten Teil werden die einführenden Referate über den Forschungs­
stand von A l e k s a n d e r  G i e y s z t o r  (La ville  slave du H aut M oyen-Age: 
centre de production artisanale de rayonnem ent com m ercial, 287—297), W  i - 
t o l d  H e n s e l  (M ethode archeologique appliquee ä Vetude des villes , 299— 
316) und G e r a r d  L a b u d a  (Die A n fänge des polnischen Städtewesens im  
H ochm ittelalter , 317—328) wiedergegeben; es folgen kleinere ergänzende Mit­
teilungen über Einzelfragen (329—386). Der nächste Teil steht mit der ausge­
dehnten Exkursion im Zusammenhang; neben allgemeinen Notizen (387—400) 
werden Forschungsergebnisse zur Frühgeschichte der besuchten Orte beigesteuert 
(401—509). Den Schluß bilden Diskussionsbeiträge und vergleichende M ittei­
lungen über Forschungen in anderen Ländern (511—563). — Kernpunkt der 
polnischen Forschungen ist nach wie vor das Bemühen, ein eigenständiges pol­
nisches Städtewesen vor der Gründungszeit nach deutschem Vorbild nachzu-
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weisen. In diesem Zusammenhang haben vor allem die polnischen Archäologen 
ausgezeichnete A rbeit geleistet, die auch auf andere Länder nicht ohne W irkung 
bleiben wird. Zweifellos gab es schon vor der Gründungsstadt Ansätze zu einem 
Städtewesen, Ansätze, die früher zu wenig beachtet und erst durch die neuere 
Spatenforschung ins rechte Licht gerückt worden sind (wenn auch manche Deu­
tungen gewagt bleiben). Es waren aber m ehr oder weniger weit entwickelte 
nichtagrarische, „städtische“ Siedlungen von meist lokaler Bedeutung (es wird 
teilweise ausdrücklich jeglicher Fernhandel abgestritten), nicht aber vollaus- 
gebildete Städte. Interessant ist in diesem Zusammenhang, welche Merkmale 
nach Labuda (Die Anfänge des poln. Städtewesens, 320 f.) eine „Frühstad t“ 
besitzen mußte: „1. Die Konzentration auf enger Fläche einer Gruppe beruf­
lich spezialisierter Handwerker, Kauf- und Dienstleute, für die ihr Beruf die 
Lebensgrundlage bildete; 2. das Bestehen von M ilitär-, Herrschafts-, Sakral- und 
Administrationszentren, die mit den Wirtschaftszentren eng verbunden sind; 
3. die topographische Lage der Siedlung, die sich durch einen engen, regulären 
Aufbau, mit Straßen und öffentlichen Plätzen in der Landschaft abzeichnet und 
sogar sehr oft mit W ällen und Palisaden befestigt ist.“ Solche ..Städte“ sind 
in Polen schon im 9. oder sogar im 7. Th. nachweisbar. Die große Kluft zwi­
schen diesen Siedlungen und den ausgebildeten Städten ist nicht zu übersehen 
(die verfassungsrechtliche Komponente der Stadt bleibt unberücksichtigt), und 
sie ist von westlichen Forschern in den Diskussionen öfter hervorgehoben worden. 
Es wurde betont, daß trotz der Forschungsergebnisse über die ..Frühstadt“ die 
„locatio“ seit dem 13. Jh. ihr großes Gewicht behält und weiterhin etwas Neues 
im Städtewesen Polens bleibt, das von der Forschung nicht vernachlässigt w er­
den dürfe ( C h a r l e s  H i g o u n e t ,  J a n  D h o n d t ) .  Auf jeden  Fall tragen 
die beiden Veröffentlichungen sehr zum Bekanntwerden und zur Bewertung der 
beachtlichen polnischen Forschungen und zur Klärung der Frage nach den A n­
fängen des Städtewesens in Polen bei. H. W .

H e k t o r  A m m a n n ,  W irtschaftsbeziehungen zwischen Oberdeutschland und  
Polen im  M ittela lter  (VSWG 48, 1961, 433—443), sucht aus dürftigen Einzel- 
belegcn ein Gesamtbild zu gewinnen. Die Beziehungen, die sich durchweg auf 
den Austausch hochwertiger W aren  erstrecken, bei denen der T ransport  rentabel 
ist, werden erst in der 2. H älfte  des 13. Jhs. sichtbar, erst in der 2. H älfte  des 
14. Jhs. richtig greifbar. Oberdeutschland, mit dem eindeutigen Schwerpunkt 
N ürnberg  (St. Gallen, Ulm, Frankfurt, auch das später wichtig werdende Augs­
burg fallen dagegen ab), liefert Textilien, Metallwaren, W ein. Polen bietet 
Schlachtvieh, Pelze, Wachs. Aber etwa seit 1300 spielt auch das polnische Tuch 
als Exportgut eine Rolle. Gegenläufig zum sonstigen W est-Ost-Gefälle  des Tuch­
handels gelangt es bis in die Schweiz und  an die Ostsee, aber auch zum Schwar­
zen Meer und nach Rußland. Es handelt sich offenbar um eine billige Wolltuch­
sorte aus dem großpolnischen Raume (eine Verbreitungskarte ist beigegeben). — 
Den Handelsbeziehungen entspricht eine W anderung  von Kaufleuten, aber vor 
allem wohl von Handwerkern, nicht nur von W est nach Ost, sondern in beiden 
Richtungen, wobei es sich bei den O st-W est-W anderern  allerdings auch großen­
teils um Deutschstämmige gehandelt zu haben scheint. — Verf. betont für den 
deutschen Raum die Zweiteilung in ein oberdeutsches und ein niederdeutsches 
Wirtschaftsgebiet. C. II.

17 H G b l .  81
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Der Aufsatz von A n d r z e j  W y c z a n s k i  über den Roggenhandel Polens 
im 16. Jh. (vgl. HGbll. 80, 218) liegt nun auch auf Englisch vor: Tentative  
estimate o f Polish rye trade in the sixteenth Century (APolHist. IV, 1961, 
119— 131). H .W .

C a s i m i r L e p s z y ,  La Pologne et la souverainete sur la Baltique au m ilieu  
du X V l G siecle (RHES 40, 1962, 32—47), untersucht das politische Programm, 
das hinter der polnischen W ortprägung  vom Dominium maris Baltici von 1563 
steht, und den Umfang, in dem Polen unter Sigismund August tatsächlich „Terri­
torialrechte“ an der Ostsee geltend machen konnte. E. P .

Der erste Band der Schriftenreihe der Kommission der Historiker der DDR 
und Volkspolens träg t die Überschrift: Um  die polnische Krone . Sachsen und  
Polen während des Nordischen Krieges 1700— 1721 (Berlin 1962, Rütten & Loe- 
ning. 308 S.). Von Belang für die Geschichte der hanseatischen Zeit ist der A uf­
satz von J o h a n n e s  K a l i s c h :  Sächsisch-polnische Pläne zur G ründung  
einer See- und H andelskom panie am Ausgang des 17. Jhs. (45—69). Es han ­
delt sich um die ein wenig phantastischen Pläne des Schiffskapitäns Johann 
Friedrich von Thilow 1698/99, in W ladislausburg auf der Halbinsel H eia  eine 
religiöse Freistatt für niederländische Juden zu schaffen, die den Orienthandel 
über Polen lenken sollten, namentlich durch Organisation eines weitangelegten 
Karawanenverkehrs aus Persien, Armenien und A rabien und eines See- und 
Landverkehrs über das Schwarze Meer und Podolien. Obwohl der kursächsischc 
Geheime Kommerziensekretär König Augusts II., Johann  Baptist Spizel, schon 
erste Verträge in den N iederlanden abschließen konnte, w ar das Pro jek t un­
realisierbar und verfiel durch den Nordischen Krieg der Vergessenheit. — Be­
achtenswert ist im Sammelbande für unsere Zwecke auch der Aufsatz von 
R u d o l f  F o r b e r g e r :  Z ur wirtschaftsgeschichtlichen Neueinschätzung der 
sächsisch-polnischen Union  (208—255), in dem ein Programm zur Gestaltung 
der Handelsbeziehungen zwischen Sachsen und Polen vom 18. Dez. 1697 ab­
gedruckt worden ist. P. J.

Etwas überraschend ist das Ergebnis der Untersuchung von A l e k s a n d e r  
R o m b o w s k i  über Das polnische Schulwesen in Thorn im 16.— 18. Jahr­
hundert (Szkolnictwo polskie w Toruniu w X V I—X V III  w. In: StudPom. VI, 
2, 1960 [ersch. 1961], 55— 108): Danach wohnten in der A lts tadt mehr polnische 
als deutsche Protestanten, nur in der Neustadt w ar es umgekehrt. Im 16. Jh. 
gab es neben polnischen Privatschulen drei polnische Elementarschulen der 
Pfarreien. Erst im 17. und 18. Jh. tra t der polnische Unterricht etwas in den 
Hintergrund. Interessant ist, daß die meisten erwähnten Lehrer der polnischen 
Sprache deutsche Familiennamen hatten und ihre Bücher auf Deutsch schrieben. 
Man fragt sich nach den Gründen dieser Entwicklung: ist es vielleicht so ge­
wesen, daß im 16. Jh. im Geiste der Reformation viel für die Bildung der 
sozial niedriger gestellten polnischen Bevölkerung getan wurde und später der 
Einfluß der Sprache der führenden deutschen Schicht wieder stärker wurde?

H. W .



Aus reichem T horner Quellenmaterial schöpfend, hat J e r z y  W o j t o w i c z  
Studien zur G estaltung der kapitalistischen W irtschaftsform  in T horn . G ewerbe­
verhältnisse der S tad t Thorn im 18. Jahrhundert, veröff entlieht (Studia nad 
ksztaltowaniem si^ ukladu kapitalistycznego w Toruniu. Stosunki przemyslowe 
miasta Torunia w X V II I  wieku. W ydawnictwa Uniwersytetu M. Kopernika w 
Toruniu, Prace Instytutu Historycznego Nr. 3. Thorn 1960. 232 S. Dt. Zus.fass. 
226—229). Die W irtschafts- und Sozialstruktur der Stadt erlebte im 18. Jh. 
bedeutsame W andlungen. Die Zusammensetzung der zu Beginn des Jahrhunderts  
7000, um die M itte desselben 8000— 10 000 Personen zählenden Bevölkerung 
wandelte sich vornehmlich durch die Bauernflucht in die Stadt und  durch die 
Ansiedlung von H andwerkern aus kleinen Städten der Umgebung. Letztere 
arbeiteten erfolgreich in Vorstädten, auf Besitzungen des Adels und der G eist­
lichkeit und auf einer Weichselinsel, wo sie der Zunftzwang nicht erreichte, 
und beschleunigten den Verfall der Zünfte, innerhalb derer die U nzufrieden­
heit der Gesellen zu häufigen sozialen Unruhen führte. Parallel zur Steigerung 
der handwerklichen Produktion außerhalb der Zünfte entwickelten sich in der 
Stadt und in den städtischen Dörfern verschiedene größere Gewerbeunternehmen, 
besonders in kommunaler Regie, so Brauereien, Mühlen, Sägewerke, Ziegeleien, 
Färbereien, Papierfabriken usw. Privatm anufakturen beschäftigten sich mit der 
Eisen- und Lederverarbeitung, mit Tuchmacherei und Leinweberei. Dieser w irt­
schaftlichen Kapazität entsprach ein reger Handel, vor allem mit Schlesien, G roß ­
polen und Masowien. Die gründliche Untersuchung W.s schließt eine Lücke in 
der Geschichtsschreibung der Stadt Thorn. H. W .

H A N SE A T ISC H E  W IR T SC H A FT S- U N D  Ü B ER SEE G ESC H IC H TE

(Bearbeitet von Friedrich Prüser)

G u s t a v  A d o l f  R e i n ,  Europa und Übersee. Gesammelte A u fsä tze . Zum 
75. Geburtstag am 16. August 1960 dargebracht von Freunden und Schülern. 
Hrsg. im Aufträge des Vorstandes der Ranke-Gesellschaft, V ereinigung für 
Geschichte im öffentlichen Leben, Hamburg, von Günther Franz. Göttingen- 
Berlin-Frankfurt 1961, Musterschmidt-Verlag. 347 S. — Das Buch faß t unter den 
drei Themenkreisen „Allgemeine Ubersee-Geschichte“ (17— 147), „Australien 
und A m erika“ (151—291) und „A frika“ (295—343) Arbeiten Reins aus den 
Jah ren  1911 — 1958 zusammen. Kennzeichnend für den Verf. sind die großen 
Durchblicke, die sehen lehren, manchmal so, daß es dem Leser fast wie Schup­
pen von den Augen fällt. Möglich ist dieses Sehenlehren indes nur bei eigener 
überragender Beherrschung des Stoffes. Es kommt hier also nicht so sehr auf 
die Mitteilung von Begebenheiten, Tatsachen, Daten an, als v ielm ehr auf ein 
Kenntlichmachen der Zusammenhänge, des Herauswachsens aus den G rund­
lagen, des Ausweitens in neue Räume und Zeiten hinein, der gegenseitigen V er­
knüpfung und der Andeutung der Folgen. W as z. B. ein Ranke nur geahnt hat, 
als er eine Beziehung zwischen den Kreuzzügen und den großen Entdeckungs­
fahrten  der beginnenden Neuzeit knapp anzudeuten versuchte, h ier liegt es mit 
breitem Pinsel gemalt vor uns. Gerade das macht den großen Reiz der Arbeits­
weise Gustav Adolf Reins aus, die — das ist die Kehrseite — mancherlei Vor-
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kenntnisse verlangt, also anspruchsvollen Lesern genügen will. — Eine kleine 
Anmerkung zu dem Aufsatz über „Deutschland und die Vereinigten Staaten“ 
(207—220) von 1929 sei gestattet. Er ist — sagen wir einmal — zu „preußisch“ 
gesehen, und die Rolle, die unsere großen Seestädte für die auch wirtschaft­
lich freigewordene Union und diese für sie gespielt haben, kommt darin zu 
kurz. Hamburgische und bremische Schiffe waren schon in den letzten J a h r ­
zehnten des 18. Jhs. häufige Gäste in den nordamerikanischen H äfen  und stan­
den weit vorn in der Besucherliste; die „goldene Periode der bremischen H and­
lung“, wie Bremens Bürgermeister Christian A braham  Heineken in seiner zeit­
genössischen Chronik diese Zeit nannte, beruhte geradezu auf dem Nordam erika­
handel der Stadt, und er ist nach der Franzosenzeit das beherrschende Rüdegrat 
ihres Handels für ein ganzes Jah rhundert geblieben, ganz zu schweigen von 
den vielen Niederlassungen hanseatischer, nicht in letzter Linie bremischer H äu­
ser in der Union. Der starke Auswandererstrom ging in der Hauptsache über 
Bremen, und der große Warenaustausch, von amerikanischer Seite etwa in Tabak 
und in Baumwolle, hätte einige W orte mehr als nur einen kurzen Satz (217) 
verdient, der nicht einmal auf unsere Häfen bezogen wird. Der hanseatische 
Handelsvertrag  von 1827 hat bis in den W eltkrieg  hinein, bis zum Kriegs­
ein tritt  der Nordamerikanisdien Union Gültigkeit gehabt, hat also in seiner 
W irkung kaum hinter dem mit Preußen geschlossenen V ertrage zurückgestanden. 
— Dies sind schließlich Angelegenheiten, die uns auch innerhalb der hansisch­
hanseatischen Forschung angehen, wie die Arbeiten von H erm ann W ätjen , Lud­
wig Beutin und anderen zur Genüge erwiesen haben. So freuen wir uns, daß 
diese Aufsätze, Reden, Vorträge, die vielfach verstreut waren und doch außer­
halb seiner Buchveröffentlichungen einen hervorragenden Überblick über Reins 
Lebenswerk geben, gesammelt und herausgegeben wurden. F. P.

P e r c y  E r n s t  S c h r a m m ,  Uberseekaufleute im  19. Jahrhundert (T ra­
dition 1962, 93— 107), stellt durch Vergleich mit anderen  Ländern  (in W ieder­
aufnahme wichtiger Ausführungen seines Buches „Deutschland und Übersee“ ; 
vgl. HGbll. 71, 122 f.) zwei zeitlich aufeinanderfolgende Erscheinungsformen, 
den Uberseekaufmann in der Zeit des Frühkapitalismus und den des Hoch­
kapitalismus und des Imperialismus, fest. Vergleichsmöglichkeiten bieten vor 
allem England und die Unternehmungen des belgischen Königs im Kongogebiet. 
Die deutschen Beispiele nimmt er in der Hauptsache aus dem Umkreis des H am ­
burger Kaufmannstums und, was das Übersee betrifft, fast nur aus Afrika. Von 
Bremen aus wäre da natürlich einiges anzumerken, angefangen mit H. H. Meier, 
der die guten Überlieferungen der Frühform in die hochkapitalistische Entwick­
lungsstufe mit hineinträgt (auch sehr lange Reichstagsabgeordneter gewesen ist, 
entgegen den Feststellungen des Verf.s über die öffentliche Tätigkeit der Über­
seekaufleute), über die Vietor, die, wie die Bremer Kaufleute zumeist, Refor­
mierte waren und sich, J. K. Vietor z. B., in der Zeit des Hochkapitalismus mit 
scharfer Folgerichtigkeit doch den eigenen, von Kirche und Mission her ge­
prägten Standpunkt bewahrten, bis hin zu Adolf Lüderitz, h in ter dem doch 
auch sehr ernst zu nehmende Kreise Gesamtdeutschlands standen (vgl. dazu den 
Aufsatz des Rez.: Carl A lexander und Adolf Lüderitz, T rad it ion  1959, 174— 188).

F. P.
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Nachzutragen ist der vorzügliche Überblick von F r i t z  R e d l i c h ,  A n ­
fänge und Entwicklung der Fir menge schichte und Unternehmerbiographie. Das 
deutsche Geschäftsleben in der Geschichtsschreibung (Erstes Beiheft der „T ra ­
d ition“. Baden-Baden o .J .  [1959?]). E r zeichnet sich neben einer Fülle von 
Quellenangaben vor allem durch seine sorgfältigen methodologischen Ü ber­
legungen aus. C. H.

T h e o d o r  G u s t a v  W e r n e r  setzt seine Untersuchung über Das K upfer­
hü ttenw erk des Hans Tetzel aus Nürnberg auf Kuba und seine Finanzierung  
durch europäisches Finanzkapital (1545—1571), II. Teil (VSWG 48, 1961, 444— 
502; vgl. HGbll. 80, 219), m it einer Schilderung des W erksaufbaus nach 1546, 
der Lage der Minen, der wirtschaftsgeographischen und soziologischen Struktur 
Kubas, der Blütezeit des Werkes (1550— 1554) und des Fortgangs unter Tetzels 
Nachfolgern fort. Ein Überblick führt bis in die Gegenwart. Das K upier wurde 
vornehmlich für die Herstellung von Gefäßen und für den Kanonenguß ver­
wendet. — Die Arbeit schließt mit einem Quellenanhang von 20 N um m ern aus 
den Jahren  1530 bis 1622. C. H.

H  a n n a h  R a b e ,  A ktienkap ita l und H andelsinvestitionen im  Übersee- 
Handel des 17. Jahrhunderts (VSWG 49, 1962, 320—368), untersucht die Dänisch- 
Ostindischen Gesellschaften von 1616 und 1732, die Englisch-Ostindische Kom­
panie und die Niederländisch-Ostindische Kompanie nach ihrem finanziellen 
Aufbau und kommt zu dem Schluß, daß alle diese Überseehandelsgesellschaften 
über zweigeteilte Kapitalfonds verfügten, „deren einer das eigentliche Aktien­
kapital war, das in Einzelteilen ausgegebene Privileg für den Ostindienhandel 
und als solches ein Rechtstitelfonds. Der Besitz dieser Rechtsanteile gab dem 
Aktionär-Kompagniemitglied die ,ausschließende Befreiung4 zu einer Beteiligung 
an den Kapitalfonds der zweiten Art, den Handelsfonds, die für die einzelnen 
Flottenausrüstungen der Kompagnien aufgebracht wurden, indem das Mitglied 
Investitionen einschoß, deren Um fang sich nach dem Größenverhältnis zwischen 
Aktienfonds und Handelsfonds bemaß.“ C. H.

Nachgetragen sei ein Hinweis auf das Buch von J o h n  C a r s w e l l ,  The  
South Sea Bubble (London 1960, The Cresset Press. 314 S.), eine gründliche, 
auch aus den ungedruckten Quellen gearbeitete Darstellung jenes Zusam m en­
bruches einer großen Spekulationswelle im Jah re  1720, der auch für die innere 
Geschichte des britischen Parlamentarismus von so großer Bedeutung wurde. 
Verf., der in diesem Südseeschwindel das Ende der „Commercial Revolution“ 
sieht, versucht die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Momente dieser weit 
über das rein Wirtschaftliche hinausreichenden Krise zusammenzusehen. C. H.

A r m i n  O.  H u b e r  beginnt nach deutschen, englischen und amerikanischen 
Quellenveröffentlichungen eine Zusammenstellung der D okum ente der pfälzischen  
Ausw anderung des 18. Jh. nach A m erika  (Pfälzer Heimat, 13. Jg., 1962, H. 1, 
22— 23). F. P.

M a n f r e d  K o s s o k  bezeichnet seine Arbeit über den Brasilienvertrag von  
1827 im Untertitel als Bemerkungen zur D iplom atie und H andelspolitik  der 
H ansestädte in der „südamerikanischen Frageu (WissZsLeipzig 11, 1962, 491 — 
501). Vom Inhalt der Verträge ist, abgesehen davon, daß dieser in seiner portu­
giesischen wie in seiner deutschen Fassung im Anhänge abgedruckt wird, des-
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halb auch kaum die Rede, auch nicht von ihrem Wesensgefüge, um so mehr aber 
von der diplomatischen Lage und dem dazugehörigen Spiel vor A ntrit t  der 
Ausreise zur Vertragsschließung und nicht zuletzt von dem Verhältnis der Städte 
untereinander. Die Darstellung beruht auf eingehenden Studien in den großen 
hansestädtischen Archiven. Sie hat die jetz t im Druck vorliegende Arbeit von 
Jürgen  Prüser (siehe oben, 144 ff.) offenbar nicht gekannt, vermag sie, die sich 
mit A rt  und Inhalt der Verträge befaßt, daher nur hinsichtlich der oben an ­
gedeuteten Verhandlungen zu ergänzen und zu unterbauen. F. P.

W i l h e l m  v a n  K e m p e n  veröffentlicht eine Übersicht über Übersee-Aus­
wanderer aus dem  Raume G öttingen 1847— 1876 (Norddeutsche Familienkunde 
10, 1961, 274—288), deren N am en samt dazugehörigen Daten er aus Zeitungs­
anzeigen gewonnen hat, zu denen Auswanderungslustige zum Schutze ihrer 
etwaigen Gläubiger gezwungen waren. Im ganzen sind in den bezeichneten drei 
Jahrzehnten mehr als achthundert Personen aus Göttingen und Umgebung aus­
gewandert. F. P.

G e o r g  K e r s t ,  Die deutsche Expedition nach Japan und ihre A usw ir­
kungen  (Deutsch-Japanische Studien, herausgeg. v. d. Deutsch-Japanischen Gesell­
schaft Nordwestdeutschland e. V., H. 3, 1962. 69 S.), untersucht zum H undertjah rs­
gedenken des Abschlusses des ersten Handels-, Freundschafts- und Schiffahrts­
vertrages, der von Deutschland aus mit Jap an  geschlossen wurde, die in anderen 
Erinnerungsaufsätzen nicht behandelte Frage, wie es mit der Kenntnis von 
Deutschland in Jap an  und umgekehrt von Japan  in Deutschland vor und nach 
dem Vertrage aussah, und vermag darüber hinaus manche aufschlußreiche Einzel­
heiten aus den Verhandlungen um den Vertrag anzuführen, nicht zuletzt aus 
Aktenstudien im Bremischen Staatsarchiv. Dankbar zu begrüßen sind die dem 
Hefte  beigefügten Abdrucke von Archivalien. F. P.

W o l f g a n g  T r e u e  berichtet über Die ] aluit-GeSeilschaft (Tradition 1962, 
108— 123) und damit über ein sowohl vom Kaufmännischen wie von der kolo­
nialen Verwaltung her sehr eigenartiges Gebiet deutscher Überseegeschichte. 
Denn es handelt sich sowohl um die Erschließung und Nutzbarmachung der 
Marshallinseln durch die Tätigkeit kolonialer Uberseekaufleute, letzthin einer 
durch Kopra und mehr noch durch den Abbau von Südseephosphaten ausge­
zeichnet verdienenden Gesellschaft, als auch um deren Beteiligung an der Ver­
waltung dieses weithin verstreuten, aber dennoch kleinsten deutschen Schutz­
gebietes. Die Vorstudien zu der Arbeit konnten noch vor dem letzten Kriege 
gemacht werden. Dabei darf  daran erinnert werden, daß  das Bremer Staats­
archiv über die befragten Stellen hinaus einen bisher nu r  versuchsweise ange­
schnittenen Bestand bewahrt, der in ähnliche Verhältnisse hineinführt: Akten 
der am 13. Juni 1908 gegründeten „Deutschen Südsee-Phosphat-Aktiengesell- 
schaft, Bremen“, also des Bremer Gegenstücks zu der im ganzen hamburgischen 
„Jaluit-Gesellschaft“ ; von vornherein mit einem Kapital von 41A Millionen Mark 
ausgestattet, sollte sie den Abbau der Phosphatlager au f der Insel Angaur in 
den Palau-Inseln betreiben; an der Verschiffung w ar in der Hauptsache der 
Norddeutsche Lloyd mit seinen Südseelinien beteiligt. F. P.
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Der Aufsatz von R e n a t e  H a u s c h i l d - T h i e s s e n ,  D ie G em einde am  
Schoharie und ihr hamburgischer Pastor, ein Beitrag zur Geschichte des G eist­
lichen M inisterium s im  18. Jahrhundert (HambGHbll. 19, 1962, N r. 2, 25—40), 
führt mitten hinein in die geistigen, religiösen, ja  bekenntnismäßigen Be­
ziehungen zwischen H am burg  und der neuen nordamerikanischen Welt. Sie 
betont allerdings im U ntertite l über Gebühr die rein hamburgische Seite der 
Angelegenheit. In Wirklichkeit handelt es sich um die Geschichte der lu the­
rischen Gemeinden im H interlande von New York und um die Geschichte eines 
dort segensreich tätigen, vom Hamburg über London ausgesandten Predigers, 
des 1709 geborenen Peter Nicolaus Sommer. Er w ar von 1743 bis 1789 Prediger 
an den lutherisch-orthodoxen Gemeinden, der letzte solcher Prägung. Nach sei­
nem Abgang gewann der in Ham burg verpönte Pietismus hallischer Art stark 
an Einfluß. W ertvoll ist neben der Aufdeckung dieser Beziehungen die Schilde­
rung der Schwierigkeiten des Amtes, die Darlegung der Zustände in den G e­
meinden: Kolonistenschicksale aus der Zeit vor dem amerikanischen U nabhängig­
keitskrieg. F. P.

C. Plath 1862— 1962. 1. Teil: F. W . S c h a a f h a u s e n ,  D ie Geschichte der 
Firma C. Plath. 2. Teil: H e i n r i c h  H o f f m a n n  und P e t e r  K a l t e n ­
b a c h ,  Zur Geschichte des Sextanten  (Veröffentlichungen der W irtschafts­
geschichtlichen Forschungsstelle e.V. Hamburg, Bd. 25, hrsg. v. E. H i e k e .  
H am burg  1962, Hanseatischer Merkur. 149 S., 49 Abb.). — Die Geschichte 
dieser Firma ist mit der Entwicklung nautischer Instrumente und somit der 
Schiffahrt eng verbunden. Sch. gibt uns eine eingehende D arstellung der E n t­
wicklung dieser ursprünglich aus Rügen stammenden Familie bis zur Gründung 
des später so berühmten Kompaß-Hauses am Stubbenhuk in Ham burg: W ir  
sehen die enge Verbindung dieser technischen Firma mit der nautischen W issen­
schaft und mit den verwandten Betrieben des In- und Auslandes. — H. und K. 
schildern dann die Entwicklung des Plath-Anschützsdien Kreiselkompasses sowie 
der neuesten Sextanten dieser Firma. Die ältere Entwicklung des Sextanten über 
das Astrolabium der Spätantike und des hohen Mittelalters zum See- und 
Sonnenring und dem älteren Q uadranten bis hin zu dem noch in unserem 
Jah rh u n d er t  verwendeten Jakobstab zur Messung des Kimabstandes und zu den 
Davisquadranten verschiedenster Form ist kurz und lesbar zusammengefaßt. 
W eniger bekannt ist das N okturnal zur Zeitbestimmung mit H ilfe  des P o la r­
sterns. Die Verwertung des Reflektionsprinzips führte zu unseren modernen 
Spicgelwinkel-Meßgeräten, welche sich seit dem 18. Jh. in der Schiffahrt e in­
gebürgert haben. Neu und bisher in dieser Übersicht noch nicht dargestellt ist 
die weitere Entwicklung des künstlichen Horizontes im Libellen-Sextanten, Sold- 
Sextanten und der Plathschen Kammerlibelle. Trommel-Sextanten m it Libellen­
aufsatz, Periskop-Sextanten mit eingebautem Kompaß, Flugzeug-Periskop-Sex- 
tanten sowie automatische Rechengeräte beenden die Reihe. Alles dies sind 
Dinge, mit denen sich auch der Historiker auseinandersetzen sollte, wenn er 
wichtige Schiffahrtsleistungen älterer und jüngster Zeit kritisch würdigen will.

P. H.
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F r i e d r i c h  G l ä b e ,  Die Unterweser — Chronik eines Stromes und seiner 
Landschaft (Bremen 1963, Eilers & Schünemann. 184 S., 27 S. Lichtbilder auf 
Kunstdruckpapier, zahlr. Abb. im Text). — Es ist in der Hauptsache die Ge­
schichte der W eser als des bremischen Stromes; denn Bremens Geschichte ist zu 
gutem Teile die Geschichte der Weser. Gewiß mögen und können gegen Aus­
wahl, Zusammenstellung und Deutung an einzelnen Stellen Einwendungen er­
hoben werden, auf die einzugehen hier zu weit führen würde: das Ganze aber 
ist ein wertvolles und gutes Buch. F. P.

Als Ergänzung zur Arbeit von Rolf Engelsing über Bremen als Auswanderer­
hafen (vgl. HGbll. 80, 220) schreibt B o d o  H e y n e  über Die kirchlichen Be­
m ühungen um  die Ausw anderung des 19. Jhs. in Bremen  (Hospitium Ecclesiae3, 
1961, 64— 84). W ir  erfahren, daß im Bremerhavener Auswandererhaus von 
1849 eine Kapelle eingebaut wurde, an der ein hauptamtlicher Prediger tätig  war. 
Die Finanzierung erfolgte durch Bremer Kaufleute. In Bremen selbst sind die 
Anfänge kirchlicher Betreuung der Auswanderer in Dunkel gehüllt. Ein „Ver­
ein zur Verbreitung kleiner christlicher Schriften“ (Initiator: Pastor Mailet zu 
St. Stephani) kümmerte sich ein wenig um sie. Erst 1882 brachte die Innere 
Mission Planmäßigkeit in die Auswandererfürsorge. Für die geistliche Be­
treuung der Ausgewanderten in der Neuen W elt  wurde 1839 von Pastoren 
und Kaufleuten der „Verein für die protestantischen Deutschen in Nordam erika“ 
gegründet, der aus Wicherns Rauhem Haus in H am burg mit Predigern versorgt 
wurde, aber schon 1858 wieder einging. H. Schw.

Nicht im Firmengeschichtlichen liegt der eigentliche W ert  der über den im 
Titel angedeuteten Umkreis weit hinausgehenden Schrift von W i l h e l m  
L ü h r s  über A. A term ann, vorm . J. A . C astendyk , Assekuranz-M akler, 1837— 
1962 (Bremen 1962, zugleich H. 6 der „Schriften z. brem. Firmen- u. W ir t­
schaftsgesch.“, hg. von der Historischen Gesellsch. in Bremen. 100 S.), ob­
wohl in ihm der ursprüngliche Zweck des geschmackvoll ausgestatteten Büch­
leins beschlossen liegt. Vielmehr gewinnt es allgemeine Bedeutung durch den 
Versuch, die in Forschung und Schrifttum meist hintangestellten sogenannten 
Handelshilfsgeschäfte einer näheren Betrachtung zu unterziehen. Da es sich 
auch bei dieser Firma zunächst und in der Hauptsache um die Beschaffung von 
Seeassekuranzen gehandelt hat, mußte als allgemeiner H in terg rund  eine kurze, 
auf die Hauptpunkte der Entwicklung beschränkte Geschichte der älteren Bremer 
Seeversicherung eingefügt werden, stellvertretend für eine umfassende D ar­
stellung dieser Geschichte, die im Manuskript bereits vorliegt. F. P.

K a r l - H e i n z  M e y e r ,  Die Verwandten des Zuckerkönigs Claus Spreckels 
( f  1908) in der Börde Lam sted und in den U SA  (JbMorgenst. 43, 1962, 130— 
137), versucht eine der großen Gestalten amerikanischen Unternehmertums nie­
derdeutscher H erkunft genealogisch zu bestimmen. Spreckels hatte in der nord­
amerikanischen Zuckerwirtschaft eine fast monopolartige Stellung, fand aber 
bei dem Versuch der Ausdehnung auf die Hawaiischen Inseln in den zum 
Kreise von H. Hackfeld gehörigen Bremer Uberseekaufleuten und Zucker­
pflanzern heftigen W iderstand. W ir erfahren hier, daß er eine größere Anzahl 
von Verwandten und Bekannten aus seiner H eim at nachzog, die z. T. auch 
an seinen Geschäften beteiligt waren. F. P.
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A. G e s c h ä f t s b e r i c h t

Seine 7 8. J a h r e s v e r s a m m l u n g  führte der Hansische Geschichts­
verein, wie üblich in Gemeinschaft mit dem Verein für Niederdeutsche 
Sprachforschung, zu Pfingsten 1962 (11.—14. Juni) in Bremen durch. Die 
Tagungsteilnehmer genossen zugleich die Gastfreundschaft der Histo­
rischen Gesellschaft Bremen, die in diesen Tagen ihr hundertjähriges 
Bestehen feierte, insbesondere gelegentlich der Festsitzung am Abend des 
12. Juni mit einem Vortrag von Prof. Dr. Percy Ernst Schramm, Göt­
tingen (Die Überseekaufleute im Rahmen der deutschen Sozialgeschichte), 
in der ehrwürdigen Halle des Rathauses. Da aus der östlichen Hälfte 
Deutschlands diesmal nur sechs Teilnehmer — gegenüber 140 bei der 
vorjährigen Tagung in Kiel — hatten erscheinen können, stand die Ge­
samtbeteiligung von insgesamt ca. 200 auswärtigen Personen scheinbar 
im Gegensatz zu der Anziehungskraft, welche die schöne und bedeutende 
Hansestadt naturgemäß ausübte; immerhin waren der Einladung auch 
16 Teilnehmer aus dem Ausland gefolgt (Finnland, Frankreich, Groß­
britannien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Schweden). Vorträge 
hielten Prof. Dr. Hermann Kellenbenz, Köln (Hansische und Planseatische 
Geschichte — Vermächtnis und Aufgabe), Dr. Rudolf Stein, Bremen (Das 
gotische Bremer Rathaus und seine Umwandlung durch Lüder von Bent­
heim), Dr. Arend Wilhelm Lang, Juist (Entwicklung der Seekartographie 
der Ostsee und Nordsee bis 1800), Prof. Dr. Johan Schreiner, Oslo (Der 
deutsche Handwerker in Norwegen), Dr. Manfred Unger, Leipzig (Die 
Leipziger Messe und die Niederlande im 16. und 18. Jahrhundert). Nach 
dem Vortragsprogramm fand wie üblich am 13. Juni nachmittags eine 
Aussprache statt. Mit einer Seefahrt nach Helgoland und einem Insel­
spaziergang bei sonnigem Wetter wurde die Tagung beschlossen. — Bei 
der im Herbst sich anschließenden 8. A r b e i t s t a g u n g  der „Arbeits­
gemeinschaft des Hansischen Geschichtsvereins in der DDR“ zu Rostock 
(9.—11. Oktober) war eine noch stärkere Beteiligung zu verzeichnen als 
im Vorjahr in Naumburg; es waren insgesamt 165 Teilnehmer, davon 
30 aus der westlichen Hälfte Deutschlands und 14 aus dem Ausland 
(Polen, Tschechoslowakei, Niederlande), erschienen. Vorträge hielten 
Dozent Dr. Karl-Friedrich Olechnowitz, Rostock (Rostock in späthansischer 
Zeit), Prof. Dr. Herbert Schwarzwälder, Bremen (Bremen und die Hanse), 
Prof. Dr. Johannes Schildhauer, Greifswald (Die Hanse in der deutschen 
Geschichte), Erhard Voigt, Halle (Reichsgewalt und hansisches Bürger­
tum), Dr. Konrad Fritze, Greifswald (Tendenzen der Stagnation in der 
Entwicklung der Hanse nach 1370), Dr. Czeslaw Biernat, Danzig (Sta­
tistische Erfassung der Danziger Pfahlkammerbücher 1751—54, 1774—78), 
Dr. Arend Wilhelm Lang, Juist (Entwicklung der Seekartographie in
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der Ostsee von ihren Anfängen bis 1800); schließlich berichtete Prof. 
Dr. Janik, Danzig, über die Tätigkeit der durch ihn vertretenen Dan­
ziger Wissenschaftlichen Gesellschaft und überreichte eine Anzahl von 
Publikationen als deren Geschenk. Am Mittag des 10. Oktober wurden 
die meisten der Vorträge besprochen. Eine Exkursion ins Fischland und 
zum Darß beschloß die Arbeitstagung.

Drei S t i p e n d i e n  wurden im Berichtsjahr für Archivreisen von 
Hanseforschern gewährt. Dr. Rolf Engelsing, Bremen, erledigte in Pots­
dam bibliothekarische und archivalische Arbeiten an den dort lagernden 
Bremer Beständen; stud. phil. Christof Römer trieb Forschungen zur 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte des Klosters Berge im Landeshaupt­
archiv Magdeburg; Dr. Arend W. Lang besuchte mehrere Archive und 
Bibliotheken in Ostseestädten und in Berlin zur Feststellung älterer karto­
graphischer Bestände.

Unter den V e r ö f f e n t l i c h u n g e n  des Vereins erschien Band 80 
der Hansischen Geschichtsblätter in größerem Umfang als gewöhnlich, 
da das Register für die Jahrgänge 61—80 beigegeben wurde. Der Atlas­
band von Bruns-Weczerka, Hansische Handelsstraßen, ist fertiggestellt 
und wird im neuen Geschäftsjahr ausgeliefert (als Band XIII, 1 der 
„Quellen und Darstellungen zur Hansischen Geschichte“). Das Manu­
skript des zugehörigen Textbandes — Band XIII, 2 der Quellen und 
Darstellungen — wird vom Bearbeiter Dr. Hugo Weczerka voraussicht­
lich im kommenden Geschäftsjahr ebenfalls abgeschlossen werden. Das 
gleiche gilt für das bereits weit geförderte Manuskript für Band XIV 
der gleichen Reihe, nämlich die von Dr. Lotte Knabe bearbeitete Edition 
des zweiten Wismarer Stadtbuches. Als Band 4 der „Abhandlungen zur 
Handels- und Sozialgeschichte“ erschien die Arbeit von Rudolf Klei- 
minger, Das Heiligengeisthospital zu Wismar in sieben Jahrhunderten. 
Eine Untersuchung von Dr. Manfred Unger über Stadtgemeinde und 
Bergwesen Freibergs im Mittelalter ist als nächster Band dieser Reihe 
vorgesehen. — Die Bearbeitung des Bandes IV, 2 der Hanserezesse durch 
Dr. Klaus Friedland ist abgeschlossen, doch erwies sich zur Verringerung 
des Umfanges eine Vor-Veröffentlichung einiger umfangreicher, nicht 
eigentlich hansischer Stücke als unumgänglich; die Arbeit daran und Dr. 
Friedlands neu aufgenommene Tätigkeit in Lübeck verzögern die Vor­
lage des druckfertigen Manuskriptes voraussichtlich noch bis zum Ende 
des kommenden Geschäftsjahres.

Die M i t g l i e d e r z a h l  ist im Berichtsjahr weiterhin etwas ange­
stiegen. Am Ende des Jahres gehörten dem Verein an: 89 Städte, 104 
Körperschaften und Institute sowie 399 Einzelmitglieder, zusammen also 
592 (1961: 584), davon 339 in der westlichen und 192 in der östlichen 
Hälfte Deutschlands sowie 61 im Ausland. Im einzelnen traten acht 
Körperschaften (Historisches Seminar Bonn, Landkreis Coesfeld, Staats­
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archiv Hannover, Seminar f. Sozial- u. Wirtschaftsgeschichte Nürnberg, 
Kreisheimatmuseum Pritzwalk, Historisches Institut Saarbrücken, Landes­
hauptarchiv Weimar, Stadtarchiv Wismar) und 15 persönliche Mitglieder 
bei; demgegenüber schieden eine Stadt (Neuß) und sieben persönliche 
Mitglieder aus. Durch den Tod verlor der Verein sieben seiner Mit­
glieder: Prof. David K. Bjork (Los Angeles), Prof. Dr. H. Bollnow (Wil­
helmshaven), Deichsarchivdirektor Dr. I. A. Brouwer (Haarlem), Dr. W al­
ther Hof (Bochum), Frau Luise Rörig (Berlin), Prof. Dr. Hermann Rothert 
(Münster), Herrn Gustav Thomsen (Lemgo).

Der V o r s t a n d  hielt seine regelmäßigen Geschäftssitzungen zu 
Pfingsten in Bremen und im Oktober in Lübeck (an Bord der Viermast­
bark Passat) ab. Da der bisherige Geschäftsführer (Schriftführer und 
Schatzmeister) Prof. Dr. v. Brandt, Lübeck, im Herbst des Berichtsjahres 
einem Ruf an die Universität Heidelberg folgte, übernahm zur Jahres­
mitte das Vorstandsmitglied Staatsarchivdirektor Dr. Jürgen Bolland, 
Hamburg, das Amt des Schatzmeisters. Die Schriftführergeschäfte führte 
Prof. v. Brandt vorläufig noch weiter, jedoch wurde ab 1. Oktober Dr. 
Klaus Friedland, Archivrat in Lübeck, einstweilen als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Vorstandes mit der Wahrnehmung der laufenden wissen­
schaftlichen Geschäfte betraut. — Die Mitgliederversammlung wählte für 
die Herren Min.Rat Prof. Dr. Aßmann, Kiel, der turnusgemäß ausschied, 
und Staatsarchivdirektor Dr. Prüser, Bremen, der wegen Erreichung der 
Altersgrenze den aktiven Vorstand verließ, erstmals die Herren Staats­
archivdirektoren Dr. Carl Haase, Hannover, und Dr. Karl Heinz Schwe­
bel, Bremen, in den Vorstand; als Vorstandsmitglied wiedergewählt 
wurde Dr. S. H. Steinberg, London. Der Vorstand wählte seinerseits 
Prof. Pierre Jeannin, Paris, zu seinem korrespondierenden Mitglied.

S c h n e i d e r  v. B r a n d t
Vorsitzender Geschäftsführer

B. R e c h n u n g s b e r i c h t

Die Jahresrechnung spiegelt die großen Anstrengungen des Ver­
eins, der Wissenschaft neben der regelmäßigen Herausgabe der Han­
sischen Geschichtsblätter durch besondere Veröffentlidiungen zu dienen. 
Zusätzliche Ausgaben verursachten im Berichtsjahr das die letzten 20 
Jahrgänge der Hansischen Geschichtsblätter erschließende Register und 
der Handelsstraßenatlas. Das vergrößerte Druckprogramm und andere 
Schwierigkeiten führten außerdem zu einer verspäteten Auslieferung des 
Jahresbandes, was wiederum einen schleppenden Eingang der Beiträge 
zur Folge hatte.
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II. Konto bei der Deutschen N otenbank W eim ar

Bestand 31. 12. 1961 22 209,—

E in n a h m e n : A u s g a b e n :

Mitgliederbeiträge Verwaltung 2 017,56
Städte 1 645,— T agungen 6 000,—
Anstalten 520,— Forschungsreisen 1 000,—
Personen 1 205,— Abhandlungen zur

Buchverkäufe 9,88 Soz.- u. Handelsgesch. 6 500,—
Zinsen 231,58 Bestand 31. 12. 1962 20 417,90
Forschungsbeiträge 10 115,— 

35 935,46
35 935,46

Die Rechnung ist im Aufträge der Mitgliederversammlung von den 
Herren Archivdirektor Dr. Olof Ahlers und Oberstudienrat Dr. Ludwig 
Lahaine als Revisoren am 26. 2. 1963 in Hamburg geprüft und ohne 
Beanstandungen für richtig erklärt worden.

B o 11 a n d 
Schatzmeister





Soeben erschienen:

Festgabe für Ulrich Pretzel
zum  65. G eburtstag dargebracht von F reunden  und  Schülern

Herausgegeben von 
W erner Simon . Wolfgang Bachofer . W olfgang D ittm ann

X X ,  436 Seiten, 6 Bildtafeln, Gr. 8°, Ganzleinen D M  39,50

A m  14. Juli 1963 feierte Ulrich Pretzel seinen 65. Geburtstag. Z u  diesem 
T ag  haben ihm seine Freunde und Schüler eine reichhaltige Festschrift 
überreicht. D er weitgespannte Bogen der Beiträge erstreckt sich v o n  sagen-, 
überlieferungs- und  quellengeschichtlichen U ntersuchungen über metrische 
Arbeiten zur g roßen  G ruppe der Artikel zur mittelalterlichen u n d  neuzeit­
lichen Literaturgeschichte, um nach sprachwissenschaftlichen A b hand lun ­
gen mit der Wissenschaftsgeschichte zu enden. So ist es das B em ühen  dieser 
umfangreichen Festschrift, mit der Them enstellung der einzelnen Beiträge 
den ganzen Umkreis der Forschungen und  Interessen des Jubilars abzu­
schreiten. —  Das G ru ß w o rt schrieb E duard  Spranger, der einzige noch 
lebende akademische Lehrer Ulrich Pretzels. Namhafte G erm anisten  des 
In- und  Auslandes legen in der Festgabe neueste Forschungsergebnisse vor.

Das moderne englische Drama
Interpretationen

unter M itw irkung  von Willi E r z g r ä b e r ,  R obert F r i c k e r ,  R udo lf  G e r m e r ,  

R udolf H a a s ,  Hans I t s c h e r t ,  Johannes K l e i n s t ü c k ,  K urt O t t e n ,  Helm ut 
P a p a j e w s k i ,  R udolf S t a m m ,  G erhard  S t e b n e r  und Franz Z a i c

herausgegeben von 
H orst O ppel

380 Seiten, Gr. 8°, Ganzleinen mit Schutzumschlag D M  28,—

Die große Bedeutung, die das m oderne englische D ram a für T hea ter  u n d  
L iteratur unserer Zeit weit über die G renzen Englands hinaus erlangt hat, 
m acht eine umfassende Auseinandersetzung mit dieser D ich tung  erforder­
lich. Es ist das Ziel des vorliegenden Bandes, bedeutende W erke der m o ­
dernen dramatischen Literatur Englands angemessen zu w ürd igen  und mit 
dem  Gesamtbild der literarischen E ntw ick lung  zu verbinden. Behandelt 
w erden: G . B. Shaw, Oscar Wilde, W. B. Yeats, J. M. Synge, J o h n  Gals- 
worthy, O ’Casey, Dylan Thom as, T. S. E liot, Christopher Fry, Jo h n  Os- 
borne, A rnold  Wesker.

Ausführliche Prospekte stehen auf Wunsch z ur Verfügung !

E R I C H  S C H M I D T  V E R L A G  
B erlin  30 • B ielefeld  • M ü n ch en  22



WERKE

IN

AUSWAHL

Jahrhundert-G edächtn is-A us­
gabe in acht Bänden. Band 1: 
X IV  u. 571 Seiten. Band II bis 
V II  je etwa 500 bis 700 Seiten. 
Band V III  etwa 1000 Seiten. 
H erausgegeben von  Gustav 
A do lf  Rein, Wilhelm Schüß- 
ler, A lfred Milatz, Rudolf 
Büchner.

Bd. I  und I I : Das W erden des 
Staatsmannes (1815—-1862). 
Bd. I I I j I V : Die Reichsgrün­
dung  (1862— 1871).
Bd. V  bis V I I : Reichsgestal­
tung  und  europäische Friedens­
w ahrung  (1871— 1890).
Bd. V I I I : (Verstärkter Einzel­
band) : Rückblick und 
Vorschau (1890— 1898).

Nach der G liederung in diese 4 
H auptteile  wird in den Bänden 
H , IV, V II  und  V III  jeweils 
ein Personen- und  Sachregister 
angefügt, das die Benutzung 
des vielgestaltigen Schrifttums 
von  Bismarck nicht nur erleich­
tert, sondern  auch dazu anregt, 
den verschiedenartigen Pro­
blemen an H and  der Hinweise 
nachzugehen.

Subskriptions-Angebot

Die acht Bände der „W erke in 
A usw ah l“ w erden zu folgen­
den erm äßigten Subskriptions­
preisen angeboten:

Band I  D M  45,—
Band II  D M  45,—

Die Preise für die weiteren 
Bände w erden von Fall zu Fall 
jeweils kurz  vo r  Erscheinen 
bestim m t, sie bewegen sich 
jedoch im  gleichen Rahmen. 
Die G ew ährung  des Subskrip­
tionspreises verpflichtet zur 
A bnahm e der vollständigen 
Ausgabe.
Dieses Subskriptions-Angebot 
ist zeitlich befristet und  en­
det m it dem  Erscheinen des 
achten u n d  letzten Bandes der 
„W erke  in A usw ahl“ .

W. Kohlhammer Stuttgart



G ö t z  F r e i h e r r  v o n  P ö l n i t z

Anton Fugger
2. Band: 1536—1540 

Teill: 1536—1543

(.Studien ^ur Fuggergeschichte 17). 1963. X X ,  656 Seiten. 12 Tafeln. Brosch.
D M  59,—  ; Lw. D M  56,— .

Die erst teilweise erforschte Geschichte der oberdeutschen Wirtschaft und 
ihrer Bankiers wird durch die Fülle des hier verarbeiteten Materials außer­
ordentlich bereichert. Die Ausführlichkeit und Breite der Darstellung, die 
bereits beim ersten Band die Anerkennung der Kritik fanden, werden aus 
sachlichen Gründen beibehalten. Der Verfasser verliert dabei nie sein Ziel 
aus den Augen, „große Geschichte” zu schreiben.

Der hier vorgelegte Halbteil des zweiten Bandes (1536—1543) schildert die 
Schwierigkeiten, die sich für Anton Fugger aus den politischen und kon­
fessionellen Verhältnissen seiner Zeit ergaben. Ihm stand in Karl V. eine 
Herrscherpersönlichkeit gegenüber, welche die Kapitalkraft der Fugger 
unbedenklich in ihre Planungen einbezog. Man verfolgt mit Bewunderung 
die Geschicklichkeit, mit der Anton in diesen kritischen Jahren operierte 
und sich als Meister seines Geschäftes erwies. Auf seine Art hat auch er 
für die Sicherheit und den christlichen Frieden des Abendlandes gekämpft 
und oft auch sich von unnötigen militärischen Aktionen distanziert. Seine 
Wirkung reichte erheblich weiter und tiefer als die seines Oheims Jakob, 
und er ist es auch, der den ungewöhnlichen Ehrennamen eines ,Fürsten der 
Kauf leute' erhalten hat.

J. C.  B.  M O H R  ( P A U L S I E B E C K )  T Ü B I N G E N



Neuerscheinungen %ur Wirtschaftsgeschichte

Hans Pohl

Die Beziehungen Hamburgs zu Spanien und dem 
spanischen Amerika in der Zeit von 1740-1806
Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Beiheft 45. 1963. 
X III , 356 Seiten, brosch. D M  32,—
Ein  wichtiger Beitrag zur internationalen Wirtschaftsgeschichte und 
zur Geschichte des Kolonialhandels. U nter Berücksichtigung diplo­
matischer, konsularischer und politischer Fragen werden die Schiff- 
fahrts- und Handelsbeziehungen zwischen H am b u rg  und Spanien ein­
gehend untersucht. E in  besonderes Kapitel behandelt den ham burgi­
schen D irekthandel mit Lateinamerika.

Wolfram Fischer

Neuere Forschungen zur Wirtschafts- und Sozial­
geschichte der U SA
Sonderdruck: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 
Band 49. 1963. 98 Seiten, brosch. D M  12,—
Eine Bestandsaufnahme der Forschungen  zur Wirtschafts- und So­
zialgeschichte der USA für die Jahre 1958— 62. M it rund  650 Nach­
weisen bietet der Bericht eine umfassende O rien tierung  über den 
Stand der Forschung und ist nicht nur für W irtschaftshistoriker, son­
dern auch für Institute und Bibliotheken v on  Interesse.

Ivo N. Lambi

Free Trade and Protection in Germany 1868-79
Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Beiheft 44. 1963. 
X II, 267 Seiten, brosch. D M  28,—
U nter A usw ertung  bis jetzt unveröffentlichten Materials untersucht 
der Verfasser die Kräfte, die den K am p f zwischen Freihandel und 
Schutzzoll bewirkten und die m it den wichtigsten Problem en der deut­
schen Geschichte im 19. Jah rhundert  ve rknüpft  sind: der Industriali­
sierung, den Spannungen zwischen M onarchism us und  Parlamentaris­
mus, zwischen Partikularismus und  Unitarism us und  schließlich mit 
der Politik Bismarcks.

Zu beziehen durch Ihre Buchhandlung. Prospekte durch den Verlag

F R A N Z  S T E I N E R  V E R L A G  G M B H  . W I E S B A D E N





GESAMMELTE SCHRIFTEN
ZUR WIRTSCHAFTS- UND SOZIALGESCHICHTE

Herausgegeben von H e rm a n n  Kel lenben%. 1963. Gr. 80. LII ,  372 Seiten, 
1 Titelbild. Leinen D M  36,— .

D ie in diesem  Band verein ig ten  A ufsätze, eingeleitet durch eine aus­
führliche W ürdigung des w issenschaftlichen Lebensw erkes L udw ig  
Beutins aus der H and  von  H erm ann K ellenbenz, sollen die E rinnerung  
an ihn  als Lehrer und  Forscher w achhalten. D ie A usw ahl ist so ge­
troffen, daß alle Schaffensepochen des A utors berücksichtig t w e rd en : 
Brem en, die N ordseeküste, die W elt der H anse w aren seine A usgangs­
positionen. D er K ölner L ehrstuh l führte ihn in die industrielle W elt 
und  in die dam it verbundene soziale Problem atik  des 19. Jah rh u n ­
derts. B eutin ging von  der allgem einen H istorie aus, d rang  in  die 
wirtschaftsw issenschaftliche Fachgeschichte ein u nd  eroberte hier 
N euland, dennoch blieb er im m re den  T rad itionen  der allgem einen 
Geschichtsw issenschaft verbunden , so daß der Band sich gleicher­
m aßen an den H istoriker, W irtschaftsw issenschaftler und den Soziolo­
gen w endet.

L u d w ig  B eu tin

BÜCHERKUNDE OSTDEUTSCHLANDS
UND DES DEUTSCHTUMS IN  OSTMITTELEUROPA

Bearbeitet von H e inr ich  J i l e k ,  H e r b e r t  Ri s ter ,  H e l l m u t h  Weiss  
{Ostmitteleuropa in Vergangenheit und Gegenwart, 8. Arbeit). 1963. Gr. 8°. 
X X X V I ,  560 Seiten. Leinen D M  68,— .

Z um  ersten  Mal w ird  h ier in sorgfältiger A usw ahl übersichtlich und  
doch in knapper F o rm  aus der Fülle des Schrifttum s der letzten 200 
Jahre das zusam m engestellt, was heute noch  w issenschaftlichen oder 
Q uellenw ert beanspruchen kann. E ine klare systematische A nordnung  
u n d  eingehende R egister w ollen dem  B enutzer die A rbeit m it der 
B ibliographie, die tro tz  ihres reichen Inhaltes den U m fang eines H and­
buches n ich t überschreitet, so leicht wie m öglich machen.

B Ö H L A U  V E R L A G  K Ö L N  G R A Z




